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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019
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ATOM/200: Halbwertzeit - anfällig und gefährlich ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung - Schüttorf/Lingen/Bonn/Münster, 18. Februar 2019

Brennelementefabrik heute wieder Thema im Landtag


- Brandschutz schon beim Stresstest 2013 mit erheblichen Mängeln

- AtomkraftgegnerInnen konfrontieren Umweltminister Lies in Schüttorf



Der Brand in der Brennelementefabrik Lingen vom Dezember 2018 ist
heute erneut Thema im Umweltausschuss des niedersächsischen Landtags.
Dazu wurde bekannt, dass entgegen bisheriger Äußerungen ausgerechnet
der Brandschutz in der Brennelementefabrik anscheinend schon seit
Jahren sehr verbesserungswürdig ist. So bekam die Brennelementefabrik
beim Thema "Schutz gegen anlageninterne Brände" beim bundesweiten
"Stresstest" von der Entsorungskommission der Bundesregierung 2013 nur
das "Basislevel" bestätigt. Nach Angaben des Bundesumweltministeriums
gegenüber den Grünen im Bundestag führte dies dazu, dass in den
vergangenen Jahren in Lingen eine umfangreiche Maßnahmenliste zur
Verbesserung des Brandschutzes abgearbeitet werden musste. So wurde
erst nach dem Stresstest - also nach 35 Betriebsjahren - eine
Partikelschutzwand eingebaut sowie ein Gerätewagen und ein
Dekontaminationszelt für die Betriebsfeuerwehr angeschafft.

Wie man jetzt weiß, verhinderten auch diese Maßnahmen nicht den Brand.
Selbst die Betreiber der Brennelementefabrik in Lingen, Framatome /
ANF, machten nach dem Brand noch 260 (!) potenzielle Gefahrenquellen
aus. Angeblich drang nach neuesten Informationen beim Brand selbst
durch die Brandschutztüren noch Rauch in die Fertigungshalle, obwohl
diese sich in unterschiedlichen Brandabschnitten befinden. Das Labor,
in dem der uranhaltige Verdampfer in Brand geriet, kann nicht mehr
benutzt werden.

Wiederinbetriebnahme der Brennelementefabrik hätte nicht erfolgen
dürfen

Der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf sowie das Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen und der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) sind empört, dass die Atomaufsicht in Hannover
diese gravierenden Brandschutzmängel am Brandtag und die lange
Vorgeschichte der Brandschutzmängel bislang mit keinem Wort öffentlich
thematisiert hat. Auch hat der niedersächsische Umweltminister Olaf
Lies (SPD) bislang den detaillierten Fragenkatalog des Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Schüttorf weder mündlich noch schriftlich beantwortet.
Eine Wiederinbetriebnahme der Anlage hätte nicht erfolgen dürfen.

Aus diesem Grund konfrontierten 10 TeilnehmerInnen des AKU Schüttorf
und anderer Anti-Atomkraft-Initiativen aus Lingen, Gronau und Münster
am gestrigen Sonntag (17.02.2019) Umweltminister Lies bei einem Besuch
der SPD in Schüttorf persönlich mit einer Mahnwache, um von ihm mehr
Transparenz und einen wesentlich kritischeren Kurs gegenüber den
Betreibern der Brennelementefabrik zu fordern. Minister Lies stellte
sich dem Gespräch mit den regionalen Anti-Atom Initiativen und
sicherte zu, zeitnah die Fragen zum Brand in der Brennelementefabrik
schriftlich zu beantworten. Ein von den Initiativen gefordertes
inhaltliches Gespräch mit dem Umweltministerium soll vor dem Sommer
stattfinden.

"Seit Jahren ist der Atomaufsicht in Hannover offensichtlich bekannt,
dass es mit dem Brandschutz in der Brennelementefabrik Lingen nicht
gut bestellt ist, dennoch verliert der zuständige Umweltminister nicht
ein einziges kritisches Wort, wenn der Schadensfall wirklich eintritt.
Gab es bei der Atomaufsicht in Hannover diesbezüglich Versäumnisse?
Müssten Brandschutztüren und Brandschutzwände in verschiedenen
Brandabschnitten nicht absolut jede Durchleitung von Rauch, also auch
von Partikeln, verhindern? Das bisherige Verhalten des Umweltministers
ist äußerst betreiberfreundlich und wird dem Ernst des Brandes in der
Atomanlage nicht gerecht - gerade deshalb haben wir ihn in Schüttorf
persönlich angesprochen. Herr Lies muss endlich die Stilllegung der
Atomanlage einleiten," so Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt
Schüttorf. Udo Buchholz vom Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erinnerte Minister Lies daran,
dass in Hessen bereits Ende des letzten Jahrhunderts alle
Brennelementefabriken konsequent und endgültig stillgelegt wurden.

Die Bürgerinitiativen und auch der BBU werden sich weiterhin mit
Nachdruck für die sofortige Stilllegung der Lingener
Brennelementefabrik und auch des AKW Lingen 2 einsetzen.



Verwendete Dokumente:

1) ESK-Stellungnahme zum Stresstest zur Brennelementefabrik Lingen
(hier S. 18):

http://www.entsorgungskommission.de/sites/default/files/reports/snstresstestteil114032013.pdf

2) Stellungnahme des BMU gegenüber MdB Sylvia Kotting-Uhl (Grüne),
hier Bundestags-Drucksache 19/6663, Frage 96, S. 88:

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/066/1906663.pdf

Weitere Informationen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 18.02.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Februar 2019 
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SYRIEN/113: Dominostein Damaskus - Aufstandsmotiv Verelendung ... (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 20. Februar 2019

(german-foreign-policy.com)

Politik der verbrannten Erde



BERLIN/WASHINGTON/DAMASKUS - Syrien steht wegen der neuen Sanktionen von
EU und USA laut Einschätzung von Experten vor einem offenen
Wirtschaftskrieg. Wie es in einer aktuellen Analyse des European Council on
Foreign Relations (ECFR) heißt, sind durch die Boykottmaßnahmen vor allem
"die verwundbarsten Menschen in der syrischen Bevölkerung" von
katastrophalen Folgen bedroht. Die Sanktionen gegen Syrien werden schon
seit Jahren international scharf kritisiert. Bereits im Jahr 2016 hieß es
bei den Vereinten Nationen, es handle sich um "das komplizierteste und am
weitesten reichende Sanktionsregime, das jemals verhängt wurde"; UN-
Mitarbeiter urteilten, nicht der Krieg, sondern die Sanktionen des Westens
seien "der Hauptgrund" für den Kollaps des syrischen Gesundheitssystems.
Nachdem Brüssel jetzt die Maßnahmen sogar noch ausgeweitet hat, ist
Washington dabei, Sanktionen zu verhängen, die sich gegen sämtliche
Unternehmen und Länder richten, die Staatsprojekte zum Wiederaufbau Syriens
unterstützen. Beim ECFR ist von einer "Politik der verbrannten Erde" die
Rede.

"Das am weitesten reichende Sanktionsregime seit je"

Die Sanktionen, die die EU und die Vereinigten Staaten gegen Syrien
verhängt haben, werden seit langem scharf kritisiert. Bereits im Mai 2016
kam eine im Auftrag der Vereinten Nationen erstellte Studie zu dem Schluss,
die Sanktionen hätten katastrophale Folgen für die Zivilbevölkerung.
Zusammengenommen seien die Maßnahmen, die Brüssel und Washington in Kraft
gesetzt hätten, "das komplizierteste und am weitesten reichende
Sanktionsregime, das jemals verhängt wurde".[1] Selbst die Lieferung
medizinischer Geräte müsse genehmigt werden; die dazu nötigen Prozeduren
seien allerdings aufwendig und kostspielig, und weil man sich trotz allem
in einer Grauzone bewege, ließen viele westliche Unternehmen prinzipiell
die Finger davon. Das transatlantische Sanktionsregime verhindere damit de
facto die humanitäre Versorgung der Zivilbevölkerung. In internen
Stellungnahmen aus den Vereinten Nationen waren bereits damals noch
deutlichere Töne zu hören. So urteilte ein UN-Mitarbeiter in einer E-Mail
vom August 2016, die EU-US-Sanktionen hätten zu einer Verdopplung des
Benzinpreises binnen 18 Monaten und zu einem 40-prozentigen Rückgang der
Weizenproduktion seit 2010 beigetragen. Auch Medikamentenfabriken, die
nicht durch Kriegshandlungen zerstört worden seien, hätten mittlerweile
schließen müssen, weil sie die zur Produktion nötigen Grundstoffe nicht
mehr beschaffen könnten. Letztlich seien die Sanktionen "der Hauptgrund"
für den Kollaps des syrischen Gesundheitssystems.[2]

Ins Elend getrieben

Die katastrophale Lage dauert an. Von den Sanktionen sind weite Teile der
syrischen Wirtschaft betroffen - auch, weil EU und USA Finanzsanktionen
verhängt haben, die Finanztransfers und mit ihnen die Einfuhr dringend
benötigter Güter vollends unmöglich machen. In Krankenhäusern heißt es, man
könne sogar überlebensnotwendige Medikamente, etwa Mittel für
Krebstherapien, nicht mehr beschaffen. In Damaskus kommen laut Berichten
rund zehn Prozent der Patienten, die an Nierenproblemen leiden, ums Leben,
da die zur Behandlung erforderlichen medizinischen Geräte nicht mehr mit
Ersatzteilen oder mit Software-Updates versehen werden können.[3] Zuletzt
hat die Verschärfung der US-Sanktionen dazu geführt, dass
Versicherungskonzerne Erdgastanker, die Syrien beliefern, nicht mehr
versichern; dies hat - mitten im Winter - zu gravierenden
Versorgungsproblemen und zu einem erneuten Anstieg des Energiepreises
geführt.[4] Vor den Folgen hat in der vergangenen Woche der nahe Homs
lebende griechisch-orthodoxe Weihbischof Elias Toumeh gewarnt.[5] Wie
Toumeh erklärt, gebe es trotz deutlich zurückgegangener Kämpfe "kaum Gas,
Treibstoff, keinen Strom": "Die Menschen leiden." Der Weihbischof warnt:
"Viele möchten ja im Land bleiben, aber sie haben nicht ein Minimum dessen,
was sie brauchen."

Sanktionen gegen Drittstaaten

Weit davon entfernt, eine Verbesserung der Lage der Zivilbevölkerung
anzustreben, haben Brüssel und Washington ihre Sanktionen weiter
verschärft. Der Rat der EU hat am 21. Januar neue Strafmaßnahmen gegen elf
syrische Geschäftsleute und fünf Unternehmen verhängt; damit sind
inzwischen 270 Personen und 72 Organisationen von den EU-Maßnahmen
betroffen, die darüber hinaus ein Ölembargo, diverse Finanzsanktionen sowie
weitere Exporteinschränkungen umfassen. Das US-Repräsentantenhaus und der
US-Senat haben gleichfalls ein weiteres Sanktionspaket verabschiedet, das
nur noch von US-Präsident Donald Trump unterzeichnet werden muss. Es sieht
nicht mehr nur Sanktionen gegen Syrien selbst vor, sondern Sanktionen gegen
alle Unternehmen und Länder, die sich etwa an staatlichen
Wiederaufbauprojekten beteiligen.[6] Damit kann als sicher gelten, dass
westliche Unternehmen keine Syrien-Aktivitäten entfalten und die westlichen
Sanktionen den Aufbau weiter blockieren. Das Modell dazu liefern
Washingtons Iran-Sanktionen, die bereits zum weitestgehenden Rückzug
europäischer Firmen aus dem Land geführt haben.[7]

Alternativen zum Westen

Wie es nun in einer Analyse des European Council on Foreign Relations
(ECFR) heißt - eines sich als "paneuropäisch" bezeichnenden Think-Tanks mit
Hauptquartier in Berlin -, werden die neuen Sanktionen von EU und USA
zweierlei Auswirkungen haben. Zum einen öffnen sie Syrien faktisch für
Firmen aus den zwei Ländern, die der Westen eigentlich aus Damaskus drängen
will: Iran und Russland. Allein in der Woche nach Verhängung der neuen
EU-Sanktionen hätten syrische und iranische Stellen neun
Absichtserklärungen
zum Ausbau ihrer Zusammenarbeit unterzeichnet, stellt der ECFR fest;
Syrien, Iran und Irak wollten vor allem auf dem Energiesektor enger
kooperieren. Gelinge dies, dann werde nicht nur Syrien wirtschaftliche
Fortschritte erzielen; darüber hinaus werde Iran größeren "Zugang zum
syrischen Markt" erhalten.[8] Die Aussicht darauf führt zu Streit zwischen
Washington und seinen arabischen Verbündeten. Vor allem die Vereinigten
Arabischen Emirate - sie gehören zu den erbittertsten Feinden Irans - haben
zuletzt begonnen, in gewissem Maß mit Syrien zu kooperieren, um Teheran
zumindest wirtschaftlich zurückzudrängen.[9] Die Trump-Administration hat
in Reaktion darauf ihren Druck auf Abu Dhabi massiv erhöht - mit dem Ziel,
seine Sanktionen wie im Falle Irans umfassend durchzusetzen.[10] Gelingt
dies, dann erhalten Iran, Russland und China mangels westlicher oder
arabischer Konkurrenz in Syrien freie Bahn. Unklar ist, wie die westlichen
Mächte reagieren würden, sollten sie in Damaskus auf Dauer jeglichen
Einfluss verlieren.

"Inhuman und destruktiv"

Die zweite Konsequenz betrifft die Zivilbevölkerung. Wie der ECFR urteilt,
steht ihr wohl "ein neuer Krieg" bevor: "derjenige des Westens gegen die
syrische Wirtschaft".[11] Er werde "enorm schädliche Folgen für die
verwundbarsten Menschen in der syrischen Bevölkerung" haben. Ein syrischer
Regierungsmitarbeiter fürchtet, "der Wirtschaftskrieg" sei sogar "weitaus
schlimmer als der militärische Krieg": "Der Wirtschaftskrieg betrifft jeden
einzelnen Haushalt, niemand bleibt unberührt."[12] Er zielt offensichtlich
darauf ab, nach dem Scheitern des Versuchs, die Regierung von Bashar al
Assad mit Hilfe meist islamistischer, teils jihadistischer Milizen zu
stürzen, nun die Bevölkerung gezielt in die Verelendung zu treiben, um sie
erneut zum Aufstand zu zwingen. Der ECFR, der die Sanktionen "inhuman und
destruktiv" nennt, urteilt über die EU-US-Sanktionen: "Sie offenbaren eine
Politik der verbrannten Erde, die willkürlich und ohne Unterschied einfache
Syrer bestraft".
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KOHLEALARM/569: Klimakampf und Kohlefront - Kampagne gegen Präzedenzklage ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 18. Februar 2018

Massive Repression gegen Klimaaktivist*innen

RWE fordert über 2 Mio Euro Schadensersatz für Blockade des Kraftwerks
Weisweiler 2017 +++ Aktion zur Klimakonferenz zwang RWE ihr drittgrößtes
Kohlekraftwerk herunterzufahren +++ Aktion verhinderte Emission von über 27
000 Tonnen CO2 +++ Auch strafrechtliche Verfolgung +++ Aktivist*innen:
"Repression kann diese Bewegung nicht aufhalten"



Europas größter CO2-Emittent, der Energie-Konzern RWE verklagt fünf
Klimaaktivist*innen und einen Journalisten auf Schadensersatz in Höhe
von 2,07 Mio Euro. Die Aktivist*innen von "WeShutDown" hatten am 15.
November 2017 frühmorgens Förderbänder und Bagger im Braunkohlekraftwerk
Weisweiler bei Aachen blockiert, und damit die fast vollständige
Abschaltung des Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte die 23.
Klimakonferenz der UN in Bonn. Jetzt versucht RWE offenbar die
Anti-Kohle-Bewegung abzuschrecken und fordert zum ersten Mal im großen Stil
Schadensersatz von Aktivist*innen.

Die Betroffenen zeigen sich davon unbeeindruckt: "Das kann unsere
Bewegung nicht aufhalten. Der Klimawandel wartet nicht. Kohlekraftwerke
müssen sofort stillgelegt werden. Solange das nicht erreicht ist, wird
es Blockaden und andere Aktionen geben." sagt Aktivistin Cornelia.
Die Aktivist*innen haben Widerspruch gegen die Klage eingereicht.

Auch ein Journalist, der die Aktion in Weisweiler begleitete, wird
mitverklagt: Jannis Große, ein Reporter mit Schwerpunkt Klimaaktivismus
und soziale Bewegungen, dokumentierte die Aktion als Unbeteiligter. Er
setzt sich mit Hilfe eines Journalist*innen-Verbandes juristisch gegen die
Forderung zur Wehr.

Die Aktivist*innen der Weisweiler-Blockade "WeShutDown" bereiten sich
auch auf einen Strafprozess vor. Moritz, einer der Angeklagten dazu:
"Wir werden den Prozess nutzen, um RWE anzuprangern für die weltweite
Vernichtung von Lebensgrundlagen und um unsere Forderung eines
sofortigen Kohleausstiegs zu verbreiten."

Die Empfehlungen der Kohlekommission lehnen die Aktivist*innen ab:
"Kohlekraftwerke noch zwanzig Jahre weiterlaufen zu lassen ist Wahnsinn.
Das kapitalistische Wirtschaftssystem basiert auf der Illusion von
andauerndem Wachstum. Deswegen müssen wir es überwinden", sagt Moritz.

RWE, deren drei große Braunkohlekraftwerke Weisweiler, Niederaußem und
Neurath allein rund zehn Prozent der deutschen CO2-Emmissionen
ausstoßen, steht immer mehr in der Kritik. Nichtsdestotrotz werden
Klimaaktivist*innen mit harten Urteilen kriminalisiert:
"Heute gilt unsere ganze Solidarität Eule aus dem Hambacher Forst, die
gestern zu neun Monaten Haft verurteilt wurde", sagt Cornelia.

Für kommenden Montag, den 25.2. 2019, haben die Aktivist*innen eine
Kundgebung am Kraftwerk Weisweiler angemeldet. Diese soll den Auftakt
der Öffentlichkeitskampagne "We don't Shut Up! - Solidarität mit
WeShutDown!" bilden.


Pressespiegel der Aktion:

https://www.zuckerimtank.net/?page_id=958&lang=de

Fotostrecke:

http://stories.jannisgrosse.de/stories/blockade-des-braunkohlekraftwerks-weisweiler/

 * 
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"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"
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KOHLEALARM/568: Klimakampf und Kohlefront - einseitiger Kompromiß ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Umweltverbände:
Bundesregierung muss Kohleausstieg in Nordrhein-Westfalen starten



Berlin. Deutschlands Ausstieg aus der Kohle muss umgehend mit
Abschaltungen im Rheinischen Revier starten, damit der Kompromiss der
Kohlekommission erfolgreich ist. Dazu muss sich die Bundesregierung
schnellstmöglich mit RWE darauf einigen, drei Gigawatt der ältesten
Braunkohleblöcke der Kraftwerke Niederaußem und Neurath ab 2020 bis
spätestens 2022 vom Netz zu nehmen. Mit dieser Forderung stellen sich
die Vorsitzenden der Umweltverbände Greenpeace, Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) und der Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring heute in einer Pressekonferenz deutlich gegen die
Versuche aus Teilen der Union und der Landesregierung
Nordrhein-Westfalens, den mühsam errungenen Kohlekompromiss zu
zerreden.

Als Mitglieder der Kommission haben die drei Verbände den Kompromiss
miterarbeitet. "Wenn der Kohleausstieg jetzt sehr schnell im Westen
startet, ist das das richtige Signal, um den offenen Konflikt um das
Tempo beim Klimaschutz, den Erhalt des Hambacher Walds und der
bedrohten Dörfer zu entschärfen", sagt Greenpeace-Geschäftsführer
Martin Kaiser. "Die Bundesregierung muss jetzt verbindlich regeln,
dass RWEs schmutzigste Braunkohlekraftwerke bis spätestens 2022 vom
Netz gehen." Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat vor wenigen
Tagen angekündigt, nur 2,4 Gigawatt anstatt der vereinbarten 3
stilllegen zu wollen.

Die Verbände verlangen, analog zur Gesetzgebung für den
Strukturwandel, bis Mai auch Eckpunkte für ein Gesetz zum
Kohleausstieg vorzulegen und zügig zu verabschieden. "Strukturhilfen
und Klimaschutz müssen verzahnt sein", fordert der BUND-Vorsitzende
Hubert Weiger. "Das ist auch die Empfehlung der Kommission. Die
Bundesregierung muss für die klimapolitisch konsequente Umsetzung des
Kompromisses sorgen." Mit großer Sorge sehen die Verbände, dass die
Bergbaukonzerne LEAG und RWE weiterhin Fakten schaffen und die
Zerstörung von Dörfern vorantreiben wollen. "Mit den Eckpunkten des
Kohlekompromisses können die Dörfer in Ost und West gerettet werden.
Die Landesregierungen sind in der Verantwortung, der weiteren
Zerstörung jetzt Einhalt zu gebieten. Sie müssen die Tagebauplanungen
entsprechend ändern und sozialverträgliche Lösungen für alle
Umsiedlungsbetroffenen schaffen", so Weiger weiter.

Deutschland tritt beim Klimaschutz auf der Stelle. Der CO2-Ausstoß
sinkt seit 2009 viel zu langsam. Ihr Klimaziel für das Jahr 2020 wird
die Bundesregierung um rund 25 Prozent verpassen, wenn der Ausstieg
aus der Kohle nicht angegangen wird. "Durch die Empfehlungen der
Kommission hat die Bundeskanzlerin nun Zusagen von Industrie,
Gewerkschaften und Umweltverbänden, um in ein kohlefreies Zeitalter zu
starten", so DNR-Präsident Kai Niebert. "Das ist ein historischer
Moment. Die Regierung sollte ihn nutzen, jetzt die ersten Kraftwerke
abzuschalten und einen stetigen Ausstiegspfad festzulegen. Deutschland
kann seinen CO2-Ausstoß so schnell senken, wie es mit dem Vertrag zum
Pariser Klimaabkommen zugesagt hat."

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 18.02.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin
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KOHLEALARM/567: Klimakampf und Kohlefront - und sie behalten doch Recht ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald und die Dörfer an den Tagebauen

von Michael Zobel, 18. Februar 2019



Guten Tag zusammen,

natürlich bleibt uns das Thema Braunkohle auch in diesem Jahr erhalten,
die ersten Waldspaziergänge sind schon Geschichte, wir machen weiter.

Nach einer kurzen Auszeit sind Eva und ich wieder da und arbeiten mit
vielen Gleichgesinnten am gemeinsamen Ziel, der Zerstörung des Hambacher
Waldes, der Zerstörung der Dörfer an den Tagebauen und der Vernichtung
unserer Lebensgrundlagen vieler Menschen ein baldiges Ende zu bereiten.
DANKE für die Unterstützung.

Bevor die Beschlüsse der Kohlekommission auch nur ansatzweise umgesetzt
werden können, schafft RWE rund um die Tagebaue unumkehrbare Tasachen.
Gegen jede Vernunft werden weiter Dörfer zerstört, Menschen enteignet
und zwangsumgesiedelt, Natur- und Kulturlandschaft unwiederbringlich von
der Landkarte gelöscht. Das muss dringend gestoppt werden und
dazubrauchen wir einen stetig wachsenden öffentlichen Druck.

Besonders freut uns, dass jetzt immer mehr junge Menschen aktiv werden.
Tausende SchülerInnen nehmen ihre Zukunft selbst in die Hand, ein
starkes Signal an die Politik und die Wirtschaft, das wir nach Kräften
unterstützen werden. Und das sagt die GEW:

GEW NRW begrüßt Klimaengagement der Schüler*innen



Die Bildungsgewerkschaft GEW NRW begrüßt, dass junge Menschen sich
 Gedanken um ihre Zukunft machen und mit fantasievollen Aktionen
 engagieren. GEW-Landesvorsitzende Dorothea Schäfer sagte: "Es ist
 beeindruckend, mit welcher Entschlossenheit die Schüler*innen für ihre
 Überzeugung einstehen. Respekt für ihr politisches Engagement, das ist
 aktives Erlernen und praktische Einübung in demokratischer Teilhabe.
 Androhungen von Sanktionen bei Verletzung der Schulpflicht, wie der
 Eintrag von unentschuldigten Fehlstunden ins Zeugnis, halten wir nicht
 für den richtigen Weg. Wir begrüßen, wenn Schulleitungen und Lehrkräfte
 verantwortungsvoll mit den Protestbedürfnissen der Schüler*innen umgehen
 und mit Projektunterricht, außerschulischem Lernen und Demokratiebildung
 die aktuellen Themen behandeln, das ist gelebte Schulkultur." Zur
 Demokratiebildung gehört auch Mittel, Wege und Grenzen des
 demokratischen Protestes zu diskutieren, meint die GEW NRW.



Es gibt viel zu tun, wir lassen nicht nach. Hier ein paar Termine zum
Thema für die kommenden Wochen, ständige Aktualisierungen auf:

www.naturfuehrung.com

• Samstag, 23. Februar, 13.00 Uhr, Dorf- und Waldspaziergang in
Keyenberg und Kuckum, Treffpunkt hinter der Kirche in Keyenberg, An Sankt
Kreuz 8

• Freitag, 1. März, Fridays for Future, in vielen Städten, auch in
Aachen, 11.00 Uhr, Elisenbrunnen

• Freitag, 15. März, Fridays for Future, Schulstreik für das Klima,
heute weltweit, es bahnt sich die größte Klima-Aktion aller Zeiten an...
unter anderem Aachen, 11.00 Uhr am Elisenbrunnen, die junge Generation
nimmt das Handeln für die Zukunft in die eigenen Hände...

• Sonntag, 17. März, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle, 59 Monate
Waldspaziergang im Hambacher Wald, Eva und ich sind wieder da...

TREFFPUNKT diesmal in MANHEIM, Berrendorfer Straße!!! Wir zeigen das
Inferno, das RWE hier und anderswo anrichtet.

• Samstag, 23. März, Sternmarsch der Dörfer im Rheinischen Revier, ab
15.00 Uhr, verschiedene Orte

Der vorläufige Rodungsstopp im Hambacher Forst ist ein großer Erfolg!
Diesen wollen wir nutzen, um weiter dafür zu kämpfen, dass Braunkohle im
Boden bleibt. Um einen sich selbst beschleunigenden Klimawandel
aufzuhalten, müssen alle Tagebaue gestoppt werden. Auch der Tagebau
Garzweiler - dort sind zur Zeit noch fünf Dörfer von der Abbaggerung
bedroht.

Deswegen sagen wir: Kohle stoppen heißt alle Dörfer bleiben! Lasst uns
zusammen zeigen, dass die Zeit für RWE abgelaufen ist. Kommt zum
Sternmarsch und stellt euch - gemeinsam mit den Menschen aus den Dörfern
- dem Tagebau Garzweiler entgegen. Denn Bergbau und Klimawandel
zerstören Lebensgrundlagen - hier und weltweit.

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/sternmarsch

• Sonntag, 14. April, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle, 60 Monate
Waldspaziergang im Hambacher Wald, weitere Termine 12. Mai, 16. Juni,
14. Juli, 18. August

Und dann noch dies, betrifft uns Alle, besonders die Menschen im
belgisch-deutschen Grenzraum bei Aachen:

Bergbau in Ostbelgien????!!!!

Die grenzenlos Ausbeutung des Planeten soll immer weiter gehen, auch
hier bei uns, im belgisch-deutschen Grenzland, ganz nah an Aachen. Gegen
alle Vernunft sollen hier die Weichen für einen neuerlichen Erz-Bergbau
gestellt werden. Gesetze werden vorbereitet, die eine Bürgerbeteiligung
so gut wie unmöglich machen sollen. Bitte unterstützt die folgende
Petition, die mir ein Herzensanliegen ist, helft mit, auch hier die
Lebensgrundlagen kommender Generationen zu schützen. Die nötigen
Informationen und der link hier:

https://www.bihu.eu/projekte/laufend/bergwerksmine/

Und das war's erst einmal für den Moment,

ich freue mich auf viele spannende Wanderungen und Begegnungen im
Frühling 2019.

Mit freundlichsten Grüßen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 18. Februar 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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SPRACHE/990: Wie können Städte von der Vielsprachigkeit ihrer Einwohner profitieren? (idw)


Universität zu Köln - 19.02.2019

Wie können Städte von der Vielsprachigkeit ihrer Einwohner profitieren?

• Manifest zum internationalen Tag der Muttersprache: Kölner Linguist
plädiert für Schutz bedrohter Sprachen weltweit

• Workshop und Podiumsdiskussion im New Yorker Verbindungsbüro
der Universität zu Köln



Professor Dr. Aria Adli vom Romanischen Seminar und
Sonderforschungsbereich 1252 "Prominenz in Sprache" der Universität zu
Köln stellt am 21. Februar - dem internationalen Tag der Muttersprache -
ein "Manifest" zum Erhalt von bedrohten Sprachen weltweit vor. Verfasst
hat er es gemeinsam mit seinem Kollegen Professor Dr. Gregory Guy (New
York University, USA). Die beiden Linguisten plädieren für eine
Erweiterung der Soziolinguistik, die sich bislang stark auf die
indoeuropäischen Sprachen westlicher Gesellschaften konzentrierten.
Stattdessen sollten auch Sprachen in entlegenen Weltregionen stärker
berücksichtigt werden.

In vielen Großstädten wächst ein beträchtlicher Anteil der Bewohner mit
einer anderen Muttersprache auf als der Landessprache. Diese
Vielsprachigkeit hat Auswirkungen auf das Bildungswesen, die Politik und
die Gesellschaft. Wie können Städte den Herausforderungen von
Mehrsprachigkeit und Vielfalt begegnen - und davon profitieren?

Diese Fragen sind Thema eines Workshops mit anschließender
Podiumsdiskussion anlässlich des Internationalen Tags der Muttersprache,
den das Verbindungsbüro der Universität zu Köln in New York gemeinsam mit
dem Deutschen Wissenschafts- und Innovationshaus und dem Deutschen
Konsulat veranstaltet. Bei dieser Gelegenheit werden Adli und Guy ihr
"Manifest" vorstellen. Neben renommierten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern nehmen auch Yasemin Pamuk, Leiterin des Bereichs Kultur
und Wissenschaft des Generalkonsulats der Bundesrepublik Deutschland in
New York, und Marie Paule Roudil, Leiterin des New Yorker UNESCO-Büros und
UNESCO-Vertreterin bei den Vereinten Nationen, an der Podiumsdiskussion
teil. Die Veranstaltung ist Teil des Deutschlandjahrs "wunderbar together"
2018/19 in den USA.

Das New Yorker Büro der Universität zu Köln ist eins von drei
internationalen Verbindungsbüros in Nordamerika, China und Indien. Sie
stärken die internationale Präsenz der Universität und dienen als erste
Anlaufstellen für außereuropäische Studierende, Studieninteressierte und
Wissenschaftler. Das New Yorker Büro pflegt die Beziehungen zu
nordamerikanischen Partnern und bietet Forscherinnen und Forschern
Plattformen, um sich zu vernetzen, ihre wissenschaftlichen Ergebnisse zu
präsentieren und neue Kooperationen in den USA und Kanada einzugehen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4246: Berlin - Brexit Wake And Now What? Nacht des Brexits mit Autor*innen, open end, 29.03.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

Fr 29.3., 19:30 Uhr

Brexit Wake And Now What?

open end

7 EUR / erm. 4 EUR



Gemeinsam mit in Berlin lebenden, europäischen Autor*innen wollen wir
die Nacht des Brexits mit einem »Wake« verbringen und klagend,
trauernd und mit britischem Humor uns trösten und zugleich einen
Neuanfang in der Literatur und Musik suchen. In Lesungen während der
gemeinsam durchwachten Nacht werden unsere Autor*innen in eigenen
Texten der Frage nachgehen »And Now What?« Denn wer könnte all die
absurden, utopischen, dystopischen, freiwillig und unfreiwillig
komischen, realen und surrealen Elemente des Brexit besser darstellen
als die Schriftsteller*innen von heute? Auch wenn die Politik keine
Chance hat gegen den kulturellen und literarischen Schatz aus Great
Britain, der seit jeher und für immer zollunabhängig und grenzenlos
ist, wollen wir die alte Frage nach dem Buch und der einsamen Insel
heute Nacht einmal umdrehen: Welches ist der Lieblingstext oder Das
eine Buch, das von der Insel gerettet werden muss? Ob Shakespeare,
Oscar Wilde oder Virginia Woolf, ob Jane Austen, Nick Hornby, Julian
Barnes oder Sylvia Plath: heute Nacht kommen sie zu Gehör, um mit
neuen Texten, schwarzem Humor und frischem Mut für unser aller Europa
in den Tag zu starten.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Großbritannien-Zentrum der
HU Berlin und der Faculty of English, University of Oxford

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4245: Frankfurt - Kate Connolly, Exit Brexit, 25.03.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2019

25.03.19 Montag, 19.30 h

Kate Connolly: Exit Brexit

Moderation: Fridtjof Küchemann (F.A.Z.)



Wie viel Platz ist noch in der EU? 1 GB!

Sie ist die Berlin-Korrespondentin für den Guardian und den Observer.
Und sie ist eine der wichtigsten Beobachterinnen des Brexits. Sie
arbeitet seit über 20 Jahren als Journalistin. Aus über 20 Ländern
hat sie berichtet. Heute lebt sie mit ihrer Familie in Potsdam. Sie
hat einen neuen Pass. Aber schafft das auch eine neue Identität, eine
neue Heimat? Eine Reaktion auf den Brexit ist es in jedem Fall. Aber
deswegen gleich Deutsche werden? Kaffee statt Tee, preußische
Tugenden statt britischer Höflichkeit? Volkswagen statt Jaguar? Kate
Connolly lässt uns an der Identitätskrise teilhaben, die viele Briten
seit dem Referendum erleben, und schildert ihren skurrilen Weg zum
deutschen Pass. Zugleich erläutert sie die Beziehungen
Großbritanniens zu Europa und Deutschland, vom eigenen Großvater, der
"Mein Kampf" aus dem Krieg mitbrachte, bis zu Margaret Thatchers Pro-
EU-Wahlkampfpullover. "Exit Brexit" (Hanser) ist eine wunderbar
persönliche Antwort auf den Brexit. Durch den Abend führt Fridtjof
Küchemann (F.A.Z.).

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/4244: Frankfurt - Feridun Zaimoglu, Die Geschichte der Frau, 18.03.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2019

18.03.19 Montag, 19.30 h

Feridun Zaimoglu: Die Geschichte der Frau

Moderation: Barbara Wahlster

Mit Gebärdensprachdolmetschern



"Wir schreiben, wir lesen, wir kämpfen. Wir stehen bei den
Verlassenen! "

"Der Kampf geht weiter!", ruft einem Feridun Zaimoglu gerne mal zu,
während er gerade durch eine Drehtür davonstürmt oder die Treppe
nimmt. Und sein neues Buch besiegelt es. Zaimoglu ist der leicht
füßigste Gewichtheber, seit es Hexenschuss gibt. "Die Geschichte der
Frau" (KiWi) ist ein literarischer Mut-Akt, unbeugsam, ein Gesang und
ein feministisches Manifest: das unverfrorene Bekenntnis zur
Notwendigkeit einer neuen Menschheitserzählung - aus der Sicht der
Frau. Der Autor lässt zehn außerordentliche Frauen zu Wort kommen vom
Zeitalter der Heroen bis in die Gegenwart. Es sind Menschen, deren
Sicht auf die Dinge nicht überliefert wurde. Weil Männer geboten, die
Wahrheit tilgten und die Lüge zur Sage verdichteten. Diesen Frauen
war es vorbehalten, schweigend unsichtbar zu bleiben oder dekorativ
im Bild zu stehen. Aber bei Zaimoglu reden sie - unmissverständlich
und laut, wie eine abgefeuerte Kugel. Kein Friedensangebot. Keine
Schmeichelei. Tabula rasa! Den Abend moderiert die
Literaturkritikerin Barbara Wahlster.

Die Veranstaltung wird, gefördert durch die Aktion Mensch, von
Gebärdensprachdolmetschern übersetzt.

Eintritt: 12 / 8 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8440: Magdeburg - "Wissenschaft im Rathaus". Nachhaltige Mobilität, das autonome Fahrrad, 25.2.19


Landeshauptstadt Magdeburg

Nachhaltige Mobilität - das autonome Fahrrad

Wissenschaft im Rathaus am nächsten Montag

25. Februar - 19.00 Uhr



Magdeburger Wissenschaftler entwickeln ein selbstfahrendes E-Bike, das
auf Anfrage selbstständig zum Nutzer navigiert. Über das
Forschungsprojekt, seine Chancen und Herausforderungen berichten
Wissenschaftler der Otto-von-Guericke-Universität bei der nächsten
Folge von "Wissenschaft im Rathaus" am kommenden Montag, den 25.
Februar. Beginn ist um 19.00 Uhr im Alten Rathaus.

Autonomes Fahren ist nicht nur in der Automobilindustrie ein
Zukunftsthema. Mobilitätslösungen werden sich in Zukunft noch stärker
zu einer flexiblen Dienstleistung entwickeln, die je nach Bedarf
angefordert werden kann. Dabei spielen im innerstädtischen Raum auch
Fahrräder eine immer größer werdende Rolle. An der
Otto-von-Guericke-Universität wird fakultätsübergreifend an autonomen
und damit selbstfahrenden Lastenrädern geforscht.

Der Vortrag stellt den aktuellen Projektstand vor und beleuchtet
Chancen und Herausforderungen. Referenten sind Jun.-Prof. Dr.-Ing.
Stephan Schmidt vom Institut für mobile Systeme (IMS) und Jun.-Prof.
Dr. Sebastian Zug vom Institut für Intelligente Kooperierende Systeme
(IKS) an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg.

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus" ist ein
Gemeinschaftsprojekt der Magdeburger Forschungseinrichtungen, der
Städtischen Volkshochschule und der Stadtverwaltung. Jeweils am
letzten Montag des Monats präsentieren Magdeburger Wissenschaftler
ihre aktuelle Forschung und tauschen dafür ihr Forschungslabor und den
Hörsaal mit dem Alten Rathaus. Dabei werden aktuelle Forschungsthemen
aus unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen beleuchtet, die sowohl
die ganze Bandbreite als auch die Schwerpunkte des
Wissenschaftsstandorts Magdeburg verdeutlichen. 

Die Teilnahme an den Veranstaltungen ist kostenlos.

Das aktuelle Jahresprogramm ist auf der städtischen Internetseite
zusammengstellt unter:

https://www.magdeburg.de/Start/Wissenschaft-Bildung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.01.2019

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





MELDUNG/213: Tag der Muttersprache - Niedergang des Sorbischen aufhalten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Tag der Muttersprache (21.2.) - "Niedergang der kulturellen
Vielfalt in Deutschland aufhalten": Mehr Initiativen zum Erhalt der
sorbischen Sprache gefordert



Göttingen, den 20. Februar 2019 - Anlässlich des Tages der
Muttersprache (21.2.) hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
dringend mehr Initiativen angemahnt, die sorbische Sprache in
Deutschland zu bewahren und fortzuentwickeln. "Es gibt akuten
Handlungsbedarf, das Sorbische in Schulen und beruflicher Bildung
stärker zu fördern. Diese Sprache wird bei uns immer weiter
zurückgedrängt, nur noch wenige tausend Menschen sprechen im Alltag
aktiv sorbisch", sagte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in
Göttingen. "Für ein reiches Land wie Deutschland ist es besonders
blamabel, dem Niedergang der kulturellen Vielfalt so wenig
entgegenzusetzen. Wenn die Weltkulturorganisation UNESCO über das
Sprachensterben in Nepal klagt, dann stimmt dies nachdenklich. Aber
es ist bitter, wenn sich im Falle des Sorbischen ein Industrieland
als unfähig erweist, die Vielfalt seiner Sprachen zu schützen."

Etwa 60.000 Sorben leben in Deutschland, rund 40.000 in Sachsen und
20.000 in Brandenburg. Doch nach Angaben des sorbischen Dachverbandes
Domowina verwenden aktiv nur rund 17.000 in Sachsen und etwa 5.000 in
Brandenburg ihre Sprache im Alltag.

Dringend müsse im Bildungssystem mehr getan werden, um die Kompetenz
und Zahl von Sorbisch-Lehrkräften zu verstärken und das Sprachniveau
auf allen Ebenen der Gesellschaft zu fördern, forderte die GfbV.
Sorbischen Kindern und Jugendlichen müsse es ermöglicht werden, in
ihrer Sprache das gleiche mündliche und schriftliche Niveau zu
erreichen wie deutschsprachige Kinder. Dabei müsse auch die sorbische
Umgangssprache stärker berücksichtigt werden. "Wenn das Sorbische als
lebendige Sprache erhalten werden soll, dann muss die
Unterrichtsversorgung so regionalisiert werden, dass
Sorbisch-Unterricht überall dort angeboten wird, wo er von Eltern und
Kindern gewünscht wird", sagte Delius.

Auch in der dualen Berufsausbildung müsse das Sorbische stärker
verankert werden. Es dürfe nicht der Eigeninitiative einzelner
Handwerker, Bäcker und Tischler überlassen werden, ihren Lehrlingen
berufsbezogenen Fachwörterschatz zu vermitteln, fordert die GfbV.

Eine im Dezember 2018 veröffentlichte Studie der Universität Leipzig
hatte dem Sorbisch-Unterricht in Brandenburg schlechte Noten erteilt.
Die Lehrkräfte seien oft ungenügend ausgebildet, die Lehrmaterialien
veraltet, viele Unterrichts-Stunden würden ausfallen, hieß es in der
Studie. Im gleichen Monat hatten sich außerdem sorbische
Institutionen in einem Brandbrief an die Ministerpräsidenten
Brandenburgs und Sachsens gewandt und dringend Unterstützung
gefordert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / HUMANISTISCHE UNION





MELDUNG/073: Diskriminierungsverbot gilt auch für Kirchen (HU)


Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Berlin, 20. Februar 2019

Diskriminierungsverbot gilt auch für Kirchen!



Die Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union begrüßt die heutige
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) zugunsten eines Chefarztes,
der von seinem kirchlichen Arbeitgeber gekündigt worden war. Begründet
wurde die Entscheidung damit, dass die verletzte Loyalitätspflicht nur für
die katholischen Mitarbeiter*innen des Krankenhauses gelte, für alle
anderen jedoch nicht. Darin liegt laut BAG eine diskriminierende
Ungleichbehandlung. Eine Ungleichbehandlung nach Religionszugehörigkeit
bleibt zwar weiter erlaubt, aber nur, wenn es im Hinblick auf die konkrete
berufliche Tätigkeit eine "wesentliche, rechtmäßige und gerechtfertigte
Anforderung" darstellt.

Im Jahr 2009 kündigte das katholische Krankenhaus seinem Chefarzt, als es
erfuhr, dass dieser nach Scheidung seiner ersten Ehe seine neue
Lebenspartnerin standesamtlich geheiratet hatte. Das BAG hatte zunächst
zugunsten des Arztes entschieden. Allerdings entschied der Zweite Senat des
Bundesverfassungsgerichts, dass der Arzt durch das Eingehen seiner zweiten
Ehe eine Pflicht aus seinem Arbeitsvertrag verletzt habe. "Das Verbot des
Lebens in kirchlich ungültiger Ehe" sei Inhalt des Arbeitsvertrages mit dem
katholischen Träger des Krankenhauses. Eine solche vertragliche
Loyalitätspflicht in kirchlichen Arbeitsverhältnissen dürfe von staatlichen
Gerichten nur eingeschränkt überprüft werden. Bei der Abwägung der Rechte
des Krankenhauses mit den Rechten des Chefarztes sei das
Selbstbestimmungsrecht der Kirchen stärker zu berücksichtigen. Daraufhin
legte das BAG den Fall dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) vor, der
entschied (Az. C 68/17), dass der Arbeitnehmer durch die Bestimmung im
Arbeitsvertrag rechtswidrig diskriminiert worden sei. Denn das Verbot des
Lebens in kirchlich ungültiger Ehe beträfe lediglich die katholischen
Angestellten des Krankenhauses, nicht aber jene, die anderer oder gar
keiner Konfession seien.

Seit ihrer Gründung kritisiert die Humanistische Union das
Sonderarbeitsrecht der Kirche scharf. Das Selbstbestimmungsrecht der
Kirchen kann nicht so weit reichen, dass für die Kirchen eine Ausnahme vom
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) gemacht wird. "Von kirchlichen
Trägern, die staatliche Leistungen erhalten, muss erwartet werden können,
dass sie sich auch an staatliches Arbeitsrecht halten, das gilt umso mehr,
als weiterhin ca. 1,3 Millionen Arbeitnehmer*innen in kirchlichen
Einrichtungen beschäftigt sind und keineswegs alle sich den kirchlichen
Werten verpflichtet fühlen", so Dr. Kirsten Wiese, Vorstandsmitglied der
Humanistischen Union.

Insofern beschreitet das BAG mit seinem heutigen Urteil nach der
Entscheidung im Fall Egenberger vom Oktober letzten Jahres weiter den
arbeitnehmerfreundlichen Weg. Schon dort hatte der EuGH entschieden, dass
die Kirchen bei der Auswahl von Arbeitnehmer*innen nicht ohne Weiteres mit
Verweis auf ihr Selbstbestimmungsrecht festlegen können, dass diese einer
bestimmten Konfession angehören müssen. Die geforderte
Religionszugehörigkeit muss für die zu besetzende Stelle auch nach der Art
der auszuübenden Tätigkeit relevant sein. Infolgedessen sah das BAG in der
Nichteinstellung der konfessionslosen Vera Egenberger bei der Diakonie
einen Verstoß gegen das AGG.

 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de
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STANDPUNKT/313: Guatemala - Individuelle Therapie statt kollektive Aufarbeitung!? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

Meinung: "Sollen sie doch zum Psychologen gehen" - 
Individuelle Therapie statt kollektive Aufarbeitung!?

Von Mercedes Bautista



(Guatemala-Stadt, 12. Februar 2018, Nómada) - Schon seit einigen
Jahren ruft die politische Krise in Guatemala die düstere Epoche des
internen bewaffneten Konflikts (1960-96) ins kollektive Gedächtnis und
Unbewusste zurück. In dieser Epoche reichte es schon nach Würde und
Rechten für alle zu streben, um getötet zu werden. In dieser Epoche
reichte es schon, an die Einbeziehung der systematisch Ausgestoßenen
zu denken, um gefoltert zu werden.

In einem kritischen Moment [1] schlägt der Kongress nun eine Änderung
des Gesetzes zur Nationalen Versöhnung [2] vor und tritt einen stark
vereinfachten und ziemlich zynischen Diskurs über "Psychotherapie" für
Opfer des internen bewaffneten Konflikts los. Es ist entscheidend,
noch einmal einen kritischen Blick auf das zu werfen, was im Land
passiert. Es scheint der Wunsch zu bestehen, eine Wunde oberflächlich
zu nähen, mit einem Pflaster zu versehen und sie schnell abzutun.


Individuelle Lösungen greifen zu kurz

Wir sind Teil von familiären Systemen, die divers und einzigartig
sind, und gleichzeitig sehr ähnlich. In all unseren Familiensystemen
gibt es Personen, die wegen ihrer Art zu denken, sich zu verhalten
oder zu fühlen ausgeschlossen wurden. Denken wir an den schwulen
Onkel, an die revolutionäre Tante oder den Verwandten beim Militär.
Und daran wie auf rätselhafte Weise in der nächsten Generation wieder
Cousins oder Cousinen auftauchen, die den Ausgeschlossenen sehr
ähneln. Wenn wir verstehen, das wir ein Teil des Ganzen sind und nur
deswegen mit unserer Einzigartigkeit auf diese Welt gekommen sind,
weil sich vor uns viele Paare zusammengetan haben, fällt auf, dass die
eigene Individualität zu kurz greift, um Guatemala zu verstehen.
Guatemala, bebendes Land, ist ein System, das wir alle teilen,
Familien und Personen, die hier geboren sind und hier leben. Und zu
erkennen, wer die Ausgeschlossenen in diesem Makrosystem sind, das uns
vereint, ist ein Schritt in Richtung Versöhnung.

Es ist nicht akzeptabel, die Wunde, die viele von uns betrifft und das
ganze Land prägt, durch individuelle "Genesung" zu heilen. Sich als
Gesellschaft die Hände rein zu waschen und von den Opfern zu verlangen
"sich eine Therapie zu suchen" - von denen viele keinen Zugang zu
qualitativ guter Gesundheitsversorgung haben - heißt, vor der Realität
und der eigenen Menschlichkeit die Augen zu verschließen.

Humberto Ak'abal hat uns in seinem berühmten Gedicht folgendes gesagt:
"Manchmal laufe ich andersherum, das ist meine Art zu erinnern. Wenn
ich nur vorwärts liefe, könnte ich dir erzählen, wie das Vergessen
ist." Ein nachdrücklicher Aufruf, immer wieder die Geschichte des
Landes zu überdenken. Um nicht zu vergessen, woher wir kommen und auf
welche Weise wir Verbindungen untereinander aufgebaut haben. Wie sind
unsere Vorfahren mit den Umständen ihrer Zeit umgegangen und wie
werden wir mit dem historischen Moment umgehen, in den wir
hineingeboren wurden?


Das ganze Land braucht eine "Psychotherapie"

Guatemala kann sich trotz seiner schmerzhaften Geschichte in einen
lebenswerten Ort verwandeln. Ob das gelingt, hängt von der politischen
Reife, von dem Wunsch die endlose Agonie zu beenden und von der Suche
nach einer umfassenden und tiefgreifenden Genesung ab.

Nicht die Opfer allein, sondern das ganze Land braucht eine
"Psychotherapie", die darin besteht den bewaffneten Konflikt
aufzuarbeiten (justicia transicional): Für die Anerkennung der Rechte
aller Personen. Für umfassende und rechtschaffene Reformen im
Justizwesen und die Stärkung der Institutionen. Mit einer
Wirtschaftspolitik, die darauf abzielt, die Ungleichheit zu reduzieren
und durch eine Absage an Korruption und Straflosigkeit. Damit der
Staat nie mehr als persönliche Beute missbraucht wird.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/allgemein/gegen-maechtige-feinde/

[2] https://www.npla.de/allgemein/gesetzesreform-kriegsverbrecher-bald-auf-freiem-fuss/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/meinung-sollen-sie-doch-zum-psychologen-gehen-individuelle-therapie-statt-kollektive-aufarbeitung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1180: Frankfurt - Literatur in Einfacher Sprache mit Judith Hermann, Maruan Paschen, 22.03.19


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2019

27.03.19 Mittwoch, 19.30 h

Literatur in Einfacher Sprache

Mit Judith Hermann und Maruan Paschen

Mit Gebärdensprachdolmetschern



Aufbruch in eine andere Literatur

"Literatur in Einfacher Sprache", das resonanzreiche Pionier-Projekt,
geht weiter. Acht namhafte Autoren schreiben neue Geschichten in
einer Sprache, die einladend ist. Unser Dogma ist einfach, sagt
Kristof Magnusson. Literatur darf zugänglich sein und muss trotzdem
nicht auf literarische Mittel verzichten. Einfache Sprache als
Kunstform! Die acht Autoren sind Arno Geiger, Anna Kim, Kristof
Magnusson, Jens Mühling, Ulrike Almut Sandig, Julia Schoch sowie die
heute Lesenden Judith Hermann und Maruan Paschen. Ein Abend, an dem
wieder ein neues Fenster aufgeht in die Literaturgeschichte. Ein
Abend für alle Interessierten an Geschichten, an Sprache, an unserer
Gegenwart, an unserem Miteinander. Ein Abend für alle, die
Sprachexperimente lieben, die die deutsche Sprache lernen, die
Lernschwierigkeiten haben oder einfach neugierig sind auf gute
Autoren.

Ein Projekt des Literaturhauses Frankfurt in Kooperation mit der
Stabsstelle Inklusion Frankfurt. Gefördert vom Hessischen Ministerium
für Soziales und Integration, in Partnerschaft mit dem Netzwerk
Inklusion Frankfurt. In Zusammenarbeit mit hr2-kultur.

Die Veranstaltung wird von Gebärdensprachdolmetschern übersetzt.

Eintritt: 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8556: Und morgen, den 21. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.02.2019 bis zum 22.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8556 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Nieselgrau mit Regen,

abends nur noch grau,

kleine Winde fegen,

Jean-Lucs Fensterschau.
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STANDPUNKT/062: EU-Rüstungsexportpolitik muss sich an Menschenrechten orientieren (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 19. Februar 2019

EU-Rüstungsexportpolitik muss sich an Menschenrechten orientieren



Berlin. Auf der Münchener Sicherheitskonferenz forderte das
Bundesverteidigungsministerium gemeinsame europäische Richtlinien für
Rüstungsexporte. Medienberichten zufolge wollen sich Deutschland und
Frankreich jetzt auf erste Grundsätze verständigen, die auch den Export
gemeinsam produzierter Rüstungsgüter in Länder außerhalb der EU und
Nato erleichtern sollen.

Dazu erklärt Beate Rudolf, Direktorin des Deutschen Instituts für
Menschenrechte:

"Eine menschenrechtsorientierte Vereinheitlichung der
Rüstungsexportpolitik durch die EU-Mitgliedstaaten ist in der Tat
dringend geboten. Sie sollte jedoch nicht unter das Niveau des seit dem
Jahr 2008 geltenden europäischen Gemeinsamen Standpunkts zu
Rüstungsexporten fallen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind an
Menschenrechte gebunden, eine Vereinheitlichung ihrer Außen- und
Sicherheitspolitik darf diese Bindung nicht unterlaufen - auch nicht
durch bilaterale Vereinbarungen."

Seit 2008 gilt ein europäischer Gemeinsamer Standpunkt, der die
Rüstungsexportpolitik der Mitgliedstaaten transparenter machen und
harmonisieren soll. Für die Umsetzung des Gemeinsamen Standpunktes fehlt
allerdings eine wirksame Kontrolle. Die Mitgliedstaaten entscheiden
selbst, ob sie den Transfer von Militärtechnologie oder Militärgütern
genehmigen oder verweigern und berichten lediglich an eine
Ratsarbeitsgruppe (COARM). Das Europäische Parlament befasst sich
regelmäßig mit der Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts und bemängelt
die uneinheitliche Praxis der Mitgliedstaaten, die weit hinter dem
Gemeinsamen Standpunkt zurückbleibt.

Deutschland bekennt sich zu einer restriktiven Rüstungsexportpolitik. Im
Koalitionsvertrag hat sich die Regierung vorgenommen, Rüstungsexporte
weiter einzuschränken, die eigenen rüstungspolitischen Grundsätze zu
schärfen und den Gemeinsamen Standpunkt der EU fortzuentwickeln.


Weitere Informationen

Bericht zur Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutschland: Juli
2017 - Juni 2018, Kapitel 4 Rüstungsexporte: Rolle der Menschenrechte
im Genehmigungsverfahren. Berlin: Deutsches Institut für
Menschenrechte, 2018.

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Menschenrechtsbericht_2018/Menschenrechtsbericht_2018.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





MELDUNG/097: Altmaier und Le Maire beschließen "deutsch-französisches Manifest über die Industriepolitik" (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 19. Februar 2019

Altmaier und Le Maire beschließen gemeinsames "deutsch-französisches Manifest über die Industriepolitik"



Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat heute mit seinem französischen
Amtskollegen Le Maire in Berlin aktuelle wirtschaftspolitische Themen,
insbesondere zur Zukunft einer europäischen Industriepolitik erörtert.
Dabei ging es auch um die Ansiedlung einer Batteriezellproduktion in
Europa.

Minister Altmaier: "Minister Le Maire und ich haben heute gemeinsam
ein Manifest für die Industriepolitik [1] beschlossen. Denn
wir brauchen eine europäische Industriestrategie, damit wir unsere
Industrie für den harten globalen Wettbewerb zukunftsfähig machen
können - das wird eine wichtige Aufgabe für die Kommission nach der
Europawahl sein. Zentral ist die gezielte Förderung von
Schlüsselinnovationen, die Schaffung der richtigen Rahmenbedingungen
etwa im Wettbewerbsrecht und - wo erforderlich - auch der Schutz
unserer Schlüsselindustrien. Dabei geht es auch um ganz konkrete
Kooperationen: Nach der Mikroelektronik wollen wir jetzt auch ein
europäisches Konsortium für die Batteriezellfertigung unterstützen und
auf den Weg bringen. Denn wir brauchen in Deutschland und Europa eine
wettbewerbsfähige, innovative und umweltschonende
Batteriezellenproduktion. Batteriezellen werden in Zukunft einen
großen Anteil der Wertschöpfung in der Automobilindustrie darstellen -
daran müssen wir unbedingt teilhaben."

Mit dem "deutsch-französischen Manifest über die Industriepolitik"
erneuern sie gemeinsam die Forderung nach einer europäischen
Industriestrategie an die nächste Europäische Kommission, die nach der
Europawahl im Mai gebildet wird. Das Manifest unterbreitet konkrete
Vorschläge für die Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen für
eine starke europäische Industrie, unter anderem im Bereich des
Wettbewerbs- und Beihilferechts sowie der Innovationspolitik.

Die Idee, die deutsche und europäische Wettbewerbsfähigkeit mittels
der Förderung von Schlüsseltechnologien und ganzer
Wertschöpfungsketten zu stärken, liegt auch dem Entwurf einer
Nationalen Industriestrategie 2030 zugrunde, den Altmaier kürzlich
vorgestellt hat. Bereits im Dezember 2018 hatten Altmaier und Le Maire
gemeinsame industriepolitische Überlegungen in einem gemeinsamen
Pressestatement veröffentlicht und ein Papier zur Förderung der
Batteriezellproduktion in Europa vereinbart. Altmaier hat für
interessierte Konsortien bis zu 1 Milliarde Euro aus Finanzmitteln des
BMWi bereitgestellt, Emmanuel Macron seinerseits in Frankreich 700
Millionen Euro zugesagt.

Das Manifest ist zu finden unter:

[1] www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/F/franco-german-manifesto-for-a-european-industrial-policy.pdf?__blob=publicationFile&v=2

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FRÜHGESCHICHTE/137: Neandertaler ernährten sich wirklich hauptsächlich von Fleisch (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 18.02.2019

Neandertaler ernährten sich wirklich hauptsächlich von Fleisch



Eine Besonderheit des modernen Menschen ist sein regelmäßiger Fischkonsum,
was sich durch die Analyse von Stickstoffisotopen in Knochen- oder
Zahnkollagen nachweisen lässt. Forschende vom MPI für evolutionäre
Anthropologie (MPI-EVA) in Leipzig maßen nun bei zwei späten Neandertalern
außergewöhnlich hohe Stickstoffisotopenwerte, was traditionell für den
Konsum von Süßwasserfisch steht. Eine Analyse der Isotopenwerte einzelner
Aminosäuren ergab jedoch, dass sich der erwachsene Neandertaler nicht von
Fisch, sondern von großen pflanzenfressenden Säugetieren ernährt hatte.
Der zweite Neandertaler war ein noch nicht abgestillter Säugling, dessen
Mutter ebenfalls Fleischfresserin gewesen ist.

Die Ernährungsweise der Neandertaler wird in Fachkreisen kontrovers
diskutiert: Traditionell gelten sie als Fleischfresser, die große
Säugetiere jagten. Es gibt aber auch zahlreiche Belege dafür, dass sie
pflanzliche Nahrung zu sich genommen haben. Forschende können die
Ernährung unserer Vorfahren rekonstruieren, indem sie die
Stickstoffisotopenverhältnisse in einer Probe messen. Diese sind
Indikatoren für die trophische Ebene, die Position eines Organismus in
einer Nahrungskette. Neandertaler nehmen in den terrestrischen
Nahrungsketten eine hohe Stellung ein und verfügen sogar über einen etwas
höheren Stickstoffisotopenwert als an denselben Orten lebende
Fleischfresser wie Hyänen, Wölfe und Füchse. Diese etwas höheren Werte
könnten auf den Verzehr von Mammutfleisch oder Aas zurückgeführt werden.
Für einige Neandertaler-Standorte sind auch Beispiele für Kannibalismus
bekannt.

Steinzeitliche moderne Menschen, die kurz nach dem Verschwinden des
Neandertalers in Frankreich ankamen, haben noch höhere
Stickstoffisotopenwerte als dieser, was traditionell als Beleg für den
Konsum von Süßwasserfisch interpretiert wird. Die Fischerei sei demzufolge
eine für den modernen Menschen typische Tätigkeit. Ob Neandertaler
ebenfalls Fisch verzehrten, ist in Fachkreisen umstritten. Als Klervia
Jaouen, Erstautorin der Studie und Forscherin am MPI-EVA, ähnlich hohe
Stickstoffisotopenwerte, wie sie für den modernen Menschen typisch sind,
im Kollagen zweier Neandertaler entdeckten, stellte sich die Frage, ob
diese regelmäßig Fisch zu sich genommen haben könnten. Die Neandertaler
stammen aus Les Cottés und der Grotte du Renne in Frankreich; doch an
keiner der beiden Ausgrabungsstätten wurden archäologische Überreste von
Fischen gefunden. Die Messungen waren jedoch an einer Zahnwurzel
durchgeführt worden, die die Ernährung zwischen dem vierten und achten
Lebensjahr eines Individuums dokumentiert, und an dem Knochen eines
einjährigen Babys. Die hohen Stickstoffisotopenwerte könnten also auch
darauf hindeuten, dass es sich um noch nicht abgestillte Individuen
handelte, was zumindest im Falle des Neandertalers aus Les Cottés (dessen
Zahnwurzel untersucht wurde) im Widerspruch zu bisherigen Erkenntnissen
stünde, denen zufolge Neandertaler bereits im Alter von etwa einem Jahr
abgestillt wurden. Neben einem späten Abstillen könnte auch der Konsum von
Süßwasserfisch, Aas oder sogar Kannibalismus die hohen
Stickstoffisotopenwerte erklären.

Jaouen und Kolleg*innen wendeten eine neuartige Isotopenanalysetechnik an,
um die richtige Erklärung für die außergewöhnlich hohen
Stickstoffisotopenanteile zu identifizieren. Die Compound specific isotope
analysis (CSIA) ermöglicht eine separate Analyse der im Kollagen
enthaltenen Aminosäuren. Die Isotopenzusammensetzungen einiger dieser
Aminosäuren werden durch Umweltfaktoren beeinflusst sowie durch die
Isotopenwerte der Nahrungsmittel, die ein Individuum verzehrt. Andere
werden zusätzlich durch das trophische Level beeinflusst. Erst die
Kombination der Isotopenwerte dieser Aminosäuren ermöglicht es den
Forschenden, die jeweiligen Beiträge der Umwelt und der trophischen Ebene
zur endgültigen Isotopenzusammensetzung des Kollagens zu entschlüsseln.
"So konnten wir nachweisen, dass der Neandertaler von Les Cottés eine
Fleischfresserin war, die sich fast ausschließlich von landlebenden
Säugetieren ernährt hatte. Sie war kein spät entwöhntes Kind, hat auch
nicht regelmäßig Fisch verzehrt, sondern ihre Leute scheinen hauptsächlich
Rentiere und Pferde gejagt zu haben", sagt Jaouen. "Wir konnten auch
bestätigen, dass es sich bei dem Neandertaler aus der Grotte du Renne um
einen noch nicht abgestillten Säugling handelt, dessen Mutter ebenfalls
eine Fleischfresserin war". Interessanterweise stimmt diese
Schlussfolgerung auch mit den Beobachtungen der Archäozoolog*innen
überein.

Die aktuelle Studie veranschaulicht auch die Bedeutung der neuen
Isotopenanalysetechnik für zukünftige Untersuchungen der
Ernährungsgewohnheiten von Menschen und Neandertalern in der
Vergangenheit. Mit Hilfe der Compound specific isotope analysis ist es den
Forschenden gelungen, die außergewöhnlich hohen Stickstoffisotopenwerte
richtig einzuordnen. Michael P. Richards von der Simon Fraser Universität
in Kanada sagt: "Früheren Isotopenuntersuchungen zufolge ernährten sich
die Neandertaler hauptsächlich von Fleisch, was auch durch umfangreiche
archäologische Funde der Überreste von Tieren bestätigt wird, die von
Neandertalern mitgebracht und deponiert wurden. In jüngster Zeit gab es
einige, man könnte fast sagen bizarre Interpretationen von Isotopendaten,
denen zufolge Neandertaler sich hauptsächlich von Wasserpflanzen ernährt
oder sich gegenseitig aufgegessen haben, was aber beides im direkten
Widerspruch zu den archäologischen Belegen steht. Die neuen
verbindungsspezifischen Isotopenmessungen bestätigen frühere
Interpretationen, denen zufolge Neandertaler sich hauptsächlich von großen
Pflanzenfressern ernährten; obwohl sie natürlich auch andere
Nahrungsmittel - wie Pflanzen - verzehrt haben."

Darüber hinaus belegt die aktuelle Studie auch, dass sich die Neandertaler
auf eine sehr monotone Art und Weise ernährt haben, auch dann noch als
sich ihre materielle Kultur - möglicherweise beeinflusst durch den
modernen Menschen - schon zu verändern begonnen hatte. Die Überreste des
Neandertalerbabys aus der Grotte du Renne wurden an einer Stelle gefunden,
die mit der archäologischen Kultur des Châtelperronien im Zusammenhang
steht, einer Technologie, die der des modernen Menschen ähnelt. Die späten
Neandertaler waren dem Menschen sehr ähnlich, schufen Höhlenmalereien und
trugen Halsketten. Doch im Gegensatz zum Menschen angelten sie nicht.
Jean-Jacques Hublin, Direktor der Abteilung für Humanevolution am MPI-EVA,
sagt: "Diese Studie bestätigt, dass Homo sapiens, als er nach Europa kam
und auf den Neandertaler traf, in direkter Konkurrenz zu diesem um die
großen Säugetiere als Nahrungsquelle stand." "Der systematische Einsatz
einer Kombination von CSIA und Radiokohlenstoffdatierung wird uns dabei
helfen zu verstehen, ob beide Arten im entscheidenden Zeitraum tatsächlich
die gleichen Überlebens- und Ernährungsstrategien verfolgten",
schlussfolgert Sahra Talamo, Forscherin am MPI-EVA.


Originalpublikation:

Klervia Jaouen, Adeline Le Cabec, Frido Welker, Jean-Jacques Hublin, Marie
Soressi, Sahra Talamo

Exceptionally high δ¹⁵N values in collagen single amino
acids confirm Neandertals as high-trophic level carnivores

PNAS, Januar 2019,

https://doi.org/10.1073/pnas.1814087116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, 18.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/424: Unna - "Der Goldschatz von Unna", Offene Führung im Hellweg-Museum Unna, 24.02.19


Kreisstadt Unna

"Der Goldschatz von Unna" - Offene Führung im Hellweg-Museum
Unna



Kreisstadt Unna. Das Hellweg-Museum lädt am Sonntag, 24. Februar 2019,
zur offenen Führung durch die Ausstellungsabteilung "Der Goldschatz
von Unna" ein. Die Historikerin und Museumspädagogin Birgit Hartings
empfängt Interessierte um 15 Uhr zu dem einstündigen Rundgang, bei dem
die Teilnehmer Wissenswertes über den bedeutenden Goldmünzfund, über
Unna im Mittelalter und die Gründe des Vergrabens von Wertsachen
erfahren können.

Eintritt und Führung sind kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 19.02.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/1836: Hanau - Vorlesestunde für kleine Dinosaurierfans am 06.03.19


Stadt Hanau

Vorlesestunde für kleine Dinosaurierfans



Ein tolles Abenteuer für kleine Dinosaurierfans hat Birgit Jaczkowski
mit dem Bilderbuch "Dr. Brumm und der Megasaurus" von Daniel Napp für
die nächste Vorlesestunde am Mittwoch, 6. März, in der Stadtbibliothek
ausgesucht. Von 16 bis 17 Uhr erfahren Kinder ab 4 Jahren, was
passiert als der sympathische Dr. Bär einen Dinosaurierknochen in
seinem Garten findet. Denn als er mit seinen Freunden neugierig
weitergräbt, kommt ein komplettes Megasaurus-Skelett zum Vorschein. Am
Ende muss Dr. Brumm nur noch herausfinden, wo der Magasaurus-Schädel
versteckt ist.

Jeden ersten Mittwoch im Monat lädt Birgit Jaczkowski Kinder ab 4
Jahren ins Kulturforum zur Vorlesestunde ein. Nach dem Vorlesen wird
gebastelt und gemalt. Die Teilnahme ist kostenlos. Eine Anmeldung ist
nicht notwendig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.02.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFFEN/173: Frankfurt - Philosophieren mit Ina Schmidt, "Das glückliche Leben", 28. und 29.03.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2019

28.03.19 Donnerstag, 09.30 h

WÖRTERMEER

"Das glückliche Leben" - Philosophieren mit Ina Schmidt für 9.
Klassen



Im Rahmen von "WÖRTERMEER - Literatur erleben" führt das
Literaturhaus Frankfurt im Schuljahr 2018-2019 Angebote kultureller
Bildung für Schülerinnen und Schüler aller weiterführender Schulen
aus Frankfurt und der Region an.

Eine der großen philosophischen Fragen ist die nach dem Glück. Welche
Bedeutung hat das Glück für ein "gutes Leben"? Seit jeher versuchen
Philosophen hilfreiche Antworten auf diese Fragen zu formulieren.
Gemeinsam mit den Schüler*innen wird die Philosophin Ina Schmidt
verschiedene Konzepte eines guten Lebens von der Antike über die
Romantik und die Aufklärung bis zur Gegenwart diskutieren, um von
dort aus weiterzudenken. Gemeinsam soll eine Vorstellung entwickelt
werden, was die Jugendlichen für "gut" halten - eine Idee, in der die
Werte und Aspekte zum Ausdruck kommen, die sie heute für notwendig
halten, um ein gutes Leben führen zu können.

Das Angebot besteht an zwei Tagen vom 28.-29.03. jeweils für eine
Klasse.

Bei Interesse schreiben Sie uns bitte bis zum 13. Januar 2019 an die
Adresse woertermeerliteraturhaus-frankfurtde mit folgenden Angaben:
Schule, Motivation, Klassengröße, Alter. Wenn sich mehrere Klassen
für eine Veranstaltung anmelden, entscheidet das Los. Die Teilnahme
ist kostenfrei.

Das Projekt WÖRTERMEER wird gefördert von der Stiftung Polytechnische
Gesellschaft Frankfurt am Main.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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DA/638: IT-Workers unite


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

IT-Workers unite

von Nikola Wittkowski, 31. Januar 2019



In letzter Zeit regte sich in der IT-Branche einiges. Das Technikmagazin
Wired ging sogar so weit 2018 als das Jahr zu betiteln, in dem die
Beschäftigten der IT-Branche erkannten, dass sie Arbeiter*innen sind.

Die Macher*innen der IT-Karriere-App blind stellten im Mai 2018
ihren User*innen - darunter tausende Beschäftigte von Technikgrößen wie
Microsoft, Google oder Intel - die Frage, ob sie an
Burnout leiden. Nahezu 60% der Befragten bejahten diese Frage. Dieses
Ergebnis ist nicht verwunderlich, wenn man in Betracht zieht, wie hoch in
weiten Teilen der IT-Industrie der Druck ist, Deadlines zu erreichen, und
wie selbstverständlich regelmäßige Überstunden für viele IT-Arbeiter*innen
sind.

Am schlimmsten dürften es dabei die Beschäftigten der Videospielindustrie
haben. Sie werden im Allgemeinen nicht nur schlechter bezahlt als ihre
Kolleg*innen in anderen Bereichen der IT-Branche, sondern werden auch noch
mit dem Hinweis der Chefs abgespeist, dass ein Job in der Spieleindustrie
doch ein Traumjob sei. In Internetforen berichten Entwickler*innen vom
sogenannten crunch, der Zeit vor der Veröffentlichung des Spiels,
während der vom Management nicht nur noch mehr Leistung als ohnehin schon,
sondern auch jede Menge (meist unbezahlte) Überstunden verlangt werden.
Wöchentliche Arbeitszeiten von weit über 60 Stunden sind in der
crunch-Periode nicht ungewöhnlich.

In manchen Fällen werden Entwicklungsstudios direkt nach der
Veröffentlichung dicht gemacht und die Arbeiter*innen gefeuert, die
teilweise bis zuletzt Überstunden geschoben hatten. Zuletzt geschehen beim
Adventure-Studio Telltale, wo rund einen Monat nach Veröffentlichung
des neusten Teils ihres Spiels The Walking Dead 225 von 250 Beschäftigten
entlassen wurden. Das Technikmagazin The Verge berichtete unter
Berufung auf anonyme Quellen, dass den Arbeiter*innen nur 30 Minuten zum
Verlassen des Gebäudes gegeben wurden. So verwundert es nicht, dass bei
einer Umfrage des Berufsverbands International Game Developers
Association (IGDA), der explizit keine Gewerkschaft sein will, 2017 56%
Prozent für eine branchenweite Gewerkschaftsgründung stimmen würden - wenn
man das Management herausrechnet, ergab sich sogar eine Zustimmung von 82%.

Als 2016 die Synchronsprecher*innen der Videospielbranche in den USA mit
Unterstützung der Gewerkschaft für Arbeiter*innen aus Film, Funk und
Fernsehen, SAG-AFTRA, in den Streik traten, hatte dies - als erster Streik
in der Videospielindustrie überhaupt - einiges an Strahlkraft. Als der
Streik nach 340 Tagen mit der Unterzeichnung eines Tarifvertrags mit
Branchengrößen wie EA (Electronic Arts) oder Activision mit
dem Ergebnis endete, dass für jede Aufnahmesession ein zusätzlicher Bonus
zuzüglich des regulären Gehalts gezahlt wird, dürfte dies ihren
Kolleg*innen in der Branche nicht entgangen sein.

Im März 2018 kam es dann bei der Game Developers Conference in San
Francisco zu einer viel beachteten Podiumsdiskussion der IGDA, in
der es um "Vorteile, Nachteile und Konsequenzen" von Gewerkschaften für
Spieleentwickler*innen gehen sollte. Die Veranstaltung, die offenbar eher
das Ziel hatte, den Arbeiter*innen der Videospielbranche Gewerkschaften
madig zu machen, nahm einen etwas anderen Verlauf als geplant. Anstatt der
erwarteten 50 Teilnehmer*innen kamen knapp 200, nicht wenige mit Buttons
und Material von Game Workers Unite, eine Initiative, die sich
bereits im Vorfeld zu dieser Podiumsdiskussion über Chats zusammengefunden
hatte, um für Gewerkschaften in der Videospielindustrie zu werben. Die
Anti-Gewerkschaftsargumente der IGDA-Vertreterin stießen weitgehend
auf taube Ohren, stattdessen tauschten sich die Anwesenden über ihre
negativen Erfahrungen in ihrem Erwerbsleben aus. Der Höhepunkt der
Veranstaltung war die Reaktion des Publikums auf die Frage der
IGDA-Vertreterin, ob es denn überhaupt ein Problem gäbe, von dem die
Anwesenden nicht glaubten, dass es durch Gewerkschaften gelöst werden
könnte - und alle Anwesenden schwiegen. Durch dieses
öffentlichkeitswirksame Auftreten war Game Workers Unite auf einen
Schlag weltweit in der Branche bekannt und in mehreren Ländern gründeten
sich Initiativen nach ihrem Vorbild. Während sich die Aktivitäten in den
USA noch auf Öffentlichkeitsarbeit und Vernetzung beschränken, ist man in
Europa organisatorisch mittlerweile schon weiter.

Bereits Ende 2017 hatte sich in Frankreich die Gewerkschaft STJV für
Beschäftige der Videospielindustrie gegründet. Zu ihren ersten Aktivitäten
gehörte die Unterstützung des Kampfes der Beschäftigten beim Pariser
Strategiespielentwicklungsstudio Eugen Systems. Die Beschäftigten
forderten hier, dass ihnen der Mindestlohn, der für ihre Profession gilt,
gezahlt wird. Nach über einem Jahr erfolgloser Verhandlungen traten 21 von
44 Arbeiter*innen in den Streik. Die Streikkasse wurde - ganz zeitgemäß -
über eine Crowdfunding-Kampagne gefüllt. Der Streik wurde nach 48 Tagen
abgebrochen, da vom Management auf diese Weise keine Konzessionen zu
erwarten waren. Der Streik hatte dennoch Symbolcharakter weit über
Frankreich hinaus und viele der Kolleg*innen kämpfen nun vor den Gerichten
weiter, zumal ihre Forderungen im Wesentlichen auf die Einhaltung der in
Frankreich geltenden Arbeitsgesetze abzielen.

In Großbritannien wurde im Dezember 2018 die Gewerkschaft Game Workers
Unite UK gegründet, die an die Basisgewerkschaft IWGB
angeschlossen ist. Die IWGB kann bereits auf erfolgreiche
Erfahrungen in traditionell gewerkschaftsfreien Bereichen zurückblicken. So
hatte sie erfolgreiche Streiks von hauptsächlich migrantischen
Reinigungskräften durchgeführt und auch bei den Fahrradkurieren von
Deliveroo und Konsorten sind sie bei den Arbeitskämpfen und Streiks an
vorderster Front dabei. In einem Video berichten drei junge
Gewerkschaftsmitglieder wie sie auf die Kampagne Game Workers Unite
aufmerksam wurden, was die drängendsten Probleme in der Videospielindustrie
sind und was Gewerkschaft für sie konkret bedeutet.

Doch nicht nur die Videospielbranche ist im Aufbruch, auch im Herzen des
Silicon Valley brodelte es 2018. So unterzeichneten 500 Arbeiter*innen von
Microsoft einen offenen Brief an ihren Chef Satya Nadella, um gegen
die Kooperation ihres Unternehmens mit der berüchtigten Polizeibehörde ICE
zu protestieren, und verlangten, dass Microsoft nicht für Kunden
arbeitet, die Menschenrechte verletzen. Auch bei Salesforce
forderten 650 Arbeiter*innen, die Zusammenarbeit mit der Grenzschutzbehörde
CBP zu beenden, welche Familien an Grenzen auseinander reißt. Und bei
Google führte eine Petition von rund 4.000 Beschäftigten dazu, dass
eine Kooperation mit dem US-Verteidigungsministerium aufgegeben wird.

Ein weiterer wichtiger Meilenstein war der Walkout (Warnstreik) von
20.000 Google-Beschäftigten im November. Die Proteste hatten sich
entzündet, nachdem die New York Times aufdeckte, dass Google
Täter von sexueller Belästigung in den Chefetagen schützte. Der bekannteste
Fall war, dass ein leitender Angestellter, der im Verdacht stand eine
Kollegin vergewaltigt zu haben, mit 90 Millionen Dollar Abfindung
verabschiedet und die Sache unter den Teppich gekehrt wurde. Genau eine
Woche nachdem der Bericht erschienen war, beteiligten sich am 1. November
jeweils um 11 Uhr Ortszeit weltweit 20.000 Arbeiter*innen in 50
verschiedenen Städten von Google von New York über Berlin bis nach
Tokyo an einem Warnstreik. Die Organisator*innen forderten neben dem
besseren Schutz vor sexueller Belästigung die Gleichbehandlung der
weiblichen Arbeiter*innen sowie eine*n Vertreter*in der Belegschaft im
Vorstand. Ein Hauptkritikpunkt der Organisator*innen des Google Walkout
For Real Change ist die Praxis der sogenannten forced
arbitration, die im wesentlichen die Freelancer*innen betrifft, für
Festangestellte ist sie nicht verpflichtend. Dabei sind die Arbeiter*innen
gezwungen, bei Konflikten im Zusammenhang mit ihrer Arbeit diese hinter
geschlossenen Türen ohne ein Recht auf Berufung firmenintern mittels
Schiedsverfahren zu »lösen«. Gerade, dass dies bei Diskriminierung und
Belästigung am Arbeitsplatz verpflichtend ist, wird kritisiert.
Mittlerweile werden unter dem Hashtag #ContractWorkerStories von den
Organisator*innen des Walkouts und anderen Erfahrungen von Freelancer*innen
gesammelt und Forderungen aufgestellt.

Für Syndikalist*innen sollten die jüngsten Entwicklungen in der Branche von
Interesse sein. Auch bei Foodora und Co (Stichwort Gig Economy), wo
die bestehenden bürokratischen Mehrheitsgewerkschaften bis heute keine
funktionierende Strategie entwickeln konnten, bildeten sich weltweit
Arbeiterinitiativen und Basisgewerkschaften, um für die Beschäftigten zu
kämpfen - und das mit Erfolg. Und auch in Deutschland konnte die FAU
mit Schwerpunkt Leipzig und Berlin in der Gig Economy Fuß fassen. Welche
Rolle die syndikalistische Bewegung in den Kämpfen innerhalb dieser
wachsenden Branche einnehmen kann, in der die Mehrheitsgewerkschaften
bisher kaum verankert sind, wird sich zeigen. Die Ausgangsbedingungen sind
zumindest nicht schlecht, da bisherige Organisationen der IT-Arbeiter*innen
wie Game Workers Unite und die Tech Workers Coalition sich
klar als demokratische Basisbewegungen verstehen.


URL:

https://direkteaktion.org/it-workers-unite/
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Fehlgriff nach den Kurilen

von Klaus Joachim Herrmann



"Die Kurilen sind Russland", kündet ein selbstgemaltes Plakat. Auf dem
Moskauer Suworowplatz sind sich an diesem Wintersonntag Mitte Januar
hunderte Menschen in ihrem Protest einig � von links über patriotisch bis
kommunistisch und monarchistisch. Priester Wsjewolod Tschaplin beschwört
die Kurilen als russisches Gebiet von alters her.

In der Menge haben die Reporter der Nowaja Gasjeta neben Anhängern
der "Linken Front", der "Partei der Aktion" oder "Anderes Russland" auch
Aktivisten ausgemacht, die sich "für den Schutz der russischsprachigen
Bevölkerung der Ostukraine eingesetzt haben". So Igor Strelkow, früherer
starker Mann und "Verteidigungsminister" der "Donezker Volksrepublik". Der
droht unverhohlen: "Wenn die Regierung entscheidet, zwei oder auch nur ein
Stückchen der Kurileninseln zu übergeben, werden wir vor keinerlei Aktionen
Halt machen � gesetzlich oder ungesetzlich." Unversöhnlich die Losungen:
"Krim � unser, Kurilen unsere!" oder gar "Hokkaido � russische Insel". Der
bei deutschen Linken als reformmarxistischer Theoretiker geschätzte
Politologe Boris Kagarlitzki steuert bei, dass die Kurilen der äußerste
Rand Russlands seien und auch die "Grenze der Geduld des russischen
Volkes". In dem von ihm als Chefredakteur geführten Journal Rabkor
wird er dann die Kurilen als "Gegenteil der Krim" beklagen � statt
Patriotismus und einem Vorgehen im nationalen Interesse demonstriere die
Führung nunmehr Prinzipienlosigkeit und dass sie sich nur für Geld
interessiere.

Von Geld war allerdings beim Januartreffen des russischen Präsidenten
Wladimir Putin und des japanischen Premiers Shinzo Abe nicht erkennbar die
Rede, schon gar nicht mehr von einer raschen Lösung für die unwirtlichen
und gerade einmal von rund 19.000 Menschen bewohnten vulkanischen Eilande
im Pazifik. Nach einem über sieben Jahrzehnte währenden Streit, mehr als
zwei Dutzend Spitzentreffen allein in den vergangenen sechs Jahren, diesem
Gipfel am 22. Januar und wohl auch dem für Februar angekündigten Treffen
der Außenminister bleibt ein Friedensvertrag offenbar fernerer Zukunft
vorbehalten.

Ein solches Abkommen nämlich ist nach nur schwer verrückbarer japanischer
Auffassung von der vorherigen Lösung der Kurilenfrage, ihrer "Nördlichen
Territorien", abhängig. Die vier südlichen Inseln des Archipels wurden zum
Ende des Zweiten Weltkrieges von der siegreichen Sowjetunion besetzt. Sie
fielen nach deren Untergang an Russland als Rechtsnachfolger. Einen
territorialen Anspruch Japans weist Moskau jedoch zurück. "Souveränität
über die Inseln steht nicht zur Diskussion, das ist russisches
Hoheitsgebiet", bekräftigt Russlands Außenminister Sergej Lawrow. Japan
müsse diese Inseln als russisch anerkennen, dann erst sei Moskau gewillt,
an einer Friedenslösung zu arbeiten. Diese grundsätzliche Voraussetzung
spiegele sich in einer gemeinsamen Erklärung Japans und der Sowjetunion aus
dem Jahr 1956 wider.

Damals wurde vereinbart, dass im Falle eines Friedensvertrages die UdSSR
mit den an Hokkaido grenzenden Shikotan und Habomai zwei der vier Inseln an
Japan zurückübertragen werde. Nicht verraucht ist jedoch der Zorn des
damaligen sowjetischen Parteichefs Nikita Chrustschow und seiner Nachfolger
im Kreml über den Abschluss eines Vertrages zwischen den USA und Japan, der
die Nutzung japanischen Territoriums zu militärischen Zwecken einschließt.
So erinnert das Portal Regnum heute an ein Aide-Mémoire der
Sowjetregierung vom 27. Januar 1960. Darin wird Tokio erinnert, dass "nur
unter der Bedingung des Abzuges aller ausländischen Streitkräfte vom
Territorium Japans und der Unterzeichnung eines Friedensvertrages mit der
UdSSR und Japan" die beiden Inseln übergeben würden. Geist und Buchstaben
der Deklaration von 1956 widerspreche jedoch der Vertrag mit den USA. In
dessen Artikel 6 seien ausländische Militärstützpunkte und die Anwesenheit
von Land-, Luft- und Seestreitkräften auf japanischem Territorium gestattet
worden. Dies habe die Lage in Fernost und in der pazifischen Region,
insbesondere die Interessen Russlands und Chinas, "nachhaltig berührt". Den
Kompromiss von 1956 hätte Japan schon längst "durchgestrichen und
annulliert", meinen nicht nur russische Experten.

In den Augen Moskaus sei die Frage nach dem Besitz der Inseln seit dem Ende
des Zweiten Weltkriegs gelöst, merkte die Iswestija am Rande des 
Abe-Besuches an. "Gesprochen werden kann nur noch über bestimmte Bedingungen,
einschließlich der gemeinsamen Nutzung bestimmter Gebiete � vorausgesetzt,
dass die russische Souveränität erhalten bleibt." In der Tat wies Moskau
bereits 1960 jeden Anspruch Japans auf die "Nördlichen Territorien"
zwischen der russischen Halbinsel Kamtschatka und der japanischen Insel
Hokkaido zurück. Die territoriale Frage sei also "entschieden und in den
entsprechenden internationalen Vereinbarungen festgeschrieben, die erfüllt
werden müssen". Verärgert über die Neujahrsansprache des Premiers Abe, der
den Russen auf den Kurilen eine Änderung "der Souveränität über ihre
Gebiete" ankündigte, bekräftigte Lawrow, Japan solle aufhören, die Inseln
in amtlichen Dokumenten "Nördliche Territorien" zu nennen. Tokios
militärische Allianz mit den USA nennt er "problematisch". Der Kreml werde
wahrscheinlich auf zwei grundsätzlichen Forderungen bestehen, heißt es in
russischen Medienberichten. So soll einerseits mit der Übergabe der zwei
Inseln ein Schlusspunkt unter den Jahrzehnte dauernden Streit gesetzt
werden und Japan für alle Zeit auf territoriale Forderungen verzichten.
Zudem solle Tokio gewährleisten, dass auf den beiden Inseln keine 
US-amerikanischen Militärbasen eingerichtet werden.

Bislang erweist sich für Japan immer noch jeder Versuch einer Rückholung
von Kurileninseln als Fehlgriff. Diese Angelegenheit will viel Weile und
mehr als das haben. Dabei hatte Kremlchef Putin schon in seiner ersten
Amtszeit, die er im Jahre 2000 antrat, seine Bereitschaft zu einer Lösung
erklärt. Im September 2018 überraschte er auf einem Wirtschaftsforum im
fernöstlichen Wladiwostok, an dem auch der japanische Premier teilnahm, mit
diesem Angebot: "Lasst uns bis Ende des Jahres einen Friedensvertrag ohne
jede Vorbedingungen abschließen." Auf dem ASEAN-Gipfel in Singapur
versicherten Putin und Abe, sie wollten den Abschluss eines
Friedensvertrages vorantreiben und die Inselfrage lösen. Das Jahr 2018
verging jedoch ohne einen solchen Vertragsabschluss, die Aussichten 2019
bleiben vage.

Die Lösung des Jahrzehnte schwelenden Konflikts "wird nicht einfach, aber
wir müssen es angehen", meint der japanische Regierungschef. Sein
Gesprächspartner im Kreml mag auf verbesserte Wirtschaftsbeziehungen in
Fernost setzen, verweist inzwischen jedoch höflich abwiegelnd auf einige
"Detailarbeit", um ein für beide Seiten akzeptables Abkommen zu erreichen.
Zu Beginn dieses Jahres 2019 habe Russlands Präsident sogar zu verstehen
gegeben, er sei derzeit überhaupt nicht bereit, über eine solche Übergabe
von Kurileninseln zu sprechen, analysierte die Zeitschrift
Kommersant. Es könne nur über einen Friedensvertrag verhandelt
werden. Putin stellt nach seinem Popularitätseinbruch wegen der
Rentenreform offenbar stärker die Meinung der Gegner einer Übereinkunft mit
Tokio in Rechnung. Diese verweisen auf eine vorgebliche Mehrheit von 77 bis
90 Prozent der Bürger Russlands, die eine Übergabe der Kurilen "kategorisch
ablehnen" würden. Für diese russische Erde hätten Väter und Großväter ihr
Blut vergossen und das Leben gelassen.

So klingt es alles andere als ermutigend, wenn Putin seinen
Gesprächspartner darauf hinweist, dass es wegen der Inseln ohnehin eines
Referendums bedürfe. Dessen Ausgang sei in Russland "mehr oder weniger
vorhersehbar". In die Debatte zurückgekehrt ist dieser Satz des
langjährigen sowjetischen Außenministers und späteren Staatschefs Andrej
Gromyko: "Unser Land ist groß, aber überflüssige Erde gibt es nicht."

 * 
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Nein zu Krieg und Atomarer Aufrüstung

Rede bei den Protesten gegen die Münchner Sicherheitskonferenz 2019

von Claudia Haydt



Lieber Friedensfreundinnen, liebe Friedensfreunde!

Kennt ihr das? Da stellt jemand etwas fest, das klingt absolut richtig
und dann zieht die Person die völlig falsche Schlussfolgerung. Ursula
von der Leyen sagte gestern: "Wir wissen dass wir mehr tun müssen."
Und ja, natürlich stimmt das.


	Im Jemen leben und sterben Millionen von Menschen in erbärmlichen Umständen. Dieses Sterben und Hungern muss gestoppt werden.

	Und ja, wer die Bundeswehr in die ganze Welt schickt, sollte dringend nachsehen, was sie dort überhaupt tut. Ich erwarte von der Bundeswehr und der Bundesregierung, dass sie Bilanz ziehen, wie viele Tote, wieviel Zerstörung, wieviel Hunger und Armut das Ergebnis sind von 25 Jahren Auslandseinsätzen.

	Ich erwarte, dass Ursula von der Leyen, als Teil ihrer Hausaufgaben, offenlegt, wie viele Verträge mit sündhaft teuren Beratern vom Verteidigungsministerium abgeschlossen wurden. Dass hier Steuergelder in gigantischem Umfang ausgegeben wurden und uns niemand sagen kann, wozu die Gelder genau verwendet wurden, das zeigt doch schon, dass sie unsere Steuergelder nicht verdient haben - nicht für den Krieg und auch sonst nicht.

	Und ja, es gibt einen rechten Sumpf in der Bundeswehr, den die Ministerin dringend trocken legen müsste. Es gibt Nationalisten, Rechtsextreme, Wehrmachtfetischisten und so weiter in der Bundeswehr - und das sind keine Einzelfälle. Hier ist viel zu tun. Nazis raus!

	Die Doomsday Clock, die sogenannte Weltuntergangsuhr steht seit über einem Jahr auf zwei Minuten vor zwölf. Die Wissenschaftler, die Jahr für Jahr diese Bedrohungsuhrzeit festlegen, haben zwei Gründe dafür benannt. Der eine ist der Klimawandel, gegen den die hier bei der Sicherheitskonferenz Versammelten, nichts aber auch gar nichts machen. Im Gegenteil, sie tragen zu seiner Verschärfung bei. Und der zweite Teil der Begründung ist die atomare Aufrüstung vor der wir zurzeit stehen. Die Wissenschaftler sagen klar, dass das was der Öffentlichkeit als Modernisierung von Atomwaffen verkauft wird, an keiner Stelle unterscheidbar ist von einem neuen Wettrüsten. Wir sind hier, weil wir kein atomares Wettrüsten in der Mitte Europas und auch sonst nirgendwo akzeptieren werden.



Die einzige Antwort, die von der Leyen auf all diese Herausforderungen
hat ist: noch mehr Geld für Militär. Ich muss sagen, ich verstehe das
nicht. Im Haushalt 2019 werden 4,7 Milliarden zusätzlich fürs Militär
bereitgestellt. Und gleichzeitig wird uns erzählt, dass
Haushaltslöcher drohen und deswegen kein Geld für Rentenerhöhungen da
sei.

Dabei ist es doch so einfach. Kürzt das Geld beim Militär und
finanziert vernünftige zivile Projekte. Alle würde profitieren: global
gesehen und wir hier auch. Doch wenn die NATO ihr Ziel, zwei Prozent
des Bruttoinlandsproduktes ins Militär zu investieren, wirklich
umsetzt, dann würden sich die Ausgaben für die Bundeswehr in den
nächsten Jahren in Richtung 80 Milliarden Euro bewegen.

Damit würde Deutschland das Land in Europa sein, das mit Abstand am
meisten Geld ausgibt für Rüstung. Auch Russland gibt deutlich weniger
aus und plant zurzeit auch keine substantiellen Erhöhungen. Die
EU-Staaten liegen schon heute global auf Platz zwei bei den
Rüstungsausgaben und und überholen nicht nur Russland, sondern auch
China deutlich.

Geschichtlich betrachtet war eine hochgerüstetes Deutschland in der
Mitte Europas noch nie eine gute Nachricht, weder für unsere Nachbarn
noch für den Rest der Welt. Wir wollen keine deutsche Hochrüstung. Das
einzige "Vorangehen" das wir wollen heißt "Abrüstung".

Schon jetzt geben wir in diesem Land dreimal mehr Geld aus fürs
Militär wie für Bildung. Angesichts dessen ist es kein Wunder wenn
Lungenärzte nicht rechnen können...

Doch - Witz beiseite - wir sind tatsächlich mit weitreichenden
Problemen konfrontiert. Selbst die deutsche Bahn hat nun einen
Kooperationsvertrag mit der Bundeswehr abgeschlossen. Natürlich liegt
es nahe zu sagen: "Bleibt einfach auf dem Abstellgleis stehen, das
passt so!" Leider muss der Inhalt des Vertrags sehr nachdenklich
stimmen. Die Bundeswehr investiert 100 Millionen Euro dafür, dass pro
Jahr 1.300 Transporte, ganze Züge, an den Osten des Bündnisgebietes,
also an die Grenze Russlands transportiert werden können. Wer so eine
Aufrüstung, so einen Aufmarsch plant, dem müssen wir das Handwerk
legen.

Wenn Ihr Argumente braucht, für Menschen die sonst politisch nicht
interessiert sind: Teil des Vertrags ist es, dass zukünftig dieser
Güterverkehr Vorrang hat vor dem Personenverkehr. Sonst ist das
umgekehrt - Güterverkehr muss warten, Personen haben Vorrang. Bei der
Bundeswehr heißt es: Militär hat Vorrang vor Zivil. Das geht gar
nicht!

Gerade reden alle über "Für oder gegen Europa". Ich bin überzeugt,
einer der größten Angriffe auf das Zusammenleben in Europa ist das was
zurzeit mit der Militarisierung der Europäischen Union umgesetzt und
geplant wird. Hier werden tiefe Gräben quer durch Europa gegraben. Die
Europäische Union in ihrer jetzigen Verfassung ist definitiv kein
Friedensprojekt. Lasst mich das in Zahlen ausdrücken. Im nächsten
mehrjährigen Haushalt der EU sind knapp 50 Milliarden vorgesehen für
Rüstungsproduktion, Rüstungsentwicklung, Rüstungsforschung, für
Aufrüstung und Militarisierung. 6,5 Milliarden sollen bereit stehen
für die Infrastruktur um noch mehr Züge und Panzertransporte Richtung
Osten zu ermöglichen. 10,5 Milliarden sollen in einen Schattenhaushalt
fließen und für eine sogenannte Friedensfazilität ausgegeben werden,
die im Kern nur eine Kriegskasse ist. 33 Milliarden sind zukünftig für
Frontex, also für die Abschottung gegen Flüchtlinge vorgesehen.
Insgesamt geht es um etwa 100 Milliarden für Abschottung und Krieg. Es
tut mir wirklich leid, aber das ist kein Friedensprojekt.

Unter dem Deckmantel dieses sogenannten europäischen Friedensprojekts
wird nun auch das Projekt einer so genannten europäischen Atombombe
vorbereitet. Dabei geht es um die französischen Atombomben, die dann
auch mit dem Geld deutscher Steuerzahler modernisiert, eventuell auch
teilweise unter deutscher Verfügungsgewalt, einen sogenannten atomaren
Schutzschild gegen Russland aufbauen sollen. Noch sind es nur Pläne,
wahnsinnige Pläne. Lasst uns diese Waffen immer ächten. Lasst uns
darauf drängen, dass der Atomwaffenverbotsvertrag umgesetzt werden
kann. Und lasst uns nie glauben, dass Atomkriege führbar seien.
Niemand ist sicher bei einem Atomkrieg, niemand ist sicher vor dem
elenden Sterben und Leiden, das diese Waffen verursachen.

Nein zur atomaren Aufrüstung!

Ich warne jetzt schon davor: diese so genannte "europäische Atombombe"
wird uns möglicherweise als das kleinere Übel verkauft, als
Alternative zu möglichen neustationierten Mittelstreckenraketen, die
Trump im Zuge der Aufkündigung des INF-Vertrages bereits angekündigt
hat.

Wir sind uns auf diesem Platz wohl alle einig. Wir wollen keine US-
Amerikanischen Mittelstreckenraketen in Europa, aber auch keine
französischen und auch keine "europäischen" Atomwaffen. Wir wollen gar
keine!

Ganz ehrlich: wir kommen nicht daran vorbei, global abzurüsten und
neue Verträge abzuschließen. Aber wir haben dabei ein großes Problem:
wer soll den NATO-Staaten und der USA eigentlich noch Vertrauen
schenken, wenn sie Verträge abschließen? Wir sind konfrontiert mit
einer ganzen Reihe von Vertragsbrüchen und Völkerrechtsbrüchen. Der
Bruch der NATO-Russland-Akte, wiederholte völkerrechtswidrige
Angriffskriege, der Bruch des Abkommens mit dem Iran, die Aufkündigung
des INF-Vertrags und völkerrechtswidrige Regimechange-Politik. Aber
trotz allem müssen wir am Völkerrecht festhalten, sonst setzen sich
Entwicklungen wie wir sie gerade in Venezuela erleben immer weiter
fort.

Es kommt für unsere friedenspolitische Grundsatzposition nicht darauf
an, ob die jeweiligen Staatschefs oder Präsidenten in einem Land
Demokraten oder Autokraten sind, denn innenpolitische Veränderungen
sind Sache der Menschen in diesen Ländern. Es steht weder den USA noch
den NATO-Verbündeten zu, zu bestimmen, wer deren rechtmäßige
Präsidenten sind. Wer wie Außenminister Maas den Oppositionspolitiker
Guaido als Präsidenten anerkennt, der tut damit nichts für die
Demokratie, er macht damit alles gegen das Völkerrecht und er riskiert
einen Bürgerkrieg in Venezuela. Das ist keine Friedenspolitik!

Wir wissen: bei dieser Sicherheitskonferenz im Bayrischen Hof geht es
nicht um die Sicherheit der Menschen, es geht um die Sicherheit von
Interessen, von Kapital, von Wirtschaft, von multinationalen
Unternehmen.

Ich muss leider bei Außenminister Maas weitermachen und einem Vorfall
der illustriert, wie wenig es ihm um die Sicherheit von Menschen geht.
Er war jüngst im Irak und erklärte dort auf einer Pressekonferenz,
dass der Irak wieder sicher sei und hatte doch selbst bei diesem
Termin eine schusssicherer Weste an. Das ist zynisch. Es gibt so viele
Länder auf dieser Welt, die durch westliche Interventionen unsicher
und zerstört wurden - so etwas als Sicherheitspolitik zu verkaufen,
ist blanker Hohn und Abschiebungen in diese Gebiete sind unmenschlich!

Lasst mich abschließend zur größten Katastrophe kommen, die dennoch
keinerlei relevante Rolle spielt, bei den Kriegstreibern im Bayrischen
Hof: dem Krieg und dem Sterben im Jemen. Dies ist auch deswegen
möglich, weil mit deutschen Waffen bombardiert und geschossen wird.
Deutsche Schiffe tragen dazu bei, dass die Hungerblockade
aufrechterhalten werden kann. Gebt euch nicht damit zufrieden, dass es
momentan eine Waffenruhe rund um die Hafenstadt Hudaida gibt, denn
gleichzeitig wird durch die von Saudi-Arabien angeführte Koalition
intensiver bombardiert als in den letzten vier Jahren. Die
Mitverantwortlichen für diesen Krieg, für das Sterben und Töten sitzen
im Bayrischen Hof. Bitte stoppt diesen Wahnsinn sofort.

Wir haben eine Bundesregierung die sagt, wir können ja nichts machen,
das sind Tochterfirmen die hier exportieren. Dass sie dabei nicht rot
werden, wundert mich wirklich, denn sie wissen, dass sie das mit
einfachen Gesetzesänderungen in den Griff bekommen könnten. Sie
könnten dafür sorgen, dass der Export von Rüstungs-Know-How und der
Export von ganzen Fabriken in Krisengebiete unter Strafe gestellt wird
- aber sie wollen es nicht. Sie wollen diese Exporte, damit im Zuge
dessen die Waffenproduktion für EU und NATO rentabler wird.

Wir sind hier, weil wir diesen Irrweg nicht mehr mitmachen wollen. Wir
fordern einen umfassenden Stopp sämtlicher Waffenexporte.

Wir fordern den sofortigen und bedingungslosen Waffenstillstand im
Jemen. All diejenigen die man dafür brauchen würde, sind gerade im
Bayrischen Hof versammelt.

Eins ist klar: wir brauchen eure Waffen nicht. Wir wollen eure
Aufrüstung nicht und genauso wenig wollen wir eure NATO. Wir brauchen
auch keine militarisierte Europäische Union, aber vor allem brauchen
wir das Geld, das ihr ins Militär steckt, um endlich den Hunger und
das Elend auf dieser Welt bekämpfen zu können. Und sagt uns nie
wieder, dafür wäre kein Geld da. Im letzten Jahr flossen 1.600
Milliarden weltweit ins Militär. Wenn wir davon nur 20Prozent in
Frieden und Entwicklung investieren könnten, dann hätte das elende
Verhungern und Sterben an heilbaren Krankheiten ein Ende. Solange ihr
das nicht tut, nennen wir die Politik die im Bayrischen Hof betrieben
wird, Mord und Beihilfe zum Mord und kommen jedes Jahr wieder!



Anmerkung: Am 16. Februar demonstrierten tausende Menschen
friedlich gegen die Kriegspolitik von Politikern, Militärs und
Wirtschaftsvertretern, die sich an diesem Wochenende im Bayrischen Hof
zur sogenannten "Sicherheitskonferenz" versammelt hatten. Obwohl die
Demonstration und die Menschenkette vollständig friedlich verliefen,
verhaftete die Polizei auf dem Marienplatz zu Beginn der
Abschlusskundgebung zwei Personen. Deswegen hatte ich vor dem Beginn
meiner Rede eine Aufforderung an die Polizei gerichtet.

"Zuerst einmal ein paar Worte an die Polizei. Wenn Sie jemanden
verhaften wollen, dann habe ich da eine Adresse: Bayrischer Hof. Dann
können Sie am Abend sagen, dass sie wirklich etwas getan haben um dem
Frieden auf der Welt näher zu kommen. Aber jetzt und hier
Friedensaktivisten festzusetzen, das ist doch ein völlig falscher
Schritt."

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2019/006 vom 19. Februar 2019
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Frauenkämpfe im Landesstreik

von Sabine Hunziker



Die Vorgeschichte zum Landesstreik beginnt mit den
"Kartoffel-Krawallen": Ab 1916 besetzen Frauen in verschiedenen
Städten der Schweiz die Marktplätze, um gegen die steigenden
Lebensmittelpreise zu demonstrieren. Im Juni 1916 marschieren Frauen
vors Bundeshaus. Trotz Polizeiblockade bemächtigen sie sich der
Marktstände und nehmen den Verkauf selber an die Hand.


Anfangs 2018 erschien der Reader mit Referaten zur Tagung des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB), der zum Gedenken an den
Generalstreik organisiert wurde. Der damalige Präsident des SGB Paul
Rechsteiner schrieb im Vorwort, dass der Streik ein wichtiges
innenpolitisches Ereignis des 20. Jahrhunderts und zugleich zentral
für die linke Bewegung in der Schweiz sei. 250.000 Frauen und Männer
legten ihre Arbeit während der drei Tage im November nieder. Sieg und
Niederlage gehörten beide zu den Geschehnissen rund um den
Landesstreik. Das abrupte Ende am 14. November der Streikaktion war
sowohl enttäuschend wie auch wichtig, um nach den drei getöteten
Arbeitern weiteres Blutvergiessen zu vermeiden. Die militärischen
Gerichtsverfahren gegen die Streikleitung wurden zu einer Bühne für
die Anliegen der Arbeiterbewegung und das Oltener Aktionskomitee ging
auch als moralischer Sieger aus dem Verfahren hervor. Die politischen
Folgen des Generalstreiks waren Teilerfolge, so dass beispielsweise
der sog. Achtstundentag als Grundforderung der Arbeiterbewegung
durchgesetzt und die Arbeitszeit von 54-59 auf 48 Stunden pro Woche
herabgesetzt wurde.


Das Frauenstimmrecht bleibt auf der Strecke

Bei anderen Punkten auf der Liste hatte es noch lange - Jahrzehnte
- gedauert, bis sie erfüllt waren. Unter den 9 Hauptforderungen des
Landesstreikes fand sich an zweiter Stelle das Frauenstimm- und
Wahlrecht. Im Gegensatz zum Achtstundentag wurde das aktive und
passive Frauenstimmrecht erst im Februar 1971, mittels eidgenössischer
Abstimmung, schweizweit eingeführt. Damit war die Schweiz eines der
letzten europäischen Länder, das der Bevölkerung die vollen
Bürgerrechte zugestand. Noch weitere 20 Jahre vergingen, bis das
Frauenstimmrecht in allen Kantonen eingeführt war. 1990 gab das
Bundesgericht einer Klage von Frauen aus Appenzell Innerrhoden Recht,
nahm Bezug auf die Verfassungswidrigkeit der Innerrhoder
Kantonsverfassung und führte entgegen eines Mehrheitsentscheids der
Männer der Landgemeinde das Frauenstimmrecht ein. Der Generalstreik
steht für einen politischen Streik und seine Forderungen sollten die
demokratischen Verhältnisse in der Schweiz stärken. Hätten die
Streikenden das Frauenstimmrecht damals durchsetzen können, so schloss
Rechsteiner sein Vorwort, wäre die Schweiz in dieser Frage nicht zu
einem europäischen Schlusslicht geworden.

Die Schweizer Historikerin Elisabeth Joris (Mitautorin beim Reader zur
Tagung) erklärt, warum die Forderungen zum Frauenstimmrecht damals nur
wenig Chancen zur Durchsetzung hatten, auch wenn eine grosse Anzahl
von Frauen an den Streikaktionen beteiligt waren: "Das
Frauenstimmrecht lag als politisches Thema in ganz Europa und in der
angelsächsischen Welt auf der Agenda und war ein verbindliches Ziel
der Sozialistischen Internationale, aber auch in liberalen Kreisen
konnte man auf Unterstützung zählen. Im revolutionären Russland 1917
eingeführt, war klar, dass es nach dem Zusammenbruch des deutschen und
des österreichisch-ungarischen Kaiserreichs in deren Nachfolgestaaten
eingeführt würde. Auch die Schweizer Sozialdemokratie hatte sich auf
Grund des Drucks der Arbeiterinnenbewegung verpflichtet, sich bei
jeder Gelegenheit für das Frauenstimmrecht einzusetzen. Das ist der
Grund, warum es auf der Liste des Landesstreiks figurierte. Dazu
hatten Sozialdemokraten in verschiedenen Kantonen und auch auf
Gemeindeebene während des Kriegs Eingaben zur Einführung des
Frauenstimmrechts gemacht. So kam es nach dem Krieg in verschiedenen
Kantonen und Städten zu Abstimmungen, die allesamt abgelehnt wurden.
Für Basel wurden die Resultate in den 1970er Jahren analysiert:
während es zum Teil in bürgerlichen Quartieren Mehrheiten dafür gab,
haben sämtliche Arbeiterkreise, die rot dominiert waren, abgelehnt.
Das heisst, auch die Arbeiter waren nicht für das Frauenstimmrecht.
Die Frauen durften nicht abstimmen. Das ist mit ein Grund, dass sich
das Frauenstimmrecht nicht durchsetzen konnte. Aber ein ebenso
wichtiger Grund ist, dass sich auch die Behörden auf Regierungsebene
nicht aktiv für das Frauenstimmrecht eingesetzt haben, und das fast
überall bis Ende der 1960er Jahre. In anderen Ländern wurde es von der
Exekutive und von Parlamentsmehrheiten gepusht. Allerdings in Europa
fast nur überall dort, wo es zum kriegsbedingten Bruch kam. Nicht aber
bei den Gewinnern des Kriegs: in Grossbritannien nur beschränkt, erst
in den späteren 1920er Jahren wurde es dem Wahlrecht der Männer
angegliedert, in Frankreich und Italien erst Ende des 2. Weltkriegs."


Direkte Aktion auf dem Markt

Angefangen hat die Vorgeschichte zum Generalstreik mit den
"Kartoffel-Krawallen". So ist es nachzulesen in der work-Extraausgabe
vom November 2018. Im Zeitraum des Kriegsjahres 1916 versammelten sich
Pionierinnen des Landesstreiks in Biel, Zürich, Bern, Thun oder
Grenchen im öffentlichen Raum, um gegen die steigenden
Lebensmittelpreise, "Wucherer" und die Preistreiberei zu
demonstrieren. Die Versorgungslage verschlechterte sich seit dem
Kriegsbeginn ab 1914 stetig und betraf alle, weil die Einfuhr von
Weizen zurückging, Kohle knapp wurde oder die Preise stiegen. Für Eier
bezahlte man plötzlich dreimal mehr und Fleisch wurde unerschwinglich.
Auch die Wetterlage sorgte dafür, dass es Missernten gab, Kartoffeln
verdarben und wenig Heu produziert werden konnte, so dass auch die
Milchwirtschaft nicht lief. Der Schwarzmarkt blühte und es entstand
ein Handel mit Rationierungskarten. Noch hielt die Regierung in Bern
an der Illusion des sog. "freien Marktes" fest und rationierte
Lebensmittel erst später.

Gewerkschaften forderten sofortige Lösungen. Nachvollziehbar war, dass
der Motor der folgenden Marktdemonstrationen Mitglieder der
sozialdemokratischen Arbeiterinnenvereine waren. Kampf war nötig, denn
damals hungerten viele Arbeiterfamilien. Bei Massenaufläufen standen
Marktstände im Fokus, bei denen zu überteuerten Preisen Eier,
Kartoffeln und Gemüse verkauft wurden. Oft schritt die Polizei bei den
Aktionen ein und schütze so die Spekulanten. Als dann nicht nur
Arbeiterinnen sich über diese Preispolitik entrüsteten, sondern auch
bürgerliche Frauen bei den Protesten mit dabei waren, begann sich das
Blatt zu wenden. Es wird berichtet, dass an einem erfolgreichen Tag
der Preis für Kartoffeln volle 30 Rappen gedrückt werden konnte. Ein
Höhepunkt war, als im Juli 1916 Frauen vor das Bundeshaus marschierten
- mit dabei war Rosa Grimm. Trotz Blockade der Polizei bemächtigten
sich die Demonstrantinnen der Marktstände und nahmen den Verkauf von
Lebensmitteln selbst in die Hand. Preisdemonstrationen gingen weiter,
beispielsweise formierten sich im August 1917 in Luzern über 3000
Menschen bei einer Hungerdemonstration. Diese Kontinuität gab kleine
Siege zu verbuchen. In Zürich setzte beispielsweise der
Polizeivorstand im Amtsblatt die Höchstpreise für Kirschen,
Johannisbeeren, grüne Bohnen oder Eier fest. Wo sich die Frauen
gewehrt hatten, sanken die Preise spürbar. In Bern gingen
Demonstrantinnen direkt den Polizeidirektor an, der für die Märkte
zuständig war. In Folge musste er Zugeständnisse machen und die
Verkäufe besser kontrollieren. An anderen Orten in der Schweiz wurde
ein Verkaufszwang von Kartoffeln eingeführt oder Fleisch zu
reduzierten Preisen an Bedürftige abgegeben.


Von Hungerdemonstrationen zum Generalstreik

Die Präsidentin der Zentralen Frauenagitationskommission der SPS Rosa
Bloch-Bollag war die einzige Frau im Oltener Aktionskomitee, das im
November 1918 zum Landesstreik aufrief. Bei den Hungerdemonstrationen
war auch die Redaktorin von "Die Vorkämpferin" mit dabei. Am 10. Juni
1918 zogen Frauen vom Zürcher Volkshaus über die Bahnhofsstrasse zum
Rathaus, um Einlass in das Parlamentsgebäude zu verlangen. Ihre
Forderung betraf die Verteilung von Lebensmitteln an Bedürftige.
Wenige Tage später konnte eine Kleingruppe im Rahmen des "Rechts auf
Anhörung im Parlament" ihre Begehren vor dem Kantonsrat begründen.
Diese Aktion liess bürgerliche Frauen aufhorchen. Folge davon war auch
eine Frauenversammlung, bei der bürgerliche und sozialdemokratische
Aktivistinnen zusammenfanden und einen Forderungskatalog erstellten,
um gemeinsam für eine Kontrolle prekärer Löhne von Frauen und weitere
Anliegen zu kämpfen. Dieser Zusammenschluss und die damit entstehende
Polit-Arbeit führte dazu, dass später vermehrt Frauen in Ämter oder
Kommissionen gewählt wurden. Auch später kam es zu einer punktuellen
Allianz zwischen Bürgerlichen und Proletarierinnen, wenn es um
Frauenstimmrecht oder Berufsbildung ging.


Platten für Bloch-Bollag im Oltener Komitee

Im Oltener Aktionskomitee war Rosa Bloch-Bollag kurz Mitglied. Hier
wurde auch das aktive und passive Frauenstimmrecht in den
Forderungskatalog aufgenommen. Das Frauenstimmrecht figurierte an
zweiter Stelle auf der Liste der Generalstreikforderungen. Kein Grund
aber, euphorisch zu sein, da dieser Punkt damals nicht auf fruchtbaren
Boden fiel. Die einzige Frau im Streikorganisationskomitee wurde bald
von Fritz Platten abgelöst und verliess die Gruppe. Elisabeth Joris
beantwortet die Frage, warum Rosa Bloch-Bollag gegangen ist:
"Rosa Bloch-Bollag war zwar bei der Gründung des Oltener
Aktionskomitees als einzige Frau mit dabei, aber bereits im März ist
sie ausgeschieden. Es ist also nicht ihr Verdienst, dass die Forderung
des Frauenstimmrechts auf der Liste des Landesstreiks figurierte. Das
hat Robert Grimm, erst seit kurzem von Rosa Grimm geschieden, selber
bestimmt. Rosa Bloch-Bollag wurde als Zürcher Vertreterin effektiv von
Fritz Platten ersetzt, doch warum, ist aus den Unterlagen nicht
ersichtlich. Ob sie es freiwillig wollte oder von den Genossen in
Zürich eher dazu gepusht wurde? Vielleicht schien ihr selber ihre
Agitationstätigkeit in der Arbeiterinnenbewegung und in Zürich
wichtiger als das Engagement im OAK und hat selber Platten ermuntert,
ihren Platz einzunehmen. Politisch standen sie sich nahe, beide auf
der äusseren Linken der Sozialdemokratie, beide später
Gründungsmitglieder der KP."

Ab dem Ausrufen zum Streik wurde kaum mehr für die Rechte der Frauen
gekämpft. Nicht alle Frauen pochten in dieser Zeit auf mehr Rechte. In
den hektischen Zeiten während des Landesstreiks kochten gemeinnützige
Frauengruppen Tee für die aufgebotenen Truppen, die gegen die
Streikenden einschritten. Nach dem Aufkommen der "Spanischen Grippe"
in den Rängen der Soldaten waren es Frauen, welche Unterkünfte und
Pflege der Männer organisierten.


Stimmrecht: Mittel für Klassenkampf

Die Forderung rund um das Stimmrecht für Genossinnen war nicht erst
mit dem Generalstreik präsent. Beispielsweise ab den 1910er Jahren
erschien das Thema in den Protokollen der proletarischen
Frauenbewegung. Der Schweizerische Arbeiterinnenverband SAV
diskutierte die Frage zu Allianzen mit bürgerlichen Gruppen und
Parteien insbesondere zu der Frage zum Frauenstimmrecht. Proletarische
Frauen grenzten sich bei dieser Frage jedoch scharf von
Frauenrechtlerinnen ab. Ein zeitweiliges Zusammenarbeiten in diesem
Bereich wurde aber in Betracht gezogen.

Im Reader der Tagung des SGB findet sich auch der Beitrag von
Elisabeth Joris mit dem Titel "Kampf für die Frauenrechte - Allianzen
und Bruchlinien". Hier zitiert die Historikerin Elisabeth Joris eine
Quelle aus der Zeitung "Die Vorkämpferin" von 1917, in der steht, dass
für bürgerliche Frauen das Stimmrecht Selbstzweck und Endziel zugleich
sei. Für proletarische Frauen ist dieses Recht aber Werkzeug, um den
Klassenkampf effektiver führen zu können.

Kämpfe für Frauenrechte waren schon immer Teil der internationalen
sozialistischen Frauenbewegung. Wichtiger Meilenstein und prägend für
den Landesstreik war die in Bern 1915 von Clara Zetkin und Alexandra
Kollontai einberufene Sozialistische Frauen-Internationale.
Besucherinnen dieser ausserordentlichen Konferenz kamen aus
Deutschland, Frankreich, England, Russland, Polen, Italien und
Holland. Hier wurde nicht nur über politische und wirtschaftliche
Gleichberechtigung gesprochen, sondern auch über das Wesen des
Weltkriegs und seine direkten Folgen - eine klare Ablehnung war
Konsens. Krieg steht im unversöhnlichen Gegensatz zu den Interessen
der Arbeiterklasse, so war das Fazit.

Für das Ziel der Beendigung des Weltkrieges rief die Frauenkonferenz
dazu auf, alle vorhandenen Mittel zu benutzen, um den Frieden
voranzutreiben. Hier in dieser Situation rund um den Krieg und der
internationalen Friedensaktion hatte die Frau eine geschichtliche
Rolle. Wenn diese Rolle erfüllt wird, dann kann dies eine grosse
Wichtigkeit für die Gleichberechtigung des weiblichen Geschlechts und
das Gelingen des Sozialismus haben, so steht es in der Resolution der
Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz in Bern 1915. Joris
geht noch genauer auf den Zusammenhang zwischen dem Kampf für den
Frieden und die Gleichberechtigung ein:

"Weil Frauen vom Krieg in starkem Masse betroffen sind von der damit
einhergehenden Gewalt, aber auch als Mütter und Angehörige von
Soldaten an der Front, vor allem auch als Zuständige für den Unterhalt
der Familie, als Arbeiterinnen und Angestellte in den Betrieben, wo
sie auch die Arbeit vieler eingezogener Soldaten übernehmen.

Kampf für den Frieden war aus sozialistischer Sicht daher
gleichbedeutend mit dem Kampf für den Sozialismus, d.h. für Gleichheit
und Gerechtigkeit, was die Gleichberechtigung mit einschliesst. Denn
nach Meinung der Sozialdemokratinnen war ein echter Frieden nur unter
sozialistischen Vorzeichen zu erlangen. Denn der Kapitalismus und
Imperialismus war nach sozialistischer Meinung die Ursache des
Weltkriegs."


Der Schattenblick veröffentlicht die Langfassung des
Artikels von der Internetseite des vorwärts.
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FRAGEN/077: Oscars 2019 - Interview mit Prof. Dr. Annette Brauerhoch von der Universität Paderborn (idw)


Universität Paderborn - 19.02.2019

Oscars 2019: Interview mit Prof. Dr. Annette Brauerhoch von der
Universität Paderborn



Am 24. Februar blickt die Welt wieder gespannt nach Hollywood: Zum 91.
Mal werden die Oscars verliehen. Filmwissenschaftlerin Prof. Dr. Annette
Brauerhoch spricht im Interview über das internationale Standing des
deutschen Films, den aktuellen Erfolg mexikanischer Filmschaffender und
das erneute Fehlen von Regisseurinnen auf der Nominiertenliste für die
"Beste Regie".


Frau Brauerhoch, wie beurteilen Sie das derzeitige Niveau des
internationalen Films?

Brauerhoch: Um einen Eindruck vom internationalen Film zu bekommen,
ist man mittlerweile auf Festivalbesuche angewiesen, wie z. B. die
"Berlinale", aber auch auf zum Teil spezialisierte Filmfestivals. Davon
gibt es alleine in Deutschland Dutzende, wie die "Internationalen
Kurzfilmtage Oberhausen", die Dokumentarfilmfestivals in Leipzig und
Duisburg, das "Lichter Filmfest" und "Nippon Connection" in Frankfurt,
"GoEast" und "Exground" in Wiesbaden und viele andere mehr. In die großen
kommerziellen Kinos kommen die wenigsten Filme und was wir dort zu sehen
bekommen ist diktiert von Verleihstrukturen - da haben die Kinos kaum
Spielraum für eigene Entscheidungen oder Programmgestaltung. Eine
Alternative bieten Programmkinos, aber viele Städte, darunter Paderborn,
haben leider keines. Die Frage lässt sich also nicht adäquat beantworten,
da vom internationalen Filmschaffen sehr wenig in unseren Kinos vertreten
ist. Filme aus Japan, Korea, China, den Philippinen oder aus dem Iran, der
Türkei und Russland, um nur ein paar wenige Länder zu nennen, sind z. B.
in Cannes gut vertreten. Für eine Kinoauswertung verlassen sich die
Verleiher allerdings nach wie vor lieber auf Hollywood bzw. ist die Macht
der Verleiher für Hollywood-Filme besonders groß. Es geht also weniger um
Niveau, sondern mehr um Macht und Ohnmachtstrukturen.

Der Film "Roma" des mexikanischen Regisseurs Alfonso Cuarón gilt als
einer der Oscar-Favoriten. Cuarón ist in der Kategorie "Beste Regie"
nominiert, Yalitza Aparicio und Marina de Tavira, zwei Schauspielerinnen des
Films, in den Kategorien "Beste Haupt- und Nebendarstellerin". 2014, 2015,
2016 und 2018 erhielt ein Mexikaner den Oscar für "Beste Regie". Wie
erklären Sie sich diesen Erfolg mexikanischer Filmschaffender?

Brauerhoch: In Zeiten der Migration ist dies tatsächlich
aussagekräftig für eine Branche, die auf ein Gespür für die Sensibilitäten
ihres Publikums angewiesen ist. Lateinamerikaner bilden in den USA die
zweitgrößte ethnische Gruppe, fast 65 Prozent davon sind Mexikaner. Die
Auszeichnungen und Nominierungen sprechen aber auch für die verbindende
und produktive Kraft geteilter und gemeinsamer kultureller Erfahrungen:
Die drei Oscar-prämierten Regisseure Alfonso Cuarón, Alejandro González
Iñárritu und Guillermo del Toro sind miteinander befreundet, sie
unterstützen sich gegenseitig. Das Aufweichen der "weißen Oscars" haben
zudem die schwarzen US-Amerikaner vorangetrieben - denken Sie an die
berühmte Ansprache von Chris Rock als Moderator der Academy Awards 2016.
Yalitza Aparicio ist die erste indigene Mexikanerin, die für den Preis als
beste Hauptdarstellerin nominiert ist. Salma Hayek, die 2002 für "Frida"
nominiert wurde, ist Mexikanerin und US-Amerikanerin, sie selbst
beschreibt sich als halb spanisch, halb libanesisch.

Die Nominierung von "Roma" kann man als Ausdruck einer Form von versuchter
"political correctness" sehen und als Ehrfurcht vor der Inszenierung des
Films in schwarz-weiß, was sofort einen gewissen Automatismus auslöst,
darin "Kunst" zu sehen. Gemessen an anderen Oscar-Nominierungen wie
beispielsweise "A Star is born" hat er aber wirklich eindrucksvolle
ästhetische Qualitäten, die allerdings eigentlich die große Leinwand
brauchen, um angemessen gewürdigt werden zu können. Mit "Roma" wird ja ein
Film nominiert, der als Netflix-Produktion kaum eine Kinoauswertung
erfährt und die Debatte über das Verhältnis von Streaming-Angeboten und
Kinowahrnehmung weiter befeuert.

In den Königsdisziplinen "Beste Regie" und "Beste Kamera" sind wieder
einmal ausschließlich Männer nominiert. Was sagt das über das derzeitige
Filmbusiness aus?

Brauerhoch: Es ist ein klares Armutszeugnis. Auf einer alternativen
Oscarliste [1] 
werden so wichtige Namen und
wunderbare, interessante Filme wie Debra Graniks "Leave no Trace", Lynne
Ramsays "You Were Never Really Here" oder Claire Denis "Let the Sunshine
In" genannt. Ich befürchte, dass "I Am Not a Witch" von Rungano Nyoni, der
z.B. auf dem "Internationalen Frauenfilmfestival Dortmund/Köln" lief,
sowie "Madeline?s Madeline" von Josephine Decker, "Private Life" von
Tamara Jenkins, "The Miseducation of Cameron Post" von Desiree Akhavan,
"Nancy" von Christina Choe und "Oh, Lucy!" von Atsuko Hirayanagi eher
unbekannt und ungesehen bleiben werden. 2010 war Kathryn Bigelow in der
Geschichte der Academy Awards die erste Frau, die einen Oscar für die
beste Regie bekam. Eine schwarze Regisseurin wurde noch nie nominiert. Die
91. Oscars werden die 86. sein, die ohne weibliche Nominierung für "Beste
Regie" aus-kommen.

Florian Henckel von Donnersmarck ist mit seinem Film "Werk ohne Autor" in
der Kategorie "Bester fremdsprachiger Film" nominiert. Davon abgesehen:
Wie steht der deutsche Film aktuell im internationalen Vergleich da?

Brauerhoch: Der deutsche Film hat durch den Nationalsozialismus einen
so heftigen Einbruch erfahren, dass die deutsche Filmgeschichte und ihr
"Versagen", milder ausgedrückt ihre Eigenheit, nicht ohne diesen
Einschnitt zu denken ist. Hinzu kommt ein höchst komplexes und
kompliziertes Filmförderverfahren und -abkommen, an das die Filme - unter
Vernachlässigung des Publikums - angepasst werden. Das radikale Abwerten
von Film als "Unterhaltung" gegenüber einer sogenannten "ernsten Kultur"
gibt es in anderen europäischen Ländern nicht, die ihre Cinematografien
und Filmbildung stärker fördern und pflegen, allen voran Frankreich, aber
auch Italien, Polen und andere osteuropäische Länder. Die Kinokultur, auch
gemessen an Kinobesuchen, hinkt in Deutschland anderen europäischen
Ländern hinterher, für die Kino selbstverständlich die große Kunstform des
20. Jahrhunderts ist.

Wie lautet Ihr persönlicher Filmtipp?

Brauerhoch: Mehr ins Kino gehen.


Anmerkung

[1] https://www.dazeddigital.com/film-tv/article/43019/1/oscars-nominations-women-directors-snubbed

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/971: Abschluss des Bayern 2-Digitalprojekts "Ich, Eisner!" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

Bayern 2-Digitalprojekt "Ich, Eisner!"

Abschluss mit Online-Kondolenzbuch



Das digitale Storytelling-Projekt "Ich, Eisner!" endet am 26. Februar
mit dem 100. Jahrestag der Beerdigung seines Protagonisten. Seit dem
Start im Oktober letzten Jahres erhalten 15.000 Nutzer regelmäßig
Texte, Bilder, Videos und Sprachnachrichten von Kurt Eisner, dem
Anführer der Revolution und ersten bayerischen Ministerpräsidenten,
direkt aufs Handy. Unter www.br.de/icheisner können sich die Nutzer ab
dem 21. Februar in einem virtuellen Kondolenzbuch vom Projekt "Ich,
Eisner!" verabschieden. Zudem beantwortet Eisner-Biograf Bernhard Grau
am 27. Februar Fragen der "Eisner-Community".

100 Jahre nach der Revolution von 1918/19 erzählt "Ich, Eisner!" die
Geschichte auf innovative Weise nach: durch Messenger-Nachrichten, die
ein fiktiver Kurt Eisner sozusagen selbst aus der Vergangenheit
schickt. Er kommentiert und reflektiert darin seine damalige Situation
und das Zeitgeschehen. Mit Texten, Audios, Videos und vielen
historischen Bildern nimmt er dabei die Empfänger der
Messenger-Nachrichten mit in die damalige Zeit. Die verschickten
Nachrichten basieren auf historischen Recherchen und orientieren sich
eng an Originaltexten wie Zeitzeugenberichten, Protokollen der
Ministerratssitzungen sowie Eisners eigenen Texten und Reden.

Zugleich nimmt sich das Projekt aber auch die Freiheit, Kurt Eisner
als Figur der Geschichte emotional und atmosphärisch zu verdichten -
im Stile eines digitalen Biopics. Viele Phänomene, die uns auch heute
noch beschäftigen, werden thematisiert: z. B. Fake News, Nationalismus
und Fremdenfeindlichkeit.

Eisners moderne "Follower" kommen von überall in Deutschland: Sie
wohnen zum Beispiel in München, Bochum, Berlin oder im Saarland. Sogar
internationale Nutzer haben mitgemacht, etwa aus Österreich, Italien
und sogar aus Brasilien.

Die "Follower" empfingen nicht nur Kurt Eisners Nachrichten, sondern
schrieben auch rege zurück: Fragen zu Politik, Eisners Privatleben,
Neujahrswünsche und Aufmunterungen erreichen regelmäßig das
Autorenteam, das hinter Kurt Eisner steckt. Sogar Nachfahren des
Revolutionsführers haben sich mit Lob via Messenger bei den Machern
gemeldet.

Unter den gut 15.000 Menschen, die das Angebot genutzt haben, sind
Schulklassen, Historiker und Geschichtsinteressierte gleichermaßen.
Vielen wurde der fiktive Kurt Eisner zum treuen Begleiter auf dem
Smartphone. Zum Ende des Digitalprojekts können sich die Nutzer ab 21.
Februar in einem Online-Kondolenzbuch von Kurt Eisner verabschieden.
Außerdem steht der renommierte Historiker und Eisner-Biograf Bernhard
Grau am 27. Februar der gesamten Community von "Ich, Eisner!" für ihre
Fragen zur Verfügung.


Hintergrund Kurt Eisner

Der jüdische Intellektuelle, Journalist und Politiker Kurt Eisner
wurde 1867 in Berlin geboren und war Anführer der friedlichen
Revolution in Bayern 1918. In der Nacht zum 8. November rief er den
Freistaat Bayern aus und wurde dessen erster Ministerpräsident. Nach
nur 100 Tagen im Amt wurde Kurt Eisner am 21. Februar 1919 bei einem
Attentat durch den jungen adeligen Nationalisten Anton Graf von Arco
auf Valley getötet. An Eisners Beisetzung am 26. Februar 1919 nahmen
rund 100.000 Menschen teil, ein beispielloses Ereignis in der
damaligen Zeit.

"Ich, Eisner!" ist ein Digitalprojekt von Bayern 2 und dem BR-Referat
Digitale Entwicklungen und Social Media. Es wurde in Partnerschaft mit
folgenden Institutionen realisiert:

Haus der Bayerischen Geschichte

Münchner Stadtbibliothek - Monacensia

Münchner Stadtmuseum

Staatliche Archive Bayerns

Staatsbibliothek Bayern - Bavarikon

Stadtarchiv München

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. Februar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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HÖRSPIEL/1898: Deutschlandfunk Kultur - "Catábasis" von Lucrecia Dalt und Regina de Miguel, 22.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Catábasis

Von Lucrecia Dalt und Regina de Miguel

SAVVY Contemporary/Dlf Kultur/DISK-CTM 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 22. Februar 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wem gehören Bodenschätze und ihre Erträge? Inwiefern prägen Lohnarbeit
und Ausbeutung unsere Beziehungen zur Erde und unsere Beziehungen
zueinander? Diese Fragen stellen die Künstlerinnen Lucrecia Dalt und
Regina de Miguel anhand der Region Chocó in Kolumbien. Hier ringen der
Staat, die lokale Bevölkerung und internationale Konzerne um das Gold
unter der Erde. Gebraucht wird es nicht zuletzt für die
Computerindustrie. So trifft die Beschleunigung von Rechenvorgängen
auf die Langsamkeit geologischer Abläufe. In 'Catábasis' wird diese
Mechanik hörbar.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2835: WDR 3 - Ludwig van Beethovens Klavierkonzert Nr. 3 c-Moll op. 37, 22.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Februar
2019

Marek Janowski mit dem WDR Sinfonieorchester auf
Geburtstagstournee 

Zu seinem 80. Geburtstag gibt er Konzerte in Nordrhein-Westfalen und
Berlin

WDR Sinfonieorchester, Seong-Jin Cho, Marek Janowski

Live im Radio und im Videostream auf wdr3.de: 

das Konzert vom 22. Februar 2019 | 20.04 - 22.00 Uhr | WDR 3



Am 18. Februar feiert der in Wuppertal aufgewachsene Dirigent Marek
Janowski seinen 80. Geburtstag. Mit Konzerten in Köln, Wuppertal,
Bielefeld und Berlin erweist das WDR Sinfonieorchester seinem
vertrauten Partner die Ehre.

Marek Janowski ist durch die intensive Schule des deutschen
Repertoiretheaters gegangen, eine Prägung, der er - auch im eigenen
Urteil - viel verdankt. Dem komplexen Zusammenspiel von Bühne und
Orchestergraben ein Höchstmaß an Präzision und Geschmeidigkeit
abzutrotzen sowie stets Qualität einzufordern, das wird Janowskis
Markenzeichen und prägt auch seinen Ruf als "Orchestererzieher".
Janowskis kompromisslos fordernder, aber eben auch höchst ökonomischer
Probenstil bringt stets in kürzester Zeit bemerkenswerte Ergebnisse
hervor. Seine große internationale Karriere führte ihn als
Orchesterchef nach Köln, Dresden, Berlin, Genf, Paris und Monte Carlo
sowie als Gastdirigent zu vielen bedeutenden Orchestern weltweit. Er
dirigierte an den großen Opernhäusern und 2016 schließlich bei den
Bayreuther Festspielen.

Mit dem WDR Sinfonieorchester verbindet Janowski eine enge
Zusammenarbeit. Die gemeinsamen Interpretationen faszinieren immer
wieder durch das Wechselspiel von rhetorischer Strenge und gestischer
Freiheit, ob bei Werken von Ludwig van Beethoven, Richard Strauss oder
Paul Hindemith.

Auf der Geburtstagstournee dabei ist der junge koreanische Pianist
Seong-Jin Cho, der im Oktober 2015 weltweit Aufmerksamkeit erregte,
als er den 1. Preis beim Internationalen Chopin-Wettbewerb in Warschau
gewann. Ende 2017 folgte sein internationaler Durchbruch, als er für
den erkrankten Lang Lang im Konzert der Berliner Philharmoniker unter
Simon Rattle einsprang. Mit seinem Debüt-Album setzte der
Exklusivkünstler der Deutschen Grammophon sich sogar an die Spitze der
koreanischen Pop Charts.

Auf dem Programm der Konzerte am 22. Februar in der Kölner
Philharmonie und am 27. Februar in der Historischen Stadthalle
Wuppertal steht zunächst Ludwig van Beethovens Klavierkonzert Nr. 3
c-Moll op. 37, in dessen kantabel strömendem Mittelsatz sich bereits
die Romantik ankündigt - da ist der Schritt zu Schuberts "großer"
C-Dur-Sinfonie D 944 nicht mehr weit, die Janowski nach der Pause
dirigiert.

In der Bielefelder Oetkerhalle (23. Februar) und Berliner Philharmonie
(24. Februar) erklingt statt der Schubert-Sinfonie Beethovens Sinfonie
Nr. 3, die "Eroica".

Freitag 22. Februar | Kölner Philharmonie | Konzertbeginn 20 Uhr |
Einführung 19 Uhr

Samstag 23. Februar | Oetkerhalle Bielefeld | Konzertbeginn 20 Uhr

Sonntag 24. Februar | Philharmonie Berlin | Konzertbeginn 20.00 Uhr

Mittwoch 27. Februar | Historische Stadthalle Wuppertal |
Konzertbeginn 20.00 Uhr

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Februar 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2834: Deutschlandfunk - Der Dirigent Ernest Ansermet (1883-1969), 21.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Brillanter Universalist

Der Dirigent Ernest Ansermet (1883-1969)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 21. Februar 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Einige Jahre lang war er Mathematiklehrer in Lausanne, doch dann
widmete sich Ernest Ansermet ganz seiner wahren Leidenschaft, der
Musik. Schon als Junge spielte er mehrere Instrumente, das
Dirigentenhandwerk lernte er bei Felix Mottl, Arthur Nikisch und Felix
Weingartner, mit bestem Erfolg. Ansermet schaffte den Aufstieg zu
einem der einflussreichsten Dirigenten des 20. Jahrhunderts, schnell
gehörte er zu den Wegbereitern der musikalischen Moderne. Eine enge
Freundschaft verband ihn mit Igor Strawinsky.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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GENETIK/557: Das Gen Lypla1 beeinflusst geschlechtsspezifisch die Fettleibigkeit (idw)


Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 18.02.2019

Das Gen Lypla1 beeinflusst geschlechtsspezifisch die Fettleibigkeit



Wie anfällig man für Übergewicht, Insulinresistenz und weitere
kardio-metabolischen Merkmale ist, kann auch vom Geschlecht abhängen. Ein
internationales Forscherteam der Universität von Kalifornien (UCLA), des
Helmholtz Zentrums München, einem Partner des DZD, und der
Ludwig-Maximilians-Universität München untersuchte umfassend die Rolle des
Geschlechts und seine Interaktion mit dem genetischen Hintergrund bei
kardio-metabolischen Phänotypen (klinischen Krankheitsbildern). Dabei
entdeckten die Forscher u.a. einen geschlechtsspezifischen
Adipositas-Locus bei dem Gen Lypla1, das mit der menschlichen Fettleibigkeit in
Verbindung steht.

Männer und Frauen können unterschiedlich anfällig für Fettleibigkeit,
Insulinresistenz und andere kardio-metabolische Merkmale sein. Oft haben
Frauen vorteilhalftere Stoffwechselprofile. Das ist für Mäuse, aber auch
bei Menschen beschrieben. Doch wie interagiert das Geschlecht mit Genen?
Welche Rolle spielt die natürliche genetische Varianz? Und wie wirkt sich
das auf die Entstehung von Stoffwechsel- und Herzerkrankungen aus? Um
diese Fragen zu beantworten, hat ein internationales Forscherteam im
Tiermodell (Hybrid-Maus-Diversitätspanel) nach geschlechtsspezifischen
Unterschieden für 50 kardio-metabolische Eigenschaften gesucht. Es wurde
die Auswirkung des Geschlechts auf diese Merkmale untersucht, in Bezug auf
geschlechtsspezifische Korrelationen mit spezifischen Krankheitsbildern
(klinischen Erscheinungsbildern), ihre genetische Architektur und die
zugrundeliegenden Expressionsnetzwerke in Fett und Leber. Dabei zeigte
sich, dass das Geschlecht - abhängig vom genetischen Hintergrund - bei der
Genexpression und der Ausbildung kardio-metabolischer Merkmale eine Rolle
spielt. So hat das Forscherteam einen geschlechtsspezifischen
Adipositas-Locus für das Gen Lyplal1 entdeckt.

"Darüber hinaus konnten wir zeigen, dass es eine geschlechtsspezifische
Regulation für das "Beiging" (Bräunung)* des weißen Fettgewebes sowie
geschlechtsspezifische Interaktionen für die mitochondriale Funktion
gibt", fasst Letztautor und Leiter der Studie Professor Aldons J Lusis von
der UCLA die Ergebnisse zusammen. Die Untersuchung zeigte, dass Weibchen
eine höhere Aktivität der Mitochondrien haben und mehr braunes Fettgewebe
bilden ("Beiging"). Das lässt die Fettmasse und die Insulinresistenz
sinken. Bei Männchen führt die Interaktion zwischen Genen und Geschlecht
eher zu niedriger Mitochondrien-Aktivität und geringem "Beiging". Das
Gewicht und die Insulinresistenz nehmen zu.

"In der Literatur gibt es bereits Hinweise auf große Unterschiede in der
Fettbiologie zwischen den Geschlechtern auch beim Menschen. Diese Studie
gewährt nun Einblicke in die Tiefe und Breite der Geschlechtsunterschiede
im Stoffwechsel. Wir glauben, dass unsere Ergebnisse überzeugende Beweise
dafür liefern, warum Männer und Frauen in der biologischen Forschung als
eigenständige Organismen behandelt werden sollten", sagt
DZD-Wissenschaftlerin Prof. Dr. med. Susanna Hofmann vom Institut für Diabetes
und Regenerationsforschung des Helmholtz Diabetes Center. Ihre Gruppe hat
gemeinsam mit Prof. Axel Walch von der Core Facility Pathology & Tissue
Analytics am Helmholtz Zentrum München das Fettgewebe untersucht und die
Geschlechtsunterschiede in der Bräunung von weißem Fettgewebe
herausgearbeitet.

Noch ist das Verständnis für die Biologie, die diesen
geschlechtsspezifischen Unterschieden zugrunde liegt, sehr lückenhaft. Als
langfristiges Ziel wollen die Forscher deshalb ein biologisches
Netzwerkmodell entwickeln, das die Unterschiede zwischen Männern und
Frauen (das 'sexome') auf Systemebene beschreibt. Ein solches Modell
erfordert die Identifizierung der primären und nachgeschalteten
geschlechtsspezifischen Faktoren, die auf das Netzwerk einwirken, und ein
Verständnis wie die geschlechtsspezifischen Netzwerkinteraktionen zu
Geschlechtsunterschieden in den entstehenden Phänotypen (klinischen
Krankheitsbildern) führen.


*Beiging (Bräunung)

Braunes Fettgewebe kann durch die Oxidation von Fettsäuren Wärme zu
produzieren. Dies geschieht in zahlreichen Mitochondrien, die auch für die
bräunliche Färbung des Gewebes verantwortlich sind. Aktiviert man das
"gute" braune Fett, wird der Stoffwechsel angekurbelt, und die
"schlechten" weißen Fettpolster werden abgebaut. Das Auftreten von braunen
oder beigen Adipozyten im weißen Fettgewebe wird als Browning oder Beiging
(Bräunung) bezeichnet, ein Phänomen, das mit erhöhtem Energieverbrauch
assoziiert ist und, zumindest im Mausmodell, vor Adipositas schützt.


Originalpublikation:

Norheim et al., (2019): Gene-by-Sex Interactions in Mitochondrial
Functions and Cardio-Metabolic Traits. 

Cell Metabolism

DOI: 10.1016/j.cmet.2018.12.013

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1604

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 18.02.2019
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ONKOLOGIE/1963: Schwerionen-Therapie überwindet Resistenz von Hirntumoren (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 18.02.2019

Schwerionen-Therapie überwindet Resistenz von Hirntumoren



Glioblastome sind die häufigsten bösartigen Hirntumoren bei Erwachsenen.
Da die Tumoren gegen gängige Krebstherapien resistent sind, haben sie eine
sehr schlechte Prognose. Wissenschaftler aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum und dem Universitätsklinikum Heidelberg zeigen nun,
dass eine Bestrahlung mit Schwerionen diese Therapieresistenz
möglicherweise überwinden und die Krebszellen vernichten könnte.

Das Glioblastom ist eine tückische Erkrankung. Der Tumor kann bei einer
Operation zwar zum größten Teil entfernt werden. Aber die Erkrankung ist
extrem invasiv, es wandern immer einige Krebszellen in das gesunde
Hirngewebe. Diese lassen sich durch die Operation nicht entfernen. Die
Erkrankung kann daher in ihrem Fortschreiten etwas verlangsamt, aber nicht
geheilt werden.

Ein weiterer Grund für die schlechte Prognose ist, dass Glioblastome
sowohl auf die Chemotherapie als auch auf die Strahlentherapie wesentlich
schlechter ansprechen als andere solide Tumoren. "Im Anschluss an die
Operation wird eine kombinierte Strahlen- und Chemotherapie durchgeführt,
wodurch sich die Überlebenszeit auf durchschnittlich 15 Monate verlängern
lässt", erklärt Amir Abdollahi vom Deutschen Krebsforschungszentrum
(DKFZ). Eine weitere Besonderheit zeichnet Glioblastome aus: "Tritt bei
Glioblastom-Patienten erneut ein Tumor auf, dann fast immer in der Nähe
der Stelle, an der der Primärtumor saß", erklärt Abdollahi.

"Wir setzen deshalb auf innovative lokale Therapien wie die Bestrahlung
mit Schwerionen, von der wir uns eine bessere Wirksamkeit erhoffen", sagt
Jürgen Debus, wissenschaftlich-medizinischer Leiter des Heidelberger
Ionenstrahltherapiezentrums (HIT) am Universitätsklinikum Heidelberg. Das
ist in der Therapie von Glioblastomen auch dringend notwendig: Die
bösartigen Hirntumoren enthalten neben den normalen Krebszellen auch
solche, die besonders widerstandsfähig gegenüber herkömmlichen Therapien
sind. Hierzu gehören zum einen die von Natur aus widerstandsfähigen
Tumorstammzellen, zum anderen die sogenannten hypoxischen Zellen, die aus
dem inneren Bereich des Tumors stammen, in dem meist Sauerstoffmangel
herrscht.

Eine Studie unter der Leitung von Amir Abdollahi, an der Wissenschaftler
vom DKFZ, vom Heidelberger Ionenstrahl-Therapiezentrum und vom
Universitätsklinikum Heidelberg beteiligt waren, zeigt nun, dass eine
Schwerionentherapie in der Lage ist, auch diese beiden besonders
widerstandsfähigen Arten von Krebszellen zu zerstören.

Bei der herkömmlichen Strahlentherapie wird der Tumor mit Photonen
bestrahlt. Diese Energieteilchen zerstören die Krebszellen nicht selbst,
sondern erzeugen in den Zellen reaktive Sauerstoffmoleküle, so genannte
"Radikale", die wiederum das Erbgut der Krebszellen zerstören.
Tumorstammzellen sind allerdings in der Lage, diese Sauerstoff-Radikale zu
neutralisieren. Zusätzlich verringert der Sauerstoffmangel im Inneren des
Tumors die Entstehung dieser hochwirksamen Sauerstoff-Radikale, so dass
auch die hypoxischen Zellen die Bestrahlung überleben können.

Der Umweg über die Sauerstoff-Radikale ist bei der Bestrahlung mit
Schwerionen dagegen nicht notwendig. Sie vernichten die Tumorzellen
direkt. "Wir verwenden Kohlenstoffionen, die unmittelbar am Erbgut der
Krebszellen komplexe Schäden verursachen, die weder Tumorstammzellen noch
hypoxische Zellen reparieren können", erklärt Abdollahi.

Doch mit den schweren Kohlenstoff-Ionen lassen sich nicht nur besonders
widerspenstige Krebszellen zerstören. Die Bestrahlung führt außerdem dazu,
dass sich das Tumormilieu verändert. Glioblastome sind Tumoren, gegen die
das Immunsystem des Körpers wenig ausrichten kann. Die Zellen dieser
Hirntumoren haben im Vergleich zu manchen anderen Tumorarten eine
wesentlich geringere Anzahl an Mutationen, anhand derer die Abwehrzellen
des Immunsystems sie als "fremd" identifizieren könnten. Darüber hinaus
hindert die Blut-Hirn-Schranke viele Abwehrzellen daran, ins Gehirn zu
gelangen, um dort Tumorzellen zu bekämpfen.

Darüber hinaus sondern die hypoxischen Zellen im Tumorinneren als Folge
der herkömmlichen Bestrahlung mit Photonen Substanzen ab, die die
Immunabwehr hemmen. "Die Vernichtung der hypoxischen Zellen durch
Kohlenstoff-Ionen verändert das Tumormilieu so, dass das Glioblastom
eventuell für das Immunsystem leichter angreifbar wird", erklärt
Abdollahi.

Für künftige neue Therapiestrategien könnte dies von entscheidender
Bedeutung sein. Denn während sich bei der Behandlung verschiedener anderer
Krebsarten neue Immuntherapien mit so genannten Checkpoint-Inhibitoren als
sehr erfolgreich erwiesen haben, scheint diese Therapieform gegen
Glioblastome kaum etwas ausrichten zu können.

Doch nun konnten die DKFZ-Wissenschaftler zeigen, dass nach einer
Bestrahlung mit Kohlenstoff-Ionen Abwehrzellen des Immunsystems besser an
den Tumor gelangen und immunsuppressive Signale ausbleiben. Daher planen
die Forscher nun, in Zukunft die Schwerionenstrahlen auszunutzen, um
Tumoren zu schwächen. "Eine Vorbehandlung mit Kohlenstoff-Ionen könnte den
Tumor möglicherweise so verändern, dass Immun-Checkpoint-Inhibitoren oder
andere Immuntherapien auch bei Glioblastomen besser wirken", hofft
Abdollahi.
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ONKOLOGIE/1962: Fortschritt bei der Therapie aggressiver Hirntumore (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 18.02.2019

Fortschritt bei der Therapie aggressiver Hirntumore



Krebsforscher der Universität Bonn vermelden einen bedeutenden Fortschritt
bei der Behandlung des Glioblastoms. Rund ein Drittel aller Patienten
leiden unter einer bestimmten Variante dieses häufigsten und aggressivsten
Hirntumors. Sie überlebten mit der neuen Therapie im Schnitt um die Hälfte
länger als Betroffene, die die Standardtherapie erhielten. Die Studie ist
jetzt in der Zeitschrift "The Lancet" erschienen.

Jährlich erkranken allein in Deutschland rund 2.400 Menschen an einem
Glioblastom. Meist sind Erwachsene im Alter zwischen 50 und 70 Jahren
betroffen. Die Patienten erhalten momentan nach einer Strahlentherapie in
der Regel den Wirkstoff Temozolomid (TMZ). Dieser gilt als wirksamste
Waffe gegen Glioblastome. Das Medikament verändert die Erbsubstanz DNA in
den Krebszellen, die dadurch absterben. Der Tumor wächst daher zunächst
einmal nicht weiter. Heilbar ist die Erkrankung bislang allerdings nicht.

Besonders gut hilft Temozolomid bei einer Unterform des Glioblastoms. Bei
dieser ist in den Krebszellen eine Erbgut-Sequenz chemisch verändert, der
so genannte MGMT-Promotor. Experten sprechen auch von einer
MGMT-Promotor-Methylierung. Sie bewirkt, dass das von dem Promotor gesteuerte MGMT-Gen
seltener abgelesen wird. Dadurch kann Temozolomid den Tumor besser
angreifen. Seine Wirkung ist aber selbst in dieser Patientengruppe
begrenzt. Daher versuchte man, das Medikament mit anderen Präparaten zu
kombinieren, um so bessere Ergebnisse zu erzielen - lange Zeit ohne
Erfolg.

Gut tolerierbare Nebenwirkungen

Hoffnung machte vor einigen Jahren eine Pilotstudie. In ihr hatten
Wissenschaftler um Prof. Dr. Ulrich Herrlinger (Klinik für Neurologie und
Centrum für Integrierte Onkologie (CIO), Universitätsklinikum Bonn)
Temozolomid zusammen mit CCNU verabreicht, einem weiteren auf die DNA
wirkenden Krebsmedikament. "Wir fanden damals erste Hinweise, dass diese
Kombination die Prognose eventuell deutlich verbessern kann", erklärt
Herrlinger. "Um diese Ergebnisse zu bestätigen, haben wir mit Förderung
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung eine große
Patientenstudie gestartet. Darin konnten wir jetzt zeigen, dass die Gabe
von CCNU und TMZ die Überlebenszeit bei unseren Probanden tatsächlich
deutlich verlängert, und das bei gut tolerierbaren Nebenwirkungen."

An der jetzt veröffentlichten Studie waren insgesamt 17 Zentren in
Deutschland mit knapp 130 Patienten beteiligt. Im Mittel überlebten die so
behandelten Patienten rund vier Jahre, mehr als 16 Monate länger als bei
alleiniger Gabe von TMZ. "Das ist ein bedeutender Erfolg", sagt
Herrlinger. "Seit der Erstzulassung von Temozolomid im Jahr 2005 hatte die
Chemotherapie des Glioblastoms praktisch keine Fortschritte mehr gemacht."
Die Forscher versuchen nun, die Therapie weiter zu verbessern, etwa durch
eine Kombination von drei Medikamenten.

Allerdings profitieren nur die Patienten mit einem methylierten
MGMT-Promotor von dem neuen Behandlungsansatz - gut ein Drittel aller
Erkrankten. "Es handelt sich um eine für diese Untergruppe
maßgeschneiderte Therapie", betont Herrlinger. "Letztlich ist das ein
erster Schritt hin zu einer personalisierten Krebsmedizin für
Glioblastompatienten." Das Neuroonkologische Zentrum des
Universitätsklinikums Bonn bietet diesen Patienten jetzt auch außerhalb
von Studien die CCNU/TMZ-Kombination an.
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FORSCHUNG/4000: Identitätsverlust von Immunzellen verstanden (idw)


Technische Universität München - 18.02.2019

Identitätsverlust von Immunzellen verstanden



Regulatorische T-Zellen (Tregs) sorgen dafür, dass Immunreaktionen nicht
zu stark und Entzündungen gehemmt werden. Das macht sie für Therapien
gegen entzündliche Autoimmunerkrankungen wie Multiple Sklerose
interessant. Ihr Einsatz an Patienten ist aber schwierig, denn in
besonders stark entzündetem Gewebe verlieren Tregs ihre Fähigkeiten. Ein
Team der Technischen Universität München (TUM) hat diesen Prozess nun
detailliert verstanden.

Bei Autoimmunkrankheiten wie Arthritis oder Multiple Sklerose (MS) greift
der Körper sein eigenes Gewebe an und verursacht Entzündungen zum Beispiel
im Nervensystem oder den Gelenken. Eine spezielle Gruppe von Immunzellen,
die Tregs, können starke Immunreaktionen gezielt kontrollieren und hemmen.
So werden diese eingedämmt und Entzündungen nicht verstärkt. Sie gelten
deshalb als mögliche Therapie gegen entzündliche Krankheiten wie Arthritis
oder MS.

"Viele bisherige Studien haben aber eine Problem deutlich gemacht: Gerade
in sehr stark entzündeten Geweben verlieren Tregs oftmals ihre Identität
als Bremse des Immunsystems. Als Therapeutika bei Immuntherapien sollen
sie aber genau in solchen Regionen eingesetzt werden", erklärt Thomas
Korn, Professor für Experimentelle Neuroimmunologie am
TUM-Universitätsklinikum rechts der Isar und Leiter der Studie.

Blimp1 verhindert Identitätsverlust

Um dieses Problem künftig lösen zu können, untersuchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Korn den Prozess in
Zellkulturen und in einem Mausmodell. Es gelang ihnen, eine Kette an
Reaktionen zu identifizieren, die für den Identitätsverlust verantwortlich
sind. Es zeigte sich, dass das Protein Blimp1 der Schlüssel ist: Ist es
vorhanden und aktiv, so bleibt am Ende der Reaktionskette eine bestimmte
Region im Erbgut der Immunzellen, der sogenannte Foxp3-Lokus, chemisch
unverändert. Die Tregs behalten dann auch in entzündeten Geweben ihre
charakteristischen Fähigkeiten, die für den therapeutischen Einsatz
entscheidend sind.

Entfernten die Forscherinnen und Forscher Blimp1 aber in Zellen, wurde das
Erbgut chemisch verändert und die Zellen verloren ihre Identität. "Die
Folgen, die wir beobachteten, waren schwerwiegend: Den Tregs fehlten nicht
nur ihre hemmenden Fähigkeiten, sondern sie entwickelten stattdessen
entzündungsfördernde Eigenschaften. Das heißt, dass sie die Krankheiten
sogar noch verstärken können", erklärt Garima Garg, die Erstautorin der
Publikation.

Graft-versus-Host-Erkrankung als Einsatzgebiet

Das ferne Ziel sei es nun bei therapeutisch eingesetzten Tregs, Blimp1
entweder genetisch oder medikamentös aktiv zu halten und so den
Identitätsverlust zu stoppen, so das Team von Thomas Korn. Aus ihrer Sicht
könnten Knochenmarkstransplantationen und die damit verbundenen
ungewollten Abstoßungsreaktionen des Gewebes eines der ersten möglichen
Einsatzgebiete sein. Hierbei gelangen Blutzellen des Spenders in den
Körper des Empfängers und lösen starke Entzündungen aus. Tregs, die
zeitgleich therapeutisch verabreicht werden, könnten diese Reaktionen
unterdrücken und somit die Graft-versus-Host-Erkrankung abschwächen. Unter
der Graft-versus-Host-Reaktion versteht man eine immunologische Reaktion,
bei der die im transplantierten Gewebe enthaltenen T-Zellen des Spenders
gegen den Empfängerorganismus vorgehen.
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ARTIKEL/1500: Jahrestagung "Wissenswerte" in Bremen - Kritiker sehen bei Big Data Masse statt Klasse (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2019

BIG DATA

Euphorische Berichte, statistisches Rauschen

von Horst Kreussler



Bei der Wissenswerte in Bremen wurde nach überzeugend positiven
Belegen für die Versprechen von Big Data gefragt. Die Antworten
konnten nicht jeden überzeugen. Kritiker sehen bei Big Data Masse
statt Klasse.


Zentrales Thema der jüngsten "Wissenswerte", der Jahrestagung
der deutschen Wissenschaftspresse in Bremen, war die Glaubwürdigkeit
der Wissenschaft und die Aufgabe der Wissenschaftsmedien, ihrer
kritischen Informationspflicht gerecht zu werden. In einem Workshop
"Big Data - Big Promises?" kamen nicht nur die Komplexität, die
Polarität und der große Diskussionsbedarf zum Ausdruck (so Moderatorin
Dr. Astrid Viciano, SZ), sondern für den Berichterstatter vor allem
der Mangel an Begründung, die Risiken und der enorme Hype, der um "Big
Data" gemacht wird.

Der Programmtext zu diesem Workshop wies einleitend auf die schnell
wachsende Menge digitaler medizinischer Daten hin, die große
Hoffnungen auf verschiedenen Seiten geweckt habe: "Millionen
Patientendaten können schnell und zielgenau auf Besonderheiten
durchsucht werden, die mit einer bestimmten Erkrankung im Zusammenhang
stehen." Behandlungserfolge und -fehlschläge könnten schneller
sichtbar gemacht und die daraus gewonnenen Erkenntnisse in der
Forschung genutzt werden.

Doch aus heutiger Sicht stand wohl für die meisten Teilnehmer vor
allem eine Frage im Raum: Gibt es eigentlich schon überzeugende
positive Belege für die Versprechungen von Big Data? Die Antwort gab
Prof. Gerd Antes, langjähriger Vorstand der Cochrane Deutschland
Stiftung und profilierter Vertreter der wissenschaftlichen
(evidenzbasierten) Medizin: Nein. Es fehle schon an eindeutigen
Definitionen, was Big Data und die dazugehörigen Ziele und Verfahren
eigentlich seien. Stattdessen lasse sich eine euphorische
Berichterstattung mitziehen von den ersten populärwissenschaftlichen
Veröffentlichungen mit Titeln und Schlagzeilen wie "Vom Zeitalter der
Kausalität zum Zeitalter der Korrelation", "Das Ende der
(medizinischen) Theorie" oder "Mehr Daten lösen alles". Dass
gleichzeitig auftretende Merkmale sich auch über längere Zeit parallel
entwickeln und sich scheinbar bedingen, ohne aber im geringsten kausal
verknüpft zu sein, dürfte eine Binsenweisheit sein. Antes zeigte dies
am Beispiel zweier völlig parallel verlaufender Kurven, zum einen den
Käseverbrauch pro Kopf in einer Region und zum anderen die Zahl der
Erstickungsfälle durch das eigene Bettzeug. Als ein weiteres
schwerwiegendes Argument führte Mathematiker Antes die Gefahr an,
durch viel mehr Daten auch viel mehr falschpositive Ergebnisse zu
bekommen, d. h. mehr Krankheitsverdachtsfälle. Anders formuliert: Je
mehr Daten, umso stärker kann das statistische "Rauschen" sein, das
den Blick auf die eigentlichen Zusammenhänge behindert: "Zu viele
Informationen machen den Informationsstand schlechter" oder plakativ:
Masse statt Klasse.

Das sah Dr. Peter Langkafel, Gründer der Digital Health Factory in
Berlin, etwas anders. Der frühere leitende Angestellte des
Software-Riesen SAP bestätigte zunächst, der Big-Data-Begriff sei in
der Tat nicht scharf definiert, vielmehr bei seiner Einführung eine
Art Fantasiebegriff für vieles. Aber mit Big Data könnten wir nicht
erst Probleme der Zukunft, sondern schon heutige große Sorgen angehen.
Er nannte vermeidbare Todesfälle durch falschen Medikamentengebrauch,
unnötige Krankenhauseinweisungen ("zehn Prozent") und übersehene
positive Befunde in der Radiologie. Er schätze, dass 60 Prozent der
Patienten nicht EbM-gerecht behandelt würden: "Woher wollen Sie denn
wissen, dass Ihr Hausarzt z. B. hier in Bremen Sie richtig behandelt?
Es gibt dafür zwar Daten, aber die bekommen Sie nicht." Daher werde
derzeit manches im Bereich digitaler Medizin versucht, etwa ein
vielversprechender Algorithmus für eine Stotterer-Therapie. Aber:
"Unsere Rechtslage lässt "Big Data" noch nicht zu."

Eine vermittelnde Position versuchte der dritte Experte einzunehmen,
Prof. Dr. theol. Peter Dabrock (Universität Erlangen-Nürnberg und
Vorsitzender des Deutschen Ethikrates). Big Data dürfe nicht in Bausch
und Bogen verteufelt, sondern müsse ausgewogen bewertet werden. Er
verwies auf die Denkschrift des Ethikrates vor gut einem Jahr ("Big
Data und Gesundheit ...", über 300 Seiten), in der es in der
Zusammenfassung heißt (S. 21, Rd.Nr. 34): "Als Chancen von Big Data
sind vor allem bessere Stratifizierungsmöglichkeiten bei Diagnostik,
Therapie und Prävention und damit verbundene Effizienz- und
Effektivitätssteigerungen sowie die Unterstützung
gesundheitsfördernden Verhaltens zu nennen. Risiken bestehen
hinsichtlich Entsolidarisierung, Verantwortungsdiffusion,
Monopolisierung, Datenmissbrauch und informationeller
Selbstgefährdung."

In der Denkschrift wird vor allem gefordert, den bisherigen, als
unzureichend empfundenen Datenschutz an die neuen Möglichkeiten
anzupassen und zu einer "Datensouveränität (des Patienten, Probanden,
Versicherten) als informationelle Freiheitsgestaltung"
weiterzuentwickeln. Dies bedeute, dass der Patient seine Daten nicht
ein für allemal abgebe, sondern ihre Weitergabe fortlaufend
kontrollieren und den Weg bestimmen könne, wohin und wohin nicht.
Dabrock räumte dann auf eine Frage der Moderatorin ein, dass sich die
Rolle des Arztes, genauer das Arzt-Patienten-Verhältnis, dramatisch
ändern könne und nicht mehr dem aktuell gewünschten
"Decision-Sharing-Modell" entsprechen werde.

Antes schüttelte den Kopf und spielte auf die unsichere
Wunschvorstellung einer starken Position des Patienten gegenüber
mächtigen, ausschließlich nutzenorientierten Interessengruppen im
Weltmarkt an: "Ich habe in langen Jahren schon manche "Blase" platzen
sehen - der extreme Hype bei Pharma- und Kassenmanagern gibt sehr zu
denken." Er wünschte sich seinerseits bei Big Data mehr
wissenschaftliche Methodik und die Beachtung anerkannter
Qualitätskriterien, um unerwünschte Nebenwirkungen bis hin zur
Gefährdung demokratischer Strukturen zu verhindern.


2019

Vom 25. bis 27. November findet die Wissenswerte in Bremen in diesem
Jahr statt. Der Kongress versteht sich als "wichtigstes
deutschsprachiges Dialogforum für Wissenschaftsjournalisten,
-kommunikatoren und medieninteressierte Forscher". Weitere Info unter

 www.wissenswerte-bremen.de
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ARTIKEL/1499: Pilotprojekt "Share to Care" - Patienten in Therapieentscheidungen einbeziehen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2019

Pilotprojekt

Share to Care

von Dirk Schnack



Auftaktveranstaltung für ein neues Projekt am Universitätsklinikum
Schleswig-Holstein (UKSH) in Kiel: Share to Care soll die gemeinsame
Entscheidungsfindung stärken.


Revolution, Paradigmenwechsel, einzigartig: Die Wortwahl der
Beteiligten von "Share to Care", das am 18. Dezember in Kiel der
Öffentlichkeit vorgestellt wurde, ließ auf Großes schließen. Die hohe
Fördersumme - der Gemeinsame Bundesausschuss fördert das Projekt über
die Laufzeit von vier Jahren mit 14 Millionen Euro - zeigt, wie
wichtig die Ziele von "Share to Care" dem GBA sind. Und mit Dr. Eckart
von Hirschhausen wurde ein medial omnipräsentes Zugpferd engagiert,
das die breite Öffentlichkeit locken sollte.

Die Resonanz auf die Auftaktveranstaltung blieb dennoch überschaubar:
Ein nur mäßig gefüllter Konzertsaal im Kieler Schloss und kaum Presse.
Das ändert jedoch nichts an der Bedeutung des Projektes. Ziel ist es,
Patienten stärker in Therapieentscheidungen einzubeziehen und damit
Versorgungsverbesserungen zu erzielen. Dass dies notwendig ist, steht
nicht nur für die Beteiligten außer Frage. Patienten, die die
Auftaktveranstaltung besuchten, berichteten zum Teil von ihren
negativen Erfahrungen im Gesundheitswesen. "Ohne Gesundheitscoach sind
ältere Patienten verloren", sagte eine Besucherin. "Mein Arzt hört
nicht gut zu, ist schlecht vorbereitet und bezieht mich nicht ein",
lautete eine weitere Kritik. Mediziner von Hirschhausen hat
beobachtet, dass dies keine Einzelmeinungen sind und dass sich viele
Ärzte nicht so auf Patienten einstellen, wie diese es sich vorstellen.
Und wenn sie dann auch noch mit selbstgesammelten Informationen
kommen, stößt dies oft auf Ablehnung: "Informierte Patienten werden
von uns Ärzten oft als lästig empfunden."

Er sprach sogar von einem "Bruch der medizinischen Ethik", seit die
Anreize im Gesundheitssystem es finanziell belohnen, wenn möglichst
viele Menschen operiert werden. "Wir müssen Menschen schützen vor
übergriffiger Medizin", lautete eine seiner zugespitzten Botschaften
an diesem Abend. Und er stellte klar: "Wir sind nicht dafür da, damit
die OP-Säle voll sind."

"Informierte Patienten werden von Ärzten oft als lästig
 empfunden." 

 Dr. Eckart von Hirschhausen



Gelingen soll eine Umkehr mit besser informierten Patienten, die eine
gemeinsame Entscheidungsfindung anstreben - das "Shared Decision
Making" (SDM). Wie das am besten umgesetzt werden kann, wird in den
kommenden Jahren am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) in
Kiel erprobt. Maßgeblich mit verantwortlich dafür, dass ausgerechnet
Kiel eine Vorreiterrolle einnimmt und der GBA sich für die Uniklinik
entschied, ist Prof. Friedemann Geiger. Der Psychologe leitet das
Sonderprojekt am UKSH. Er ist überzeugt, dass die gemeinsame
Entscheidung von Arzt und Patient angebracht ist, wenn sich mehrere
Behandlungsmöglichkeiten medizinisch gleichermaßen gut begründen
lassen. "In solchen Fällen sollten Patienten mitentscheiden können",
betont Geiger. Neben dem medizinischen Wissen des Experten ist für ihn
wichtig, dass persönliche Präferenzen und Prioritäten des Patienten in
medizinische Entscheidungen einfließen, denn: "Ich muss ja die
Tabletten schlucken."

Geiger beobachtet, dass der Wunsch unter Patienten, stärker einbezogen
zu werden, zunimmt. Er stellt aber klar: "Shared Decision Making ist
kein Zwang, sondern ein Angebot."

Dafür müssen zunächst Ärzte, medizinisches Personal und Patienten
hinzulernen und umdenken. Patienten sollen in erster Linie lernen, im
Gespräch mit dem Arzt die richtigen Fragen zu stellen:


	Welche Möglichkeiten habe ich? (inklusive Abwarten und Beobachten)

	Was sind die Vorteile und die Nachteile jeder dieser Möglichkeiten?

	Wie wahrscheinlich ist es, dass diese Vorteile und Nachteile bei mir auftreten?



Damit diese Fragen beim Patienten auch im entscheidenden Moment
präsent sind, werden sie über verschiedene Medien verbreitet. Im UKSH
selbst sind Karten erhältlich, auf denen Patienten vor dem
Arztgespräch noch einmal auf diese Fragen hingewiesen werden.

Ärzte und medizinisches Personal in den verschiedenen Kliniken des
UKSH werden derzeit darin geschult, das Gespräch mit den Patienten so
zu führen, dass die Einbeziehung der Patienten auch gelingt. Wichtig
ist Projektleiter Geiger, dass die Schulung mit dem medizinischen
Alltag in den Kliniken auch vereinbar ist und nicht zu sehr belastet;
deshalb soll jeder Arzt an nur einem Tag intensiv geschult werden. Das
Angebot richtet sich an jede Hierarchiestufe im UKSH, bis zur
Veranstaltung hatten bereits Ärzte aus insgesamt fünf Kliniken auf dem
Campus an Schulungen teilgenommen. Während des Projektes sollen alle
Kliniken erreicht werden. Eine, die schon teilgenommen hatte, war die
Klinik für Neurologie. Deren Direktorin Prof. Daniela Berg berichtete,
wie schwierig es ist, Ärzte aus dem laufenden Klinikalltag für die
Schulungen freizustellen. Das Argument fehlende Zeit ist nach ihrer
Einschätzung keineswegs vorgeschoben und kein Vorwand, um der Schulung
zu entgehen. Auch Geiger hat bislang nicht das Gefühl, dass die Ärzte
nicht aufgeschlossen wären für SDM.

UKSH-Vorstandschef Prof. Jens Scholz begrüßte Geigers Projekt
ausdrücklich. Ohne die Förderung durch den GBA, räumte er ein, sei
eine solche Freistellung von Ärzten für die Schulungen allerdings kaum
denkbar und wirtschaftlich für ein Krankenhaus kaum zu leisten. Für
die gemeinsame Entscheidungsfindung hält er ein Umdenken für
erforderlich: Patienten müssten erst lernen, sich in die
Entscheidungsprozesse einzubringen, und Ärzte müssten lernen, ihnen
auf Augenhöhe zu begegnen. Hinzu kommen notwendige Anpassungen im
Gesundheitswesen. Als Beispiel nannte er eine bessere Honorierung von
Gesprächsleistungen. Scholz sieht es aber als wichtiges Zeichen für
die Patientenbeteiligung, dass das Projekt so umfänglich gefördert
wird: "Entsprechende Änderungen sind offensichtlich vom GBA gewollt."

Auf positive Resonanz stößt das Projekt auch bei den Krankenkassen.
Dr. jur. Johann Brunkhorst, Leiter der TK-Landesvertretung in
Schleswig-Holstein, sieht in den eingeleiteten Schritten hin zu einer
gemeinsamen Entscheidungsfindung eine "Systemrevolution", die nach
seiner Überzeugung dazu beitragen kann, die bereits jetzt gute
Gesundheitsversorgung in Deutschland noch zu verbessern. In Anlehnung
an die High-tech-Medizin betonte Brunkhorst den Stellenwert des
Arzt-Patienten-Gesprächs: "Hier geht es um High-Speaking." Damit das
weiter gestärkt wird, hält er eine frühe Schulung für wünschenswert
schon in der Medizinerausbildung sollte deshalb nach seiner Meinung
mehr Wert auf dieses Thema gelegt werden.

Hardy Müller, Generalsekretär des Aktionsbündnisses
Patientensicherheit, hält die stärkere Einbeziehung der Patienten für
mindestens so wichtig wie die Digitalisierung, wenn es um
Versorgungsverbesserungen geht: "Die Einbeziehung der Patienten führt
zu einer neuen Dimension der Versorgung." Er zeigte sich in Kiel
überzeugt, dass Share to Care ein Beitrag auch zu mehr
Patientensicherheit ist. Und die wiederum rechne sich für das
Gesamtsystem, weil etwa weniger Revisionen auftreten. Er erinnerte in
diesem Zusammenhang auch an den hohen Prozentsatz an unerwünschten
Ereignissen bei medizinischen Eingriffen. Müllers Schlussfolgerung:
"Nicht an, sondern mit Patientensicherheit spart man."


Ärzte

Ärzte werden in Trainings für die gemeinsame Entscheidungsfindung
geschult.

Pflege

Qualifizierte Pflegekräfte unterstützen die Arzt-Patienten-Gespräche
zusätzlich.

Patienten

Patienten sollen Ärzten 3 Fragen stellen und sich an Entscheidungen
beteiligen.

Ziele

Die Ziele von Share to Care sind ein Dialog auf Augenhöhe, die
individuell beste Behandlung, eine bessere Versorgungsqualität und
praktische Unterstützuung bei der Entscheidung.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201901/h19014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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AKTION/983: Telefonaktion - Ärztinnen und Ärzte beantworten alle Fragen zum Thema Darmkrebs, 07.-08.03.2019


Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft 

Krebsinformationsdienst KID - 18. Februar 2019

Telefonaktion zum Darmkrebsmonat am 07. und 08. März 2019 vom Krebsinformationsdienst und der Stiftung LebensBlicke

Darmkrebsvorsorge rettet Leben -

Telefonaktion zum Darmkrebsmonat am 07. und 08. März 2019 vom Krebsinformationsdienst und der Stiftung LebensBlicke



Je eher erkannt, desto besser kann Darmkrebs geheilt oder durch die
Entfernung von Krebsvorstufen sogar vermieden werden. Nun stehen bei
der gesetzlichen Krebsvorsorge Verbesserungen an: Künftig haben Männer
fünf Jahre früher, also bereits ab 50 Jahren, Anspruch auf eine
Darmspiegelung. Voraussichtlich ab Juli 2019 werden darüber hinaus
Versicherte von den Krankenkassen schriftlich zur
Darmkrebsfrüherkennung eingeladen. Ziel der Neuerungen: Mehr Menschen
sollen die Angebote nutzen - um ihre Gesundheit zu erhalten. Im Rahmen
einer bundesweiten Telefonaktion vom Krebsinformationsdienst des
Deutschen Krebsforschungszentrums und der Stiftung LebensBlicke
beantworten am 07. und 08. März 2019 Ärztinnen und Ärzte alle Fragen
rund um das Thema Darmkrebs.

Immer noch werden die gesetzlichen Angebote zur Vorbeugung und
Früherkennung von Darmkrebs zu selten genutzt. Beispiel
Darmspiegelung: Der Goldstandard für eine sichere Diagnostik wird nur
von 20 bis 30 Prozent der Versicherten im entsprechenden Alter
wahrgenommen*. Dabei konnte berechnet werden, dass mithilfe dieser
Maßnahme in den ersten zehn Jahren nach ihrer Einführung 180.000
Darmkrebsfälle verhindert wurden. Denn Darmkrebs entwickelt sich in
aller Regel aus langsam wachsenden Vorstufen, den sogenannten
Adenomen. Diese können bei der Darmspiegelung direkt entfernt werden.

Diffuse Ängste vor der Darmspiegelung

Was also hält viele Menschen dennoch davon ab, das Angebot zu nutzen?
"Nach unseren Erfahrungen ist die Darmspieglung immer noch mit
diffusen Befürchtungen und Ängsten behaftet," so Dr. Susanne
Weg-Remers, Leiterin des Krebsinformationsdienstes des Deutschen
Krebsforschungszentrums. Der Service beantwortet seit über 30 Jahren
nicht nur Fragen von Krebspatienten und ihren Angehörigen, sondern
informiert auch zu den Themen Vorbeugung und Früherkennung. Professor
Jürgen Riemann, Internist und Gastroenterologe sowie
Vorstandsvorsitzender der Stiftung LebensBlicke, kennt das Problem
ebenfalls: "Auch, wenn Erkrankungen wie Darmkrebs längst nicht mehr so
tabuisiert werden wie früher, Berührungsängste gibt es bei dem Thema
nach wie vor. Umso wichtiger sind umfassende Informationen und
Aufklärung." Die Stiftung setzt sich seit 1998 für die Information der
Bevölkerung über die Möglichkeiten der Darmkrebsfrüherkennung ein und
engagiert sich für die Motivation zur Teilnahme an den angebotenen
Maßnahmen.

Besonderer Service: Telefonaktion

Zum Darmkrebsmonat 2019 haben sich die Stiftung LebensBlicke und der
Krebsinformationsdienst zusammengetan, um allen Interessierten ein
besonderes Angebot zu machen. Am 07. und 08. März stehen Jürgen
Riemann sowie die Ärztinnen und Ärzte des Krebsinformationsdienstes
zur Beantwortung von Fragen zur Verfügung (von 08:00 Uhr bis 20:00
Uhr, Telefon 0800-420 30 40, kostenfrei):


	Was kann ich tun, um mich vor Darmkrebs zu schützen?

	Welche Früherkennungsuntersuchungen stehen mir zu?

	Sind diese mit Risiken verbunden?

	Wer übernimmt die Kosten?

	Was bewirken die neuen gesetzlichen Regelungen?



Lange gefordert: Darmspieglung für Männer ab 50

Wissenschaftliche Daten haben gezeigt, dass Männer im Vergleich zu
Frauen ein höheres Risiko haben und früher im Leben an Darmkrebs
erkranken. Daher wird Männern künftig bereits ab einem Alter von 50,
und nicht wie bisher ab 55 Jahren, eine Darmspiegelung angeboten. "Wir
begrüßen diesen Fortschritt, den auch die Stiftung LebensBlicke schon
lange gefordert hat", so Riemann. "Sicherlich lassen sich damit die
Erkrankungszahlen weiter reduzieren - vorausgesetzt, die Männer nehmen
das Angebot auch wahr." Als wichtige Verbesserung für die
Darmkrebsprävention gilt auch die Neuregelung, nach der
voraussichtlich ab Juli alle Teilnahmeberechtigten von den
Krankenkassen zu den Früherkennungsuntersuchungen für Darmkrebs
eingeladen werden. "Es gibt Studien, die zeigen, dass die
Teilnehmerraten steigen, wenn ein persönliches Anschreiben zum Einsatz
kommt, ergänzt Weg-Remers. "Wir hoffen bei der Telefonaktion auf große
Resonanz. Denn Wissen ist unbedingt notwendig, wenn es darum geht,
eine gute Entscheidung zu treffen." Wer den schriftlichen Weg
bevorzugt, kann seine Fragen auch per E-Mail an
krebsinformationsdienst@dkfz.de richten.

*Nicht berücksichtigt wurden bei dieser Angabe die Koloskopien, die
nicht als Früherkennungskoloskopie, sondern aus anderen Gründen, zum
Beispiel zur Abklärung eines positiven Tests auf Blut im Stuhl oder
von Beschwerden, durchgeführt wurden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Im Neuenheimer Feld 280, 69120 Heidelberg

Telefon: 06221 / 42 28 54, Fax: 06221 / 42 29 68

E-Mail: presse@dkfz.de

Internet: www.dkfz.de
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AUSLAND/8983: Aus aller Welt - 20.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gericht erklärt Kriegsrecht für Mindanao für verfassungsgemäß

Das Oberste Gericht der Philippinen hat die von Präsident Rodrigo
Duterte angestrebte und vom Kongreß bereits genehmigte dritte
Verlängerung des Kriegsrechts für die Insel Mindanao bis zum
Jahresende als legal und verfassungsgemäß eingestuft. Die Mehrheit
der Richter wies am Dienstag vier Petitionen von Abgeordneten,
Menschenrechtsanwälten und Einwohnern des südlichen Landesteils ab,
die die Legalität der Maßnahme angezweifelt hatten. Die Entscheidung
des Gerichts sei nicht auf Grundlage tatsächlicher, zulässiger
Beweise getroffen worden, sondern auf der Grundlage von
Spekulationen, daß die Rebellion auf der zweitgrößten Insel des
Staates noch nicht beendet sei, sagte Tomasito Villarin, ein
Kongreßmitglied der sozialdemokratisch ausgerichteten Akbayan-Partei,
der englischsprachigen Tageszeitung The Manila Times.

20. Februar 2019
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JUSTIZ/8983: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen mutmaßliche Clan-Mitglieder in Erfurt

Polizei und Landeskriminalamt haben Wohnungen und Geschäfte in der
Thüringer Hauptstadt durchsucht. Wie ein Sprecher der zuständigen
Staatsanwaltschaft mitteilte, geht es um das Erschleichen sogenannter
Aufenthaltstitel. Vier Armenier sollen bei ihrer Einreise nach
Deutschland im Jahr 2005 falsche Angaben zu ihrer Identität gemacht
haben. Festgenommen wurde niemand, die Beschuldigten seien aber
bekannt. Zwei von ihnen werden von der Polizei zu den führenden
Köpfen eines armenischen Mafiaclans in Erfurt gezählt.

20. Februar 2019
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MILITÄR/8980: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Putin warnt vor Stationierung atomarer US-Raketen in Europa

Nach der Aussetzung des INF-Vertrags zum Verzicht auf atomare
Mittelstreckenwaffen warnte Präsident Wladimir Putin die USA vor der
Stationierung solcher Waffen in Europa. Sollte dies geschehen, wäre
Rußland aus Sicherheitsgründen gezwungen, die Länder ins Visier zu
nehmen, in denen solche Raketen aufgestellt würden. Rußland wolle
gute Beziehungen zu den USA, sei aber notfalls auch bereit, sich
selbst zu verteidigen, betonte Putin in seiner alljährlichen
Ansprache zur Lage der Nation vor dem Parlament in Moskau. Anfang
Februar hatten zunächst die USA und dann auch Rußland ihren Rückzug
aus dem INF-Abrüstungsvertrag angekündigt. Washington und Moskau
werfen sich gegenseitig vor, das Abkommen zu verletzen.

20. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8982: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Landtagswahl in Thüringen - SPD verzichtet auf Ministerpräsidentenamt

Die SPD in Thüringen will bei der Landtagswahl im Oktober keinen
eigenen Kandidaten für das Ministerpräsidentenamt aufstellen. Nach
einem Wahlergebnis von rund zwölf Prozent bei der Wahl 2014 wäre eine
solche Kandidatur für die Wähler nicht verständlich gewesen,
begründete Landesparteichef Wolfgang Tiefensee den Verzicht. Seine
Partei strebe aber eine Fortsetzung der rot-rot-grünen Koalition in
Erfurt an. Der Freistaat wird derzeit vom Linken-Politiker Bodo
Ramelow regiert.

20. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8981: Tragisches und Kurioses - 20.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter bei Lawinenunglück im Schweizer Kanton Wallis

Im Schweizer Skigebiet Crans-Montana sind am Dienstag vier Personen
bei einem Lawinenabgang verletzt worden, darunter auch ein
Mitarbeiter der Bergbahnen. Der 34jährige war in kritischem Zustand
in einem Helikopter in das Krankenhaus von Sitten geflogen worden, wo
er in der vergangenen Nacht verstarb. Wie die Walliser Kantonspolizei
mitteilte, wurde die Suche nach möglichen verschütteten Personen am
Mittwochmorgen eingestellt. Das Unglück ereignete sich auf einer
Skipiste im Bereich Plaine-Morte.

20. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8066: Aus Forschung und Technik - 20.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raketentriebwerk aus dem 3D-Drucker erfolgreich getestet

Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) hat erstmals ein
Raketentriebwerk getestet, das mit einem 3D-Drucker aufgebaut wurde.
Der Probelauf fand laut DLR-Angaben auf dem Entwicklungsprüfstand in
Lampoldshausen bei Heilbronn statt. Die für einen Schub von 2,45
Kilonewton ausgelegte Düse BERTA (Biergoler Raumtransportantrieb)
brannte 560 Sekunden lang. Entwickelt wurde der neue Raketenmotor im
Rahmen der Forschungen für zukünftige europäische Trägersysteme
(Future Launcher Preparatory Programme/FLPP) der Europäischen
Weltraumorganisation ESA.

20. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8079: Aus aller Welt - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezuela stoppt Transporte von den ABC-Inseln

Venezuela hat die Luft- und Seegrenze zu den Inseln Aruba, Bonaire
und Curaçao geschlossen. Das meldete unter anderem die Zeitung
El Universal. Die sogenannten ABC-Inseln vor der Küste des
südamerikanischen Landes gehören als autonome Gebiete zum Königreich
der Niederlande, wobei Bonaire niederländisches Territorium ist. Die
Regierung in Caracas will mit dem Schließen der Grenzen verhindern,
daß über die Inseln Lebensmittel- und Medikamententransporte aus den
USA und verbündeten Staaten ins Land geschleust werden, um die
Kampagnen des selbsternannten Gegenpräsidenten Guaidó zu
unterstützen. Dieser hatte bereits versucht einen
USAID-Lastwagenkonvoi von Kolumbien aus zu starten. Der amtierende
venezolanische Präsident Maduro ließ daraufhin die Straße zum
Nachbarland vom Militär mit quergestellten Tanklastzügen sperren.
Daraufhin kündigte die Regierung der Niederlande die Einrichtung
eines Zentrums für Hilfslieferungen auf Curaçao an. An diesem
Mittwoch (Ortszeit) wird in Venezuela ein Transport mit 300 Tonnen
Hilfsgütern aus Rußland, darunter hochwertige medizinische Güter,
erwartet. Unterstützer von Guaidó haben in Kolumbien und Brasilien
Sammelstellen für USAID-Lieferungen angelegt. Die Pakete sollen am
Wochenende nach Venezuela geschafft werden. Guaidó will den Transport
über die Grenze notfalls erzwingen.

20. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8038: Medizin und Gesundheitswesen - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Hüftgelenksprothesen halten im Schnitt 25 Jahre

Die Haltbarkeit von Hüft- und Knieendoprothesen hat sich in den
letzten Jahren enorm verlängert. Hielten Hüftprothesen in den 1980er 
Jahren noch durchschnittlich sieben Jahre, so beträgt die Haltbarkeit 
heute 25 Jahre und mehr. Zu dem Ergebnis gelangten laut Deutschem 
Ärzteblatt Jonathan Evans von der Bristol Medical School und 
Mitarbeiter bei der Analyse der Daten aus Fallserien und von 
Patientenregistern. Dabei ermittelten die britischen Forscher für die 
Hüftprothesen in den Fallserien eine 25-Jahres-Haltbarkeit von 77,6 
Prozent. Nach den Daten der Gelenksersatzregister lag die 
25-Jahres-Haltbarkeit bei 57,9 Prozent. Bei den Knieendoprothesen 
unterscheiden die Forscher Totalendoprothesen und 
Kniegelenkteilersatz. Die Registerdaten ergaben eine 
25-Jahres-Haltbarkeit bei ersteren von 82,3 Prozent und beim 
Teilersatz von 69,8 Prozent. Somit hatten Knieendoprothesen eine 
insgesamt längere Haltbarkeit als Hüftendoprothesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8067: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundestagrechtsausschuß billigt Novelle zum Abtreibungsrecht

Der Rechtsausschuß des Bundestags hat am Dienstag mit den Stimmen von
Union und SPD den Gesetzentwurf für eine begrenzte Lockerung des
Verbots von Werbung für Abtreibungen gebilligt und den Antrag der
Opposition auf Streichung des Paragraphen 219a zurückgewiesen. Der
Bundestag sollte am Donnerstag über die Novelle abstimmen. Diese
sieht vor, daß Ärzte, Ärztinnen und Krankenhäuser, welche
Abtreibungen vornehmen, öffentlich darauf hinweisen dürfen, daß sie
aber bezüglich weiterer Informationen auf Behörden oder Ärztekammern
verweisen müssen. Die Union verhinderte, daß den Medizinern erlaubt
wird, Angaben etwa zur Methode der von ihnen vorgenommenen
Abtreibungen zu veröffentlichen. Die SPD hatte dies gefordert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7990: Sprache, Kunst und Medium - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Drei Städte kümmern sich gemeinsam um Kunst im öffentlichen Raum

Um den öffentlichen Raum besser zu nutzen, wollen die ostwestfälischen
Städte Bielefeld, Gütersloh und Herford einen gemeinsamen Kurator
bestellen. Jede der Gemeinden müßte dafür jährlich 30.000 Euro zur
Verfügung stellen, wie WDR1 berichtete.

Es fehlt noch die Bewilligung der Stadt Bielefeld. Diese
vorausgesetzt, soll möglichst noch in diesem Herbst eine
Bestandsaufnahme aller Skulpturen, historischen Bauwerke und anderen
öffentlichen Kunstwerke vorgenommen werden.

Neben der Ermittlung der Eigentümer ist eine Einschätzung erwünscht,
ob das Kunstwerk gut plaziert ist. Ferner soll festgestellt werden,
ob sich jemand um die Instandhaltung oder eventuelle Schäden kümmert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8057: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Regierung bringt Space Force auf den Weg

Die US-Regierung will den erdnahen Weltraum für die Kriegsführung
nutzen und läßt deswegen selbständige Weltraumstreitkräfte neben dem
Heer, der Marine, dem Marinekorps, der Luftwaffe und der Küstenwache
aufstellen. Präsident Trump unterzeichnete ein entsprechendes Dekret.
Die sogenannte Space Force wird organisatorisch zunächst bei der
Luftwaffe angesiedelt. Eine Aufgabe der Space Force wird die
Zuarbeit für die Geheimdienste sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8071: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Jan van Aken gegen Waffenlieferungen an Riad

Der Außen- und Sicherheitspolitiker Jan van Aken (Die Linke) hat sich
am Mittwoch im Deutschlandfunk gegen Waffenlieferungen an
Saudi-Arabien, das im Jemen Krieg führt, ausgesprochen. Er selbst
glaubt nicht an das Konzept eines gerechten Kriegs, sondern daran,
daß sich die meisten Konflikte zwischen Menschen und Gesellschaften
auch friedlich lösen lassen. Van Aken findet es seinen Worten zufolge
für völlig richtig, daß man mit jedem, auch mit
Menschenrechtsverletzern und Kriegstreibern, redet, um zu
versuchen die Situation in Saudi-Arabien zu ändern. Aber es gibt doch
einen großen Unterschied dazwischen, mit der saudischen Regierung zu
reden und ihr Waffen zu verkaufen, so van Aken. Er räumte ein, daß es
einen Machtkampf zwischen Saudi-Arabien und den Iran gibt. Es sei
falsch, daß sich die Bundesregierung oder die NATO auf die Seite
Saudi-Arabiens stelle, sagte van Aken. Das seien beides Länder, die
Frauen unterdrückten, die Menschenrechte verletzten. Das seien beides
Länder, die extrem viel Öl hätten, beides Länder mit einer extremen,
fast schon islamistisch orientierten Regierung. Damit daß Deutschland
eine Seite gegen die andere aufrüste, erhöhe es die Kriegsgefahr,
warnte der Bundestagsabgeordnete. Er glaube, es wäre besser, zu
beiden Seiten einen gleichen Abstand zu halten und zu versuchen, über
Gespräche die Situation zu lösen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8040: Tragisches und Kurioses - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Dutzende Waldbrände wüten an Spaniens Nordküste

Im Norden Spaniens bekämpfen Hunderte Einsatzkräfte etwa 50
Waldbrände. In der stark gebirgigen Region Kantabrien waren zuletzt
noch etwa 48 Feuer aktiv, wie regionale Medien berichteten. Einige
kleinere Brände konnten womöglich gelöscht oder Kontrolle gebracht
werden.

Wie die österreichische Presseagentur APA erklärte, seien noch etwa 
760 Einsatzkräfte vor Ort. Im Jahresdurchschnitt ist der Februar mit 
etwa neun Grad zwar der kühlste, aber auch der trockenste Monat in 
der Region entlang der spanischen Biskaya-Küste. Die meisten Brände
wüteten in den häufig sehr steilen und schwer erreichbaren
Bergregionen, die allerdings auch dünn besiedelt sind.

Berichte über Verletzte oder Tote gab es nicht. Wie es heißt, wurden
vermutlich einige der Feuer absichtlich gelegt. In diesem Zusammenhang
kam es zu zwei Verhaftungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8068: Arbeit, Soziales und Familie - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Kieler AStA gegen Vollverschleierungsverbot der Uni-Leitung

Die Leitung der Universität Kiel hat Ende Januar für alle
Lehrveranstaltungen, Prüfungen und Gespräche ein Verbot der
Vollverschleierung erlassen, nachdem eine Studentin mit dem Nikab zu
einer Botanikvorlesung gekommen war. Das Verbot wird mit
Mindestvoraussetzungen für die erforderliche Kommunikation in Form
von Mimik und Gestik begründet. Der Allgemeine Studierendenausschuß
(AStA) der Uni stellte sich hinter die Position der Studentin, die
das Verbot nicht hinnehmen will. Der AStA erklärte am Dienstagabend
unter anderem, es stelle sich die Frage, welche Anforderungen das
Präsidium an die Gestik und Mimik seiner Studierenden stelle. Der
Gesichtsausdruck der Studierenden unterliege jedenfalls nicht der
Bewertung der Dozierenden. Die Studentenvertreter erklärten zudem,
Angehörigen anderer Religionen dürften an der Hochschule offen
religiöse Kleidung und Symbole tragen. In einer freiheitlich
demokratischen Gesellschaft sollte Frauen der Zugang zu öffentlichen
Bildungseinrichtungen wegen einer religiös begründeten Entscheidung
nicht versperrt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8049: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



China setzt auf Sonnenenergie

China setzt verstärkt auf die Energiegewinnung durch Solarkraftwerke.
Und ambitioniert, wie man gerade im Reich der Mitte ist, sollen nicht
Dächer mit Solaranlagen ausgestattet werden, sondern die Sonne
möglichst direkt als unendlicher Energielieferant genutzt werden.
Dafür sollen Photovoltaikanlagen außerhalb der Erdatmosphäre
plaziert werden. Der Prototyp für eine solche Weltraum-Solarstation
ist bereits in Arbeit. In den Jahren 2021 bis 2025 sollen kleinere
Anlagen in den Orbit geschossen und getestet werden. Ab 2030 soll
dann eine großes Kraftwerk folgen. Der Vorteil einer solchen Anlage,
die die Erde in einer Entfernung von 36.000 Kilometern umkreist, wird 
damit beschrieben, daß auf diese Weise das Licht der Sonne 24 Stunden 
am Tag und unabhängig von der Wetterlage auf der Erde zur 
Energiegewinnung genutzt werden kann. Solche Anlagen sollen in der 
Lage sein, sechsmal soviel Energie wie Solarkraftwerke auf der Erde 
zu liefern. Überlegt wird zur Zeit, ob die gewonnene Energie besser 
in Form von Mikrowellen oder Laserstrahlen zur Erde gesendet wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8056: Märkte und Finanzen - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Rodungsmoratorium für den Hambacher Forst

Auf Bitten der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen verzichtet der
Energiekonzern RWE auf weitere Rodungen im Hambacher Forst mindestens
bis Frühjahr 2020. Weil in der dann folgenden Schutzzeit Fällarbeiten
nicht erlaubt sind, bleibt der Wald bis zum Herbst des Jahres
verschont. Ministerpräsident Laschet hat am Mittwoch in einer
Unterrichtung der Landesregierung zu den Beschlüssen der sogenannten
Kohlekommission RWE zudem aufgefordert, keine neuen
Braunkohlekraftwerke zu bauen. Die Umweltaktivisten im Hambacher
Forst rief der CDU-Politiker auf, den Wald zu verlassen. Die
Kohlekommission hatte einen Ausstieg aus der klimazerstörenden
Kohleverstromung bis 2038 empfohlen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8072: Aus Forschung und Technik - 20.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Bald Smartphones ohne Zurück-Button

Offenbar wird noch ein Button auf dem Smartphone der technischen
Entwicklung zum Opfer fallen. Nachdem bereits die Funktion des
Recent-App-Button beim Android P abgeschafft wurde, kann man sich
jetzt offenbar auch vom Zurück-Button verabschieden. Wie heise online
meldete, testet Google gerade die Zurückfunktion per Gestensteuerung.
Künftig soll es reichen, über den Home-Button nach links zu wischen,
damit es zurückgeht. Auch wenn bislang noch keine Developer-Version
von Android Q vorliegt und somit nicht vollkommen sicher ist, ob
diese Form der Gestensteuerung in der finalen Version so bestehen
bleibt, sollte man sich schon einmal darauf einstellen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/302: Neue Himmelskarte veröffentlicht (idw)


Universität Bielefeld - 19.02.2019

Neue Himmelskarte veröffentlicht

Hunderttausende neue Galaxien entdeckt - Bielefelder Forscher beteiligt



Ein internationales Team von mehr als 200 Astronominnen und Astronomen
aus 18 Ländern hat die erste Karte einer Himmelsdurchmusterung von bisher
unerreichter Empfindlichkeit mit dem Radioteleskop "Low Frequency Array"
(LOFAR) veröffentlicht. Die Karte enthüllt Hunderttausende unbekannter
Galaxien und wirft ein neues Licht auf Forschungsgebiete wie Schwarze
Löcher, interstellare Magnetfelder und Galaxienhaufen.




[image: Bild: © Amanda Wilber/LOFAR Surveys Team LOFAR]

Durch LOFAR haben die Forschenden herausgefunden, dass der Galaxienhaufen
Abell 1314 durch die Verschmelzung mit einem anderen Haufen entstanden
ist. Abell 1314 ist 460 Millionen Lichtjahre von der Erde entfernt.

Bild: © Amanda Wilber/LOFAR Surveys Team LOFAR



Eine Sonderausgabe der Fachzeitschrift "Astronomy & Astrophysics", die
heute (19.02.2019) veröffentlicht wird, widmet sich 26 Forschungsarbeiten,
in denen die ersten Ergebnisse der Durchmusterung beschrieben werden. Die
Universität Bielefeld ist am Betrieb eines der 51 LOFAR-Antennenfelder
beteiligt, die über ganz Europa verteilt sind. Repräsentant Deutschlands
beim Steuerungsgremium von LOFAR ist Professor Dr. Dominik Schwarz von der
Universität Bielefeld. Der Physiker und seine Arbeitsgruppe erforschen die
Entstehung und die Entwicklung des Universums.

LOFAR (Low Frequency Array) ist ein riesiges europäisches Netzwerk von
Radioteleskopen, die über ein Hochgeschwindigkeits-Glasfasernetz
miteinander verbunden sind und deren Messsignale zu einem einzigen Signal
kombiniert werden. Leistungsstarke Supercomputer verwandeln mehr als
100.000 Einzelantennen in eine virtuelle Empfangsschüssel mit einem
Durchmesser von 1.300 Kilometern. LOFAR arbeitet in den bisher weitgehend
unerforschten Frequenzbereichen zwischen etwa 10 bis 80 Megahertz (MHz)
und 110 bis 240 MHz. Es wird von der Forschungseinrichtung ASTRON in den
Niederlanden betrieben und gilt als das weltweit führende Teleskop seiner
Art. In Deutschland befinden sich sechs Messstationen, die von
verschiedenen wissenschaftlichen Einrichtungen betrieben werden. Eine
davon steht in Norderstedt und wird von der Universität Bielefeld und der
Universität Hamburg gemeinsam betreut. Radioastronomische Beobachtungen
erlauben die Untersuchung von kosmischen Prozessen, die man mit optischen
Teleskopen nicht sehen kann.


Hier sind die wichtigsten Ergebnisse in sechs Punkten.

Die neue Himmelskarte

Mit Hilfe von LOFAR haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine
neue Himmelskarte erstellen können. Viele der dort abgebildeten Galaxien
waren bisher unbekannt, da sie extrem weit entfernt sind. Ihre
Radiosignale müssen Milliarden von Lichtjahren zurücklegen, um die Erde zu
erreichen. "Diese Karte verwenden wir nun, um die Entstehung und
Entwicklung der größten Strukturen im Universum besser zu verstehen", sagt
Professor Dr. Dominik Schwarz von der Universität Bielefeld, Repräsentant
Deutschlands beim Steuerungsgremium von LOFAR.

Qualitativ hochwertige Bilder

Die Erstellung von Radiohimmelskarten mit niedriger Frequenz bedarf sowohl
beträchtlicher Teleskop- als auch Rechenzeit und erfordert die Analyse der
Daten durch große Teams. "LOFAR produziert verrückte Datenmengen - wir
müssen das Äquivalent von zehn Millionen DVDs verarbeiten.
Dies stellt höchste Ansprüche an Soft- und Hardware und ist nur durch ein
internationales und interdisziplinäres Team möglich", sagt Dominik
Schwarz.

"Wir haben in Deutschland mit dem Forschungszentrum Jülich
zusammengearbeitet, um die riesigen Datenmengen effizient in qualitativ
hochwertige Bilder umzuwandeln", ergänzt Professor Dr. Ralf-Jürgen Dettmar
von der Ruhr-Universität Bochum. "Diese Bilder sind nun öffentlich und
werden Astronominnen und Astronomen die Möglichkeit geben, die Entwicklung
von Galaxien in bisher unerreichter Detailgenauigkeit zu untersuchen."
Das Forschungszentrum Jülich beherbergt 15 Petabyte an LOFAR-Daten. "Dies
ist fast die Hälfte aller LOFAR-Daten, eine der größten astronomischen
Datensammlungen der Welt. Die Verarbeitung dieser gigantischen Datensätze
stellt eine große Herausforderung dar. Was normalerweise auf herkömmlichen
Computern Jahrhunderte gebraucht hätte, konnte durch die Verwendung
innovativer Algorithmen und extrem leistungsfähiger Computer auf ein Jahr
reduziert werden.", sagt Professor Dr. Dr. Thomas Lippert, Institutsleiter
des Jülich Supercomputing Centre. Jülich ist eins der drei Datenzentren
des LOFAR-Projekts. Außerdem managt das Jülich Supercomputing Centre den
Daten-Netzwerkverkehr zwischen den deutschen LOFAR-Stationen und zum
zentralen LOFAR-Rechner in Groningen.

Schwarze Löcher

Wenn Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit einem Radioteleskop den
Himmel beobachten, ist hauptsächlich Strahlung aus der Umgebung von
Schwarzen Löchern zu sehen, die Millionen Mal schwerer sind als die Sonne.
"Mit LOFAR wollen wir herausfinden, welchen Einfluss die Schwarzen Löcher
auf die Galaxien haben, in denen sie sitzen", sagt Professor Dr. Marcus
Brüggen, Astrophysiker von der Universität Hamburg.
Wenn Gas auf Schwarze Löcher fällt, stoßen sie Materialstrahlen -
sogenannte Jets - aus, die bei Radiowellenlängen sichtbar sind. Aufgrund
der bemerkenswerten Empfindlichkeit von LOFAR konnten die
wissenschaftlichen Teams jetzt zeigen, dass diese Jets in jeder riesigen
Galaxie vorhanden sind und dass Schwarze Löcher ständig wachsen.

Magnetfelder

Mit der Radiostrahlung, die LOFAR empfängt, können zudem kosmische
Magnetfelder gemessen werden. So haben die Forscherinnen und Forscher aus
Deutschland die Magnetfelder in Galaxien und zwischen Galaxien kartiert.
Dabei konnten sie zeigen, dass sich zwischen Galaxien enorme magnetische
Strukturen befinden. Dies bestätigt theoretische Vermutungen, konnte
bislang aber nicht nachgewiesen werden.

Galaxienhaufen

Durch die Verschmelzung zweier Galaxienhaufen werden Radioemissionen -
sogenannte Radiohalos - mit einer Größe von Millionen von Lichtjahren
erzeugt, wie Dr. Amanda Wilber von der Sternwarte der Universität Hamburg
erläutert: "Radiohalos werden von extrem schnellen Elementarteilchen
hervorgerufen. Mit LOFAR können wir erforschen, welche kosmischen
Beschleuniger diese Teilchen erzeugen und was diese antreibt."
Dr. Matthias Hoeft von der Thüringer Landessternwarte Tautenburg fügt
hinzu: "Wenn Galaxienhaufen verschmelzen, entstehen riesige Stoßwellen.
Mit LOFAR können wir deren Radioemission aufspüren und lernen dadurch viel
über das Gas am Rand der gigantischen Galaxienhaufen."

Ausblick

Die nun veröffentlichten Daten enthalten etwa zwei Prozent der mit LOFAR
geplanten Beobachtungen. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
wollen nun die gesamte nördliche Himmelskugel kartieren. "Zu den künftigen
Entdeckungen werden auch die ersten, riesigen Schwarzen Löcher gehören,
die das Universum formte, als es noch am Anfang war", sagt Professor Dr.
Huub Röttgering von der Universität Leiden in den Niederlanden. Professor
Dr. Carole Jackson, Generaldirektorin von ASTRON, fügt hinzu: "Die
Himmelskarte ist ein wunderbares wissenschaftliches Vermächtnis an die
Zukunft."


Hintergrund:

Deutschland ist neben den Niederlanden mit sechs Stationen der größte
internationale Partner bei LOFAR. Die Radio-Teleskop-Stationen werden
betrieben von: der Universität Bielefeld, der Ruhr-Universität Bochum, der
Universität Hamburg, dem Max-Planck Institut für Radioastronomie in Bonn,
dem Max-Planck Institut für Astrophysik in Garching, der Thüringer
Landessternwarte, dem Astrophysikalischen Institut Potsdam und dem
Forschungszentrum Jülich. Gefördert wird LOFAR in Deutschland von der
Max-Planck-Gesellschaft, dem Bundesministerium für Bildung und Forschung,
den zuständigen Ministerien der beteiligten Bundesländer, darunter das
Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen,
und von der Europäischen Union.

Weitere Informationen:

Aufnahmen des LOFAR-Radioteleskops:

www.lofar-surveys.org/gallery_preview.html

Ein Videobeitrag über LOFAR findet sich auf dem Youtube-Kanal der
Universität Bielefeld:

https://youtu.be/6z7BbpY1UeM

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Februar 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/429: Nässe und Kälte begünstigt dunkles Gefieder (idw)


Max-Planck-Institut für Ornithologie - 19.02.2019

Nässe und Kälte begünstigt dunkles Gefieder



In niederschlagsreichen und in kalten Regionen sind Vögel oft dunkel
gefärbt. Das zeigt eine Analyse der Gefiederfärbung eines internationalen
Teams von Wissenschaftlern mit Beteiligung des Max-Planck-Instituts für
Ornithologie in Seewiesen. Die Forscher bestätigen damit zwei eigentlich
widersprüchliche Theorien zur Färbung von Tieren. Die eine besagt, dass
Tiere zur besseren Tarnung im warmen und feuchten Klima dunkler sind. Die
andere sieht Tiere eher im kalten Klima dunkler gefärbt, weil sie so mehr
Wärme aufnehmen können. Die geografischen Unterschiede in der Färbung sind
eine wichtige Grundlage für das Verständnis dafür, wie sich Tiere an
klimatische Änderungen anpassen können.
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Der dunkel gefärbte Schwarzschopf-Wippflöter (Psophodes olivaceus)
lebt in den feuchen Küstengebieten in Australien.
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Dass unterschiedliches Klima die Färbung von Tieren beeinflusst, hat
bereits vor über 200 Jahren der Biologe Constantin Gloger beobachtet. Er
notierte, dass Tierarten in tropischen Regionen tendenziell pigmentierter
sind. Dieses auch Glogers Regel genannten Zusammenhangs zufolge sind Tiere
in wärmeren und feuchteren Regionen dunkler gefärbt, weil sie so in
schattigen Habitaten wie den tropischen Urwäldern besser getarnt sind.

Diese Regel scheint jedoch im Widerspruch zu stehen mit einer anderen
alten Theorie zur Färbung von Tieren, der sogenannten Bogert's Regel. Sie
besagt, dass die Gefiederfärbung vor allem in kälteren Regionen dunkler
ist, damit die Tiere durch die bessere Absorption von Sonnenlicht
Unterstützung für ihre Wärmeregulierung bekommen.
Welche der beiden Regeln zur Färbung ausgeprägt ist, scheint sich zwischen
den Tierarten zu unterscheiden.

Ob und in welchem Ausmaß diese beiden Regeln allgemein gültig sind, hat
nun ein internationales Team von Ornithologen von der Monash Universität
in Australien, der Massey Universität in Neuseeland und des
Max-Planck-Instituts für Ornithologie in Seewiesen untersucht. Ihre Analyse
der Gefiederfärbung von fast 6.000 Singvogelarten weltweit zeigt, dass
dunkel gefärbte Vögel vor allem in Gegenden mit hohen Niederschlägen und
kälteren Temperaturen vorkommen. Sie bestätigt damit beide Regeln.
Einige Gruppen von Vögeln folgen dabei nicht den Regeln. Die Analyse hat
ergeben, dass sich beide Regeln gegenseitig beeinflussen: Der
Niederschlagseffekt ist dominanter als der Temperatureffekt. So verschwindet
in Regionen, bei denen das Klima von kalt-trocken zu feucht-warm reicht,
der gefieder-aufhellende Effekt der Temperatur durch den
stärkeren, verdunkelnden Effekt des Niederschlags. " Bei den Vögeln
Südamerikas gibt es zum Beispiel keinen Zusammenhang zwischen ihrer
Gefiederfarbe und der Temperatur", erklärt der Leiter der Studie, Kaspar
Delhey.
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BU
Der heller gefärbte Buschflöter (Psophodes cristatus) kommt hingegen
in den halbtrockenen und trockenen Regionen im Landesinneren vor.
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Andererseits wird der Effekt der Färbung aber auch verstärkt, wenn das
Klima sich von heiß-trocken zu kalt-nass ändert. "Der Klimagradient
bestimmt, ob die beiden Regeln miteinander oder gegeneinander arbeiten,
und erklärt, warum manche Vogelarten scheinbar nicht ins Schema passen,"
sagt Bart Kempenaers aus Seewiesen, Letztautor der Studie.

Die geografischen Unterschiede in der Färbung, wie sie durch Glogers und
Bogerts Regeln beschrieben werden, können uns Hinweise geben, wie sich
Tiere in der Vergangenheit an klimatische Bedingungen angepasst haben. So
trägt die neue Studie Informationen zu dem Gesamtbild bei, wie sich
zukünftige Änderungen der Klimabedingungen auf Tiere auswirkt.


Originalpublikation:

Delhey, K, J Dale, M Valcu & B Kempenaers. 2019.

Reconciling ecogeographical rules: rainfall and temperature predict global
colour variation in the largest bird radiation

(Ecology Letters)
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https://dx.doi.org/10.1111/ele.13233
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/534: Gräser können sich ohne Evolution anpassen (idw)


Universität Bern - 19.02.2019

Gräser können sich ohne Evolution anpassen



Um sich an die Umwelt anzupassen, übernehmen Gräser bestimmte Gene von
verwandten Arten - und dies auf direktem Weg von Pflanze zu Pflanze, ohne
Evolution über mehrere Generationen. Dies zeigt eine neue Studie unter
Mitarbeit von Forschenden der Universität Bern.
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Alloteropsis semialata in einer bewaldeten Savanne in Sambia. Die
Studie zeigte, dass zwei Genfragmente von T. Triandra (Bild 2) in das
Genom von A. semialata-Populationen integriert wuden.

Bild: © PA Christin & LT Dunning



«Survival of the Fittest»: Gemäss der Darwin'schen Evolutionstheorie
überleben in der Natur die am besten an die Umwelt angepassten Individuen.
Diese Anpassungen werden über die Mutation von Genen bei der sexuellen
Fortpflanzung erreicht und geschehen somit «vertikal» - also von
Generation zu Generation. Es gibt aber auch einen anderen, einen
«horizontalen» Weg. In einer neuen Studie hat ein internationales Team
unter Mitarbeit von Forschenden des Instituts für Pflanzenwissenschaften
der Universität Bern das Genom des Wildgrases Alloteropsis semialata
sequenziert und festgestellt: Das Genmaterial enthält fast 60 Gene, welche
die Pflanze über den sogenannten horizontalen Gentransfer erworben hat.
Diese Gene wurden ohne Fortpflanzung direkt von Gras zu Gras übertragen
und stammen von mindestens neun verschiedenen anderen Grasarten. Die
Studie wurde im Journal Proceedings of the National Academy of Sciences
publiziert.


Bei Bakterien weit verbreitet

Der horizontale Gentransfer ist ein bereits bekannter Mechanismus. In der
Natur konnte dieser Vorgang bisher vor allem bei Bakterien nachgewiesen
werden, die das Erbgut in einer mobilen Form zwischen den Individuen
weitergeben können. Bei Pflanzen wurde der horizontale Gentransfer
hingegen erst sehr selten nachgewiesen. «Die Ergebnisse zeigen, dass sich
einige Pflanzen mit Hilfe der Gene von mehr oder weniger nahe verwandten
Arten relativ schnell an Umweltveränderungen anpassen können», sagt
Christian Parisod, Studien-Mitautor und Professor am Institut für
Pflanzenwissenschaften der Universität Bern. Unter den übertragenen Genen
fanden die Forschenden unter anderem Codes für Enzyme zur Photosynthese,
für Krankheitsresistenz-Proteine oder Bodenanpassungs-Proteine.
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Themeda triandra in einer bewaldeten Savanne in Sri Lanka. Die Studie
zeigte, dass zwei Genfragmente von T. Triandra in das Genom von A.
semialata-Populationen (Bild 1) integriert wurden.

Bild: © PA Christin & LT Dunning



Ähnlichkeit in der DNA

Zu den Ergebnissen kamen die Forschenden, indem sie auf Chromosomenebene
das Genom von Alloteropsis semilata analysierten und es mit den Gen-Daten
von 146 anderen Grasarten verglichen. Dabei identifizierten sie
DNA-Sequenzen in Alloteropsis semilata, die denjenigen von anderen Arten
stark glichen. «Laut unseren Resultaten kann das nur bedeuten, dass sie
durch horizontalen Gentransfer erworben wurden», erklärt Parisod. Die
Forschenden haben zudem verschiedene Proben des Grases aus tropischen und
subtropischen Regionen in Asien, Afrika und Australien gesammelt und damit
festgestellt, wann und wo die Transfers stattfanden.

Natürliche Gentechnik

Der nächste grosse Schritt auf diesem Forschungsgebiet wird es sein, den
biologischen Mechanismus hinter dem horizontalen Gentransfer zwischen
Pflanzen zu verstehen. Denn im Gegensatz zum Gen-Austausch zwischen
Bakterien ist der Vorgang beim Transfer zwischen Pflanzen noch nicht
erklärt. Einen wichtigen Zusammenhang zeigen die Ergebnisse aber bereits
jetzt auf: «Menschen verändern mit Gentechnik gezielt die DNA von
Pflanzen. Bisher wussten wir jedoch nicht, dass dies Gräser auf natürliche
Weise ebenfalls tun», erklärt Christian Parisod. «Die Forschung dazu wird
uns in Zukunft dabei helfen, zu verstehen, wie Gene aus gentechnisch
veränderten Pflanzen in Wildarten oder andere nicht gentechnisch
veränderte Pflanzen übertragen werden. So können Lösungen erarbeitet
werden, um die unkontrollierte Übertragung von gentechnisch verändertem
Erbgut besser einzudämmen.»


Originalpublikation:

Luke T. Dunning, Jill K. Olofsson, Christian Parisod, Rimjhim Roy
Choudhury, Jose J. Moreno-Villena, Yang Yang, Jacqueline Dionora, W. Paul
Quick, Minkyu Park, Jeffrey L. Bennetzen, Guillaume Besnard, Patrik Nosil,
Colin P. Osborne, and Pascal-Antoine Christin:

Lateral transfers of large DNA fragments spread functional genes among
grasses.

Proceedings of the National Academy of Sciences, 18. Februar 2019.

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1810031116
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ENERGIE/1623: Damit der Akku länger hält - Lithium-Ionen-Batterien besser verstehen (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 18.02.2019

Damit der Akku länger hält - Lithium-Ionen-Batterien besser verstehen

Oldenburger Chemiker beobachten erstmals entscheidenden Vorgang auf
Silizium-Elektroden



Eine der größten Herausforderungen auf dem Weg zu leistungsfähigeren
Lithium-Ionen-Akkus sind hauchdünne Filme, die sich während des Betriebs
auf den Elektroden bilden. Diese Beläge schützen die Elektroden und die
Batterieflüssigkeit vor Zersetzung, verringern aber die Leistung der Akkus
umso stärker, je dicker sie werden. Ein Team um die Chemiker Prof. Dr.
Gunther Wittstock und Eduardo dos Santos Sardinha von der Universität
Oldenburg hat nun erstmals beobachtet, wie Silizium-Elektroden während des
ersten Ladezyklus allmählich von einem solchen Film bedeckt werden. Die
Forscher wiesen nach, dass die Schutzschicht anders als bislang angenommen
nicht auf der gesamten Oberfläche gleichzeitig entsteht, sondern
fleckenhaft heranwächst. Auf der extrem glatten Oberfläche eines
Plättchens aus kristallinem Silizium bildeten sich Wachstumsinseln, von
denen aus der Film sich weiter ausdehnte. In der Zeitschrift ACS Applied
Energy Materials berichtet das Team, dass die Steuerung der Filmentstehung
nun gezielt untersucht werden kann.

Wiederaufladbare Lithium-Ionen-Batterien liefern Energie für Hörgeräte,
Handys, E-Bikes oder Elektroautos und dienen als Speicher für Wind- und
Solarstrom. Schon seit längerem sind Chemiker auf der Suche nach
Möglichkeiten, um die Leistung der Akkus zu vergrößern, damit E-Autos
beispielsweise längere Strecken zurücklegen können. Dabei experimentieren
sie mit unterschiedlichen Elektroden-Materialien, unter anderem mit
Silizium. "Silizium kann mehr Lithium speichern als Graphit, das bisher in
den meisten Batterien als negative Elektrode verwendet wird", sagt
Wittstock. Dadurch erhöht sich die Energiespeicherkapazität der Batterie.
Silizium besitzt aber einen entscheidenden Nachteil: Während des
Ladevorgangs schwellen die Elektroden auf mehr als das Zweieinhalbfache
ihres ursprünglichen Volumens an. Dadurch entstehen Spannungen im Material
und die Elektroden zerbröseln schnell. Für Batterieanwendungen werden
daher Silizium-Elektroden aus Nanopartikeln getestet, die die Ausdehnung
besser verkraften.

Die Volumenausdehnung stellt aber auch für die dünnen Schutzschichten auf
den Elektroden ein Problem dar. Die Filme entstehen, weil in den
elektrochemischen Zellen der Akkus während des Ladens und Entladens
chemische Reaktionen stattfinden: Bei starken elektrischen Spannungen
zersetzt sich die elektrisch leitfähige Elektrolyt-Flüssigkeit zwischen
den beiden Elektroden, die aus lithiumhaltigen Salzen und einem
organischen Lösungsmittel besteht. Die Zersetzungsprodukte bilden auf der
negativen Elektrode eine feste, dünne, komplex aufgebaute Schicht, die wie
ein Türsteher wirkt: Sie trennt die Elektrolyt-Flüssigkeit von dem
reaktiven Elektrodenmaterial, lässt aber Lithium-Ionen durch.

Dieser Film ist entscheidend für Lebensdauer und Leistung eines Akkus.
Doch bislang weiß man nur wenig über die Entstehung solcher Beläge, da es
schwierig ist, ihr Wachstum direkt zu beobachten. Bei Silizium-Elektroden
führt die starke Volumenänderung dazu, dass die Filme schon beim ersten
Ladezyklus reißen und in der Folge unter Verbrauch der
Elektrolyt-Flüssigkeit immer wieder neu gebildet werden. Wittstock, dos
Santos Sardinha und zwei Kollegen von der Universität Graz gelang es nun,
die Filmbildung beim allerersten Ladezyklus zu beobachten. "Wenn man eine
Elektrode erst nach mehreren Ladezyklen analysiert, ist der ursprüngliche
Film bereits stark verändert, weil sich die Elektrode schon mehrfach
ausgedehnt und wieder zusammengezogen hat", erläutert Wittstock.

Das Team verlangsamte den Ladevorgang durch ein spezielles Programm. Sie
nutzten eine jungfräuliche Elektrode aus kristallinem Silizium und
untersuchten die Filmbildung mit der elektrochemischen Rastermikroskopie
(SECM). Dieses Verfahren verwendet eine Mikroelektrode, um die
Silizium-Oberfläche Stück für Stück abzufahren. Die Messwerte werden in eine
Farbskala übersetzt und zu einem Bild zusammengesetzt. Diese Bilder
verrieten den Forschern, wo sich bereits ein Film befand und wo nicht.
"Wir haben im Prinzip Schnappschüsse der Oberfläche während der
Filmbildung machen können", sagt Wittstock. Die Ergebnisse der Studie
ermöglichen es Chemikern nun, die Filmbildung auf Silizium-Elektroden
systematisch zu untersuchen und anschließend zu optimieren.


Originalpublikation:

Eduardo dos Santos Sardinha, Michael Sternad, Martin Wilkening und Gunther
Wittstock:

"Nascent SEI-Surface Films on Single Crystalline Silicon Investigated by
Scanning Electrochemical Microscopy",

ACS Applied Energy Materials,

DOI:10.1021/acsaem.8b01967
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





RAUMFAHRT/1017: Erstes im 3D-Druck hergestelltes europäisches Raketentriebwerk erfolgreich getestet (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 19.02.2019

Erstes im 3D-Druck hergestelltes europäisches Raketentriebwerk
erfolgreich getestet



Raketenmotor BERTA im DLR-Prüfstand gezündet

Am 18. Februar 2018 erreichte die Europäische Weltraumorganisation ESA
einen wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu neuen wirtschaftlicheren
Raketen: Am Prüfstand P8 in Lampoldshausen absolvierte das BERTA-Triebwerk
erfolgreich seine ersten Testlauf. BERTA (Biergoler Raumtransportantrieb)
weist eine Besonderheit auf: Das Triebwerk wurde Ende 2018 vollständig im
3D-Druckverfahren gefertigt.Der P8 ist ein Forschungs- und
Entwicklungsprüfstand beim DLR in Lampoldshausen, der gemeinschaftlich vom
DLR, der französischen Raumfahrtagentur CNES und dem industriellen Partner
ArianeGroup genutzt wird. Die Verantwortung für den Betrieb und die
Durchführung der Tests liegt bei dem Prüfstandteam des DLR.

Neue Technologie kann derzeit europaweit nur in Lampoldshausen getestet
werden

Für einen Referenzschub von 2,45 Kilonewton ausgelegt, konnte BERTA für 560
Sekunden am Prüfstand P8 in Lampoldshausen getestet werden. Entwickelt
wurde das Triebwerk im Rahmen der Forschungen für zukünftige europäische
Trägersysteme (Future Launcher Preparatory Programme/FLPP) der ESA.
Deutschland ist seit Jahren größter Beitragszahler im FLPP-Kernprogramm.
Das DLR Raumfahrtmanagement steuert die Verwendung der Mittel innerhalb von
FLPP und berät die ESA bei der Durchführung einzelner Projekte. BERTA ist
für den Betrieb mit lagerfähigen Treibstoffen ausgelegt. Das bedeutet, dass
die Treibstoffe bei Raumtemperatur gelagert werden können.

Triebwerke dieser Art können sehr zuverlässig und mehrfach gezündet werden
und eignen sich somit für längere Missionen. Damit kann dieses Triebwerk
nicht nur für den erdnahen Bereich auf kleinen bis mittleren Raketen
eingesetzt werden, sondern auch für Missionen über den Erdorbit hinaus.
Übliche lagerfähige Treibstoffe sind jedoch hochgiftig. Für die Testläufe
im Prüfstand werden daher kryogene Treibstoffe verwendet.

"Der Prüfstand P8 bietet umfangreiche Möglichkeiten, Demonstratoren von
Komponenten über Baugruppen bis hin zu kleinen Triebwerken zu testen. Ziele
der aktuellen Tests sind, das Strömungsverhalten und den Wärmeübergang bei
gedruckten Oberflächen zu untersuchen. Diese neue Technologie kann derzeit
europaweit nur am Prüfstand 8 in Lampoldshausen getestet werden", erläutert
Gerd Brümmer, DLR-Ingenieur und Leiter des Prüfstands P8.

3D-Druck eröffnet neue Wege bei der Fertigung von Triebwerken

Der 3D-Druck - auch additive Fertigung genannt - liefert für den
Triebwerksbau verschiedene Vorteile. So lassen sich die Produktionszeiten
signifikant verringern. Derzeit werden zum Beispiel Brennkammern in Europa
zuerst gegossen und geschmiedet. Dann werden Kühlkanäle ausgefräst, die
dann mittels galvanischer Prozesse abgedeckt werden. Übliche Lieferzeiten
betragen bis zu eineinhalb Jahre. Mittels additiver Fertigung dagegen
können vollständige Triebwerke innerhalb weniger Wochen geliefert werden.

Im Fall BERTAs wurden im 3D-Druck-Verfahren sowohl der Einspritzkopf, er
besteht aus einer korrosionsbeständige Nickelbasislegierung, wie auch die
Brennkammer aus Edelstahl durch selektives Laserschmelzen hergestellt.
Durch den Einsatz eines Lasers wurde das finale Bauteil schichtweise durch
Aufschmelzen des Werkstoffes in Pulverform auf einer Grundplatte
aufgebracht.

Im 3D-Druck-Verfahren sind zudem komplexere Strukturen möglich, die sich in
konventionellen Verfahren nicht herstellen lassen. So enthält BERTA ein
komplexes Design für die Kühlkanäle, welches ein verbessertes Kühlverhalten
der Brennkammer sicherstellen soll. Durch die verbesserte Kühlung können
Brennkammern zukünftig kompakter gebaut werden, was Material einspart.

"Die additive Fertigung eröffnet Europa neue Wege, Triebwerke zu fertigen",
sagt Lysan Pfützenreuter, Projektleiterin beim DLR Raumfahrtmanagement.
"Mit dem erfolgreichen Nachweis der Technologie wird ein wichtiger Schritt
in Richtung einer verbesserten Wettbewerbsfähigkeit europäischer
Trägersysteme gegangen."

Die Testkampagne wird noch vier Wochen andauern und die Ergebnisse werden
auch in weitere Entwicklungsvorhaben der ESA einfließen. So sollen 
3D-Druckverfahren für Weiterentwicklungen der Ariane-6-Triebwerke Vinci und
Vulcain eingesetzt werden.



Die Pressemitteilung finden Sie auch unter: 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/399: Lebensmittelverschwendung - Ein ganzheitlicher, verbindlicher Plan ist nicht in Sicht


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Februar 2019

Lebensmittelverschwendung: Ein ganzheitlicher, verbindlicher Plan ist nicht in Sicht



Anlässlich der heute im Bundeskabinett beschlossenen Strategie gegen
Lebensmittelverschwendung erklärt Renate Künast, Sprecherin für
Ernährungspolitik:

In Deutschland werden ca. 313 kg genießbare Nahrungsmittel pro Sekunde
weggeworfen und damit 2,6 Millionen Hektar Acker umsonst
bewirtschaftet. Obwohl diese Lebensmittelverschwendung massiv Umwelt
und Klima schadet, setzt die Bundesministerin wieder einmal nur auf
Freiwilligkeit statt auf Regulierung. Das ist ein Armutszeugnis und
zeigt, dass ihr die Profite der Landwirtschaft und
Lebensmittelkonzerne wichtiger sind als Maßnahmen gegen die Klimakrise
und den dramatischen Verlust an Arten.

Wenn Frau Klöckner das von der EU und der UN vorgegebene Ziel, einer
30 Prozent Reduzierung der Lebensmittelverschwendung bis 2025
erreichen will, muss endlich etwas verbindlich passieren. Statt
Beschäftigungstherapien in Form von Arbeitsgruppen, brauchen wir klare
Ansagen in allen Bereichen der Wertschöpfungskette. Dazu gehören u.a.
der Ausstieg aus der Massenproduktion in der Landwirtschaft, damit
erst gar nicht ein so hoher Lebensmittelüberschuss anfällt und die
Stärkung von regionaler Lebensmittelproduktion und
Vermarktungsstrukturen. Außerdem braucht es verbindliche
Reduktionsziele für Lebensmittelproduktion und Handel und verlässliche
Daten, wo und wie viele Lebensmittel weggeworfen werden. Darüber
hinaus sollten große Supermärkte nicht verkaufte, aber noch genießbare
Lebensmittel kostenlos zur Verfügung stellen. Zudem muss die
Ernährungsbildung an Schulen und Kitas gefördert werden, um
Wertschätzung für Lebensmittel zu vermitteln.
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ARBEIT/1166: Schwarzarbeit und Ausbeutung effektiver bekämpfen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Februar 2019

Schwarzarbeit und Ausbeutung effektiver bekämpfen!



Zum heute im Kabinett beschlossenen Gesetzesentwurf der
Bundesregierung zur Stärkung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS)
bei der Bekämpfung von Schwarzarbeit und Arbeitsausbeutung erklären
Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und
aktive Arbeitsmarktpolitik, und Lisa Paus, Sprecherin für
Finanzpolitik:

Es ist gut, dass die Bundesregierung endlich die Bekämpfung von
Schwarzarbeit und Arbeitsausbeutung ernst nimmt. Das ist überfällig
und deswegen geht das Gesetz in die richtige Richtung. Denn die FKS
braucht mehr Kompetenzen beim Kampf gegen Schwarzarbeit und
Arbeitsausbeutung. Die Kontrollen müssen effektiver werden und dabei
auch auf neue Entwicklungen reagieren, beispielsweise auf Steuerbetrug
durch Scheinrechnungen für Dienstleistungen, die nur auf dem Papier
erbracht werden.

Schwarzarbeit darf nicht toleriert werden. Die Ermittlungen dürfen
aber nicht die Menschen treffen, die ausgebeutet werden, so wie es die
Bundesregierung im Gesetzentwurf mit einem Platzverweis vorsieht. Das
kritisieren wir. Der Kampf gegen Schwarzarbeit und Arbeitsausbeutung
muss sich vielmehr zielgenau auf diejenigen konzentrieren, die
Menschen in Not ausnutzen. Also auf die Arbeitgeber, die Menschen auf
der Straße aufsammeln und illegal als Tagelöhner beschäftigen, die
nicht mal den Mindestlohn zahlen, die unser Gemeinwesen um Steuern und
Sozialabgaben prellen.

Wichtig ist auch eine gute Zusammenarbeit zwischen Zoll und Polizei.
Das fängt schon bei der Statistik an, wenn Arbeitsausbeutung und
Zwangsarbeit nicht einmal separat erfasst werden. Oder bei den
IT-Systemen, die zwischen Zoll und Polizei nicht kompatibel sind.
Ausbeutung kann nur effektiv bekämpft werden, wenn alle, die etwas
dazu beitragen können, auch tatsächlich zusammenarbeiten. Hier muss
die Bundesregierung nachbessern.

Entscheidend aber ist, dass eine FKS mit mehr Befugnissen auch
personell besser ausgestattet sein muss. Finanzminister Scholz kündigt
wieder einmal mehr Personal an, wie bereits in der Vergangenheit auch.
Mit dieser unendlichen Geschichte muss endlich Schluss sein.
Ankündigungen sind hier zu wenig - die Versprechen müssen endlich
eingelöst werden.
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AUSSEN/2125: Erklärung anlässlich des 5. Jahrestages der Euromaidan-Proteste in der Ukraine


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Februar 2019

Erklärung anlässlich des 5. Jahrestages der Euromaidan-Proteste in der Ukraine



Wir gedenken in diesen Tagen derjenigen, die vor fünf Jahren auf dem
Maidan in Kiew für Demokratie, Gerechtigkeit, Freiheit,
Rechtsstaatlichkeit, Menschenwürde und die Annäherung an die
Europäische Union ihr Leben ließen. Wir erinnern an die vielen
Menschen, die sich vielfältig der Willkür, Gewalt und Korruption
widersetzten. Die Bedeutung dieses demokratischen und proeuropäischen
Aufbruchs darf trotz und wegen des andauernden Krieges im Osten der
Ukraine und der militärischen Besetzung der Krim nicht vergessen
werden.

Der Mut und das zivilgesellschaftliche Engagement unserer ukrainischen
Nachbarinnen und Nachbarn sind Vorbild für ganz Europa. Gemeinsam mit
ihnen wollen wir das Versprechen eines geeinten, freien und
demokratischen Europas weiter verwirklichen. Ein Europa, in dem die
Stärke des Rechts und nicht das Recht des Stärkeren gilt. In dem
Konflikte am Verhandlungstisch und nicht auf dem Schlachtfeld gelöst
werden.

Die ukrainische Zivilgesellschaft war und ist die treibende Kraft für
Reformen zur demokratischen und rechtsstaatlichen Erneuerung der
Ukraine. Diesen Menschen ist es zu verdanken, dass in den
zurückliegenden Jahren bereits nennenswerte Fortschritte erzielt
werden konnten. Wir stehen auch künftig weiter fest und solidarisch an
ihrer Seite. Überall im Land werden die erkämpften Freiräume zur
nachhaltigen positiven Gestaltung des Landes genutzt, um die
Lebensbedingungen zu verbessern. Wir erwarten zugleich, dass die
ukrainische Regierung das Reformtempo beschleunigt und glaubwürdig und
mit aller Härte gegen Korruption und Versuche, die Zivilgesellschaft
zu bremsen, vorgeht.

Wir verurteilen die völkerrechtswidrige Annexion der ukrainischen
Halbinsel Krim und die militärische Eskalation Russlands in der
Ostukraine und auf dem Asowschen Meer aufs Schärfste. Es darf kein
Zurück in eine Zeit geben, in der selbsternannte europäische
"Gestaltungsmächte" über das Schicksal anderer Staaten auf diesem
Kontinent entschieden. Die Epoche der Einflusssphären-Politik des
Kalten Krieges ist vorüber.

Für uns ist klar: Die Freiheit der Ukraine und die Freiheit, in der
wir in der Europäischen Union leben, sind untrennbar miteinander
verbunden. Der Weg in die Europäische Union steht der Ukraine ebenso
offen, wie allen anderen europäischen Staaten, die sich zu den Werten
der EU bekennen.
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EUROPA/1767: Industriepolitik - Innovation statt Größe


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Februar 2019

Industriepolitik: Innovation statt Größe



Zum deutsch-französischen Vorstoß hinsichtlich einer europäischen
Industriepolitik erklären Kerstin Andreae, Sprecherin für
Wirtschaftspolitik, und Katharina Dröge, Sprecherin für
Wettbewerbspolitik:

Wir wollen den Industriestandort Deutschland und Europa stärken. Dafür
brauchen wir eine europäische industriepolitische Strategie. Wenn
Bundeswirtschaftsminister Altmaier nach seinem nationalen Vorpreschen
jetzt versucht, gemeinsam mit seinem französischen Kollegen Le Maire
eine europäische Perspektive aufzuzeigen, ist dies ein erster Schritt
zur Einsicht - von einer Strategie für eine zukunftsfähige Industrie
bleiben beide weit entfernt.

Das einzige was den beiden Ministern einfällt ist das schlichte
Konzept: Je größer, desto besser! Die beiden Minister wollen mit einem
Federstrich die Fusionskontrolle aushebeln, die in Europa
jahrzehntelang Wettbewerb und Innovation gesichert hat. Europa darf
China nicht kopieren, es muss einen eigenen Weg zu Wettbewerbs- und
Zukunftsfähigkeit finden. Die Größe eines Unternehmens ist noch lange
kein entscheidender Faktor für seine Innovationskraft. Gerade
mittelständische Unternehmen sind in Europa das Rückgrat der
Wirtschaft und Treiber von Innovationen.

Die Ideen der Minister wirken wie der verzweifelte, visionsfreie
Versuch, den Bestand zu wahren. Eine Zukunftsstrategie für Europa muss
Sprunginnovationen, etwa bei Künstlicher Intelligenz und Umweltschutz,
voranbringen. Dafür müssen Strukturen geschaffen werden, die gezielt
Innovationen in Unternehmen fördern und Wissenschaft und Wirtschaft
bei der Grundlagenforschung zusammenbringen. Es bedarf mehr
gemeinsamer europäischer Investitionen. Die Instrumente
Außenwirtschaftsrecht müssen modernisiert werden, um ökologischem und
staatlichem Dumping effektiver entgegenzutreten. Das europäische
Beihilferecht muss stärker darauf ausgerichtet werden, weltweit
gleiche und faire Wettbewerbsbedingungen herzustellen. Außerdem müssen
wir das europäische Wettbewerbsrecht so weiterentwickeln, dass die
Marktmacht globaler Konzerne auch auf Nicht-EU-Märkten effektiver
beschränkt wird. Das - und nicht vorrangig die Größe von Unternehmen -
sind die Hebel, um unsere Industrie zu stärken.
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INNEN/3146: Anton Hofreiter zu Parität, Ukraine, Abkommen mit Frankreich, Verkehrsgrenzwerte und Wohnen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Februar 2019

Statement des Fraktionsvorsitzenden Anton Hofreiter zu den Themen Parität/Frauen in Parlament, Ukraine/Euromaidan, Rüstung/Abkommen mit Frankreich, Verkehr/Grenzwerte und
Wohnen:



Parität/Frauen in Parlament:

Heute vor 100 Jahren hat zum ersten Mal eine Frau vor einem deutschen
Parlament gesprochen. Daran erinnern wir heute. 100 Jahre nach der
Einführung des Frauenwahlrechts wollen wir endlich auch für echte
Gleichstellung in den Parlamenten sorgen. Die Frauen bilden die Hälfte
unsere Bevölkerung, dann sollen sie auch zur Hälfte in den Parlamenten
vertreten sein. Wir wollen mit den anderen Fraktionen dafür sorgen,
dass es zeitnah ein Paritégesetz gibt.

Ukraine/Euromaidan:

Wir gedenken in diesen Tagen derjenigen, die vor fünf Jahren auf dem
Maidan in Kiew für Demokratie, Gerechtigkeit, Freiheit,
Rechtsstaatlichkeit, Menschenwürde und die Annäherung an die
Europäische Union demonstrierten und dabei viel zu viele ihr Leben
lassen mussten. Die Bedeutung dieses demokratischen und
proeuropäischen Aufbruchs darf trotz und wegen des andauernden Krieges
im Osten der Ukraine und der militärischen Besetzung der Krim nicht
vergessen werden. Anlässlich des Jahrestags und in Erinnerung an die
vielen Menschen, die sich vielfältig der Willkür, Gewalt und
Korruption widersetzten, fasst unsere Fraktion heute eine Erklärung
zum Euromaidan.

Rüstung/Abkommen mit Frankreich:

Wir wollen von dieser Bundesregierung wissen, ob sie ein
Geheimabkommen mit Frankreich geschlossen hat, um die
Rüstungsexportrichtlinien zu umgehen. Dazu haben wir eine Aktuelle
Stunde beantragt. Wir haben auf europäischer Ebene seit 2008
vernünftige, klare und an Menschenrechtstandards orientierte
Rüstungsexportrichtlinien. Wir erwarten von einer Bundesregierung, die
gerne das Wort "Europa" im Mund führt, dass sie dafür sorgt, dass
diese Richtlinien verbindlich werden und gemeinsam umgesetzt werden.
Deutschland kann da keine Extra-Geschäfte mit Frankreich durchführen
und nebenbei europäische Standards unterlaufen. Europa funktioniert
nur, wenn sich gerade die wirtschaftlich starken Länder an die
gemeinsamen Regeln halten.

Verkehr/Grenzwerte:

Ich begrüße die Entscheidung der EU, auch für schwere Lastwagen
CO2-Grenzwerte zu erlassen. Das Bittere daran ist, dass die deutsche
Bundesregierung mal wieder in Brüssel auf der Bremse stand. Wir
erwarten von der Bundesregierung, dass sie sich tatsächlich für
Klimaschutz einsetzt - und dies nicht nur in Sonntagsreden verspricht,
sondern in der Realität umsetzt. Leider ist Andreas Scheuer der
zuständige Minister. Und man kann den Eindruck gewinnen, dass er sich
nicht als Bundesverkehrsminister sieht, sondern allein als "Minister
für den Bau von Umgehungsstraßen in Bayern". Das ist ein verfehltes
Jobverständnis. So schön Bayern ist, so sehr brauchen wir einen
Bundesverkehrsminister, der sich in allen Bundesländern für die
Sanierung maroder Brücken und Straßen einsetzt und sich um Klimaschutz
im Verkehr kümmert.

Wohnen:

Wohnen wird immer teurer. Für uns ist klar: Wohnen darf nicht zu einem
Luxusprodukt werden. Wir müssen bezahlbares Wohnen sichern und den
Mietenwahnsinn stoppen, denn Wohnen wird immer mehr zu der sozialen
Frage dieses Jahrhunderts. Wir wollen deshalb eine Mietpreisbremse
durchsetzen, die funktioniert und den Mieterinnen und Mietern
tatsächlich hilft. Und wir müssen dafür sorgen, dass es ausreichend
Geld gibt für sozialen Wohnraum. Ich fordere den sogenannten
Heimatminister Seehofer auf: Sorgen Sie dafür, dass sich alle Menschen
das Wohnen in der Stadt und auf dem Land leisten können. Tun Sie
endlich ihren Job, Herr Seehofer!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1818: CO2-Einsparziele für schwere Nutzfahrzeuge - Meilenstein für den Klimaschutz im Verkehr


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Februar 2019

CO2-Einsparziele für schwere Nutzfahrzeuge: Meilenstein für den Klimaschutz im Verkehr



Zur Einigung auf CO2-Einsparziele für schwere Nutzfahrzeuge im
europäischen Trilog-Verfahren erklären Stephan Kühn, Sprecher für
Verkehrspolitik, und Lisa Badum, Sprecherin für Klimapolitik:

Die Einigung ist ein Meilenstein für den Klimaschutz im Verkehr, weil
es nun erstmals verbindliche CO2-Einsparziele für schwere
Nutzfahrzeuge gibt. Dem starken Engagement des grünen
Berichterstatters Bas Eickhout haben wir es zu verdanken, dass die EU
den klimaschädlichen CO2-Ausstoß von Lkw nicht länger tatenlos
hinnimmt. Mit diesem Ergebnis bekommen Fahrzeughersteller
Investitionssicherheit und Anreize für die Entwicklung sauberer
Antriebe. Obwohl sich Klimaschutzbremser wie die Bundesregierung
wieder mit Händen und Füßen gewehrt haben, geht die Einigung über den
ursprünglichen Vorschlag der Europäischen Kommission hinaus. Es ist
beschämend, dass Verkehrsminister Scheuer nicht nur in Deutschland auf
der Bremse steht, sondern auch in Europa wichtige Klimaschutzmaßnahmen
torpedieren will.
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FINANZEN/1256: Rechtssicherheit für deutsche Unternehmen und Verbraucher


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Februar 2019

Rechtssicherheit für deutsche Unternehmen und Verbraucher

Deutschland will negative Brexit-Folgen für Unternehmen und
Verbraucher minimieren



Der Finanzausschuss hat heute das Gesetz über steuerliche und weitere
Begleitregelungen zum Austritt des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union
(Brexit-Steuerbegleitgesetz - Brexit-StBG) abschließend beraten. Dazu
erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie der zuständige
Berichterstatter Matthias Hauer:

"Mit dem Gesetz treffen wir notwendige Regelungen im Steuer- und
Finanzmarktbereich zur Begleitung des Austritts des Vereinigten
Königreichs aus der EU. Und dies unabhängig davon, ob es einen
geregelten oder ungeregelten Brexit gibt.

Die Regelungen im Steuerrecht verhindern, dass allein der Brexit für
den Steuerpflichtigen nachteilige Rechtsfolgen auslöst. So wird u.a.
bei Riester-Verträgen nicht die schädliche Verwendung ausgelöst, wenn
Steuerpflichtige bei "Altverträgen" ihren Wohnsitz im Vereinigten
Königreich haben. Ebenso wird die Rechtsform der Limited steuerlich
fortgeführt, indem klargestellt wird, dass allein der Brexit zu
keiner Aufdeckung und Besteuerung der stillen Reserven führt.

Der Gesetzentwurf ermöglicht es der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) im Finanzmarktbereich, für
maximal 21 Monate nach dem Brexit-Zeitpunkt, Maßnahmen zur Vermeidung
von Nachteilen für die Funktionsfähigkeit oder die Stabilität der
Finanzmärkte bzw. zum Schutz der Versicherungsnehmer zu treffen. Wir
haben festgelegt, dass die BaFin bei der Erstanwendung die maximal
möglichen Fristen in der Regel nicht pauschal und in vollem Umfang
ausschöpft, sondern risikoorientiert vorgeht und auch mit der
Möglichkeit von Fristverlängerungen arbeitet. Die Bundesregierung
wird dem Finanzausschuss nach Ablauf von 12 Monaten über die von der
BaFin getroffenen Maßnahmen berichten."
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INNEN/3446: Integrationskommission soll praxisnahe Empfehlungen liefern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Februar 2019

Integrationskommission soll praxisnahe Empfehlungen liefern



Zur heutigen konstituierenden Sitzung der "Fachkommission der
Bundesregierung zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit"
können Sie die Integrationsbeauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nina Warken, wie folgt zitieren:

"Das Wort "Integrationsfähigkeit" ist spannend, denn es hat zwei
Seiten. Zum einen: Wie bereit ist eine Person, sich in das
Lebensumfeld hier vor Ort einzufügen, also wie integrationsfähig ist
ein Zugezogener? Und zum anderen: Wie viele Zugezogene kann unser
Land aus sich heraus integrieren, also wie integrationsfähig ist auch
die Mehrheitsgesellschaft? Ich hoffe, dass die neue Kommission beide
Seiten der "Integrationsfähigkeit" in den Blick nimmt und hier
belastbare Ergebnisse liefert. Denn wir brauchen gute, praxisnahe
Impulse gerade auch aus der Wissenschaft. Ich wünsche der Kommission
daher einen guten Start!"
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VERKEHR/745: Fahrverbote vermeiden - Kontrollen mit Augenmaß


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Februar 2019

Fahrverbote vermeiden | Kontrollen mit Augenmaß

Fahrverbote werden nicht flächendeckend überwacht



Die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes soll die rechtliche
Grundlage schaffen, mögliche Fahrverbote in der Praxis zu
kontrollieren. Hierzu hat am 20. Februar 2019 eine Expertenanhörung
im Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen
Bundestages stattgefunden. Dazu erklären der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende, Ulrich Lange und die verkehrspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig:

"Unser Ziel ist die Vermeidung von Fahrverboten. Wir wollen
individuelle Mobilität für alle Bürgerinnen und Bürger ermöglichen.
Die bereits ergriffenen Maßnahmen zur Reduzierung der
Stickoxidbelastung greifen, die Zahl der belasteten Städte ist im
vergangenen Jahr deutlich zurückgegangen. Damit sind wir auf dem
richtigen Weg. Dort wo dennoch Fahrverbote drohen, werden wir die
Städte weiter intensiv unterstützen, um den zulässigen Grenzwert
einzuhalten.

Lassen sich Fahrverbote trotzdem nicht vermeiden, brauchen die
Kommunen ein rechtssicheres Instrument zur Kontrolle, welches sie mit
der geplanten Änderung des Straßenverkehrsgesetzes erhalten. Dabei
achten wir darauf, dass die Rechte der Autofahrer gewahrt bleiben und
Kontrollen mit Augenmaß stattfinden. Besitzer von Diesel-Fahrzeugen
dürfen nicht zum Sündenbock für die Überschreitung des
Stickoxid-Grenzwertes gemacht werden. Aus diesem Grund wird es keine
flächendeckende Überwachung geben. Die Kommunen erhalten die
Möglichkeit, stichprobenartig einzelne Fahrzeuge zu kontrollieren.
Hierbei sollen zur Unterstützung nur mobile Geräte zum Datenabgleich
zum Einsatz kommen dürfen, keine dauerhaften elektronischen
Erfassungssysteme. Dabei achten wir auf hohe Datenschutzstandards:
Die Daten von Fahrzeugen, die rechtmäßig in eine Fahrverbotszone
einfahren dürfen, werden in Echtzeit, also unmittelbar nach Erfassung
und Abgleich gelöscht. Für Daten von Fahrzeugen, bei denen ein
Fahrverbot gilt, werden wir die Löschungsfrist von sechs Monaten auf
zwei Wochen verkürzen, unabhängig davon, ob die Kontrolle bereits zu
einem Verfahren geführt hat.

Das Gesetz ist ein guter Kompromiss zwischen der notwendigen
Überwachung von Fahrverboten auf der einen Seite und den berechtigten
Interessen der Autofahrerinnen und Autofahrer auf der anderen Seite.
Es schießt nicht mit Kanonen auf Spatzen, sondern konzentriert sich
auf das rechtlich Notwendige."
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VERKEHR/744: Digitialisierungsoffensive für das deutsche Schienennetz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Februar 2019

Digitialisierungsoffensive für das deutsche Schienennetz



Zum Gespräch mit Bahnchef Lutz und Vorstandsmitglied Pofalla im
Verkehrsausschuss heute können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Wir erwarten vom Bahnmanagement, dass die Digitialisierungsoffensive
für das deutsche Schienennetz mit Volldampf vorangetrieben wird.
Vorhandene Finanzmittel müssen dafür effizient zum Einsatz kommen.
Jeder intelligent investierte Euro in der Schieneninfrastruktur zahlt
sich aus mit einer verbesserten Ausnutzung der

Bahnstrecken und weniger Warteschleifen in den Flaschenhälsen. Wir
wollen die Bahn der Zukunft, sonst hat sie keine Zukunft."
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AGRAR/105: Nur Anti-Wegwerf-Gesetz kann Lebensmittelverschwendung eindämmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Februar 2019

Nur Anti-Wegwerf-Gesetz kann Lebensmittelverschwendung eindämmen



"Das massenhafte Wegwerfen genießbarer Lebensmittel hat in Deutschland
inzwischen absurde Ausmaße angenommen. 18 Millionen Tonnen
Lebensmittel landen jährlich auf dem Müll, während 5,1 Millionen
Menschen sich keine regelmäßige vollwertige Mahlzeit leisten können.
Das darf so nicht weitergehen. Wir brauchen gesetzliche Vorgaben und
nicht nur neue Diskussionsrunden", erklärt Amira Mohamed Ali,
Sprecherin für Verbraucherschutz der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf
die heute vom Kabinett beschlossene "Nationale Strategie zur
Reduzierung von Lebensmittelverschwendung". Mohamed Ali weiter:

"In Frankreich gibt es ein Wegwerf-Verbot für Supermärkte.
Einzelhändler müssen nicht verkaufte, aber noch essbare Lebensmittel
an wohltätige Organisationen spenden. Das Spendenaufkommen stieg
dadurch um 22 Prozent, zusätzlich achten die Supermärkte bei
Warenbestellungen mehr darauf, dass sie nicht zu viel einkaufen. Das
kann man auch in Deutschland umsetzen.

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der UN-Nachhaltigkeitsziele
dazu verpflichtet, die Verschwendung von Lebensmitteln bis zum Jahr
2030 zu halbieren. Dieses Ziel werden wir allerdings krachend
verfehlen, wenn die Bundesregierung weiter mit angezogener Handbremse
gegen die unnötigen Lebensmittelverluste vorgeht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AGRAR/104: Lebensmittelverschwendung darf sich nicht lohnen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Lebensmittelverschwendung darf sich nicht lohnen



Zur Beratung über Maßnahmen gegen Lebensmittelverschwendung am
Mittwoch im Kabinett sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE
LINKE:

Gegen die massive Verschwendung von Lebensmitteln fordere ich ein
Anti-Wegwerf-Gesetz. Es braucht ein Verbot für große Supermärkte und
Ladenketten, unverkaufte Nahrungsmittel absichtlich ungenießbar zu
machen und als Abfall fortzuwerfen und stattdessen die Verpflichtung,
Lebensmittel, die sich ihrem Mindesthaltbarkeitsdatum nähern oder -
wie etwa leicht beschädigtes Gemüse - gemeinnützigen Organisationen
frei zur Verfügung zu stellen. Sollte es - beispielsweise in
ländlichen Gebieten - nicht ausreichend Tafeln in erreichbarer Nähe
geben, müssen die übrig gebliebenen Lebensmittel entweder kompostiert
oder in Tiernahrung umgewandelt werden.

Menschen, die aus finanziellen oder ethischen Gründen in den Abfällen
von Supermärkten entsorgte frische Lebensmittel "containern", werden
in Deutschland - anders als in den USA - immer noch kriminalisiert.
Wir fordern einen legalen Zugang zu weggeworfenen und dennoch
genießbaren Lebensmitteln.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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ARBEIT/1853: Zwei-Klassen-Kirchenarbeitsrecht abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Februar 2019

Zwei-Klassen-Kirchenarbeitsrecht abschaffen



"Das Zwei-Klassen-Kirchenarbeitsrecht gehört abgeschafft, dafür hat
das Bundesarbeitsgericht heute den ersten Schritt getan, erklärt Jutta
Krellmann, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Arbeit und
Mitbestimmung, anlässlich der heutigen Entscheidung des
Bundesarbeitsgerichts zu Sonderrechten der katholischen Kirche als
Arbeitgeber. Krellmann weiter:

"Grundrechte müssen auch für Beschäftigte im kirchlichen Arbeitsleben
gelten. Dies gilt besonders für Unternehmen von
Religionsgemeinschaften, die keinen religiösen Unternehmenszweck
haben. Die Kirchen haben nicht das Recht, Beschäftigte zu
diskriminieren. Auch für sie muss der allgemeine
Gleichbehandlungsgrundsatz gelten.

Für eine berufliche Tätigkeit als Chefarzt kann es keine Anforderung
sein, wie oft er verheiratet ist oder welcher Religion er angehört.
Die fachliche Qualifikation sollte das Entscheidende sein.

Das Urteil des Bundesarbeitsgerichtes muss die Bundesregierung als
Anlass nehmen, um endlich den Beschäftigten in kirchlichen
Krankenhäusern, Kindergärten oder Pflegeheimen den vollständigen
Kündigungsschutz und die betriebliche Mitbestimmung zu ermöglichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1834: Keine Waffen an Saudi-Arabien


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Februar 2019

Keine Waffen an Saudi-Arabien



"Sollen Menschenrechte und Humanität nicht total zur Floskel
verkommen, muss die Bundesregierung den Rüstungsexportstopp an die
Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien aufrechterhalten und sich auch bei den
europäischen Partnern für einen Stopp aller Waffenexporte an die
Terrorpaten in Riad einsetzen", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den Besuch des britischen
Außenministers Jeremy Hunt in Berlin. Dagdelen weiter:

"Schlimm genug, dass nicht der verbrecherische Krieg Saudi-Arabiens im
Jemen der Auslöser des Rüstungsexportstopps war, sondern erst die
Beteiligung des Regimes in Riad an der Ermordung des saudischen
Journalisten Jamal Khashoggi. Nun wieder nach Mitteln und Wegen zu
suchen, mittels deutscher Waffenexporte in diese Spannungs- und
Kriegsregion Rüstungskonzernen weiter Profite zu bescheren, ist
zynisch. Noch dazu bestehen die Gründe für die Verhängung des
Ausfuhrstopps weiter fort.

Weder darf sich die Bundesregierung den Forderungen der
Rüstungskonzerne nach neuen Waffenlieferungen an Saudi-Arabien beugen,
noch den in dieser Frage skrupellosen NATO-Partnern Frankreich und
Großbritannien."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8059: Heute im Bundestag Nr. 193 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 193

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 15.13 Uhr

1. Streit um Überwachung von Fahrverboten

2. Grüne: Koloniales Erbe aufarbeiten

3. Europäischer Mindestlohnrahmen

4. Prüfung von Bildungsträgern

5. Digitalisierung im BMAS

6. Geringfügig entlohnte Beschäftigung

7. Klagen gegen Hartz-IV-Bescheide



1. Streit um Überwachung von Fahrverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die von der Bundesregierung geplanten Maßnahmen zur
Überwachung angeordneter Fahrverbote wegen Überschreitung der
Grenzwerte bei Stickstoffdioxid-Emissionen sind unter Experten
umstritten. Das wurde während einer öffentlichen Anhörung des
Verkehrsausschusses am Mittwoch deutlich. Der von der Regierung
vorgelegte Gesetzentwurf (19/6334) sieht vor, dass
Verkehrsüberwachungsbehörden auf die Daten des Zentralen
Fahrzeugregisters zugreifen können, um fahrzeugindividuell anhand der
dort gespeicherten technischen Daten über das Fahrzeug die Einhaltung
der Verkehrsbeschränkungen und Verkehrsverbote überprüfen zu können.

Dazu plant die Bundesregierung die Aufnahme des Paragrafen 63c in das
Straßenverkehrsgesetz. Darin ist vorgesehen, dass die zuständigen
Landesbehörden stichprobenartig spezielle Daten für Kontrollen "auch
automatisiert, erheben, speichern und verwenden" dürfen. Die Daten, zu
denen das Bild des Fahrers und des Fahrzeuges gehören, sollen maximal
zwei Wochen gespeichert werden dürfen. Sie sollen auch ausschließlich
für die Überprüfung von Verstößen gegen Fahrverbote genutzt werden
dürfen.

Während der Anhörung ging es vor allem um die Frage, ob der mit dem
Gesetzentwurf verbundene Eingriff in das Grundrecht auf
informationelle Selbstbestimmung verhältnismäßig ist und ob die
Regelung praktikabel ist. Zugleich wurde kontrovers darüber
diskutiert, ob statt des Vorhabens der Bundesregierung die Einführung
einer Blauen Plakette - analog der Feinstaubplakette - zur Überwachung
der Fahrverbote besser geeignet wäre.

Aus Sicht von Professor Michael Brenner von der
Friedrich-Schiller-Universität Jena ist das Vorhaben der
Bundesregierung verfassungsgemäß. Entsprechende Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts seien eingehalten worden, urteilte der
Verfassungsrechtler. Es erfolge "keine Überwachung ins Blaue hinein".
Zudem sei klar geregelt, dass das Verfahren nur dort Anwendung finden
könne, wo es Fahrverbote gebe. Des Weiteren erfolgten die Kontrollen
offen und stichprobenartig. Ein "milderes Mittel", so Brenner sei
nicht erkennbar. Eine Blaue Plakette etwa könne nur den Halter des
Fahrzeugs, nicht aber den zu sanktionierenden Fahrer identifizieren,
sagte er.

Gegen eine Plakettenlösung sprach sich auch Patrick Kaiser vom
Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe (ZDK) aus. Eine solche
Lösung erfordere Anhaltekontrollen, was zu Störungen des
Verkehrsflusses und damit möglicherweise zu einer erhöhten
Umweltbelastung führen könne. Grundsätzlich sei der ZDK "in guter
Hoffnung", das Fahrverbote vor dem Hintergrund von Nachrüstungen und
dem Flottenaustausch nicht gebraucht würden. Gebe es sie dennoch,
müssten sie auch überwacht werden, sagte Kaiser. Der Gesetzentwurf sei
dazu ein probates Mittel.

Michael Müller-Görnert vom Verkehrsclub Deutschland (VCD) sprach sich
hingegen dafür aus, die "bewährte Kennzeichnungsverordnung zu
erweitern". Die mit der Feinstaubplakette gemachten Erfahrungen seien
absolut positiv, sagte er. Eine Blaue Plakette würde die Überwachung
der Fahrverbote erleichtern. Den Regierungsentwurf nannte
Müller-Görnert ein "Kontroll-Verhinderungs-Gesetz". Mit ihm entstehe
ein erheblicher zusätzlicher bürokratischer Aufwand. Zudem werde das
Anfertigen von Fotos unbeteiligter Personen auch vom
Bundesdatenschutzbeauftragten Ulrich Kelber kritisch gesehen, sagte
der VCD-Vertreter.

Mit einer Blauen Plakette würde nach Ansicht von Malte Engeler,
Richter am Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht, weniger in die
Rechte der Bürger eingegriffen als mit der geplanten automatisierten
Überwachung. Mit dem Entwurf schaffe die Bundesregierung zudem "einen
weiteren Baustein für eine Überwachungsinfrastruktur", kritisierte er.

Thomas Kiel vom Deutschen Städtetag nannte die Möglichkeit des
Datenabgleiches "gut und richtig". Eine Abfrage beim Zentralen
Fahrzeugregister reiche aber nicht aus, um zweifelsfrei zu ermitteln,
wer die Fahrverbotszonen befahren dürfe und wer nicht. So seien in dem
Register etwa ausländische Fahrzeugbesitzer nicht enthalten. Auch gebe
das Register keine Auskunft darüber, ob ein Euro-4 oder Euro-5-Diesel
möglicherweise nachgerüstet und damit zum Befahren der Zone befugt
ist. Die von den Kommunen mit Ausnahmegenehmigungen ausgestatteten
Fahrzeuge könnten mit diesem Datenabgleich ebenfalls nicht
identifiziert werden, sagte Kiel.

ADAC-Vertreter Markus Schäpe sah diese Problematik ebenfalls. Vor der
Abfrage beim Zentralregister müsse der Abgleich mit einer kommunalen
Positivliste erfolgen, in der die Einfahrtberechtigten vermerkt sind,
sagte er. Grundsätzlich ist das angedachte Verfahren aus seiner Sicht
gerechtfertigt, auch wenn es nur um die Kontrolle und Ahndung einer
Ordnungswidrigkeit gehe. Schließlich werde der gesundheitliche Schutz
der Bevölkerung damit verfolgt. Dies, so der ADAC-Vertreter, müsse im
Gesetz stärker betont werden.

Die technischen Möglichkeiten zur mobilen Kennzeichenüberwachung gebe
es bereits, sagte Wolfgang Lang von der Vitronic
Bildverarbeitungssysteme GmbH. Die Überwachung von Fahrverboten stelle
lediglich die Erweiterung eines solchen Systems dar. Die Technik könne
dafür auf die vorhandene Infrastruktur der Polizei aufgebaut werden,
sagte Lang.

 * 

2. Grüne: Koloniales Erbe aufarbeiten

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht sich für
eine umfassende Aufarbeitung des Kolonialismus aus. In einem Antrag
(19/7735) fordert sie die Bundesregierung unter anderem auf, gemeinsam
mit dem Senat von Berlin und unter maßgeblicher Beteiligung der
Nachfahren der Opfer der deutschen und europäischen Kolonialverbrechen
ein Konzept für eine zentrale Erinnerungsstätte der Hauptstadt zu
erstellen. Zudem soll ein Förderprogramm zur transnationalen
Aufarbeitung des kolonialen Erbes in der politischen und kulturellen
Bildung aufgelegt werden.

Nach dem Willen der Grünen soll außerdem die Provenienzforschung in
den Museen und Sammlungen mit Kulturgütern aus kolonialen Kontexten
verstärkt werden. Kulturgüter deren rechtmäßiger Erwerb nicht
nachgewiesen werden kann, soll den Herkunftsgesellschaften zur
Rückgabe angeboten werden. Menschliche Gebeine sollen in jedem Fall
zur Rückgabe angeboten werden und anthroplogische Forschung generell
nur noch zur Klärung der Provenienz erlaubt werden.

Nach Ansicht der Grünen gehört der Kolonialismus zu dem am meisten
verdrängten Etappen der deutschen Geschichte. Die Aufarbeitung stehe
erst an ihrem Anfang und werde maßgeblich durch die Debatte um
Raubgüter, die inhaltliche Gestaltung des Humboldt-Forums in Berlin
oder die Umbenennung von Straßen und Plätzen, die nach Kolonisatoren
benannt sind, vorangetrieben. Auch die Ankündigung von Frankreichs
Staatspräsident Emmanuel Macron, binnen fünf Jahren die
Voraussetzungen für eine Rückgabe von afrikanischem Kulturgut aus den
ehemaligen Kolonien zu schaffen, habe in Deutschland die
kulturpolitische Debatte über den Umgang mit dem kolonialen Erbe
beflügelt.

 * 

3. Europäischer Mindestlohnrahmen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung arbeitet noch daran, einen
Rahmen für Mindestlohnregelungen sowie für nationale
Grundsicherungssysteme in den EU-Staaten zu entwickeln. Die
Meinungsbildung hierzu sei noch nicht abgeschlossen, schreibt die
Regierung in ihrer Antwort (19/7658) auf eine Kleine Anfrage (19/7302)
der FDP-Fraktion.

 * 

4. Prüfung von Bildungsträgern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Prüfdienst Arbeitsmarktdienstleistungen führt
keine Prüfung von Bildungsträgern allein aufgrund der Aktenlage durch.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7785) auf eine
Kleine Anfrage (19/7419) der AfD-Fraktion.

 * 

5. Digitalisierung im BMAS

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)
hat für das Thema Digitalisierung der Arbeitswelt im aktuellen
Haushaltsplan zunächst 19 Planstellen erhalten und dazu eine eigene
Abteilung eingerichtet. Das geht aus der Antwort (19/7784) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/6950) der FDP-Fraktion
hervor. Darin heißt es weiter, dass das BMAS für 2019 folgende
Experteneinbindungen im Kontext von Digitalisierung plant: Einsetzung
eines Beirates zum Thema Beschäftigtendatenschutz, Einrichtung
verschiedener thematischer Labs, Aufbau eines Fellowship-Programms.

 * 

6. Geringfügig entlohnte Beschäftigung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/7630)
zu geringfügig entlohnten Beschäftigten gestellt. Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, wie hoch das Medianeinkommen der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in Deutschland insgesamt
sowie für verschiedene Anforderungsniveaus ist.

 * 

7. Klagen gegen Hartz-IV-Bescheide

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat zwei Kleine Anfragen (19/7636)
zu Widersprüchen und Klagen gegen Hartz-IV-Bescheide gestellt. Darin
will sie von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie hoch die
Zahl der Klagen und Widersprüche im Jahr 2018 und im Januar 2019,
aufgelistet nach einzelnen Bundesländern, war.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8058: Heute im Bundestag Nr. 192 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 192

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Steuerliche Forschungsförderung geplant

2. Beschäftigtenzahl in Bundesressorts

3. Forschungsgelder für Mobilitätsprojekte

4. Herkunft von Seltenen Erden

5. Genehmigungen im Bereich Cybersicherheit

6. Strategien rund um die Smart City

7. Grüne: Digital-Vorhaben fehlen in Strategie



1. Steuerliche Forschungsförderung geplant

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Auch wenn Vorstöße von Oppositionsfraktionen zur
Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung im Finanzausschuss
am Mittwoch keine Mehrheit fanden, so zeigten sich die Vertreter der
Koalitionsfraktionen überzeugt, dass das Thema bald wieder auf die
Tagesordnung kommt - mittels eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung.
Die Sachverständigenanhörung zu den Oppositionsvorstößen habe gezeigt,
dass eine steuerliche Forschungsförderung wichtig ist, erklärte ein
Sprecher der CD/CSU-Fraktion in der Sitzung. Man warte jetzt auf den
Regierungsentwurf. Auch die SPD-Fraktion zeigte sich überzeugt, dass
alle Ziele einer steuerlichen Förderung, die in den Vorlagen der
Opposition teilweise nur unbestimmt formuliert seien, mit dem
erwarteten Regierungsentwurf erreicht würden. Die AfD-Fraktion wartet
ebenfalls auf den Regierungsentwurf, gab aber grundsätzlich zu
bedenken, dass ihr eine große Steuerreform mehr zusagen würde als
"kleines Flickschusterwerk".

Die FDP-Fraktion warnte die Regierung davor, ein "bürokratisches
Monster" vorzulegen. Eine Begrenzung der steuerlichen
Forschungsförderung auf Betriebe bis zu 249 Beschäftigte, wie von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gefordert, lehnte die FDP-Fraktion ab.
Diese Begrenzung der Förderung war auch in der CDU/CSU-Fraktion auf
Bedenken gestoßen.

Für die Linksfraktion gibt es keinen Nachweis, dass eine steuerliche
Förderung zielgenau genug sein würde. Außerdem sei zu befürchten, dass
die Projektförderung reduziert werde, sollten steuerliche
Fördermaßnahmen eingeführt werden. Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen ist eine Förderung von Betrieben bis 249 Beschäftigten besser
als gar nichts zu tun. Der Regierung warf die Fraktion vor, trotz
mehrfacher Ankündigungen nie einen Entwurf vorgelegt zu haben.

Der von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eingebrachte Gesetzentwurf
(19/4827), der die Einführung eines Forschungsbonus von 15 Prozent
aller Ausgaben im Bereich Forschung und Entwicklung für kleine und
mittlere Unternehmen bis zu 249 Mitarbeitern vorsieht, wurde von den
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie von AfD- und Linksfraktion
abgelehnt. Nur die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen war dafür, die
FDP-Fraktion enthielt sich.

Der Antrag der FDP-Fraktion (19/3175) auf Einführung einer
Forschungsförderung mittels einer Steuergutschrift fand ebenfalls
keine Mehrheit. Die Stärke der Wirtschaft liege in der
Innovationskraft der Unternehmen, heißt es in dem Antrag, in dem
darauf hingewiesen wird, dass die Innovationsaktivitäten von kleinen
und mittleren Unternehmen seit etwa eineinhalb Jahrzehnten rückläufig
seien. Bestehende Förderinstrumente wie die Projektförderung mit
direkten Mitteln würden nicht ausreichen. Die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD stimmten ebenso dagegen wie AfD- und Linksfraktion.
Die FDP-Fraktion war dafür, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
enthielt sich.

 * 

2. Beschäftigtenzahl in Bundesressorts

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mitte des Jahres 2017 sind in den Geschäftsbereichen
des Bundeskanzleramts und der Bundesministerien insgesamt 262.515
Menschen beschäftigt gewesen, darunter 20.950 Arbeitnehmer mit
Zeitvertrag. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/7710)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7337) hervor.
Danach sind Zeit- und Berufssoldaten bei den angegebenen Zahlen nicht
mit berücksichtigt.

 * 

3. Forschungsgelder für Mobilitätsprojekte

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Für Forschungen im Automobil-Bereich sind in den
vergangenen zehn Jahren insgesamt 1,646 Milliarden Euro Bundesmittel
geflossen. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/7521) auf eine
Kleine Anfrage (19/6218) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen weiter
mitteilt, sei diese Zahl allerdings eingeschränkt aussagefähig, da
viele geförderte Projekte vielfältige und schwer zuordenbare Wirkung
entfalten würden und die Daten außerdem per Ressortabfrage ohne
Anspruch auf Vollständigkeit erhoben wurden. Ein Großteil der
Forschungsgelder ging den Angaben zufolge in Vorhaben zur
Elektromobilität; die Bundesregierung listet Inhalte dieser Projekte
detailliert auf.

Forschungsausgaben im Bereich Intermodalität, Rad- und Fußverkehr und
Verlagerung auf klimafreundliche Verkehrsmittel wurden im selben
Zeitraum mit 354,9 Millionen Euro an Bundesmitteln gefördert.

 * 

4. Herkunft von Seltenen Erden

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Versorgung der Wirtschaft mit Seltenen Erden ist
nach Einschätzung der Bundesregierung nicht von instabilen Regionen
abhängig. Mehr als 90 Prozent der Gewinnung und Weiterverarbeitung
dieser Rohstoffe fänden in China und Australien statt, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/7523) auf eine Kleine Anfrage
(19/7132) der AfD-Fraktion. Grundsätzlich erwarte sie, dass deutsche
Unternehmen die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen
beachten. Seltene Erden würden für Elektromotoren verwendet, nicht
aber für Lithium-Ionen-Batterien.

 * 

5. Genehmigungen im Bereich Cybersicherheit

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wie viele Anträge
auf Ausfuhrgenehmigungen für Güter mit doppeltem Vewendungszweck aus
dem Bereich Cyber-Sicherheit gestellt worden sind. In einer Kleinen
Anfrage (19/7680) erkundigen sich die Abgeordneten nach entsprechenden
Zahlen für die vergangenen zehn Jahre. Sie fragen auch nach Annahmen,
Ablehnungen und offenen Anträgen. Bei Gütern mit doppeltem
Verwendungszweck handelt es sich um Produkte, die sowohl zivil als
auch militärisch genutzt werden können.

 * 

6. Strategien rund um die Smart City

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Strategien und Überlegungen zur Vernetzung und
Datennutzung in Städten stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/7679) der FDP-Fraktion. Darin erkundigen sich die Abgeordneten
nach Zielen im Rahmen einer "Smart City"-Strategie, möchten konkrete
Definitionen erfahren und wissen, wer sich an welcher Stelle der
Bundesregierung mit dem Themenfeld befasst.

 * 

7. Grüne: Digital-Vorhaben fehlen in Strategie

Ausschuss Digitale Agenda/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Mit der Umsetzungsstrategie zur Gestaltung des
digitalen Wandels befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/7789). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten danach, warum in der Strategie "diverse digitalpolitische
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD" fehlen
würden. Dies umfasse Vorhaben wie "die Einführung von WLAN in
öffentlichen Einrichtungen des Bundes und in Zügen und Stationen der
Deutschen Bahn", aber auch das Vorhaben, einen rechtlich abgesicherten
Anspruch auf schnelles Internet zum 1. Januar 2025 zu schaffen. Auch
will die Fraktion wissen, warum "die Bereitstellung von Open Data
auszuweiten" nicht Inhalt der Digitalisierungsstrategie ist. In der
Vorbemerkung schreiben die Abgeordneten, dass die Gründe für das
Fehlen der Vorhaben, zentral seien für die Frage, "ob diese
gegebenenfalls zu einem späteren Zeitpunkt aufgenommen und umgesetzt
werden sollen".

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 191

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.57 Uhr

1. Kritik an Unabhängiger Patientenberatung

2. Strategie zur Künstlichen Intelligenz

3. CO2-Grenzwerte für Lkw und Busse

4. Renten für jüdische Kontingentflüchtlinge



1. Kritik an Unabhängiger Patientenberatung

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat sich in
einem Expertengespräch erneut mit der Entwicklung bei der Unabhängigen
Patientenberatung Deutschland (UPD) seit dem Gesellschafterwechsel
2016 befasst. Dabei wurde am Mittwoch neben Zustimmung zu dem neuen
Konzept auch grundsätzliche Kritik geäußert.

Nach Ansicht der Patientenbeauftragten Claudia Schmidtke (CDU) gibt es
keine Hinweise darauf, dass die Unabhängigkeit und Neutralität der
Beratung nicht gewährleistet wäre. Sie habe sich vor Ort von der
seriösen Arbeit der Mitarbeiter überzeugt. Zudem werde die UPD
fortlaufend evaluiert. Die Kritik an der UPD sei oft nicht
gerechtfertigt. Sie sprach sich allerdings für mehr Transparenz aus.
Auch müssten die Beratungsangebote der UPD noch bekannter gemacht
werden.

Die UPD-Auditorin Gabriele Fellermayer sagte, es würden regelmäßig
Beratungsgespräche ausgewertet, um die Qualität zu überprüfen. Bei den
Audits werde auch darauf geachtet, ob mehrere Optionen für eine Lösung
angeboten und keine Empfehlungen für bestimmte Leistungserbringer
ausgesprochen würden. Sie habe nie feststellen können, dass die
Gespräche interessengeleitet verliefen, etwa pharmafreundlich.

Scharfe Kritik äußerte hingegen der Gesundheitsexperte Raimund Geene
als Mitglied des wissenschaftlichen Beirates der UPD. Bei aller
Wertschätzung für die Arbeit der UPD gebe es eklatante
Qualitätsmängel, einen Einbruch bei der Regionalität und eine hohe
Diskontinuität des Angebotes.

Die Beratung sei sehr viel schlechter geworden, zudem habe es auf der
Homepage der UPD falsche Aussagen etwa über die Vorsorge oder
IGEL-Leistungen gegeben. Dies habe auch mit der Qualifikation der
Mitarbeiter zu tun. Geene stellte die jetzige UPD-Struktur infrage und
erklärte, die Patientenberatung sei ungeeignet für ein
Geschäftsmodell.

UPD-Geschäftsführer Thorben Krumwiede wies die Grundsatzkritik zurück,
räumte aber Fehler auf der Homepage in der Vergangenheit ein. Die
Inhalte seien daraufhin überprüft worden. Die Arbeit der UPD werde
sehr gut angenommen. Die telefonische Beratung stehe seit jeher im
Vordergrund, jedoch seien auch kurzfristig Beratungstermine vor Ort zu
bekommen. Dafür gebe es Berater an diversen Standorten.

Seit Januar 2016 betreibt die Callcenter-Firma Sanvartis die UPD.
Zuvor wurde der Auftrag von einer Bietergemeinschaft aus Sozialverband
VdK, Verbraucherzentrale Bundesverband und Verbund unabhängige
Patientenberatung (VuP) wahrgenommen. Vor einiger Zeit hat es bei dem
neuen Träger einen Gesellschafterwechsel auf Holdingebene gegeben.

 * 

2. Strategie zur Künstlichen Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Künstliche Intelligenz (KI) ist ein wichtiger
Beitrag, um Deutschland und Europa wettbewerbsfähig zu halten und muss
als Schlüsseltechnologie begriffen werden." Das sagte Michael Meister
(CDU), Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesministerium für
Bildung und Forschung, vor dem Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung in der Aussprache zur "Strategie der
Bundesregierung zur Künstlichen Intelligenz (KI)" (19/5880).
Gleichzeitig betonte Meister, dass KI immer auch dem Menschen dienen
müsste und das Wohl des Menschen im Mittelpunkt stehe. "Es sei wichtig
für einen ethischen, rechtlichen und kulturellen Rahmen zu sorgen, der
unserem Verständnis gerecht wird und gesellschaftliche Grundwerte und
individuelle Grundrechte wahrt", betonte Meister. Mit dem
Bundeshaushalt 2019 stellt der Bund insgesamt 500 Millionen Euro zur
Verfügung, bis 2025 sind 3 Milliarden Euro geplant. Die KI-Strategie
der Bundesregierung trage vor allem die Handschrift des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung, da über 50 Prozent der
Maßnahmen in den Bereich Forschung und Innovation fallen würden.
Federführend beteiligt sind zudem das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Für die KI-Forschung sollen zwölf überregionale Kompetenzzentren
weiterentwickelt werden und mit weiteren einzurichtenden Zentren zu
einem nationalen Netzwerk ausgebaut werden. "Mit dem dezentralen
Ansatz kann Kompetenz und fachliche Exzellenz der verschiedenen
Standorte genutzt und gefördert werden", unterstrich Meister. Er
betonte, dass die Bundesregierung mit mindestens 100 zusätzlichen
neuen Professuren eine breite Verankerung der KI an Hochschulen
absichern will.

Dass das Fachgebiet KI jetzt schon in Deutschland in gewissem Rahmen
etabliert ist, machte der Vertreter der CDU deutlich, indem er darauf
verwies, dass es bereits 15 KI-Professuren gebe. Er setzte sich zudem
dafür ein, die Förderung der Anwendung von KI in der Wirtschaft zu
stärken. Zudem betonte er, dass Deutschland den Standort für die
Chipentwicklung weiter fördern müsse, da sonst die Gefahr bestünde,
dass diese in die USA abwandere.

Der Vertreter der AfD lobte die Bundesregierung dafür, dass sie bei KI
das Wohl des Menschen in den Mittelpunkt stelle. Es gebe die Sorge,
dass der Mensch durch KI degradiert werde und nicht mehr Herr seiner
Person sei. Grundsätzlich kritisierte er die Strategie als eine
Abfolge von "Absichtserklärungen". Man müsse zudem fragen, wie sich
die Bundesregierung die angestrebte Weltmarktführerschaft in der KI
vorstelle, wenn hierzulande für KI jährlich 500 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt werdem und in China hingegen Milliardenbeträge
aufgerufen würden.

Die Vertreterin der SPD betonte, dass im Bereich KI große Potentiale
liegen würden, die es zu heben gelte. Gleichzeitig unterstrich sie:
"KI wird Menschen nicht überflüssig machen." Ferner plädierte sie für
einen sorgsamen Umgang mit Daten und unterstrich, dass die SPD den
"Rohstoff Daten" nicht einigen wenigen Konzernen überlassen wolle. Sie
forderte zudem, sich gerade bei der KI viel mehr zu Europa zu bekennen
und zwar weit über das Vorhaben der EU-Kommission hinaus. Ziel der
EU-Kommission ist es unter anderem, die Wirkung der Investitionen auf
nationaler und EU-Ebene zu maximieren sowie Synergien zu fördern. Die
privaten und öffentlichen KI-Investitionen sollen unionsweit auf 20
Milliarden Euro jährlich gesteigert und im künftigen Haushalt
2021-2027 sollen dafür mindestens 1 Milliarde Euro zur Verfügung
gestellt werden. Der Vertreter der FDP kritisierte ebenfalls, dass die
Strategie sich nicht "geeint" lese, und keine klaren messbaren
Zielkriterien definiert seien. Auch er monierte den Ansatz "Made in
Germany" und sagte, die Strategie sei zu wenig an Europa orientiert.
Das unterstrich auch die Vertreterin der Linken und die der Grünen.
Die Vertreterin der Linken betonte, dass sich die Strategien der
europäischen Mitgliedsländer sehr glichen und man mehr Kompetenz und
Effizienz durch eine sinnvolle Arbeitsteilung erreichen könnte. Sie
plädierte zudem dafür, den zivilgesellschaftlichen Anteil bei KI zu
stärken. Die Vertreterin der Grünen sagte: "Eigentlich müssten die
Prioritäten auf dem Ausbau eines europäischen Netz liegen."

 * 

3. CO2-Grenzwerte für Lkw und Busse

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Die geplanten EU-Flottengrenzwerte für den
CO2-Ausstoß schwerer Nutzfahrzeuge sind am Mittwoch bei einer
öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit auf ein gemischtes Echo gestoßen. Am Dienstag
hatten sich Unterhändler von Kommission, Rat und EU-Parlament im
Rahmen von Trilog-Verhandlungen auf einen gemeinsamen Vorschlag
geeinigt: Demnach sollen die durchschnittlichen CO2-Emissionen von Lkw
und Bussen gegenüber dem Referenzjahr 2019 bis 2030 um 30 Prozent
sinken. Für 2025 ist als ein Zwischenziel eine Minderung von 15
Prozent vorgesehen. Zudem sollen emissionsarme beziehungsweise
emissionsfreie Antriebe gefördert werden.

Nach Darstellung der EU-Kommission machen Emissionen schwerer
Nutzfahrzeuge aktuell sechs Prozent der Gesamtemissionen und 25
Prozent der CO2-Emissionen im Straßenverkehr aus. Ohne Maßnahmen
würden die CO2-Emissionen zwischen 2010 und 2030 aufgrund des
wachsenden Verkehrsaufkommens um neun Prozent zunehmen, schätzt die
Kommission in der Begründung ihres Vorschlages (KOM(2018)284). Für Pkw
und leichte Nutzfahrzeuge hatte die EU im Dezember verschärfte
Flottengrenzwerte beschlossen, Lkw und Busse waren bisher nicht in
dieser Form reguliert.

Grundsätzlich positiv bewertete in der Anhörung Daniel Rieger vom
Naturschutzbund Deutschland (NABU) das Konzept der
CO2-Flottengrenzwerte. Damit würden Anreize gesetzt, damit Hersteller
entsprechende Fahrzeuge lieferten, die bereits jetzt nachgefragt
würden. Für die Erreichung der Klimaziele sei allerdings sei ein
höheres Ambitionsniveau nötig. Der NABU fordert in seiner
Stellungnahme für 2025 ein CO2-Minderungsziel von 25 Prozent und für
2030 von 45 Prozent.

Auch Peter Mock vom International Council on Clean Transportation
mahnte Ambitionssteigerungen an. Der aktuelle Vorschlag sei zwar ein
"wichtiger und guter Schritt in die richtige Richtung", aber aus
Perspektive des Klimaschutzes nichts ausreichend. Es müsse zudem auf
Schlupflöcher geachtet werden. So warnte Mock davor, dass Hersteller
im Referenzjahr 2019 ihre Emissionswerte nach oben drücken könnten, um
später Einsparungen leichter erzielen zu können.

Stef Cornelis von Transport & Environment nannte das Ergebnis des
Trilogs einen "guten Kompromiss". Die avisierten Ziele seien auch für
die Hersteller machbar.

Philipp Kluschke vom Fraunhofer Institut für System- und
Innovationsforschung verwies darauf, dass zur Dekarbonisierung im
Bereich der schweren Nutzfahrzeuge noch kein "technologisches
Heilmittel" in Sicht sei. Entsprechend seien "technologieunspezifische
Anreize für Treibhausgasminderungen" wie Flottengrenzwerte notwendig.
Es brauche aber zusätzliche Maßnahmen, etwa den Ausbau von
öffentlicher Infrastruktur für alternative Antriebs- und
Treibstoffkonzepte, sagte Kluschke.

Hans-Christian Pflug (Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden)
begrüßte den Vorschlag. So werde darin ein ganzheitlicher
Fahrzeugansatz statt eines Komponentenansatzes verfolgt. Der Zielwert
für 2025 werde mit konventionellen Möglichkeiten der
Fahrzeugoptimierung aber nicht erreichbar sein, man werde auf neue
Technologien umsteigen müssen. Zudem müsse der Straßengüterverkehr im
Ganzen in den Blick genommen werden, etwa logistische Abläufe oder
auch Fahrerschulung, um die Ziele zu erreichen, sagte Pflug.

Skeptischer gegenüber dem von der EU gewählten Ansatz äußerte sich
Götz Reichert vom Centrum für Europäische Politik. Statt auf
Flottengrenzwerte zu setzen, wäre es nach Reicherts Auffassung
sinnvoller, Raffinerien und Kraftstoffimporteure in ein
Upstream-Emissionshandels-System einzubeziehen. Eine derartige
CO2-Bepreisung könne anders als Flottengrenzwerte etwa eine
kraftstoffsparende Fahrweise anregen. Zudem würden durch eine
Einbeziehung in einen Emissionshandel auch Altfahrzeuge Teil der
Klimaschutzanstrengungen. Deutschland habe die Möglichkeit, den
Verkehrssektor national in ein Handelssystem zu integrieren, führte
Reichert aus.

Heinrich Dismon (Rheinmetall Automotive AG) begrüßte den Vorschlag
zwar als grundsätzlich "sinnvoll", stellte aber die technische
Machbarkeit in Frage, da die Maßgaben "sehr anspruchsvoll" seien. So
seien etwa motorische Potentiale nicht mehr sehr groß. Auch gegenüber
synthetischen Kraftstoffen zeigte sich Dismon skeptisch. Vielmehr
müsse es im Transportverkehr auch konzeptionelle Anpassungen geben,
wolle man die Zielvorgaben einhalten. Grundsätzlich müsse zudem die
Frage gestellt werden, wer das bezahlen solle. "Da ist ein sehr großes
Fragezeichen", kritisierte Dismon.

Frank Iwer von der IG Metall betonte, dass die CO2-Regulierung
sinnvoll sei, da die bisherige Reduktion des Treibhausgasausstoßes in
dem Sektor nicht ausgereicht habe. Das Minderungsziel von 30 Prozent
könne aber nicht allein durch die Lkw-Industrie erzielt werden, sagte
Iwer. So brauche es flankierende regulatorische Maßnahme und Anreize,
etwa mögliche Ausnahmen bei der zulässigen Fahrzeuglänge bei
aerodynamisch effizienteren Fahrzeugen oder beim Einsatz modernerer
Reifensysteme.

Der Sachverständige Horst-Joachim Lüdecke lehnte CO2-Flottengrenzwerte
grundsätzlich als "unverhältnismäßig" ab und verwies auf mögliche
volkswirtschaftliche Schäden. In seinen Ausführungen zweifelte er
zudem den menschengemachten Klimawandel an.

 * 

4. Renten für jüdische Kontingentflüchtlinge

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Alterssicherung jüdischer Kontingentflüchtlinge verbessern. Sie hat
dazu einen Antrag (19/7854) vorgelegt, in dem sie auf die schwierige
finanzielle Lage vieler der 200.000 jüdischen Zuwanderer aus den
Nachfolgestaaten der Sowjetunion hinweist. Die Grünen verlangen von
der Bundesregierung deshalb, einen Härtefallfonds nicht nur für jene
Menschen einzurichten, die vom Rentenüberleitungsprozess nach 1991
benachteiligt wurden, sondern auch für Spätaussiedler und jüdische
Kontingentflüchtlinge. Dies hätten Union und SPD in ihrem
Koalitionsvertrag auch angekündigt, schreiben die Grünen. Ferner soll
ein Sozialversicherungsabkommen mit den betroffenen Nachfolgestaaten
der Sowjetunion abgeschlossen werden, um einen rückwirkenden Ausgleich
von Alterssicherungsleistungen zu erzielen. Auch sollen jüdische
Kontingentflüchtlinge rentenrechtlich mit Spätaussiedlern
gleichgestellt werden, fordern die Grünen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 190

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.25 Uhr

1. Koalitions-Entwurf zu 219a angenommen

2. Weg für das Brexit-Steuergesetz frei

3. Anhörung zur Blockchain-Technologie

4. Mehr Tempo beim Stromnetzausbau



1. Koalitions-Entwurf zu 219a angenommen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen nahm der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz in seiner 36. Sitzung am
Mittwoch unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) den
Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD zur Verbesserung der
Information über einen Schwangerschaftsabbruch(19/7693) an. Der
Abstimmung voran ging eine ausführliche kontroverse Diskussion, in der
die Opposition vor allem das Gesetzgebungsverfahren kritisierten und
die Verfassungsrechtlichkeit des Entwurfs infrage stellten. Laut
Vorlage dürfen Ärzte zukünftig auch öffentlich ohne Risiko der
Strafverfolgung darüber informieren, dass sie Schwangerschaftsabbrüche
unter den Voraussetzungen des Paragrafen 218a StGB durchführen. Sie
sollen darüber hinaus weitere Informationen über einen
Schwangerschaftsabbruch durch Verweis auf entsprechende
Informationsangebote neutraler Stellen zugänglich machen dürfen. In
einer öffentlichen Anhörung am Montag hatte sich die Mehrheit der
Sachverständigen gegen den Entwurf ausgesprochen. Ein gleichlaufender
Entwurf der Regierung war von der Tagesordnung gestrichen worden.

In der Diskussion in der nichtöffentlichen Sitzung sagte Katja Keul
(Grüne), der Entwurf habe nichts mit dem Schutz des ungeboren Lebens
zu tun, wie von der Union behauptet, und sei verfassungsrechtlich
nicht haltbar. Zudem sei er nicht eindeutig formuliert. Jens Meier
(AfD) sprach sich dafür aus, unnötige Reformen zu vermeiden. Zumindest
bleibe in dem Entwurf das ungeborene Leben unangetastet. Marco
Buschmann (FDP) zeugte sich mit dem Verfahren unzufrieden. So ein
wichtiges und gleichzeitig schwieriges Thema im Schnelldurchgang
durchzuziehen, sei dem Parlament nicht angemessen. Für Die Linke
erneuerte Niema Movassat die Forderung, Paragraf 219a zu streichen.
Mit dem Entwurf solle der Koalitionsfrieden gewahrt werden, dem
Selbstbestimmungsrecht der Frauen werde er nicht gerecht. Ingmar Jung
(CDU) wies die Kritik der Opposition zurück. Der Entwurf sei intensiv
und lange diskutiert worden, und auch der Vorwurf der fehlenden
Rechtssicherheit gehe ins Leere. Letztendlich gehe es um
Rechtspositionen, die "sehr hart gegeneinander stehen". Die Diskussion
sei auch noch nicht zu Ende.

Johannes Fechner (SPD) erklärte, in seiner Fraktion gebe es keine
Begeisterung über den Entwurf, da man 219a am liebsten streichen
würde. Nach insgesamt zwei Anhörungen zu dem Thema habe sich aber
gezeigt, dass für die SPD aktuell keine weiteren Verbesserungen
möglich seien. Alle Argumente seien ausgetauscht. Fechners
Fraktionskollegin Eva Högl sprach von einem ersten wichtigen Schritt.
Der Entwurf der Koalition wurde mit einem Änderungsantrag der
Regierungsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen
angenommen. Die Gesetzentwürfe von Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen
und FDP zur Streichung von 219a wurden mit den Stimmen der Koalition
abgelehnt.

Im weiteren Verlauf der Sitzung lehnte der Ausschuss einen Antrag der
AfD zur Aufhebung zweier Gesetze zum europäischen Patentwesen
(19/1180) sowie zwei AfD-Anträge zur Durchführung öffentlicher
Anhörungen zu einem Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes mit
Blick auf die ungestörte Religionsausübung (19/4484) und zum Entwurf
eines Gesetzes zur Einführung der Begründungspflicht beim
Bundesverfassungsgericht (19/5492) ab. Ein Antrag der Linken zur
Durchführung einer öffentlichen Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes
zur Aufhebung der Ersatzfreiheitsstrafe (19/1689) wurde dagegen
angenommen. Sie soll am 03. April 2019 stattfinden. Die
Beschlussfassung über die Terminierung der dem Grunde nach
beschlossenen öffentlichen Anhörung zu einem Gesetzentwurf der Grünen
zur Entlastung von Verbrauchern beim Kauf und Verkauf von
Wohnimmobilien (19/4557) wurde vertagt.

Die Parlamentarischen Staatssekretäre Christian Lange und Rita
Hagl-Kehl (beide SPD) beantworteten Fragen der Abgeordneten zu
Aktivitäten des Bundesjustizministeriums auf EU-Ebene, zur Anpassung
des anwaltlichen Berufsrechts an den Brexit und zum Bericht der
Bundesregierung über festgestellte Mängel bei den Transparenzberichten
nach dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz. Zum letzten Punkt hieß es,
aufgrund der beim Bundesamt für Justiz laufenden Bußgeldverfahren
gegen verschiedene Anbieter, die zu Stellungnahmen aufgefordert worden
seien, seien detaillierte Auskünfte nicht möglich. Der Ausschuss
stimmte ferner über eine Reihe von Gesetzentwürfen, Anträgen und
Vorlagen ab, bei denen er nicht federführend ist.

 * 

2. Weg für das Brexit-Steuergesetz frei

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat den Weg für das
Brexit-Steuerbegleitgesetz freigemacht. In der von der Vorsitzenden
Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung am Mittwoch stimmten
neben den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD auch die Fraktionen von
AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen für das Gesetz. Die Fraktion Die
Linke enthielt sich. Änderungsanträge von FDP- und Linksfraktion sowie
ein Entschließungsantrag der FDP-Fraktion wurden abgelehnt.

Die Koalitionsfraktionen hatten zuvor elf Änderungsanträge zu dem von
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über
steuerliche und weitere Begleitregelungen zum Austritt des Vereinigten
Königsreiches Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union
(19/7377) eingebracht, die vom Ausschuss angenommen wurden. In dem
Brexit-Steuerbegleitgesetz (Brexit-StBG) heißt es, ein ungeregelter
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU werde dazu führen,
dass Unternehmen des Finanzsektors aus Großbritannien das
Marktzutrittsrecht (Europäischer Pass) verlieren. Zur Sicherung der
Funktionsfähigkeit und Stabilität der Finanzmärkte sieht der
Gesetzentwurf daher unter anderem vor, dass die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) die Möglichkeit bekommt,
bestimmten Unternehmen aus dem Vereinigten Königreich übergangsweise
die weitere Nutzung des Europäischen Passes zu gestatten. Zur Wahrung
der Interessen von Versicherungsnehmern und der Begünstigten aus den
Versicherungsverträgen kann die BaFin den betroffenen
Versicherungsunternehmen aus dem Vereinigten Königreich erlauben, ihre
bisherige Geschäftstätigkeit im Inland für einen Übergangszeitraum
fortzuführen. Dies soll allerdings nur im Hinblick auf die Abwicklung
des vor dem Zeitpunkt des Brexits abgeschlossenen
Versicherungsgeschäfts möglich sein.

Zusätzlich aufgenommen wurden jetzt Regelungen zur Grunderwerbsteuer
und zur Erbschaftsteuer. Bei der Erbschaftsteuer soll es durch den
Brexit nicht nachträglich zum Entfall von Steuerbefreiungen kommen.
Außerdem gibt es Regelungen für Gesellschaften nach britischem Recht
(Ltd.), damit der Brexit keine Aufdeckung und Besteuerung der stillen
Reserven auslöst. Es handele sich um den "Verzicht auf nicht gewollte
Steuereinnahmen", heißt es in dem Änderungsantrag. Außerdem können
Zahlungs- und E-Geld-Institute aus Großbritannien ihre Tätigkeit für
eine Übergangszeit fortsetzen. Erleichtert wird auch der
Wertpapierhandel für deutsche Handelsteilnehmer auf britischen Märkten
für einen Übergangszeitraum von 21 Monaten. Im Pfandbriefgeschäft
werden Deckungswerte aus Großbritannien nach dem Brexit zugelassen.
Bei Riester-Rentenverträgen gibt es ebenfalls Änderungen durch den
Brexit.

"Wir wollen gut auf alle Fälle vorbereitet sein", stellte ein Sprecher
der CDU/CSU-Fraktion in der Ausschusssitzung fest. Man gehe davon aus,
dass die Regelungen auch bei einem Brexit ohne Austrittsabkommen
gelten würden. Dem Ergänzungsbedarf sei mit den vorgenommen Änderungen
Rechnung getragen worden.

Die SPD-Fraktion ging auf die in dem Entwurf enthaltene Lockerung des
Kündigungsschutzes für sogenannte Risikoträger bei Finanzinstituten
ein. Es handele sich um einen kleinen Personenkreis. Die Regelung
werde nicht auf andere Bereiche übertragen. Von einem Präzedenzfall
könne keine Rede sein. Gegen die Lockerung des Kündigungsschutzes
protestierte die Linksfraktion, die die Maßnahme als
unverhältnismäßigen und nicht berechtigten Eingriff in das
Kündigungsschutzrecht bezeichnete. Dass die Maßnahme zur
Stabilisierung des Finanzmarktes beitragen soll, "überzeugt uns
nicht". Auch der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen missfiel die Lockerung
des Kündigungsschutzes, so dass sie dem dagegen gerichteten
Änderungsantrag der Linksfraktion zustimmte.

Die AFD-Fraktion lobte Gesetzentwurf und Änderungsanträge als
handwerklich sehr ordentlichen Prozess. Auch die FDP-Fraktion
begrüßte, dass mit dem Maßnahmenpaket nachteilige Wirkungen für die
Bürgerinnen und Bürger abgewendet werden würden. Mit eigenen
Änderungsanträgen hatte die FDP-Fraktion versucht, Härten für die
Realwirtschaft zu vermeiden, da nach dem Brexit nicht mehr genug
Handelspartner auf dem europäischen Finanzmarkt bereitstehen würden.
Der Schutz allein des Bestandsgeschäfts sei zu wenig.

 * 

3. Anhörung zur Blockchain-Technologie

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch die Durchführung einer Anhörung zur Anwendung der neuartigen
Blockchain-Technologie beschlossen. Die Anhörung soll am Montag, den
11. März stattfinden. Grundlage ist ein Antrag der FDP-Fraktion
(19/4217), in dem verlangt wird, Rechtssicherheit für die Anwendung
und einen praktikablen Rechtsrahmen zu schaffen. Die neue Technologie
habe ein großes Potenzial in allen Wirtschaftsbereichen. Die Bedeutung
dieser Technologie werde aktuell besonders im Finanzsektor deutlich.
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und das
Bundesfinanzministerium hätten es jedoch bisher verpasst, Kompetenzen
aufzubauen und die nötigen gesetzlichen Anpassungen vorzunehmen. Daher
fordert die FDP-Fraktion die Bundesregierung auf, Kompetenzen in der
BaFin aufzubauen, um sich mit den neuen regulatorischen Hürden im
Hinblick auf die Blockchain-Technologie zu beschäftigen. Außerdem
müssten die Steuerbehörden in die Lage versetzt werden, "steuerbare
Sachverhalte im Zusammenhang mit Krypto-Währungen und Tokenemissionen
zu erfassen, nachzuvollziehen und sachgerecht zu besteuern". Unter
Bezugnahme auf Schätzungen heißt es, rund 400.000 Bundesbürger würden
Kryptowährungen als Investment nutzen.

 * 

4. Mehr Tempo beim Stromnetzausbau

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/fla) Im Grundsatz hat der Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus die
Zustimmung der meisten Fachleute gefunden. Allerdings gab es im Detail
zahlreiche Änderungsvorschläge. Von einer Seite wurde das Vorhaben
auch aus verfassungsrechtlichen Gründen kritisiert. Dies ergab eine
öffentliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie unter
dem Vorsitz von Klaus Ernst (Die Linke).

"Trotz großer Anstrengungen von Bund, Ländern, Kommunen und
Netzbetreibern hinkt der Netzausbau den bisherigen Planungen
hinterher", heißt es in dem Gesetzentwurf (19/7375). Ein wesentlicher
Grund hierfür seien die langen Planungs- und Genehmigungsverfahren.
Deshalb soll jetzt das "Netzausbaubeschleunigungsgesetz
Übertragungsnetz" (NABEG) novelliert werden. Vorgeschlagen werden
zudem Änderungen in weiteren Gesetzen wie dem
Energiewirtschaftsgesetz(EnWG). Dabei gehe es in erster Linie um die
Vereinfachung und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren für Neubau,
Verstärkung und Optimierung von Stromleitungen. "Wichtigster
Ansatzpunkt" sei dabei "die bessere Verzahnung der verschiedenen
Planungsschritte".

Für Martin Grundmann von der ARGE Netz ist der beschleunigte Ausbau
der Stromnetze auf allen Spannungsebenen "unverzichtbar - aber eben
nicht die einzige Option, den Strom aus erneuerbaren Energien nutzbar
zu machen". Vielmehr sei es notwendig, den erzeugten regenerativen
Strom "vor Ort wirtschaftlich sinnvoll zu nutzen". Dies sei bei
Engpässen im Netz sinnvoller als abzuregeln. Er verwies auf
Technologien, mittels derer der Strom vor Engpässen in andere
Energieträger und Energieformen umgewandelt wird, "sodass die Sektoren
Wärme und Mobilität dekarbonisiert werden".

Matthias Otte von der Bundesnetzagentur befand, der Gesetzentwurf
könne "insbesondere für neu hinzukommende und noch nicht begonnene
Vorhaben des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG) einen wichtigen Beitrag
zur Beschleunigung des Ausbaus der Übertragungsnetze leisten". Wichtig
sei die Möglichkeit, künftig in bestimmten Fällen auf die
"Bundesfachplanung" zu verzichten. Bisher sei das für Vorhaben in der
Zuständigkeit der Bundesnetzagentur nicht möglich. Überdies bedeute
eine klarstellende Regelung für Entschädigungszahlungen an
Grundstückseigentümer einen Beitrag zur Verfahrensbeschleunigung.

Professor Norbert Wimmer nannte die umweltrechtlichen Prüfungen
"ungeheuer aufwendig". Er sah hier Möglichkeiten zur Beschleunigung,
ohne Umwelt-Standards abzusenken. So empfahl er die Einrichtung einer
Artenschutz-Datenbank, um die Vorgaben schneller auffinden zu können.
Die Daten müssten nicht immer neu erfasst, sondern nur noch
aktualisiert werden. Außerdem empfahl er Handreichungen für die
Prüfungen, um die Abarbeitung zu erleichtern. Seine Bewertung des
Gesetzentwurfs: "Auch Gutes kann man sicherlich noch besser
gestalten."

Professor Sabine Schlacke (Institut für Umwelt- und Planungsrecht an
der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster) lenkte den Blick
darauf, dass der Gesetzentwurf eine "neuartige Flexibilisierung und
Beschleunigung der Zulassung von Erdkabelvorhaben durch eine
sogenannte vorausschauende Planung" vorsehe. Im Kern beinhalte dies
die Verlegung von zusätzlichen Leerrohren, in die zu einem späteren
Zeitpunkt Erdkabel eingezogen werden können. Ihre Feststellung:
"Verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber den vorgeschlagenen
Regelungen zur vorausschauenden Planung bestehen nicht." Der
vorgesehene Verzicht auf die Bundesfachplanung, die erst 2011
"erfunden" worden sei, verkürze den Schutz von menschlicher Gesundheit
und Umwelt nicht.

Michael Wübbels (Verband kommunaler Unternehmen) begrüßte
grundsätzlich, dass Verteilnetzbetreiber mit dem in dem Gesetzentwurf
geplanten Änderungen "eine größere Rolle bei der Gewährleistung der
Systemstabilität und der Netzsicherheit zukommt". Er verwies darauf,
dass alle Kosten, die Verteilnetzbetreibern bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben bezogen auf das Gesetz zusätzlich entstehen, regulatorisch
anerkannt und die Netzentgelte weitergereicht werden müssten.

Der Rechtsanwalt Dieter Posch meinte, ein erheblicher
Beschleunigungseffekt würde alleine dadurch erreicht werden, dass ein
förmliches Verfahren entfällt: "Doppelprüfungen zum Beispiel in
Verbindung mit der Berücksichtigung von Vegetationsphasen und
entsprechenden Gutachten für die Bundesfachplanung und der
nachfolgenden Planfeststellung würden entbehrlich werden." Der am
stärksten umstrittenste Aspekt sei stets der exakte Verlauf der
Trasse. Planungsrechtlich stelle sich die Frage nach Alternativen.
Doch entsprechende Untersuchungen seien sehr zeitaufwendig.

Der Rechtsanwalt Wolfgang Baumann vertrat die Auffassung, der
Gesetzentwurf zeige, dass die Beschleunigung von
Infrastrukturprojekten "stets mit der Reduzierung von Rechtsschutz,
der Reduzierung von Informationsbereitstellung gegenüber der
Öffentlichkeit und einer Absenkung des Umweltschutzniveaus"
einhergingen. Sein Befund: "Diese Entwicklung ist aus verschiedenen
rechtlichen, unter anderem auch verfassungsrechtlichen Gründen als
kritisch anzusehen." Deshalb sei der Gesetzentwurf in der
vorgeschlagenen Form und Ausgestaltung abzulehnen. Das Vorhaben werde
ein "Rohrkrepierer für die Akzeptanz der Projekte". Der Widerstand
werde wachsen. Die Verkürzung von Rechten werde nicht zu einer
Beschleunigung beitragen.

Stefanie Ropenus (Agora Energiewende) hob an dem Gesetzentwurf unter
anderem als besonders positiv hervor, dass die Einbeziehung von
Leerrohren in das Planfeststellungsverfahren eine vorausschauende
Netzplanung über Zeithorizont von 2030 hinaus erlaube. Zudem könne die
systematische Erfassung von Netzausbauhemmnissen, Verzögerungsrisiken
und Abhilfemaßnahmen die praktische Umsetzung beschleunigen.

 * 
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BUNDESTAG/8055: Heute im Bundestag Nr. 189 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 189

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Ausschuss gegen Regionalquote bei Wind

2. Öffentliche Ausschreibungen und Startups

3. Ausnahmen bei EEG-Umlage



1. Ausschuss gegen Regionalquote bei Wind

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat sich gegen die
Festlegung von Regionalquoten für den Windenergie-Ausbau
ausgesprochen. Gegen die Stimmen der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen
und Die Linke lehnten die Abgeordneten am Mittwoch einen
entsprechenden Antrag (19/3142) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ab.
In dem Antrag wird gefordert, Regionalquoten im
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zu verankern.

Der Ausbau der Windenergie sei zuletzt eingebrochen, begründete eine
Abgeordnete der Grünen die Initiative. Man brauche mehr Ausbau etwa in
Bayern und Baden-Württemberg. Regionalquoten würden auch einer
Dezentralisierung und damit einer ausgewogeneren Auslastung der Netze
zu Gute kommen. Von der Unionsfraktion hieß es unter Verweis auf eine
eingesetzte Arbeitsgruppe "Akzeptanz und Energiewende", es sollten
jetzt zunächst Vorschläge erarbeitet werden. Dann werde man versuchen,
zu einer Lösung innerhalb der Koalition zu kommen. Auch die
SPD-Fraktion hob auf die Arbeitsgruppe ab. In ihr würden Fragen
erörtert wie die nach Wegen, um das Ziel eines Anteils von 65 Prozent
Erneuerbaren Energien am Strom bis 2030 zu erreichen. Man könne der
Regierung nicht Tatenlosigkeit vorwerfen.

Die AfD-Fraktion vermisste in den Bemühungen der Grünen-Abgeordneten
Fragen nach Schäden für die Natur durch Windkraft und die
Auseinandersetzung mit der Infraschall-Problematik, also Lärm durch
Windanlagen. Eine Abgeordnete der FDP-Fraktion erklärte,
Regionalquoten wären ein weiterer Schritt in Richtung Planwirtschaft,
anstatt auf marktwirtschaftliche Anreize zu setzen. Zustimmung kam
einzig von der Linksfraktion. Ihr Vertreter sagte, grundsätzlich gebe
es in der Bevölkerung durchaus eine Akzeptanz für Erneuerbare
Energien. Regionalquoten könnten einen Beitrag dazu leisten, das
65-Prozent-Ziel bis 2030 noch zu schaffen.

 * 

2. Öffentliche Ausschreibungen und Startups

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Teilnahme von Startups an öffentlichen
Ausschreibungen geht es in einer Kleinen Anfrage (19/7743) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten möchten wissen, wie
es um die Möglichkeiten bestellt ist, Startups mit sozial-ökologischen
und gemeinwohlorientierten Geschäftsmodellen in die Vergabepraxis
einzubeziehen.

 * 

3. Ausnahmen bei EEG-Umlage

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion stellt konkrete Nachfragen zu
Sonderregelungen für stromkostenintensive Unternehmen bei der
EEG-Umlage. Die Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen Anfrage
(19/7634) nach einer Definition von Wettbewerb und möchten genau
wissen, welche Unternehmen nach Ansicht der Bundesregierung mit wem
auf nationaler und internationaler Ebene in Konkurrenz stehen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 189 - 20. Februar 2019 - 12.30 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8054: Heute im Bundestag Nr. 188 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 188

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.49 Uhr

1. Vorlagen zu Wahlrechtänderung abgelehnt

2. Brexit wird sozial abgefedert

3. Sachverstand in der Kohlekommission

4. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

5. Mitarbeiterbeteiligung in Unternehmen

6. Bedarf an Akkus für E-Mobilität

7. Transponder-Technik für Windräder



1. Vorlagen zu Wahlrechtänderung abgelehnt

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD hat der Innenausschuss am Mittwochvormittag einen
Gesetzentwurf der FDP-Fraktion (19/3171) und einen gemeinsamen
Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
(19/4568) zur Streichung von Wahlrechtsausschlüssen bei Enthaltung der
AfD-Fraktion abgelehnt. Bei der Abstimmung über den FDP-Gesetzentwurf
"für mehr Teilhabe im Wahlrecht" enthielt sich auch Die Linke. Nach
den Vorlagen sollten Menschen, die unter vollständiger Betreuung
stehen oder die aufgrund einer im Zustand der Schuldunfähigkeit
begangenen Straftat in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht
sind, nicht mehr vom Wahlrecht ausgeschlossen werden.

Die FDP-Fraktion betont in ihrer Vorlage, dass die Teilnahme an Wahlen
für viele Menschen mit Behinderungen "ein wichtiges Element ihrer
Selbstbestimmtheit und ihrer Teilhabe am politischen und
gesellschaftlichen Leben" sei. Zwar knüpften die Wahlrechtsausschlüsse
im Paragrafen 13 des Bundeswahlgesetzes nicht am Merkmal einer
Behinderung an, doch würden in der Folge überwiegend Behinderte von
Wahlen zum Bundestag und zum Europaparlament ausgeschlossen. Auch
seien Menschen, die eine Straftat im Zustand der Schuldunfähigkeit
begangen haben und aufgrund dessen in einem psychiatrischen
Krankenhaus untergebracht sind. gegenüber Menschen mit Behinderungen
benachteiligt, die in geschlossenen Einrichtungen leben und ihr
Wahlrecht ausüben können.

Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen verweisen in ihrem
Gesetzentwurf "zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im
Wahlrecht" darauf, dass das aktive und passive Wahlrecht grundsätzlich
jedem Bürger zustehe. Nach "geltenden menschenrechtlichen Standards"
seien die genannten Ausschlusstatbestände nicht zu rechtfertigen,
argumentieren die beiden Fraktionen. Auch stünden sie im Widerspruch
zu den Zielen der UN-Konvention über die Rechte von Behinderten, die
seit 2009 in Deutschland geltendes Recht sei.

Die CDU/CSU-Fraktion betonte im Ausschuss, zu dieser Frage einen
eigenen Gesetzentwurf der Regierungskoalition abwarten zu wollen. Die
SPD-Fraktion machte deutlich, die Oppositionsvorlagen aus Gründen der
Koalitionsräson abzulehnen. Die AfD-Fraktion befand, dass das Thema
noch nicht ausdiskutiert sei. Die FDP-Fraktion argumentierte, dass es
bei den Vorlagen um die Abschaffung stigmatisierender
Pauschalausschlüsse vom Wahlrecht gehe. Die Fraktion Die Linke verwies
darauf, dass der von ihr und den Grünen vorgelegte Gesetzentwurf im
Gegensatz zu der FDP-Vorlage auch die Möglichkeit einer Unterstützung
von Behinderten bei der Stimmabgabe vorsehe. Die Grünen-Fraktion
kritisierte, die Wahlrechtsausschlüsse seien mit dem Grundgesetz
unvereinbar.

 * 

2. Brexit wird sozial abgefedert

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Deutsche und britische Arbeitnehmer sowie Studenten,
die im jeweils anderen Land leben, müssen vorerst keine Nachteile
befürchten, sollte Großbritannien am 29. März ohne Abkommen aus der EU
austreten. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales stimmte am
Mittwochmorgen einem Gesetzentwurf (19/7376) der Bundesregierung zu,
der vorsieht, in den Bereichen Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Bildung Übergangsregelungen gelten lassen. Für den Entwurf stimmten
die Koalitionsfraktionen, die FDP-Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen.
Die AfD-Fraktion stimmte dagegen, die Linksfraktion enthielt sich.

So sollen unter anderem Personen, die vor dem Austritt in der
deutschen gesetzlichen Renten- oder Krankenversicherung versichert
waren, nicht allein wegen des Austritts ihren Versicherungsstatus
verlieren oder einer Doppelversicherungspflicht unterliegen. In der
Rentenversicherungspflicht sollen nach britischer oder deutscher
Rechtsgrundlage vor dem Austritt zurückgelegte Zeiten auch in den
ersten fünf Jahren nach dem Austritt weiter berücksichtigungsfähig
sein. Die Versicherungspflicht oder die Möglichkeit zur freiwilligen
Versicherung soll in den ersten fünf Jahren nach dem Austritt bestehen
bleiben. Für Krankenkassen soll es möglich sein, mit
Leistungserbringern des britischen Gesundheitsdienstes Verträge über
die Versorgung Versicherter zu schließen.

Auszubildende sollen auch nach dem Austritt für einen in
Großbritannien bereits vorher begonnenen Ausbildungsabschnitt
gegebenenfalls noch bis zu dessen Abschluss Leistungen nach dem BAföG
erhalten und auch krankenversichert bleiben.

Damit in den Fällen, in denen Anträge auf Einbürgerung noch vor dem
Austritt gestellt worden sind, längere Bearbeitungszeiten nicht zu
Lasten von britischen oder deutschen Einbürgerungsbewerbern gehen,
soll in diesen Fällen auf den Zeitpunkt der Antragstellung abgestellt
und Mehrstaatlichkeit hingenommen werden.

"Wir hoffen, dass wir ein gutes Gesetz beschließen, auch wenn wir
hoffen, dass es nicht in Kraft tritt", fassten die
Koalitionsfraktionen die ungewöhnliche Situation zusammen. Die
FDP-Fraktion verwies darauf, dass man um ein neues, umfassendes
Sozialabkommen nach einem Austritt Großbritanniens nicht herumkommen
werde. Die AfD-Fraktion übte als einzige Fraktion deutliche Kritik und
sprach sich gegen Sonderkonditionen für Großbritannien aus. Die Grünen
kritisierten, dass Familienleistungen wie Kindergeld und Elterngeld
nicht im Entwurf vorkommen. Für Die Linke war immer noch unklar, wie
mit den Dokumentationspflichten bei Arbeitsunfällen umzugehen sei.

 * 

3. Sachverstand in der Kohlekommission

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" sind Energieversorgungsunternehmen und
Stromnetzbetreiber über ihren Branchenverband vertreten gewesen.
Darauf weist die Bundesregierung in der Antwort (19/7524) auf eine
Kleine Anfrage (19/7001) der AfD-Fraktion hin. Neben dem Bundesverband
der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) sei zahlreicher weiterer
energiewirtschaftlicher Sachverstand in der Kommission vorhanden
gewesen, heißt es weiter. Zudem erklärt die Bundesregierung, alle
Vorschläge der Kommission ohnehin auch auf ihre energiewirtschaftliche
Machbarkeit hin zu überprüfen mit dem Ziel, dass die Stromversorgung
sicher, bezahlbar und umweltfreundlich bleibt.

 * 

4. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um mögliche Einflussnahme auf den Entwurf eines
Vierten Gesetzes zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes geht es
in der Antwort (19/7493) auf eine Kleine Anfrage (19/6621) der
Fraktion Die Linke. Darin äußert sich die Bundesregierung zum
Gesetzgebungsverfahren und zur Beteiligung von Verbänden. Sie erklärt
auch, wo Referentenentwürfe und gegebenenfalls Stellungnahmen
veröffentlicht werden.

 * 

5. Mitarbeiterbeteiligung in Unternehmen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Modelle zur Mitarbeiterbeteiligung stehen im
Mittelpunkt der Antwort (19/7496) auf eine Kleine Anfrage (19/6843)
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Bundesregierung legt darin
Zahlen zu derartigen Modellen bei verschieden großen Unternehmen vor,
etwa vom IAB-Betriebspanel und dem Bundesverband
Mitarbeiterbeteiligung. Daten speziell für Startups lägen nicht vor,
erklärt die Bundesregierung außerdem. Im weiteren geht es um
rechtliche Aspekte und Einschätzungen von Regelungen in anderen
europäischen Ländern.

 * 

6. Bedarf an Akkus für E-Mobilität

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht von einem Bedarf an Akkus
für die Elektromobilität von etwa 525 Gigawattstunden für das Jahr
2025 aus. Im Jahr 2030 dürfte sich der Bedarf mehr als verdoppelt
haben und bei 1.250 Gigawattstunden liegen, wie aus der Antwort
(19/7497) auf eine Kleine Anfrage (19/6909) der AfD-Fraktion
hervorgeht. Zugleich verweist die Bundesregierung auf Unsicherheiten
bei diesen Schätzungen und listet Prognosen verschiedener
Forschungseinrichtungen auf, die verschieden stark um die Schätzwerte
der Bundesregierung schwanken. In der Antwort geht es außerdem um
Systeme zur Serienanwendung, Voraussagen zur Preisentwicklung bei
Rohstoffen und um den Reifegrad von Technologien in der
Energie-Sparte.

 * 

7. Transponder-Technik für Windräder

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um offene Fragen bezüglich der nächtlichen
Sichtbarkeit von Windanlagen geht es in der Antwort (19/7499) auf eine
Kleine Anfrage (19/6998) der AfD-Fraktion. Darin erklärt die
Bundesregierung, derzeit fachliche Details zu erörtern, und zwar unter
Berücksichtigung von Hinweisen der Deutschen Flugsicherung. Die
AfD-Abgeordneten hatten in ihrer Anfrage auf einen Medienbericht
verwiesen, laut dem die Flugsicherung Vorbehalte gegen die geplante
Nachtkennzeichnung von Windparks hegt, speziell gegen die angedachte
Transponder-Lösung.

 * 
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BUNDESTAG/8053: Heute im Bundestag Nr. 187 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 187

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.13 Uhr

1. Immissionsschutz-Novelle abgesetzt

2. Kritik an Doppelbesteuerungsabkommen

3. Ländlicher Raum soll gestärkt werden

4. Wirkstoffe für Pflanzenschutzmittel

5. Begleitgremium für Reduktionsstrategie

6. Akademische Hebammenausbildung



1. Immissionsschutz-Novelle abgesetzt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Ausschuss für Umwelt. Naturschutz und nukleare
Sicherheit hat am Mittwochmorgen die geplante Beratung der Novelle des
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) kurzfristig von der
Tagesordnung abgesetzt. Mit dem Gesetzentwurf (19/6335, 19/6927) will
die Bundesregierung mögliche Fahrverbote aufgrund der Überschreitung
des EU-Grenzwertes für Stickstoffdioxid einschränken. Sie sollen
künftig in der Regel nur dann in Erwägung gezogen werden können, wenn
in den betroffenen Gebieten ein Jahresmittelwert von 50 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft überschritten wird. Der EU-Grenzwert liegt bei 40
Mikrogramm pro Kubikmeter Luft. Zudem sollen Kraftfahrzeuge der
Schadstoffklassen Euro 6 sowie Euro VI, bestimmte Euro 4 und 5 sowie
unter bestimmten Bedingungen nachgerüstete Busse, schwere
Kommunalfahrzeuge und Handwerker- und Lieferfahrzeuge (2,8 bis 7,8
Tonnen) von den Verkehrsverboten ausgenommen werden.

 * 

2. Kritik an Doppelbesteuerungsabkommen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die von Deutschland mit Entwicklungs- und
Schwellenländern geschlossenen 53 Doppelbesteuerungsabkommen sollten
nach Ansicht zahlreicher Abgeordneter auf den Prüfstand gestellt und
eventuell neu verhandelt werden. Ziel müsse es sein, die Steuerbasis
in Entwicklungsländern zu steigern, betonte ein Vertreter der
SPD-Fraktion am Mittwochmorgen im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung. Ein FDP-Vertreter sagte, Deutschland
sollte ein Interesse daran haben, die Besteuerung von Unternehmen in
Entwicklungsländern fair zu gestalten, weil es entstandene Schäden
andererseits wieder durch mehr Entwicklungsgelder ausgleichen müsse.
Bündnis 90/Die Grünen kritisierten, es blieben zu wenig Steuern in den
Vertragsstaaten. Ehrlicher und fairer wäre die Einführung einer
Quellensteuer, um Gewinne dort versteuern zu können, wo der Mehrwert
entstehe.

Die AfD-Fraktion fragte, inwiefern die Aussicht bestehe, die Abkommen
in Zukunft multilateral zu regeln. Ein Vertreter der Unionsfraktion
betonte, Ziel der Doppelbesteuerungsabkommen sei es, ausländische
Investitionen in Entwicklungsländern zu fördern und Steuervermeidung
zu verhindern.

Die Abkommen verhindern, dass Unternehmen und Arbeitnehmer, die
grenzüberschreitend aktiv sind, in mehreren Ländern Steuern entrichten
müssen. Wie Martin Hearson von der London School of Economics and
Political Science dem Ausschuss unter Berufung auf eine von ihm im
vergangenen Jahr veröffentlichten Studie berichtete, hätten
insbesondere die von Deutschland oft schon vor Jahrzehnten
abgeschlossenen Abkommen in vielen Fällen jedoch nachteilige Folgen
für Entwicklungsländer. So würden sie deren Besteuerungsrechte bei
Unternehmenssteuern stark limitieren und einen größeren Teil der
Steuerbasis an sich ziehen. Hearson sprach sich daher für eine
Evaluierung der Abkommen und gegebenfalls für Neuverhandlungen aus.

Maria Flachsbarth (CSU), Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
stellte demgegenüber klar, die Abkommen würden Rechtssicherheit
schaffen und so zu mehr ausländischen Direktinvestitionen beitragen.
Der negative Befund der Hearson-Studie sei nicht ausreichend belegt.
"Doppelbesteuerung ist eines der größten Investitionshemmnisse im
Steuerbereich", betonte sie. Allerdings räumte Flachsbarth ein, dass
eine umfassende Analyse der Abkommen aufgrund der hohen Komplexität
und der Vielfalt der Variablen nur schwer möglich sei.

 * 

3. Ländlicher Raum soll gestärkt werden

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat
sich am Mittwochvormittag für die Annahme eines Antrags der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD zur Stärkung des ländlichen
Raumes (19/7028) im Plenum ausgesprochen. Die Abgeordneten stimmen mit
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen, der AfD und Die Linke bei
Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der FDP für die
Vorlage. Darin fordern Union und Sozialdemokraten die Bundesregierung
zu einem Maßnahmenbündel auf, das die Europäische Union, die
Digitalisierung, den Bund und die Länder einbezieht. Unter anderem
solle sich die Regierung in der EU für eine Neuausrichtung der
Gemeinsamen Agrarpolitik einsetzen und bei der Digitalisierung darauf
hinwirken, dass der Breitbandausbau auf Basis von Glasfaser in
ländlichen Kommunen zügig vorangeht. Zudem sollen die
Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden, dass das ehrenamtliche
Engagement, das zur Attraktivität des Lebens auf dem Land beiträgt,
nachhaltig gestärkt und von Bürokratie entlastet wird. Auch soll die
öffentliche Nahverkehrsanbindung im ländlichen Raum ausgebaut werden,
wobei kreative Mobilitätskonzepte zu fördern seien, schreiben Union
und SPD.

CDU/CSU begründeten die Initiative damit, dass es in den vergangenen
Jahren starke Transformationsprozesse im ländlichen Raum gegeben habe.
Immer weniger Betriebe würden immer größere Flächen bewirtschaften und
immer mehr Menschen würden Äcker und Wälder erben, allerdings immer
weniger von Forts- und Landwirtschaft verstehen. Darauf müsse reagiert
werden. Die Linke kritisierte den Antrag als unsortiert, der zwar gut,
aber nicht umfassend genug sei. Die Fraktion teilte die Einschätzung,
dass sich die Eigentümerstruktur auf dem Bodenmarkt sehr verändere,
deshalb müsse dieser Bereich in Zukunft stärker reguliert werden. Auch
die Grünen sahen die Probleme im Antrag richtig beschrieben. Doch nach
Ansicht der Fraktion gebe es kein Erkenntnisproblem, sondern ein
Umsetzungsdefizit. Die Lösungsvorschläge der Koalition würden nicht
weit genug gehen, die Probleme beim Fördermittelabfluss nicht lösen
und keine Antworten auf die noch offenen Fragen zur Mobilität im
ländlichen Raum geben. Die SPD hielt dagegen, denn es könne nicht eine
Antwort auf die vielfältigen Probleme gegeben werden, weil es nicht
den einen ländlichen Raum gebe. In Zukunft müsse erreicht werden, dass
alle Bundesländer die vom Bund angebotenen Fördermittel auch abrufen
und investieren können. Antragsverfahren sollen einfacher werden und
angebotene Förderprogramme wie das Bundesprogramm Ländliche
Entwicklung sollten für eine bessere Nahversorgung in den Blick
genommen werden.

Die AfD befürwortete das Ziel, den ländlichen Raum stärken zu wollen,
um der Landflucht etwas entgegenzusetzen. Würden weniger Menschen in
die Städte ziehen wollen, weil die Infrastruktur und die Versorgung
auf dem Land immer schlechter werden, könnte der enorme Zuzug in die
Städte mit allen damit verbundenen Problemen abgebremst werden. Dass
allerdings einem Investitionsstau von über 100 Milliarden Euro nur
wenige hundert Millionen Euro Fördermittel gegenübergestellt würden,
monierte die Fraktion. Die FDP kritisierte unter den
Oppositionsfraktionen die Vorlage am schärfsten. Die Liberalen sahen
keine konkreten Lösungsansätze und warfen der Koalition vor, dass die
Breitband- und die Mobilfunkversorgung auf dem Land schlecht bleiben
werde. Dieses Versäumnis sei zum Schaden der mittelständischen
Unternehmen und werde das mobile Arbeiten für die Bevölkerung in
ländlichen Regionen unmöglich machen.

 * 

4. Wirkstoffe für Pflanzenschutzmittel

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Datenbank zu Pflanzenschutzmittelwirkstoffen der
EU-Kommission weist aktuell 483 genehmigte Wirkstoffe aus. Das geht
aus einer Antwort der Bundesregierung (19/7739) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6849) hervor, die
Reformbedarf beim Zulassungsverfahren von Pestiziden im Zusammenspiel
zwischen der EU-Ebene und den EU-Mitgliedländern sehen. Weiter heißt
es, dass nach Angaben des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) mit Stand vom 23. Dezember 2018 insgesamt
880 Pflanzenschutzmittel in Deutschland zugelassen sein. Die Zulassung
von 100 dieser Pflanzenschutzmittel sei mindestens einmal gemäß
Artikel 43 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 verlängert
worden, weil die Bearbeitung des nach Artikel 43 Absätze 1 und 2
gestellten Antrages auf Erneuerung der Zulassung nicht abgeschlossen
worden sei. Das BVL habe zudem die Zulassungen von 25
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln, für die Anträge auf eine
Erneuerung der Zulassungen vorliegen wür
den, auf Basis von Artikel 43 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr.
1107/2009 bis zum 15. Dezember 2019 verlängert.

 * 

5. Begleitgremium für Reduktionsstrategie

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Im Rahmen der Nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten
(NRI) plant das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) die Einrichtung eines Begleitgremiums. Die Aufgabe des Gremiums
soll darin bestehen, die Reduktionsmaßnahmen zu erörtern und
Empfehlungen abzugeben, wie die Strategie in Zukunft erfolgreich
implementiert werden kann. Dass teilt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/7740) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6949)
mit, die mehr Transparenz beim Einsatz externer Sachverständiger bei
der Beratung des BMEL im Hinblick auf Kosten und Ergebnisse gefordert
hat. In der Antwort heißt es dazu weiter, dass in dem Begleitgremium
Mitglieder der Bundesregierung, der Bundesländer sowie der Verbände
aus den Bereichen Ernährung, Gesundheit, Lebensmittelwirtschaft,
Verbraucherschutz und Wissenschaft vertreten sein sollen. Darüber
hinaus wolle das BMEL ein Kompetenznetzwerk für die Digitalisierung
der Landwirtschaft im Laufe des Jahres 2019 einrichten, um aktuelle
Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung der Landwirtschaft
analysieren und Lösungsvorschläge erarbeiten zu können.

 * 

6. Akademische Hebammenausbildung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die akademische Hebammenausbildung ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/7594) der FDP-Fraktion. Die Bundesregierung habe
in einem Eckpunktepapier dargelegt, dass sie die Ausbildung
vollständig akademisieren wolle, um den gestiegenen Anforderungen an
den Beruf gerecht zu werden und EU-Vorgaben umzusetzen.

Das künftige Hebammenstudium solle sich an der dualen Studienform
orientieren und dabei einen hohen Praxisanteil aufweisen. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, was genau
geplant ist.

 * 
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BUNDESTAG/8052: Heute im Bundestag Nr. 186 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 186

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 10.36 Uhr

1. Drittstaatsangehörige in Beschäftigigung

2. Ermittlungen wegen Menschenhandels

3. Treffen Maaßens mit AfD-Politikern

4. Vorgänge in Bremer Bamf-Außenstelle

5. Linke thematisiert Dublin-Verfahren

6. Linke thematisiert Blood and Honour

7. Auftritte von Grup Yorum



1. Drittstaatsangehörige in Beschäftigigung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der zu Erwerbszwecken in qualifizierter
Beschäftigung in Deutschland befindlichen Drittstaatsangehörigen ist
von knapp 82.200 Ende des Jahres 2013 auf knapp 162.700 Ende
vergangenen Jahres gestiegen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7709) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7329) hervor. Danach stieg die Zahl der Drittstaatsangehörigen,
die sich zu Erwerbszwecken in nicht-qualifizierter Beschäftigung
hierzulande aufhielten, im genannten Zeitraum von gut 19.000 auf knapp
54.800.

Hauptherkunftsländer waren laut Vorlage Ende 2018 bei qualifizierter
Beschäftigung Indien mit gut 23.900 vor China mit knapp 15.400 und die
USA mit gut 13.100, bei nicht qualifizierter Beschäftigung
Bosnien-Herzegowina vor Kosovo mit jeweils gut 8.500 sowie Mazedonien
mit knapp 5.500. In den aufgeführten Zahlen nicht enthalten sind den
Angaben zufolge Ausländer mit Niederlassungserlaubnis und
Erwerbstätige, die einen anderen Aufenthaltstitel, zum Beispiel zum
Familiennachzug, besitzen.

 * 

2. Ermittlungen wegen Menschenhandels

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2017 sind laut Bundesregierung insgesamt 327
Ermittlungsverfahren im Bereich "Menschenhandel zum Zweck der
sexuellen Ausbeutung" abgeschlossen worden. Im Bereich "Menschenhandel
zum Zweck der Arbeitsausbeutung" wurden im Jahr 2017 insgesamt elf
Ermittlungsverfahren abgeschlossen, wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/7622) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/7279) weiter ausführt.

Danach wurden 2017 Ermittlungen gegen 24 Gruppierungen der
Organisierten Kriminalität (OK) "mit Schwerpunkten im Bereich des
Menschenhandels zum Zweck der sexuellen Ausbeutung (17) und der
Ausbeutung von Prostituierten beziehungsweise der Zuhälterei (sieben)
geführt". Die OK-Gruppen wurden den Angaben zufolge in acht Fällen von
bulgarischen Staatsangehörigen dominiert. Weitere vier OK-Gruppen
seien von nigerianischen Tatverdächtigen dominiert worden und jeweils
drei OK-Gruppen von Deutschen, Rumänen beziehungsweise Ungarn. Im
Deliktsbereich des Menschenhandels zum Zweck der Ausbeutung der
Arbeitskraft betätigten sich laut Vorlage zwei OK-Gruppierungen.

 * 

3. Treffen Maaßens mit AfD-Politikern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit dem Jahr 2015 haben laut Bundesregierung fünf
Treffen des früheren Präsidenten des Bundeamts für Verfassungsschutz
(BfV), Hans-Georg Maaßen, mit der AfD stattgefunden. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/7665) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/7335) weiter hervorgeht, hat sich Maaßens
Nachfolger Thomas Haldenwang weder in seiner Funktion als
Vizepräsident noch als Präsident des BfV mit Politikern der AfD
getroffen.

 * 

4. Vorgänge in Bremer Bamf-Außenstelle

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Sachstand zu Verdächtigungen gegenüber der
ehemaligen Leiterin der Bremer Außenstelle des Bundesamts für
Migration und Flüchtlinge" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/7624). Darin schreiben die Abgeordneten, ihrer
Auffassung nach sei "inzwischen sehr deutlich geworden, dass es -
anders als oftmals dargestellt - keine ,skandalösen' Vorgänge in der
Bremer Außenstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) gab". Wissen wollen sie unter anderem, ob es neue Erkenntnisse
zum Stand der strafrechtlichen Ermittlungen gegen die ehemalige
Leiterin gibt und ob die Bundesregierung auf der Grundlage der ihr
vorliegenden Erkenntnisse "eine weitere Suspendierung der Beamtin
überhaupt noch für erforderlich und begründbar" hält.

 * 

5. Linke thematisiert Dublin-Verfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem sogenannten Dublin-Verfahren im Asylrecht
befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/7623). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, wie viele
"Dublin-Entscheidungen" es im Jahr 2018 mit welchem Ergebnis gegeben
hat. Auch wollen sie unter anderem wissen, "wie viele
Übernahmeersuchen, Zustimmungen beziehungsweise Überstellungen" es im
Rahmen des Dublin-Systems im vergangenen Jahr durch beziehungsweise an
Deutschland gab .

 * 

6. Linke thematisiert Blood and Honour

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, ob "die Generalbundesanwaltschaft seit dem Verbot der ,Blood
and Honour Division Deutschland' (B&H) und ihrer Jugendorganisation
,White Youth' (WY) im Jahr 2000 Ermittlungsverfahren gegen (ehemalige)
Mitglieder" eingeleitet hat. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/7600) danach, wie viele Mitglieder der extrem rechten
Szene in Deutschland nach Kenntnis der Bundesregierung mit B&H
beziehungsweise WY sympathisieren. Ferner fragt sie unter anderem, wie
die Bundesregierung "das Gefährdungspotential von B&H- beziehungsweise
WY-Sympathisanten/-Gruppierungen" beurteilt.

 * 

7. Auftritte von Grup Yorum

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Musikgruppe "Grup Yorum" hat nach Kenntnis der
Bundesregierung im vergangenen Jahr sieben Auftritte in verschiedenen
deutschen Städten absolviert. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7666) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/7336) hervor. Der Fraktion zufolge ist die türkische Band
"die wohl populärste linksgerichtete Musikgruppe der Türkei, wo ihre
Mitglieder aber massiver politischer Verfolgung ausgesetzt sind".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8051: Heute im Bundestag Nr. 185 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 185

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.56 Uhr

1. Finanzielle Interessen der EU

2. AfD-Fraktion will Kanzlerin öfter befragen

3. FDP-Fraktion will Fragestunde abschaffen

4. FDP will Regierungsbefragung stärken

5. Maßnahmen gegen Telefonabzocke

6. Pünktlichkeit bei der Bahn thematisiert



1. Finanzielle Interessen der EU

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
vorgelegt, mit dem die EU-Richtlinie 2017/1371 über die
strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der
Union gerichtetem Betrug umgesetzt werden soll (19/7886). Die
Richtlinie legt Mindestvorschriften für die Definition von
Straftatbeständen und Strafen zur Bekämpfung von Betrug und sonstigen
gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union gerichteten
rechtswidrigen Handlungen fest. Sie ist am 17. August 2017 in Kraft
getretenen und bis zum 6. Juli 2019 in nationales Recht umzusetzen.
Wie es in dem Entwurf heißt, entspricht das geltende deutsche Recht
bereits weitgehend den Vorgaben der Richtlinie. Die noch
erforderlichen Anpassungen sollen unter anderem durch das neu zu
schaffende Gesetz zur Stärkung des Schutzes der finanziellen
Interessen der Europäischen Union erfolgen, das die Straftatbestände
der missbräuchlichen Verwendung von Mitteln der Europäischen Union und
der rechtswidrigen Verminderung von Einnahmen der Europäischen Union
sowie Ergänzungen des Korruptionsstrafrechts vorsieht.

 * 

2. AfD-Fraktion will Kanzlerin öfter befragen

Bundestagsnachrichten/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf (19/7862)
zur Reform der Regierungsbefragung im Bundestag vorgelegt. Mit einer
Neuregelung, die sich an der Praxis des britischen Unterhauses
orientiere, könne die Aufmerksamkeit der Bürger besser erreicht
werden, heißt es in der Vorlage.

Nach den Vorstellung der AfD-Fraktion sollten an der Befragung der
Bundesregierung vier Mitglieder der Regierung teilnehmen, darunter die
Bundeskanzlerin. Sollte die Regierungschefin verhindert sein, müsse
ihr Stellvertreter teilnehmen.

Dem Entwurf zufolge sollte die Bundeskanzlerin die Regierungsbefragung
mit einem selbst gewählten Thema eröffnen und sich dann den Fragen der
Fraktionen stellen. Die Redezeit für Fragen, Zusatzfragen und
Antworten soll bei jeweils einer Minute liegen.

 * 

3. FDP-Fraktion will Fragestunde abschaffen

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion will die Fragestunde im Bundestag
abschaffen. Statt dessen solle "das ebenso effektive Instrument der
schriftlichen Einzelfrage gestärkt werden, heißt es in einem Antrag
(19/7860) der Fraktion. Die auf diese Weise gewonnene Zeit sollte der
Vorlage zufolge für längere Debatte und eine Ausweitung der
Regierungsbefragung genutzt werden.

Dem Antrag zufolge soll jeder Abgeordnete in jedem Monat bis zu acht
Fragen zur schriftlichen Beantwortung an die Bundesregierung richten
können. Durch die größere Zahl an schriftlichen Einzelfragen könnten
Informationen ebenso gut erlangt werden wie durch die Fragestunde.

 * 

4. FDP will Regierungsbefragung stärken

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion macht sich in einem Antrag (19/7861)
für eine Reform der Regierungsbefragung stark. Die aktuelle
Ausgestaltung der Regierungsbefragung sei sehr statisch und ziehe kaum
die Aufmerksamkeit auf sich. Eine Umgestaltung könnte die
parlamentarische Debatte beleben. Angestrebt werde ein
"Schlagabtausch" zwischen Regierung und Opposition.

Dem Antrag zufolge soll die Regierungsbefragung von derzeit 30 auf 120
Minuten ausgedehnt werden. Der Bundestag soll entscheiden, welche
Mitglieder der Bundesregierung für die Befragung anwesend sein müssen.
Die zuständigen Minister sollen selbst antworten müssen und dürfen
sich nur ausnahmsweise vertreten lassen.

Mindestens vier Mal im Jahr soll die Bundeskanzlerin befragt werden
können. Eine Befragung der Kanzlerin soll ferner auch möglich sein,
wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder des Bundestages dies
beantragen. Dies soll eine Befragung aus aktuellem Anlass ermöglichen.

 * 

5. Maßnahmen gegen Telefonabzocke

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Was die Bundesregierung gegen Telefonabzocke
unternimmt, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7597)
wissen. Die Abgeordneten nehmen Bezug auf die laut Bundesnetzagentur
gestiegene Zahl von Beschwerden wegen unerlaubter Telefonwerbung und
die daraufhin vom Bundesjustizministerium angekündigten
Rechtsverschärfungen. So sollen per Telefon abgeschlossene Verträge in
Zukunft erst wirksam sein, wenn Verbraucher diese schriftlich
bestätigt haben. Die Fragesteller wollen unter anderem wissen, ob die
Ankündigung auf einem bereits längerfristig in Planung befindlichen
Gesetzesvorhaben oder auf der Veröffentlichung der aktuellen
Beschwerdestatistik der Bundesnetzagentur basiert, wie weit die
inhaltlichen Planungen der Bundesregierung zur Bestätigungslösung per
Textform vorangeschritten sind und wann mit einem ersten
Referentenentwurf zu rechnen ist.

 * 

6. Pünktlichkeit bei der Bahn thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Pünktlichkeitsquoten und den
Verspätungsminuten bei den Zügen der DB Fernverkehr AG zwischen 2008
und 2018 erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer
Kleinen Anfrage (19/7690) wollen die Abgeordneten von der
Bundesregierung zudem wissen, wie viele Züge im Fernverkehr der
Deutschen Bahn in den einzelnen Jahren von 2008 bis 2018 vollständig
oder teilweise ausgefallen sind.

 * 
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BUNDESTAG/8050: Heute im Bundestag Nr. 184 - 20.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 184

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Anspruch auf schnelles Internet

2. 682 Millionen für Beratungsleistungen

3. Steuerquote auf 22,8 Prozent gestiegen

4. Kontrollierte Hackerangriffe auf Banken

5. Bewertung der Kryptotechnologie

6. FDP fragt nach Big Techs



1. Anspruch auf schnelles Internet

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Forderung
nach einem Anspruch auf Zugang zum schnellen Internet. In der Sitzung
am Mittwochmorgen beschloss der Ausschuss mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU/CSU, SPD und Die Linke, eine dahingehende Petition
dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
"als Material" zu überweisen, "soweit es um den Anspruch auf Zugang
zum schnellen Internet geht" und sie dem Europäischen Parlament
zuzuleiten, "soweit es um die Überprüfung der
Universaldienstrichtlinie geht". Die Fraktionen der AfD, der FDP und
von Bündnis 90/Die Grünen hatten für eine Überweisung mit dem höheren
Votum "zur Erwägung" plädiert.

In der Petition werden unter anderem die Regelungen des
Telekommunikationsgesetzes (TKG) beanstandet. Das Gesetz beinhalte
zwar ein gesetzlich verbrieftes Recht auf einen internetfähigen
Festnetztelefonanschluss. Dieses Recht sei jedoch weder von der
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen noch mit rechtlichen Mitteln durchsetzbar, kritisiert der
Petent.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung macht der
Petitionsausschuss deutlich, dass er der flächendeckenden
Breitbandversorgung sowohl aus gesamt- und regionalwirtschaftlicher
als auch aus gesellschaftspolitischer Sicht eine hohe Bedeutung
beimesse. Der allgemeine Zugang zum schnellen Internet stelle eine
wichtige Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum und steigenden
Wohlstand dar. Zudem ermögliche die Breitbandtechnologie die Teilhabe
der Bürger an der modernen Informations- und Wissensgesellschaft,
schreiben die Abgeordneten.

Ferner weisen sie darauf hin, dass die Vorschriften zum
Universaldienst gemäß Paragraf 78 ff. TKG der Sicherstellung einer
"flächendeckenden Grundversorgung mit standardisierten
Telekommunikationsdienstleistungen" diene. Als eine solche sei
insbesondere ein Telefonfestnetzanschluss definiert, der Gespräche,
Telefaxübertragungen und die Datenkommunikation mit Übertragungsraten
ermögliche, die für einen funktionalen Internetzugang ausreichten. Ein
breitbandiger Internetanschluss gehöre jedoch nicht zum
Universaldienst, schreibt der Petitionsausschuss.

Wie aus der Beschlussempfehlung weiter hervorgeht, beruhen die
angesprochenen Regelungen des TKG auf den Vorgaben aus der 
EU-Universaldienstrichtlinie aus dem Jahr 2002. "Seitdem haben sich
sowohl die Erwartungen der Teilnehmer an Universaldienste als auch die
den Universaldiensten zugrunde liegende Technik der Netze und Dienste
geändert", heißt es in der Vorlage. Auf europäischer Ebene sei daher
im Zusammenhang mit der Änderung der EU-Richtlinie über den
europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation eine
Überprüfung der Universaldienstrichtlinie vorgesehen, deren Vorgaben
gegebenenfalls durch den Bundestag in nationales Recht umzusetzen
seien.

Der Petitionsausschuss verweist außerdem auf die Vereinbarung von
CDU/CSU und SPD im Koalitionsvertrag, einen rechtlich abgesicherten
Anspruch auf Zugang zum schnellen Internet zu schaffen. Dieser solle
zum 1. Januar 2025 wirksam werden. Bis zur Mitte der laufenden
Legislaturperiode würden hierfür die gesetzlichen Grundlagen
geschaffen. "Dabei sind Vorgaben aus dem europäischen Kodex für die
elektronische Kommunikation zu berücksichtigen", schreiben die
Abgeordneten.

 * 

2. 682 Millionen für Beratungsleistungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die Inanspruchnahme externer Beratung und
Unterstützung hat die Bundesregierung im vergangenen Haushaltsjahr
2018 rund 682,9 Millionen Euro ausgegeben. Wie aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/7713) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7387) hervorgeht, waren es im Haushaltsjahr 2017
722,4 Millionen Euro. In der Aufstellung fehlen die Angaben des
Bundesministeriums der Verteidigung. Das Ministerium habe angegeben,
dass eine vollständige Erhebung der Ausgaben für
Unterstützungsleistungen in den Jahren 2017 und 2018 in dem zur
Verfügung stehenden Zeitraum nicht habe erfolgen können. Außerdem
enthält die Antwort die Bezeichnungen der Rahmenverträge, der
Leistungsgegenstände, der Laufzeiten, der Auftragsvolumina und die
Namen von Auftragnehmer.

 * 

3. Steuerquote auf 22,8 Prozent gestiegen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Steuerquote ist seit dem Jahr 2005 von 19,6
Prozent auf 22,8 Prozent im Jahr 2018 gestiegen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7613) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7325) mit. Wie es in der Antwort weiter heißt, belegt
Deutschland im OECD-Vergleich "Taxing Wages" den zweiten Platz unter
den Ländern mit der höchsten Steuer- und Abgabenlast. Auf die Frage,
wie die Bundesregierung der von der CSU-Landesgruppe auf ihrer
Klausurtagung in Kloster Seeon beschlossenen Forderung nach einer
"Steuerbremse" nachkommen will, schreibt die Regierung: "Für diese
Legislaturperiode verfolgt die Bundesregierung bereits das Ziel, die
Steuerbelastung der Bürgerinnen und Bürger nicht zu erhöhen. Vielmehr
setzt die Bundesregierung auf wachstumsfreundliche Steuer- und
Abgabensenkungen." Auf die Frage, wie die Bundesregierung der
Forderung der CSU-Landesgruppe nach einem schnellstmöglichen Beginn
eines Teilabbaus des Solidaritätszuschlages nachkommen will, heißt es,
der Koalitionsvertrag sehe für diese Legislaturperiode vor, die
Abschaffung des Solidaritätszuschlages mit einem deutlichen ersten
Schritt ab 2021 zu beginnen. Ein konkreter Zeitplan zur Umsetzung des
Vorhabens liegen noch nicht vor.

 * 

4. Kontrollierte Hackerangriffe auf Banken

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um absichtlich geführte Hackerangriffe auf die
Informationstechnologie von Banken geht es in der kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7603). Die Abgeordneten schreiben darin von einem
Rahmenwerk der Europäischen Zentralbank, um mittels kontrollierter
Cyber-Hackingangriffe die Widerstandsfähigkeit von Akteuren im
Finanzsektor zu testen und so eine Vergleichbarkeit auf europäischer
Ebene herzustellen. Die Bundesregierung soll angeben, ob ein solches
Rahmenwerk in Deutschland bereits implementiert wurde und welche
Behörden für die Beaufsichtigung der Hackerangriffe zuständig sein
sollen.

 * 

5. Bewertung der Kryptotechnologie

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Kryptotechnologie im Finanzmarkt macht die
FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/7793). Darin nehmen
die Abgeordneten Bezug auf einen Report der Europäischen
Bankenaufsichtsbehörde (EBA) zum Umgang mit sogenannten Krypto-Assets.
Für die Zukunft der Kryptotechnologie im Finanzmarkt sei es dringend
notwendig, dass sowohl für den Kunden als auch für den Anbieter
allgemeine Rechtssicherheit gewährleistet sei, zitiert die
FDP-Fraktion aus dem Report. Die Bundesregierung wird gefragt, ob sie
die Einschätzung der EBA teilt, dass Krypto-Assets bis jetzt keine
relevante Gefahr für die Finanzstabilität darstellen. Außerdem wird
nach einer Bewertung der Gefahren des Kryptogeschäfts bezüglich
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gefragt.

 * 

6. FDP fragt nach Big Techs

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob sogenannte Big Techs in Zukunft der Aufsicht
durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
unterliegen sollen, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/7794) erfahren. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage erläutern
die Abgeordneten, zu diesen großen digitale Plattformen würden unter
anderem die US-amerikanischen Unternehmen Google, Amazon, Facebook und
Apple sowie die chinesischen Unternehmen Baidu, Alibaba und Tencent
gezählt. Diese Unternehmen würden zunehmend in den Bereich der
Finanzgeschäfte vordringen. In der Anfrage geht es auch darum, dass
große digitale Plattformen anderen Unternehmen den Zugang verweigern
würden.

 * 
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BUNDESTAG/8048: Heute im Bundestag Nr. 182 - 19.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 182

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. Februar 2019, Redaktionsschluss: 15.21 Uhr

1. Details zur EU-Türkei-Flüchtlingsfazilität

2. Inhaftierte Deutsche in Venezuela

3. Konsularischer Zugang im Fall Billy Six

4. Humanitäre Lage in Venezuela

5. Ressortabstimmung beim Migrationspakt

6. Nachfragen zum UN-Migrationspakt



1. Details zur EU-Türkei-Flüchtlingsfazilität

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Europäische Rechnungshof hat keine von deutschen
Durchführungsorganisationen im Rahmen der EU-Türkei-
Flüchtlingsfazilität ("Facility for Refugees in Turkey" - FRiT)
umgesetzten Vorhaben durch den Europäischen Rechnungshof (EuRH)
untersucht. Das geht aus der Antwort (19/7264) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion hervor (19/6529). Die
Bundesregierung wirke im Rahmen des FRiT-Steuerungsgremiums darauf
hin, dass die EU-Kommission eine Koordinierung der Maßnahmen
untereinander sowie mit Vorhaben anderer Geber sicherstellt.

 * 

2. Inhaftierte Deutsche in Venezuela

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Neben dem Fall des deutschen Journalisten Billy Six
sind der Bundesregierung zwei weitere deutsche Staatsbürger als
Haftfälle in Venezuela bekannt, die konsularisch betreut werden. Wie
es in der Antwort (19/7343) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6912) weiter heißt, wende sich die deutsche Botschaft in Caracas
im diplomatischen Rahmen förmlich über Verbalnoten an die Regierung
Venezuelas. Zudem stehe sie im ständigen Kontakt mit den
venezolanischen Behörden und spreche bei Bedarf auch auf Ebene des
Botschafters im venezolanischen Außenministerium vor.

 * 

3. Konsularischer Zugang im Fall Billy Six

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die deutsche Botschaft in Caracas hat sich seit
Bekanntwerden der Verhaftung des deutschen Journalisten Billy Six
umgehend und mit Nachdruck um konsularischen Zugang bemüht, ebenso um
die Klärung der tatsächlichen Hintergründe seiner Festnahme. Das
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/7342) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6913). Die Botschaft stehe "im
ständigen, hochrangigen Kontakt" mit dem venezolanischen
Außenministerium. Am 9. Januar 2019 sei ein erster konsularischer
Haftbesuch durch die Botschaft erfolgt. Im Rahmen der konsularischen
Betreuung unterstütze die Botschaft bei der Suche nach einem
geeigneten Rechtsanwalt und setze sich für ein rechtsstaatliches
Verfahren ein.

 * 

4. Humanitäre Lage in Venezuela

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Zahl der venezolanischen Flüchtlinge und
Migranten in den Nachbarländern beläuft sich auf rund 2,35 Millionen.
Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/7506) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6600) unter
Berufung auf die "Regional Inter-Agency Coordination Platform", unter
deren Dach verschiedene Unterorganisationen der Vereinten Nationen
ihre Arbeit koordinieren. Demnach hielten sich die meisten
venezolanischen Flüchtlinge und Migranten in Kolumbien auf (1.032.000)
gefolgt von Peru (506.000) und Ecuador (221.000.)

Die humanitäre Lage in Venezuela bezeichnet die Bundesregierung als
besorgniserregend. "Für Teile der Bevölkerung geht es seit Beginn der
Krise um das wirtschaftliche und angesichts grassierender
Unterernährung, der Ausbreitung ansteckender Krankheiten und dem
weitgehenden Zusammenbruch des Gesundheitswesens auch um das physische
Überleben."

 * 

5. Ressortabstimmung beim Migrationspakt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Koordinierung der ressortabgestimmten Position
der Bundesregierung zum Migrationspakt ist unter Federführung des
Auswärtigen Amtes erfolgt. Wie die Bundesregierung in der Antwort
(19/7507) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6662) schreibt,
waren das Bundeskanzleramt sowie die Ministerien für Finanzen, Arbeit
und Soziales, Gesundheit, Entwicklung, Inneres, Bildung und Forschung
sowie Justiz beteiligt. Verwiesen wird in der Antwort auch auf vier
Veranstaltungen im Zeitraum der Verhandlungen zum Pakt, bei denen sich
Vertreter der Bundesregierung und Vertreter der Zivilgesellschaft
austauschten.

 * 

6. Nachfragen zum UN-Migrationspakt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um den UN-Migrationspakt geht es in einer Kleinen
Anfrage (19/7275) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, auf welche Untersuchungen sich die Aussage im Pakt
stütze, dass Migration eine Quelle von Wohlstand, Innovation und
nachhaltiger Entwicklung in der globalisierten Welt sei und wer die
Profiteure einer solchen prognostizierten Entwicklung seien.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1822: Regierungspressekonferenz vom 18. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Montag, 18. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 18. Februar 2019



Themen: Reise der Bundeskanzlerin zum Gipfeltreffen der Europäischen
Union mit der Arabischen Liga in Ägypten, Forderung des amerikanischen
Präsidenten zur Rücknahme von IS-Kämpfern durch Deutschland, geplante
Studie zu den seelischen Folgen von Schwangerschaftsabbrüchen, Häufigkeit
der Rückzahlung des Unterhaltsvorschusses, Zölle auf den Import von Autos
und Autoteile in die USA, Exportverbot für Rüstungslieferungen nach
Saudi-Arabien, Kritik an der Teilnahme eines Staatsministers an einer Feier
zum 40. Jahrestag der Iranischen Revolution, Interviewaussagen der
Vizeministerpräsidentin des Saarlands zum Thema Strukturhilfen, Ausbau des
5G-Mobilfunkstandards, Fachkommission zu den Rahmenbedingungen der
Integrationsfähigkeit, Medienberichte über die Bildung einer Arbeitsgruppe
des Bundesamts für Verfassungsschutz zur Untersuchung von möglichen
Verbindungen von russischen Politikern zu rechten Parteien in
Deutschland


Sprecher: StS Seibert, Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Breul (AA), Steffen
(BMJV) Ewald (BMG), Kempe (BMFSFJ), Jornitz (BMWi), Schneider (BMAS)

Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Morgen! Ich habe für Sie eine Terminankündigung
mitgebracht. Sie betrifft dieses Wochenende.

Die Bundeskanzlerin wird am 24. und 25. Februar, also Sonntag und Montag,
am Gipfeltreffen der Europäischen Union mit den Staaten der Liga der
arabischen Staaten, also der Arabischen Liga, teilnehmen. Das Ganze findet
in Sharm El Sheikh in Ägypten statt. Es werden erstmals die Staats- und
Regierungschefs beider Seiten zusammenkommen. Einen solchen Gipfel hatten
die EU-Chefs im Oktober des vergangenen Jahres vereinbart. Beiden Seiten
geht es darum, die europäisch-arabischen Beziehungen noch zu intensivieren.
Es wird dort eine ganz große Bandbreite von Themen geben -
Multilateralismus, nachhaltige Entwicklung, Handel, Investitionen,
Migration, Sicherheit und natürlich die Situation in der Region.

Im Vorfeld dieses Gipfels hat es bereits ein Treffen der Außenminister und -
ministerinnen der EU und der Arabischen Liga in Brüssel gegeben. Sie haben
dabei auch bekräftigt, wie wichtig eine starke Partnerschaft zwischen der
EU und der Liga der arabischen Staaten sei und dass man bei gemeinsamen
Herausforderungen zusammenarbeiten müsse.

So viel dazu. Das betrifft also den 24. und 25. Februar.

Frage: Herr Seibert, vielleicht könnten Sie noch einmal sagen, wer sonst
noch von EU-Seite kommt. Also ist die Kanzlerin in Marrakesch eine der
wenigen oder eine der vielen EU-Staats- und Regierungschefs, die nach
Ägypten reisen?

StS Seibert: Da müsste ich Sie bitten, sich entweder an die Arabische Liga
oder � das ist vielleicht einfacher - an das Büro des EU-Ratspräsidenten
Tusk zu halten. Denn das sind die beiden Einladenden. Dort wird mit
Sicherheit auch die Liste der Teilnehmenden gepflegt. Ich kann es Ihnen
jetzt nicht sagen.

Frage: Wird der Fall Khashoggi auch Teil der Gespräche sein?

StS Seibert: Ich habe Ihnen eine Reihe von Themen genannt. Weitere Themen
sind immer möglich. Aber es ist nicht sehr sinnvoll, das vorher schon
festlegen zu wollen, weil die Dinge sich ergeben. Aber das sind eine Reihe
von Themen, die sicher eine Rolle spielen. Alle weiteren sind auch noch
möglich.

Frage: Es geht um die von Präsident Trump angestoßene Debatte über die
Heimkehr von IS-Kämpfern nach Deutschland. Eine Frage an das BMI: Wie sind
denn die aktuellen Zahlen? Also wie viele deutsche IS-Kämpfer sind Ihrer
Kenntnis nach noch in Syrien oder im Irak? Zu wie vielen gibt es Kontakt?
Wie ist da der aktuelle Stand? Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu
der Forderung des Präsidenten?

StS Seibert: Vielleicht darf ich kurz etwas dazu sagen, bevor sich der
Kollege des Innenministeriums damit befasst.

Die Bundesregierung verfolgt die aktuellen Entwicklungen in Syrien, im
Osten Syriens, natürlich sehr genau. Selbstverständlich stellt sich die
Frage, wie wir mit den deutschen IS-Kämpfern und ihren Angehörigen umgehen
sollen, und zwar mit denen, die sich jetzt schon in Gewahrsam kurdischer
Kräfte in Nordostsyrien befinden als auch mit solchen, die möglicherweise
noch im Zuge der aktuellen Kämpfe von den Anti-IS-Kräften gefasst werden.

Es hat dazu schon Gespräche mit der amerikanischen Seite gegeben. Natürlich
stehen wir zu dieser Frage auch im ständigen Kontakt mit unseren
europäischen Partnern. Wir stimmen uns da eng ab. Das wird jetzt der
Kollege sicherlich genauer sagen. Wir wissen aktuell von einer mittleren
zweistelligen Zahl von Deutschen oder auch deutschen Staatsangehörigen, die
auf Seiten des IS gekämpft haben und die sich jetzt im Gewahrsam der
kurdischen Kräfte in Nordostsyrien befinden. Das sind Zahlen, die sich
aufgrund der Veränderungen der Lage vor Ort natürlich ebenso verändern
können. Dazu kommt voraussichtlich eine noch etwas höherliegende Zahl von
angehörigen Kindern. Aber dazu sicherlich gleich Genaueres aus dem
Ministerium.

Für uns kommt es jetzt erst einmal darauf an, den Sachverhalt weiter
abzuklären, also konkret: Was gibt es an Erkenntnissen zu den Personen
hinsichtlich ihrer Gefährlichkeit und der möglichen strafrechtlichen
Handlungsmöglichkeiten, wenn sie zurückkehren würden? Zu allem werden wir
uns mit unseren Partnern weiter austauschen.

Wir müssen uns mit dieser Angelegenheit befassen, weil auch deutsche
Staatsangehörige betroffen sind. Ich wiederhole aber: Wir sind dazu in
enger Abstimmung, insbesondere mit Frankreich und Großbritannien.

Ruwwe-Glösenkamp: Vielleicht zunächst zu der Zahl, nach der Sie gefragt
haben.

Wir gehen davon aus, dass sich derzeit eine größere zweistellige Zahl von
Männern, Frauen und Kindern aus Deutschland in Gewahrsam von kurdischen
Kräften der syrischen Opposition befindet. Nach Kenntnis unserer
Sicherheitsbehörden waren die Männer und Frauen seit 2013 aus Deutschland
in Richtung Kriegsgebiet in Syrien/Irak ausgereist, um sich dort an der
Seite von terroristischen Gruppen am Dschihad zu beteiligen. Nur gegen sehr
wenige dieser Personen liegen Haftbefehle vor. Gegen eine weitere, ähnlich
Kleine Gruppe bestehen derzeit Ermittlungsverfahren.

Wir gehen im Moment davon aus, dass sich gut 1050 Personen seit 2013 aus
Deutschland in Richtung Kriegsgebiet Syrien/Irak aufgemacht haben, um sich
dort an der Seite von terroristischen Gruppen am Dschihad zu beteiligen.

Rund ein Drittel dieser Personen ist bereits nach Deutschland zurückkehrt.
270 Frauen und Kinder aus Deutschland oder in vielen Fällen auch dort
geborene Kinder deutscher Eltern befinden sich noch in der Region
Syrien/Irak. 75 Prozent der Kinder sind nach unseren Erkenntnissen unter
drei Jahre alt. Es ist davon auszugehen, dass sie im Dschihad-Gebiet
geboren sind.

Dann noch ergänzend: Es ist natürlich so, dass grundsätzlich alle deutschen
Staatsbürger und so auch diejenigen, die in Verdacht stehen, für den
sogenannten IS gekämpft zu haben, ein Recht auf eine Rückkehr nach
Deutschland haben. Sie müssen sich hier vor der deutschen Strafjustiz
verantworten. Für die Gruppe der Dschihad-Rückkehrer werden daher in
Deutschland im Falle einer bevorstehenden Wiedereinreise umfangreiche
Maßnahmen des Polizei- und Strafrechts geprüft. Für jede Person wird eine
individuelle Gefährdungseinschätzung vorgenommen. Wo immer möglich,
versuchen die deutschen Behörden, Rückkehrer zu deradikalisieren.
Unterstützungsangebote, beispielsweise Deradikalisierungsmaßnahmen, aber
auch sozialpädagogische und psychologische Unterstützung, gelten
insbesondere für zurückkehrende Kinder, die möglicherweise schwer
traumatisiert sind und für die ein Strafprozess nicht in Frage kommt.

Breul: Um das Bild zu vervollständigen, möchte ich nur kurz auf die
faktischen Schwierigkeiten vor Ort hinweisen, denen wir da begegnen.

Also es bleibt immer noch richtig, auch nach Tweets vom Wochenende, dass
wir in Syrien keinen konsularischen Zugang haben. Dementsprechend können
wir dort nicht die normale Betreuung für deutsche Staatsangehörige anbieten
und haben auch nicht die Möglichkeit, Informationen zu verifizieren. Also
viele der Zahlen, die gerade schon genannt wurden, sind absolut richtig.
Mit diesen Schätzgrößen arbeiten wir. Aber genau das sind sie: Schätzgrößen
- insbesondere was die Staatsangehörigkeit von Kindern usw. angeht. Das
kann man aus der Ferne nicht abschließend beurteilen.

Darum nur noch einmal der Hinweis von uns: Dieses Thema wird ein
schwieriges bleiben, weil der konsularische Zugang fehlt, weil auch
staatliche Akteure fehlen, die in dieser Region Kontrolle ausüben.

Frage: Es war eben die Rede von einer engen Abstimmung mit Frankreich und
Großbritannien. Die Franzosen verstehe ich im Moment so, dass da relativ
geringe Bereitschaft besteht, Staatsbürger zurückzunehmen. Bei den Dänen
zum Beispiel klang das sehr ähnlich, dass man das überhaupt nicht einsieht.

Auch deswegen eine Lernfrage: Sind eigentlich die rechtlichen Grundlagen in
den einzelnen Ländern immer genau die gleichen wie in Deutschland? Woraus
genau ergibt sich die Zuständigkeit deutscher Behörden für Taten, die im
Ausland stattgefunden haben?

Steffen: Ehrlich gesagt, kenne ich mich nicht mit dem dänischen und dem
französischen Strafrecht aus. Insofern würde ich von einer Antwort absehen
wollen.

Zu dem anderen Punkt: Die Strafverfolgung in Deutschland wird in Fällen von
Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder auch
Mitgliedschaft in terroristischen Vereinigungen durch den GBA vorgenommen,
wenn uns Erkenntnisse dazu vorliegen.

Frage: Ich würde da gleich noch einmal nachfragen wollen, entweder an das
BMJV oder das BMI. Herr Ruwwe-Glösenkamp, Sie haben eben gesagt, sie hätten
ein Recht auf Rückkehr nach Deutschland. Können Sie noch einmal kurz sagen,
wo ich das genau fände, wenn ich das nachlesen würde? Also über welche
Paragrafen reden wir hier?

Dann eine Frage, die vielleicht auch an Herrn Seibert oder an das
Auswärtige Amt geht: Familien von IS-Kämpfern, die im nordsyrischen
Kurdengebiet inhaftiert sind, erheben relativ schwere Vorwürfe. Sie sagen,
die Bundesregierung stelle sich da eigentlich blind und taub, so nach dem
Motto, sie wolle sie einfach nicht und mache deswegen nichts.

Es steht auch der Vorwurf im Raum, dass die Bundesregierung, wenn sie sagt,
es gebe da keine direkten Gesprächskanäle, auch nicht zu den syrischen
Kurden, vielleicht den Kontakt meidet mit Rücksicht auf mögliche Reaktionen
aus der Türkei. Könnten Sie sich dazu bitte einmal äußern?

Ruwwe-Glösenkamp: Dann fange ich einmal an.

Die Tatsache, dass diese Personen das Recht auf eine Rückkehr nach
Deutschland haben, ergibt sich einfach daraus, dass sie deutsche
Staatsbürger sind. Das ist die Begründung dafür. Wer deutscher Staatsbürger
ist, der hat auch das Recht, hier wieder einzureisen.

Vorsitzender Detjen: War das beantwortet?

Zusatzfrage: Nein, der ganze zweite Fragekomplex ist noch nicht beantwortet
worden, also der Vorwurf in Richtung Bundesregierung, sie stelle sich da
blind und taub und sage immer nur: Wir haben dahin keine Kontakte, wir
können da nichts machen.

Sie haben auch nichts gesagt zu der Bitte oder der Forderung der
betroffenen Familien, man möge doch da bitte mehr tun, und zu dem
implizierten Vorwurf, die Bundesregierung nehme solche Kontakte vielleicht
auch bewusst nicht auf, weil sie mögliche negative Reaktionen der Türkei
fürchte, wenn man zu enge Kontakte zu den syrischen Kurden unterhielte.

Breul: Ich weiß nicht. Wir haben hier, glaube ich, schon mehrfach dieses
Thema gehabt. Immer wieder haben wir darauf aufmerksam gemacht, dass wir in
der Tat keine Botschaft in Syrien haben, dass konsularischer Zugang
entsprechend nicht möglich ist, dass wir keine förmlichen Instrumente in
der Hand haben, die wir bei anderen Staaten in der Hand haben. Dass das im
Zweifel für Angehörige sehr frustrierend sein kann, dafür habe ich vollstes
Verständnis. Das ändert aber leider nichts an der Tatsache, dass es nun
einmal so ist und wir daher unsere konsularische Hilfe, die wir für alle
deutschen Staatsangehörigen bieten möchten, und zwar unabhängig davon,
welchen Tatvorwürfen sie sich konfrontiert sehen, in Syrien derzeit so
nicht leisten können, weil wir einfach keine Botschaft haben.

Zusatzfrage: Im Moment diskutieren wir ja auch immer viel darüber, welche
Leute wir gern abschieben und in andere Länder loswerden möchten. Da kommt
auch sehr häufig der Vorwurf: Sie nehmen die ja nicht zurück; deswegen
müssen sie in Deutschland bleiben.

Fürchten Sie sich vor dem Hintergrund nicht ein bisschen vor dem Vorwurf,
dass Deutschland nach dem Motto "Do as I say, not as I do" agiert, also
nach dem Motto "Wir möchten zwar gern die Leute loswerden, die wir hier
nicht haben wollen; aber unsere Deutschen, die wir eigentlich nicht so gern
hier haben, wollen wir nicht zurücknehmen"?

Breul: Ich weiß nicht, ob solche Vorwürfe kommen. Das kann ich nicht
beurteilen. Aber ich glaube, die kann man schnell entkräften. Das hat
gerade der Kollege vom BMI noch einmal gesagt; das hat Außenminister Maas
gestern auch in einer Talkshow gesagt. Für uns ist ohne Zweifel: Deutsche
Staatsangehörige haben das Recht, nach Deutschland zurückzukehren. So
handeln wir auch.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Herrn Seibert.

Einmal würde mich interessieren: Der amerikanische Präsident hat ja die
Forderungen an die "Verbündeten", diese Personengruppe aus Syrien
zurückzunehmen, per Twitter öffentlich gemacht. Wie überrascht war denn
eigentlich die Bundesregierung über diese Äußerungen, auch über die
Vehemenz, mit der das zum jetzigen Zeitpunkt vorgetragen wurde?

Dann würde mich interessieren: Präsident Trump droht ja auch damit, dass
man diese Personen, falls sie nicht zurückgenommen werden, einfach
freilässt. Wie realistisch ist denn aus Sicht der Bundesregierung diese
Möglichkeit? Was würde das dann praktisch bedeuten?

StS Seibert: Zunächst einmal zum ersten Teil Ihrer Frage: Ich will jetzt
die Kommunikationsmittel, die der amerikanische Präsident wählt, nicht
kommentieren.

Aber ich hatte Ihnen ja gesagt, dass es zu diesem Thema, wie wir mit
deutschen Staatsbürgern, deutschen IS-Kämpfern und ihren Angehörigen
umgehen sollen, die in Nordost-Syrien im meist kurdischen Gewahrsam sind,
bereits Gespräche mit der amerikanischen Seite gegeben hat. Also war es für
uns von der Bundesregierung keine Überraschung, dass dieses Thema für die
amerikanische Seite eine Bedeutung hat.

Zusatzfrage: Und der zweite Teil?

StS Seibert: Ich möchte und kann über so etwas hier nicht spekulieren.

Frage: Herr Seibert, vielleicht direkt daran anschließend und einmal von
dem Tweet von Herrn Trump abgesehen: Sieht denn die Bundesregierung eine
Verantwortung für das Problem, das da entsteht, und zwar über die
zweifelsfrei deutschen Staatsangehörigkeiten hinaus? Also sieht man sich in
der Pflicht, bei der drohenden Freilassung von gefährlichen IS-Kämpfern zu
helfen? Arbeitet man da mit anderen europäischen Staaten zusammen, um zu
verhindern, dass von diesen Kämpfern eine Gefahr für Europa ausgeht?

StS Seibert: Ich kann das nur wiederholen. Wir sehen aufgrund der Tatsache,
dass es sich um deutsche Staatsangehörige handelt, dass das eine
Angelegenheit ist, mit der sich Deutschland als auch die anderen
europäischen Staaten befassen müssen. Das tun sie. Wir sind mit unseren
europäischen Partnern im Gespräch. Wir haben schon Gespräche mit der
amerikanischen Seite dazu geführt. Das werden wir natürlich weiter tun.

Breul: Wenn ich vielleicht noch ergänzen darf: Das Thema ist am Wochenende
natürlich zugespitzt worden. Es ist allerdings kein neues Thema. Ich darf
Sie vielleicht auch noch einmal auf die Erklärung der Anti-IS-Koalition
verweisen, die auf Außenministerebene in Washington getagt hat. Ich glaube,
es sind so ziemlich genau zwei Wochen her. Da ist genau dieses Thema auch
aufgerufen worden. Also gerade im Bereich der Anti-IS-Koalition sind wir
seit einiger Zeit mit dem Thema befasst und befinden uns - wie Herr Seibert
schon gesagt hat - im engen Austausch mit allen Partnern, insbesondere in
dieser Koalition, um dieses Thema anzugehen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Breul. So ganz klar ist mir das bis
jetzt noch nicht geworden. Gibt es denn in irgendeiner Form direkte oder
indirekte Gespräche mit den Kurden, die die IS-Kämpfer in Gewahrsam halten?

Breul: Dieses Thema hatten wir ja auch schon ein paarmal, und ich kann es
gerne noch einmal wiederholen: Es gibt keine offiziellen Kontakte der
Bundesregierung zu PYD/YPG. Das sind kurdische, nicht staatliche Akteure
und auch nicht die richtigen Partner für eventuelle Auslieferungen, weil
sie Syrien als Staat nicht repräsentieren. Rechtsverbindliche Zusicherungen
- etwa zum Schutz von Opfer-, Beschuldigten- und Verurteilteninteressen -
können sie entsprechend nicht erteilen.

Frage: An das BMI zu diesem Punkt der Strafverfolgung im Ausland. Er würde
mich interessieren: Haben Deutsche als Mitglied einer terroristischen
Vereinigung generell den Anspruch, wenn sie im Ausland Straftaten begehen,
ihre Strafe dann in Deutschland abzusitzen?

Ruwwe-Glösenkamp: Wenn es eine konsularische Betreuung gibt und es möglich
ist, dann werden sie in der Regel nach Deutschland verbracht.

Zusatzfrage: Und der Strafprozess findet wo statt?

Ruwwe-Glösenkamp: In Deutschland, wenn sie hier sind.

Zusatz: Aber wenn das Land dann zustimmt.

Ruwwe-Glösenkamp: Es gibt zum Beispiel kein Auslieferungsabkommen mit dem
Irak und Syrien. Das macht das Ganze noch ein bisschen komplizierter.

Zusatzfrage: Das ist ja doch ein erhebliches Problem, oder?

Ruwwe-Glösenkamp: Das macht es nicht unterkomplex.

Frage: Das BMI hat, glaube ich, gesagt, man respektiere auch
Strafverfolgungsinteressen anderer Staaten. Was bedeutet das konkret, wenn
sich angebliche Täter jetzt in kurdischem Gewahrsam befinden und andere
Staaten sagen "Wir wollen derer habhaft werden; wir haben Vorwürfe gegen
sie"? Gleichzeitig erklären diese Menschen möglicherweise "Wir sind
deutsche Staatsbürger; wir wollen nach Deutschland zurückgebracht werden".
Diese Lage kann ja eintreten. Wie ist dann das weitere Vorgehen?

Eine zweite Frage: Sind die 800, die da von Präsident Trump genannt worden
sind, samt und sonders Menschen, die sich in kurdischem Gewahrsam befinden,
oder gibt es darüber hinaus noch an anderen Orten sich aufhaltende deutsche
mutmaßliche IS-Kämpfer?

Ruwwe-Glösenkamp: Ehrlich gesagt, kann ich dazu nichts sagen. Es gibt Plan
A, und dann wird dies und jenes vollzogen. Gerade dann, wenn also auch
andere Staaten eventuell berechtigte Interessen haben, gibt es darüber
sicherlich auch eine Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt. Aber das macht bei
uns der Generalbundesanwalt. Insofern würde ich hinsichtlich
Verfahrensfragen gerne an ihn verweisen.

Breul: Zu dem zweiten Teil der Frage kann ich Ihnen nur sagen - aber ich
vermute nicht, dass Sie darauf hinauswollen dass, wenn auch im Irak
deutsche Staatsangehörige mit IS-Verbindungen in Haft sind, die natürlich
von uns konsularisch betreut werden.

Zusatzfrage: Herr Breul, Sie sagten, erschwerend sei eben der mangelnde
konsularische Zugang. Es gab ja Situationen, in denen man sich in der
internationalen Diplomatie dann sozusagen der Hilfe anderer Staaten
bediente, die dort diplomatische Vertretungen haben. Sie sprachen von
Abstimmungen mit Großbritannien und Frankreich. Sind Verfahren denkbar, im
Rahmen derer die dann bei der Herstellung von konsularischem Zugang
behilflich sind?

Breul: Das kann in Einzelfällen hilfreich sein, aber das hat auch Grenzen.
Im Fall Syriens hilft uns das aber nicht weiter, weil weder Frankreich noch
Großbritannien dort diplomatisch vertreten sind.

Frage: Ich habe noch eine kurze Nachfrage zu den Zahlen: In wie vielen
Fällen sind denn IS-Kämpfer regelrecht zurückgeholt worden? In wie vielen
Fällen gibt es aktuell Bemühungen, dies zu tun?

Ruwwe-Glösenkamp: Das wäre mir jetzt nicht bewusst, und dazu liegt mir im
Moment, ehrlich gesagt, auch keinerlei Information vor. Es wäre mir jetzt
auch nicht bekannt, dass es in der Vergangenheit geschehen wäre, dass
Personen tatsächlich zurückgeholt worden wären.

Frage: Herr Ruwwe-Glösenkamp, Sie haben vorhin bei der Zahl der Kinder von
dem sogenannten Dschihad-Gebiet gesprochen. Können Sie das noch ein
bisschen konkretisieren? Was verbirgt sich dahinter?

Ruwwe-Glösenkamp: Bei den Zahlen, die ich eben genannt habe, geht es um die
Region "Syrien und Irak". Näher regional eingrenzen kann ich das an dieser
Stelle nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI zu den Zahlen. Sie hatten gesagt,
1050 Personen seien damals aus Deutschland ins Kriegsgebiet ausgereist, ein
Drittel sei zurückgekehrt. Wie viele sind denn dort ums Leben gekommen?
Kennen Sie da auch eine Zahl?

Sie haben auch gesagt, gegen sehr wenige lägen Haftbefehle vor. Wie viele
denn?

Dann noch eine Anschlussfrage an das BMJV: Wie wollen Sie denn erreichen,
dass am Ende möglicherweise gegen mehr Personen Haftbefehle vorliegen? Wie
laufen da die Ermittlungen?

Ruwwe-Glösenkamp: Dann fange ich einmal an. Ich kann Ihnen noch mitteilen,
dass wir im Moment davon ausgehen, dass rund 200 Personen von diesen 1050
Personen, die ich genannt habe, in Syrien oder im Irak ums Leben gekommen
sind � dies mit aller Vorsicht hinsichtlich der Zahlen gesagt, auf die die
Kollegen eben auch schon hingewiesen haben.

Zu der zweiten Frage kann ich leider nichts sagen. Eine konkrete Zahl kann
ich Ihnen da leider nicht nennen.

Steffen: Meine Antwort ist ein bisschen frustrierend. Mir liegen konkrete
Zahlen darüber vor, wie viele Haftbefehle es gibt. Die würde ich an dieser
Stelle nicht nennen wollen, weil das in der Zuständigkeit des
Generalbundesanwalts liegt, auch, inwiefern man dann sozusagen da die
Ermittlungen voranschreiten lässt. Insofern muss ich Sie an den
Generalbundesanwalt verweisen.

Frage: Ich hätte einmal eine Frage an das Gesundheitsministerium. Es geht
um diese Abtreibungsstudie. Da hat es jetzt am Wochenende auch sehr viel
böses Blut gegeben. Ganz andere Frage: Warum ziehen Sie denn nicht diese
Studien, die bereits vorliegen, zurate und geben eine eigene Studie in
Auftrag?

Ewald: Also, um das noch einmal einzuordnen: Wir haben ja sozusagen nach
intensiver Debatte Mitte Dezember des letzten Jahres zwischen den
beteiligten Ressorts eine Einigung erzielt. Das Ergebnis war sozusagen,
dass man eine Studie dazu auf den Weg bringt. Es gibt in der Tat Studien,
die sozusagen Teilbereiche beleuchten, aber nicht den Gesamtkomplex.
Insofern haben wir das zum Anlass dafür genommen, hier dann sozusagen noch
einmal auf wissenschaftlicher Basis eine Studie auf den Weg zu bringen, die
dann auch dazu dienen kann, die Früherkennung etwaiger psychischer
Belastungen für die Betroffenen zu verbessern und dann erforderlichenfalls
auch Betreuungs- und Unterstützungsangebote so machen.

Es gibt - das ist ja sozusagen auch Teil der Kritik, die da geäußert wird -
Studien, die Teilaspekte beleuchten. Unser Ansatz ist aber sozusagen, das
hier noch einmal im Gesamtzusammenhang neu und empirisch aufzuarbeiten, um
dann die notwendigen Schlussfolgerungen zu ziehen.

Zusatzfrage: Was fehlt Ihnen bei den anderen Studien?

Zu welchen Ergebnissen, denken Sie, werden Sie jetzt kommen, oder ist das
in einem ganz anderen Kontext zu sehen, weil Spanien vielleicht einen ganz
anderen kulturellen Hintergrund als Deutschland hat?

Ewald: Ich kenne den Inhalt der anderen Studie nicht. Richtig ist, dass es
in diesem Feld sozusagen noch große empirische weiße Flecke gibt. Die
Studie ist ja ausdrücklich auch ergebnisoffen angelegt. Es geht einfach
darum, hier eine umfassende Grundlage zu haben, auf deren Basis man diese
Thematik diskutieren kann, wie gesagt: ergebnisoffen. Aber es ist auch Teil
des Diskussionsprozesses gewesen, dass man gesagt hat: Da sind eben weiße
Flecken, und deshalb wollen wir das untersuchen lassen.

Zusatzfrage: Können Sie uns einen weißen Fleck nennen?

Ewald: Das kann ich jetzt nicht. Aber dieses Thema
"Schwangerschaftsabbrüche und gesundheitliche Folgen" soll einmal sozusagen
ausdrücklich in der gesamten Breite in den Blick genommen werden; das ist,
wie gesagt, das Ziel. Vorhandene Studien decken das eben nicht in dieser
Breite ab.

Frage: Ich habe eine Frage an das Familienministerium. Es gibt Berichte
darüber, dass der Unterhaltsvorschuss seltener zurückgezahlt werde. Was tut
das Familienministerium dafür, dass diese Rückholquote gesteigert wird?
Falls Sie schon Vorschläge dafür haben, warum sind die noch nicht
umgesetzt? Woran scheitert es möglicherweise, an den Ländern? Wo liegen da
die Probleme?

Kempe: Erst einmal vielen Dank für die Frage! - Ich kann die Zahlen, von
denen da heute berichtet wird, bestätigen und auch zur sogenannten
Rückgriffquote einiges erläutern.

Lassen Sie mich aber zunächst ein paar Dinge vorausschicken, nämlich dass
die Reform des Unterhaltsvorschusses erst einmal ein großer Erfolg für uns
ist. Jetzt, eineinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten, sehen wir nämlich, wie
wichtig der Ausbau der Leistung war, und zwar familien- wie auch
sozialpolitisch; denn fast doppelt so viele Kinder von Alleinerziehenden
werden jetzt unterstützt, weil sie keinen oder nur einen unzureichenden
Unterhalt bekommen. Das zeigt, wie groß die Lücke war und wie wichtig es
war, dass sie geschlossen wurde.

Zuständig für die Umsetzung der Reform - das haben Sie eben angesprochen -
und auch für das Thema der Rückholquote sind die Länder und die
Unterhaltsvorschussstellen in den Kommunen. Wir stehen mit den Ländern in
engem Kontakt und sehen, dass sich die Fallzahlen nach dem enormen Anstieg
im Zuge der Reform jetzt wieder stabilisieren und sie nicht mehr steigen,
also dass die Sondersituation jetzt sozusagen vorbei ist. Deshalb können
sich die Länder jetzt im nächsten Schritt verstärkt darum kümmern, die
Rückholquote zu verbessern. Unser Ministerium hat vor einem Jahr eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe gegründet, die über die Bedingungen für einen
erfolgreichen Rückgriff spricht, zum Beispiel Strukturveränderungen,
Personalausstattung, Weiterbildung oder IT.

Was man noch hinzufügen muss, ist, dass die Einnahmen aus dem Rückgriff in
absoluten Zahlen ja sogar gestiegen sind, nämlich von 200 Millionen Euro im
Jahr 2017 auf 270 Millionen 2018. Nur die Bezugsgröße, also die viel
größere Zahl der Fälle, hat sich eben geändert, und daher kommt es eben zu
dieser prozentualen Absenkung.

Zusatzfrage: Welche Vorschläge hat Ihr Ministerium denn gemacht, um diese
Rückholquote zu verbessern? Gibt es dazu Vorschläge von Ihrer Seite?

Kempe: Das machen wir gemeinsam mit den Ländern und mit den Kommunen. Dazu
gibt es das Forum, dafür gibt es die Arbeitsgruppe, und dort wird das
besprochen. Darüber stehen wir im engen Austausch mit Ländern und eben den
Kommunen, um dabei eben auch voranzukommen. Das ist eben der nächste
Schritt.

Frage: Ich würde auch gerne noch einmal danach fragen. Haben Sie das
Gefühl, dass es einfach zu wenig Personal gibt, um diese Eintreibung
vorzunehmen?

Ich habe noch zwei Fragen zu den Zahlen. Zum einen hatte ich das Gefühl,
dass in den Dokumenten, die ich da gesehen habe, einmal von 121 000
zusätzlichen Kindern und dann von 300 000 die Rede ist. Wie viele Kinder
sind durch diese Änderung also jetzt tatsächlich hinzugekommen?

Dann heißt es ja wohl auch, dass viele Elternteile einfach nicht zahlen
könnten. Wenn ich mich jetzt richtig erinnere, waren aber Hartz-IV-Bezieher
doch eigentlich davon ausgenommen worden. Woran liegt es dann, dass so
viele offensichtlich nicht zahlen können?

Kempe: Ich fange einmal mit den Zahlen der Anspruchsberechtigten und damit
an, wie sich das entwickelt hat. Es ist tatsächlich so, dass rund 370 000
Kinder mehr durch einen Unterhaltsvorschuss unterstützt werden als vor der
Reform. Insgesamt sind es jetzt 780 000 Kinder.

Was die Zahl der säumigen Unterhaltszahler betrifft, die tatsächlich nicht
zahlen können: Darüber gibt es keine Statistik. Da erhoffen wir uns durch
die Reformen und die Zahl, die wir jetzt bekommen werden - wir werden ja
eine Bundesstatistik dazu anlegen -, dass wir ein bisschen mehr
statistische Klarheit erhalten werden. Aber sicher ist, dass man die 100
Prozent sozusagen nicht anpeilen kann, weil definitiv klar ist, dass nicht
alle, die keinen Unterhalt zahlen, auch tatsächlich in der Lage sind,
Unterhalt zu zahlen.

Zusatzfrage: Wenn man genau weiß, dass die Leute es nicht können, weil sie
finanziell einfach nicht dazu in der Lage sind, kommen die dann trotzdem in
die Rückholquotenstatistik hinein? Landen die auf der negativen Seite, oder
landen die überhaupt nicht in der Statistik?

Kempe: Nach meinem Wissen sind die in der Statistik und in den prozentualen
Zahlen, die da jetzt im Umlauf sind, enthalten.

Frage: Herr Kempe, Sie haben gesagt, 100 Prozent könne man nicht erreichen.
Welche Quote ist denn erreichbar, wenn die Abläufe optimal sind?

Kempe: Dazu kann ich jetzt keine Einschätzung vornehmen. Das werden wir
eben sehen müssen. Ich habe ja gesagt, dass wir dabei sind, eine
Bundesstatistik aufzubauen, und erst die wird Rückschluss darauf geben, wie
viel da erreicht werden kann. Da möchte ich jetzt sozusagen keine
Hausnummer rauswerfen.

Frage: Ich habe eine Frage zu den drohenden Importzöllen der USA. Was ist
denn der Stand, den die Bundesregierung hat? Die Frage geht an Herrn
Seibert und an Herrn Jornitz.

Reaktionen müssten ja von der EU kommen, aber die Regierung hat ja
sicherlich Vorstellungen oder Empfehlungen in Bezug darauf, was passieren
sollte. Wie sehen die denn aus?

StS Seibert: Wie Sie wissen, hat das amerikanische Handelsministerium dem
amerikanischen Präsidenten die Ergebnisse einer Untersuchung vorgelegt. Der
Bericht des Handelsministeriums ist noch nicht veröffentlicht worden und
liegt auch uns nicht vor. Es geht aber in dieser Untersuchung - das weiß
man ja - um die Frage, ob Importe von Automobilen und Automobilteilen in
die USA eine Gefährdung der nationalen Sicherheit der USA darstellen. Nach
dem, was bisher zu hören ist, geht der Bericht wohl davon aus, dass
Autoimporte eine Bedrohung der nationalen Sicherheit der USA seien.

Die EU-Kommission hat schon im Mai, als diese Untersuchung eingeleitet
wurde, dazu Stellung genommen und noch einmal klar dargelegt, dass die
Importe aus europäischer Sicht keine Gefährdung der nationalen Sicherheit
der USA darstellen und dass Handelshemmnisse negative Auswirkungen auf die
Volkswirtschaften sowohl Europas als auch der USA und auf die globale
Wirtschaft hätten.

Nun sind uns die Einzelheiten des Untersuchungsberichts, wie gesagt, noch
nicht bekannt. Klar ist: Ab der Vorlage des Berichts beim US-Präsidenten
läuft eine 90-tägige Frist, innerhalb der er über mögliche Konsequenzen aus
dem Bericht zu entscheiden hat, und diese Entscheidung werden wir abwarten.

Jornitz: Den Worten des Regierungssprechers habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Herr Seibert, es war ja eine recht große Zahl von Teilnehmern aus
den USA und den verschiedenen Gremien der Administration, des politischen
Apparates, vertreten. Hat es nach der Rede der Bundeskanzlerin Austausch
gegeben, hat sie bei anderen Teilnehmern - sie hat ja auch mit Ivanka Trump
gesprochen - sozusagen gerade für diese Position Verständnis und Zustimmung
erhalten?

StS Seibert: Es stimmt, dass die Bundeskanzlerin mit Ivanka Trump - in
diesem Fall als Beraterin ihres Vaters, des US-Präsidenten - gesprochen
hat, aber über ein ganz anderes Thema. Ivanka Trump unterstützt bekanntlich
die Projekte zur Verbesserung der Lebensverhältnisse von Frauen in
Entwicklungsländern, und das war auch das Thema; das hat ja auch bei G20 in
Deutschland schon eine Rolle gespielt. Die Bundeskanzlerin hat sich im
Anschluss an ihre Rede in München auch mit dem US-Vizepräsidenten
getroffen.

Es ist dennoch so, wie ich es Ihnen gesagt habe: Wir kennen nicht den
Inhalt der Untersuchung des amerikanischen Handelsministers oder
Handelsministeriums, so wie sie jetzt dem US-Präsidenten vorgelegt wurde.
Trotzdem hat sich die Bundeskanzlerin am Wochenende dazu geäußert und noch
einmal eine Haltung ganz klargemacht, die wir aber schon seit Monaten
vertreten, nämlich dass es wichtig ist, auch in Handelsfragen miteinander
im Gespräch zu bleiben. Dafür werden wir uns weiter einsetzen: für
Lösungsversuche, Lösungsansätze am Verhandlungstisch. Wie Sie wissen,
laufen aktuell Gespräche zwischen der EU-Kommission und den Vereinigten
Staaten darüber, wie man die transatlantischen Handelsbeziehungen
verbessern kann, wie man die wirtschaftlichen Beziehungen insgesamt
verbessern kann, und da stehen wir ganz an der Seite der Europäischen
Kommission, die diesbezüglich für die Mitgliedstaaten verhandelt. Das ist
aus unserer Sicht der richtige Weg.

Zusatzfrage: Und genau auf diese Frage der Haltung, die die Kanzlerin
gezeigt hat, zielte meine Frage im Hinblick auf Gespräche, die nach der
Rede mit anderen Vertretern der US-Politik geführt wurden. Hat die
Kanzlerin mit anderen nicht gesprochen? Es waren ja auch demokratische
Vertreter dort.

StS Seibert: Nein, das ergab sich in dem engen Ablauf ihres München-Besuchs
nicht. Sie hatte ja noch eine Reihe von bilateralen Gesprächen mit anderen
Staatschefs. Insofern gab es außer dem Kontakt mit dem US-Vizepräsidenten
und mit Ivanka Trump - aber da ging es um andere Themen - keine Gespräche
mit Vertretern der amerikanischen Politik. Aber solche Gespräche werden
natürlich auf anderer Ebene geführt. Auch der deutsche Außenminister war ja
in München und hatte dort seine Gespräche, auch die deutsche
Verteidigungsministerin war dort. Es gab also eine Vielzahl von 
deutsch-amerikanischen Kontakten auf dieser Münchner Sicherheitskonferenz.

Frage: Da möchte ich auch noch einmal nachfragen: Ist es nicht ein bisschen
überraschend, dass die Kanzlerin mit zwei Personen, die Herrn Trump
maßgeblich beeinflussen können - nämlich die Tochter und der Vizepräsident -
, nicht über das Thema spricht, das sie selber in ihrer Rede als
erschreckend bezeichnet hat? Mich würde interessieren, warum sie dann den
Weg zumindest einer positiven Beeinflussung des Themas aus deutscher oder
europäischer Sicht nicht wählt.

Zweitens eine Frage zum Faktor Zeit: Es gibt Berichte, dass Frankreich
einen Erfolg von Handelsgesprächen vor der Europawahl aus innenpolitischen
Gründen eigentlich ablehnt, weil man sich Sorgen macht, dass davon die
falschen Kräfte profitieren können. Sehen auch Sie diese Gefahr, dass nicht
alle in der EU Interesse daran haben, vor der Europawahl einen Erfolg bei
diesen Handelsgesprächen zu sehen?

StS Seibert: Ich bin Sprecher der Bundesregierung, deswegen spreche ich
über unsere Haltung zu den laufenden Gesprächen zwischen der EU-Kommission
und der amerikanischen Regierung, und da hat Jean-Claude Juncker und da
haben die europäischen Verhandler die Bundesregierung ganz an ihrer Seite.
Die Bundeskanzlerin hat in ihrer Rede in München ja eine Vielzahl von
Themen angesprochen: Da ging es um das Verhältnis zu Russland und um das
Verhältnis zu China, da ging es um das Engagement in Afghanistan, um die
Situation in der Ukraine usw., und über eine Vielzahl oder eine Reihe
dieser Themen hat sie auch mit dem amerikanischen Vizepräsidenten dann noch
vertieft gesprochen. Mehr kann ich dazu jetzt nicht sagen.

Zusatzfrage: Entschuldigung, die Frage ist jetzt aber nicht beantwortet:
Ist es nicht seltsam, dass sie, wenn sie selber das in ihrer Rede als
erschreckend bezeichnet, so ein wichtiges Thema nicht anspricht?

StS Seibert: Dieses Thema der Meinungsfreiheiten im Handel und der Frage,
wie die deutschen Automobilimporte in die USA einzuschätzen sind und wie
die Produktion von deutschen Automobilkonzernen in den USA einzuschätzen
ist, spielt mit dem amerikanischen Präsidenten oder in den Gesprächen der
Bundeskanzlerin mit dem amerikanischen Präsidenten eine Rolle nahezu seit
er im Amt ist.

Frage: Herr Seibert, können Sie noch einmal sagen, was ganz konkret die
potenziellen Gegenmaßnahmen gegen die Strafzölle wären, wenn diese 
90-Tages-Frist vergangen ist?

StS Seibert: Nein, das kann ich so, wie Sie das jetzt gerne von mir hören
würden, sicherlich nicht; denn noch wissen wir ja gar nicht, zu welcher
Entscheidung der amerikanische Präsident auf der Grundlage des Berichts
seines Handelsministeriums am Ende dieser 90 Tage kommt. Da gibt es ja
mehrere Möglichkeiten.

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass natürlich, sollten die Amerikaner
solche Zölle einführen, wir das innerhalb der Europäischen Union sehr genau
analysieren werden und uns gemeinsam überlegen werden, wie wir darauf
reagieren.

Frage: Herr Seibert, da Sie die Kanzlerin ja auch schon länger begleiten:
Können Sie sich daran erinnern, dass sie, sagen wir, außerhalb von
Parteiveranstaltungen, schon in ähnlicher Weise vor ähnlichen Foren
derartige Standing Ovations erlebt hat? Welche Lehren mag die Kanzlerin
daraus für weitere Auftritte ziehen?

StS Seibert: Ich habe schon eine ganze Reihe von Reden der Bundeskanzlerin
erlebt, die sehr gut angekommen sind.

Zusatzfrage: Mit Standing Ovations, in Formaten vergleichbar der Münchner
Sicherheitskonferenz?

StS Seibert: Ist auch schon vorgekommen, aber ich führe nicht Buch darüber.
Sie hat sich aber gefreut über das Echo auf ihre Rede und hat, wie gesagt,
im Anschluss daran wirklich noch sehr gute Gespräche gehabt.

Frage: Können Sie sagen, welche Kabinettsmitglieder sich mit Nancy Pelosi -
sozusagen als Anführerin der Demokraten - auf der Konferenz getroffen
haben?

StS Seibert: Darüber habe ich keinen Gesamtüberblick.

Breul: Ich kann für den Außenminister berichten: Am Rande der Münchner
Sicherheitskonferenz findet traditionell ein Treffen aller anwesenden
Kongressabgeordneten mit Vertretern des Auswärtigen Amts statt, so auch in
diesem Jahr. Angeführt wurde die Delegation von Nancy Pelosi.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum Exportverbot für Rüstungslieferungen
nach Saudi-Arabien: Die Firma Würth hat Widerspruch beim Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle gegen die Aussetzung einer
Ausfuhrgenehmigung eingelegt. Kann das Wirtschaftsministerium sagen, wie es
dazu steht?

Jornitz: Das kann ich leider nicht; das ist mir erstens nicht bekannt, und
zweitens wissen Sie ja, dass wir uns zu einzelnen Verfahren zu
Genehmigungen beziehungsweise eventuellen Aufhebungen auch nicht äußern.

Frage: An Herrn Seibert und Herrn Jornitz: Die Kanzlerin hat ja in ihrer
Rede auch gesagt, dass sie die Problematik sieht, dass man in diesem
Bereich etwas machen muss, wenn man gemeinsame Rüstungsprojekte mit
Frankreich entwickeln möchte. Können Sie uns vielleicht einen Zeitplan
nennen, bis wann das geschehen sein soll? Dazu gibt es dann ja auch
Gespräche mit dem Koalitionspartner.

Es steht auch noch die Antwort aus, wie der Wirtschaftsminister eigentlich
zu diesen Themen steht. Die Verteidigungsministerin hat sich geäußert.
Vielleicht können Sie uns sagen, ob er auch dafür ist, dass sich
Deutschland bei künftigen Projekten - das ist ja wohl die 
deutsch-französische Absprache dann auch an französische Ausfuhrnormen hält?

StS Seibert: Ihre Frage gibt mir die Gelegenheit, noch einmal
Presseberichte vom Wochenende aufzunehmen, in denen die Rede war von einem
"Geheimpakt" zum Vertrag von Aachen oder einem Zusatzabkommen zum Vertrag
von Aachen. Richtig ist, dass Deutschland und Frankreich zu Fragen des
Rüstungsexports miteinander im Gespräch sind und dass es im Ergebnis dieser
Gespräche auch eine erste politische Verständigung über gemeinsame
Verfahren zu Rüstungsexporten im Kontext von deutsch-französischen
Gemeinschaftsprojekten oder Zulieferungen gegeben hat. Diese politische
Verständigung ist in einem Papier fixiert, das Mitte Januar zwischen den
Regierungen ausgetauscht wurde. Auf Basis dieses Papiers werden nun die
Gespräche weitergeführt, mit dem Ziel, daraus eine förmliche Vereinbarung
zu machen.

Ich kann Ihnen leider keinen genauen Zeitplan nennen, wie Sie es gerne von
mir hätten, aber das zunächst einmal zur Einordnung dessen, was da ist. Es
ist ja auch richtig und notwendig, dass wir diese Gespräche führen, dass
wir ein Papier haben und dass wir in Richtung einer förmlichen Vereinbarung
gehen; denn 2017 haben sich Deutschland und Frankreich auf die gemeinsame
Entwicklung militärischer Fähigkeiten geeinigt und haben konkret
beschlossen, beim Bau eines gemeinsamen Nachfolgers der heutigen
Kampfpanzer bei Artilleriesystemen zusammenzuarbeiten und gemeinsam ein
künftiges Kampfflugzeug zu entwickeln. Wenn man das tut, dann liegt es auf
der Hand, dass solche Entwicklungsprojekte nur dann sinnvoll angegangen
werden können, wenn man zugleich eine gemeinsame Linie zur Frage des
möglichen Exports erarbeitet. Das fordert von allen Seiten, auch von uns,
Kompromisse. Aber wer eben - was wir ja eigentlich alle tun - der
Verstärkung der europäischen Zusammenarbeit in der Verteidigung, im
Verteidigungsbereich das Wort redet, der muss auch akzeptieren, dass man
dann mit den Partnern gemeinsame Lösungen entwickeln muss - auch im Bereich
des Rüstungsexports.

Jornitz: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Herr Seibert, beabsichtigt die Bundesregierung, das Arbeitspapier,
das Sie gerade angedeutet haben, zu veröffentlichen? Diese Forderung kommt
ja aus den Reihen der Opposition.

Lernfrage an Herrn Jornitz: Hätten solche Widersprüche gegen
Rüstungsexportverbote, wenn es sie gäbe, aufschiebende Wirkung oder nicht?

StS Seibert: Ich kann Ihnen zu einer Veröffentlichung jetzt nichts sagen.
Ich kann Ihnen nur sagen: Es ist ein Papier, auf dessen Basis wir dann eine
förmliche Vereinbarung herzustellen versuchen. In dieser Phase sind wir.

Zusatz: Das schließt aber eine Veröffentlichung nicht aus.

StS Seibert: Die ich Ihnen aber jetzt nicht ankündigen kann.

Jornitz: Die Frage, wie zukünftige Ausgestaltungen sich entwickeln werden,
kann ich hier jetzt natürlich nicht beantworten.

Zusatzfrage: Nein, darauf zielt meine Frage nicht ab. Es ging um die Frage
des Widerspruchs - Sie sagten, davon wüssten Sie nichts, und im
Zweifelsfall nähmen Sie nicht zu einzelnen Unternehmen Stellung. Es ging um
die grundsätzliche Frage: Hätte ein solcher Widerspruch eines betroffenen
Unternehmens aufschiebende Wirkung, würde er also den Exportstopp, den die
Regierung ja verfügt hat, aufheben?

Jornitz: Das kann ich Ihnen derzeit nicht beantworten.

Zusatzfrage: Können Sie es nachliefern?

Jornitz: Das müsste man nachgucken, ja.

Frage: Herr Seibert, zum Inhalt der Vereinbarung: Ist es richtig, dass
diese deutsch-französische Vereinbarung auf künftige Projekte zielt, dass
also bisherige Gemeinschaftsprojekte - die es ja schon gibt - davon nicht
betroffen sind?

Zweitens: Frankreich hatte zu Saudi-Arabien ja eigentlich eine diametral
andere Haltung als die Bundesregierung. Wird es auch einen Passus oder eine
deutsch-französische Verständigung geben, wie man mit diesen Altfällen
umgehen soll?

StS Seibert: Ich bitte um Verständnis, dass ich über diese Vereinbarung,
die ja noch in Erarbeitung ist - die Gespräche werden ja noch geführt -
hier nicht mehr sagen kann. Was ich gesagt habe, steht aber, nämlich dass,
um zu einer solchen Vereinbarung zu kommen, alle Seiten auch eine gewisse
Kompromissbereitschaft zeigen müssen.

Frage: An Herrn Breul: Es gab am Wochenende scharfe Kritik vom 
US-Botschafter in Deutschland an der Teilnahme von Staatsminister Annen an
einer Feier zu 40 Jahren Iranischer Revolution. Grenell meinte, man solle
Dialog nicht mit Feier von Brutalität verwechseln. Es gab auch
innenpolitische Kritik. Bedauert Herr Annen die Teilnahme?

Breul: Erst einmal habe ich diese Äußerung von Herrn Grenell nicht gesehen,
darum kann ich mich dazu auch nicht äußern. Ich kann auch nicht im Namen
von Herrn Annen sprechen. Ich kann hier aber noch einmal betonen, dass die
Teilnahme von Vertretern des Auswärtigen Amts und auch anderer Ministerien -
 auch hochrangig - bei Empfängen zu Nationalfeiertagen von Staaten, mit
denen man diplomatische Beziehungen unterhält, gängige Praxis ist, und zwar
sowohl national als auch international. Gerade mit Blick auf Iran erlaubt
uns das auch, Dialogkanäle offenzuhalten, die dann auch dazu genutzt werden
können, die problematische Rolle Irans in der Region oder auch das
iranische Raketenprogramm anzusprechen. Von daher war das ein Vorgang; Herr
Annen hat den, glaube ich, letzte Woche in Warschau auch schon in ähnlicher
Richtung kommentiert. Mehr gibt es dazu aus unserer Sicht nicht zu sagen.

Zusatzfrage: Es gab ja auch in München von Herrn Pence massive Kritik an
deutschem und europäischem Umgang mit dem Iran. Sieht sich Deutschland mit
Rücksicht auf die Vereinigten Staaten in irgendeiner Weise veranlasst, die
Haltung gegenüber dem Iran zu verändern?

Breul: Ich glaube, wir hatten uns hier am Freitag schon einmal unterhalten;
der Anlass war da die Rede von Herrn Pence in Warschau. Ich kann nicht
erkennen, dass er in München etwas wesentlich anderes gesagt hätte. Die
"bottom line" ist: Wir haben da unterschiedliche Ansätze, das ist so, und
damit müssen wir umgehen.

Frage: Ich weiß nicht genau, ob Herr Seibert die Frage annehmen will, denn
das ist ein Vorwurf, der eigentlich an die gesamte Bundesregierung geht.
Und zwar geht es um das Interview, das die Vizeministerpräsidentin des
Saarlands, Anke Rehlinger, am Wochenende gegeben hat, in dem sie gesagt
hat, was das Thema Strukturhilfen angehe, komme der Westen immer viel zu
kurz. Man rede zwar immer davon, dass man eigentlich auf alle bedürftigen
Regionen gucken müsse, aber dann werde doch aktuell immer nur über
Ostdeutschland diskutiert. Ich hätte gerne eine Antwort der Bundesregierung
auf diesen Vorwurf. Falls Sie sagen, dem sei nicht so: Könnten Sie das
vielleicht auch mit ein paar Zahlen untermauern? Ich frage das auch vor dem
Hintergrund, dass dabei auch sehr deutlich der Vorwurf mitschwang, die die
Bundesregierung tragenden Parteien würden das auch deshalb machen, weil in
diesem Jahr wichtige Landtagswahlen im Osten anstehen? Frau Rehlinger sagte
wörtlich: Solidarische Hilfen müssen sich an der Notwendigkeit orientieren,
nicht nur an Landtagswahlen.

StS Seibert: Ich kennen nun leider die Ausführungen von Frau Rehlinger
nicht, deswegen bin ich nicht in der guten Position, das hier zu
beantworten. Jetzt ist eine Kommission über gleichwertige
Lebensverhältnisse an der Arbeit. Das ist der gesamten Bundesregierung auch
qua Koalitionsvertrag ein ganz besonders wichtiges Thema. Dabei wird
natürlich auf die konkrete Lage in den Regionen geschaut, und nicht nur
nach dem Ost-West-Schema, sondern nach der Frage, die immer wieder zu
beantworten ist: Haben die Menschen in dieser Region die gleichen
Entwicklungschancen, die gleichen Arbeitschancen wie in einer anderen
Region? Das ist mit Sicherheit nicht nur nach dem Ost-West-Schema zu
betrachten und soll auch nicht so betrachtet werden. - Aber vielleicht
möchte sich noch ein anderes Ministerium dazu äußern.

Kempe: Ich kann dazu kurz etwas sagen, denn Ministerin Giffey hat sich dazu
am Freitag in einem Interview noch einmal geäußert. Wir sind ja in der
Kommission über gleichwertige Lebensverhältnisse auch Mitglied und haben
den Vorsitz in einer der Arbeitsgruppen. Sie hat da wörtlich gesagt:

"Wir sprechen über eine Förderung, die die strukturschwachen Regionen
sowohl in Ostdeutschland als auch in Westdeutschland im Blick hat, die
Infrastruktur in Stadt und Land verbessert und sich für die Stärkung und
den Erhalt der Demokratie einsetzt."

Es geht also um eine Förderung nicht nur im Osten, sondern auch in allen
anderen Teilen der Republik.

Sie hat dann ein Beispiel im Kita-Bereich genannt, bei dem es um
Betreuungsschlüssel und um Plätze ging und hat gesagt, dass es zum Beispiel
in Baden-Württemberg um die Zahl der Kitaplätze nicht so gut bestellt ist.
Das ist das, was ich dazu sagen kann.

Zum Thema Unterhaltsvorschuss - da ist das Interesse ja recht groß - kann
ich sagen, dass sich unsere Ministerin um 15 Uhr bei uns im Ministerium zu
dem Thema äußern und sich Ihren Fragen stellen wird. Sie sind natürlich
herzlich dazu eingeladen.

Jornitz: Um das Bild der Strukturhilfen abzurunden: Wir haben die
Ergebnisse der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" Ende
Januar erhalten. Es geht natürlich auch um die Frage, wie man diese jetzt
umsetzt. Wir wollen sie zeitnah in einem sogenannten Maßnahmengesetz
umsetzen. Wir werden sicherlich auch noch einmal darüber sprechen, wie denn
den betroffenen Regionen in Ost und West geholfen werden kann.

Zusatzfrage: Gibt es eine Art Gesamtzahl, dass man beziffern kann, wie viel
bedürftige Regionen im Osten und wie viel bedürftige Regionen im Westen
bekommen?

Frau Rehlinger schlug vor, im Saarland solle ein deutsch-französisches
Zentrum für künstliche Intelligenz aufgebaut werden. Ich hatte das noch
nicht im Kopf. Ist das etwas, was eigentlich schon geplant ist und man weiß
noch nicht genau, wo man es hinstellt? Gibt es von der Bundesregierung
schon irgendwelche Zusagen, dass man sagt, dass das Saarland ein guter
Standort dafür wäre? Ich bin da gerade nicht auf dem Stand.

Jornitz: Was das Zentrum angeht, kann ich Ihnen nicht sagen, wo es
hinkommen soll. Es gibt eine Vereinbarung des Deutsch-Französischen
Ministerrats aus dem letzten Jahr, dass man so ein Zentrum aufbauen will.
Wir sind noch in Überlegungen, wo wir das aufbauen.

Wenn ich noch kurz etwas zu der Frage von dem Kollegen nachschieben darf,
was die aufschiebende Wirkung angeht: Ein Widerspruch gegen eine Aufhebung
einer Ausfuhrgenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung. Die Anordnung
bleibt dann sofort vollziehbar, und es findet keine Ausfuhr statt.

Frage: Herr Seibert, die Bundesregierung wollte einen Katalog von Kriterien
aufstellen, die Technologieanbieter erfüllen müssen, um am 5G-Ausbau in
Deutschland teilnehmen zu müssen. Ist dieser Katalog fertig?

StS Seibert: Die Beratungen zu diesem ganzen Komplex sind in der
Bundesregierung noch nicht abgeschlossen.

Zusatzfrage: Können Sie einen zeitlichen Rahmen nennen?

StS Seibert: Nein, das kann ich nicht.

Zusatzfrage: Vielleicht ein anderes Ressort?

Jornitz: Das kann ich leider auch nicht, aber die Bundesnetzagentur ist da
dran.

Frage: Wahrscheinlich richtet sich meine Frage an das BMI und vielleicht
auch an das BMAS. Es geht um die Fachkommission Integrationsfähigkeit, die
vor zweieinhalb Wochen eingesetzt wurde. Wir haben in den letzten Tagen
Berichte gehört, welche Mitglieder berufen wurden. Es wäre schön, wenn Sie
kurz sagen könnten, nach welchen Kriterien die Mitglieder ausgewählt
werden, wer schon festes Mitglied ist und welche Aufgaben diese
Fachkommission erfüllen soll.

Ruwwe-Glösenkamp: Vielen Dank. - Ich kann Ihnen Ihre Frage im Moment nicht
beantworten, liefere die Antwort aber gerne nach.

Schneider: Ich kann eigentlich nur sagen, dass die Mitglieder der
Kommission feststehen. Am Mittwoch findet die Auftaktsitzung der
Fachkommission im Bundeskanzleramt statt sowie eine Pressekonferenz mit den
beteiligten Ministern, also Herrn Seehofer, Herr Heil, der
Integrationsbeauftragten und den Vorsitzenden der Kommission. Dort werden
Sie sicherlich mehr erfahren. Ich kann Ihnen aber auch nicht sagen, wann
und wie die Mitglieder selbst öffentlich gemacht werden.

Ich kann Ihnen auch nicht sagen, nach welchen Kriterien sie ausgewählt
wurden. Ich müsste nachfragen, ob uns dazu Informationen vorliegen.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, was Sie von dieser Kommission erwarten?

Schneider: Ich kann eigentlich nur noch einmal darauf hinweisen, dass die
Kommission selbst Ausfluss des Koalitionsvertrags ist. Das steht so im
Koalitionsvertrag. Die Kommission soll im Prinzip das tun, was der Name
auch sagt, sich nämlich Gedanken darüber machen, welche Voraussetzungen es
für gute Integration gibt, wie wir diese schaffen können, welche es gibt
und welche Defizite es gibt. Das ist im Groben der Kern des Ganzen.

Frage: Ich habe auch eine Frage an Herrn Ruwwe-Glösenkamp zum Thema
mögliche Verbindungen von russischen Politikern zu rechten Parteien in
Deutschland. Es gab am Freitag einen Bericht des Redaktionsnetzwerks
Deutschland, nach dem das Bundesamt für Verfassungsschutz anscheinend eine
entsprechende Arbeitsgruppe bilden möchte. Ich habe das Bundesamt für
Verfassungsschutz um eine Stellungnahme gebeten, aber dort wurde der
Bericht weder dementiert noch bestätigt. Ich möchte Sie fragen, ob das
Bundesministerium des Innern tatsächlich solche Aktivitäten beobachtet.
Wenn ja, wie aktiv sind solche Verbindungen zwischen russischen Politikern
und rechten Parteien? Was wissen Sie tatsächlich genau über solche
möglichen Verbindungen?

Ruwwe-Glösenkamp: Vielen Dank.- Auch ich habe die Berichterstattung dazu
Ende letzter Woche zur Kenntnis genommen. Es wird Sie vielleicht nicht
überraschen: Auch ich kann mich hier nicht inhaltlich zu möglichen
Aktivitäten des Bundesamtes für Verfassungsschutz in die Richtung äußern
und möchte es deshalb auch dabei belassen.

Montag, 18. Februar 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 18. Februar 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regierungspressekonferenz-vom-18-februar-2019-1581410

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AGRAR/068: Es müssen konkrete Schritte gegen Lebensmittelverschwendung folgen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Februar 2019

HOCKER: Es müssen konkrete Schritte gegen Lebensmittelverschwendung
folgen



Zur Nationalen Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung erklärt der landwirtschaftspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Lebensmittelverschwendung kann keiner wollen. Sie beginnt bereits
durch die strikten Vorgaben des Einzelhandels an Optik und Form der
Lebensmittel auf dem Acker und endet im Kühlschrank, wenn das
Mindesthaltbarkeitsdatum als Verfallsdatum verstanden wird.
Dialogforen und eine bessere Aufklärung der Verbraucher sind daher
Schritte in die richtige Richtung. Es darf aber nicht nur bei
Ankündigungen bleiben. Vielmehr müssen konkrete Schritte folgen, um
die Lebensmittelverschwendung zu reduzieren. Dabei muss auch die
Landwirtschaft miteinbezogen werden. Sie darf nicht durch die Politik
von Landwirtschaftsministerin Klöckner zur ineffizienten
Bewirtschaftung verdammt werden, die auch eine
Lebensmittelverschwendung durch Nicht-Produktion darstellt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MEDIEN/233: ARD muss vollständige Transparenz herstellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Februar 2019

HACKER: ARD muss vollständige Transparenz herstellen



Zur Debatte über das Framing-Manual der ARD erklärt der
medienpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Thomas Hacker:

"Die ARD hat beim Framing-Manual vieles falsch gemacht. Jetzt stellt
sich heraus, dass dafür ein sechsstelliger Betrag geflossen ist. Ein
großes Geschenk an die Gegner des Öffentlich-Rechtlichen Rundfunks.
Und es wirft die Frage auf, wie die ARD mit dem Geld der
Beitragszahler umgeht. Die FDP-Fraktion fordert nun Klarheit: Die ARD
muss vollständige Transparenz herstellen und sollte sämtliche externe
Berater-Verträge offenlegen. Es kann nicht sein, dass
Rundfunkbeiträge für politische Lobbyarbeit verwendet werden. Die ARD
sollte sich lieber auf ihr Kerngeschäft konzentrieren und darauf, wie
der Öffentlich-Rechtliche Rundfunk durch eine Reform schlanker und
effizienter werden kann. Dazu gehört auch eine Neudefinition des
Rundfunkauftrags."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4670: Hamburg wächst - die soziale Infrastruktur wird geschrumpft (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. Februar 2019

Hamburg wächst - die soziale Infrastruktur wird geschrumpft



Um rund 43.000 Einwohner_innen ist Hamburg allein von 2015 bis 2017
gewachsen, darunter fast 18.000 Kinder. Die Zahl der Einrichtungen der
Offenen Kinder- und Jugendarbeit bzw. der Jugendsozialarbeit ist
allerdings nicht mitgewachsen - im Gegenteil: Im selben Zeitraum hat
der rot-grüne Senat acht Einrichtungen geschlossen. Die Einrichtungen
der Familienförderung wurden immerhin nicht zusammengestrichen, ihre
Zahl bleibt trotz der wachsenden Nachfrage seit Jahren unverändert.
Das ergibt eine Anfrage (Drs. 21/16112) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Änderungsbedarf sieht die
Regierungskoalition demnach nicht und bezeichnet die bestehende
soziale Infrastruktur trotz wachsender Aufgaben als ausreichend.

"Das ist ein sozialpolitscher Skandal und ein echter Sündenfall von
SPD und Grünen", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus, jugend- und
familienpolitische Sprecherin der Fraktion. "In einer wachsenden Stadt
müssen nicht nur mehr Wohnungen, Kitas und Schulen gebaut, sondern
auch die soziale Infrastruktur mit weiterentwickelt werden. Bis 1997
war das auch durch eine fachliche Weisung gesichert - die haben SPD
und Grüne seinerzeit abgeschafft. Wir fordern die Wiedereinführung
einer solchen Richtlinie bei der Planung von Gebieten mit mindestens
500 Wohneinheiten, alles andere ist unverantwortlich!"

In seiner Antwort auf die Anfrage hat der Senat 47 neue Quartiere mit
mehr als 500 Wohneinheiten ausgewiesen. Nur zu einem geringen Teil
werden Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit und der
Familienförderung überhaupt mitgeplant, lediglich in drei Fällen in
Bergedorf und Harburg wurde die Planung konkretisiert. Alle anderen
Projekte befinden sich laut Senat "in der Klärung". "Der Senat musste
zugeben, dass die Hälfte der bereits bestehenden Einrichtungen weniger
als zwei Personalstellen in Vollzeit hat", kritisiert Mehmet Yildiz,
kinderpolitischer Sprecher der Fraktion. "Bei Krankheit, Urlaub oder
Fortbildung reduzieren sich die Angebote weiter. Das ist völlig
unzureichend, ein echtes Armutszeugnis des rot-grünen Senats. Wir
fordern einen bedarfsgerechten Ausbau der Offenen Kinder- und
Jugendarbeit und Familienförderung, deren Einrichtungen alle mit
mindestens zwei Fachkräften ausgestattet sein müssen!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4669: 40-Stunden-Woche am Klinikum - für lau (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. Februar 2019

40-Stunden-Woche am Klinikum - für lau



Um im Studium erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten im ärztlichen
Alltag zu vertiefen und zu erweitern, absolvieren Medizinstudierende
ein so genanntes Praktisches Jahr an einem Universitätsklinikum oder
Lehrkrankenhaus. Doch in Hamburg wird diese Arbeit an 19 der 48
Lehrkrankenhäuser der Universität gar nicht vergütet. Bekommen die
jungen Mediziner_innen für ihre Arbeit - überwiegend eine
40-Stunden-Woche - überhaupt eine Entlohnung, sind es meist weniger
als 100 Euro pro Woche. Das ergibt die Antwort des Senats auf eine
Anfrage (Drs. 21/16118) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft.

"Das Universitätsklinikum Eppendorf (UKE) und die Asklepios-Kliniken
zahlen gar nichts, die meisten Krankenhäuser monatlich 400 Euro oder
weniger", kritisiert Martin Dolzer, der wissenschaftspolitische
Sprecher der Fraktion. "Nur an sechs Lehrkrankenhäusern erhalten
Studierende für ihre Vollzeitarbeit eine Vergütung von mehr als 500
Euro - das sind allerdings Krankenhäuser in Bremen oder Husum, wo den
Nachwuchsmediziner_innen der Universität Hamburg zusätzliche
Fahrt- oder Unterkunftskosten entstehen. Es ist schlicht eine
inakzeptable Ausbeutung von Arbeitskraft, dass sie bei einer
40-Stunden-Woche lediglich eine Aufwandsentschädigung erhalten, die
noch nicht mal dem BAföG-Höchstsatz entspricht."

DIE LINKE fordert bundesweit, den BAföG-Höchstsatz als
Mindestaufwandsentschädigung im Praktischen Jahr zu zahlen sowie die
Krankenversicherungsbeiträge für alle über 25-jährigen
Medizinstudierenden zu übernehmen. Für eine tatsächliche Trendumkehr
in der Studienfinanzierung fordert DIE LINKE einen BAföG-Höchstsatz
von 1.050 Euro. "Um ihren Lebensunterhalt zu sichern sind viele
Studierenden gezwungen, neben der strapaziösen Vollzeitarbeit auf der
Station noch einem weiteren Job nachzugehen", so Deniz Celik,
gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion. "Diese Doppelbelastung
führt weder zu einer gesunden Ausbildungssituation noch zu einer
medizinischen Versorgung, bei der die Patient_innen im Mittelpunkt
stehen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4668: Schulplanung für Altona - Die Linke fordert ein Moratorium (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. Februar 2019

Schulplanung für Altona: DIE LINKE fordert ein Moratorium



Begleitet von Protesten hunderter Eltern und Schüler_innen gegen eine
Verdoppelung der Grundschulkapazitäten an der Max-Brauer-Schule hat
Schulsenator Ties Rabe gestern sein "Konzept" für die Erweiterung der
Schulplätze in Altona verkündet - und sich selbst für seine angeblich
umsichtige Politik gelobt. Zu diesem fragwürdigen Vorgang hat die
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft heute eine
Anfrage eingereicht.

"Die Schulbehörde agiert undemokratisch, intransparent, über die Köpfe
der Betroffenen hinweg", erklärt die schulpolitische Sprecherin der
Fraktion, Sabine Boeddinghaus. "Das muss ein Ende haben! Wir fordern
ein Moratorium, die dadurch gewonnene Zeit muss für eine regionale
Schulentwicklungsplanung unter echter Beteiligung aller Schulen und
ihrer Gremien genutzt werden. Diesen Prozess muss die Behörde sofort
einleiten und organisieren!"

"Der Senator muss seine Vorschläge zur Erweiterung der
Schulkapazitäten und Neubauten mit allen vor Ort diskutieren und
abstimmen", ergänzt Wolfgang Ziegert von der Fraktion DIE LINKE in der
Bezirksversammlung Altona. "Seine Verkündigungspolitik nach
Gutsherrenart kommt hier ganz schlecht an. Die Eltern in Altona haben
eine Vorstellung von demokratischem Umgang und demokratischer
Erziehung. Wir erwarten von Rabe eine vorausschauende
Schulentwicklungsplanung in engem Austausch und Rückkoppelung mit den
betroffenen Schulgemeinschaften."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4667: Pflegebedürftigkeit bleibt trotz Senatsinitiative ein Armutsrisiko (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. Februar 2019

Pflegebedürftigkeit bleibt trotz Senatsinitiative ein Armutsrisiko



Gesundheitssenatorin Prüfer-Storcks hat heute die geplante
Bundesratsinitiative Hamburgs zur Weiterentwicklung der
Pflegeversicherung vorgestellt. "Pflegebedürftigkeit wird auch in
Hamburg für immer mehr Menschen zur Armutsrisiko. Deshalb ist die
Initiative zur Senkung und Deckelung der Eigenbeiträge für
Pflegebedürftige ein Schritt in die richtige Richtung, löst aber nicht
das grundsätzliche Problem der Pflegeversicherung, die zu Altersarmut
und Zwei-Klassen-Pflege führt", erklärt dazu Deniz Celik,
pflegepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Auch mit einer Senkung des Eigenanteils um rund 200
Euro werden viele Pflegebedürftige weiterhin auf Sozialhilfe
angewiesen sein. Eine nachhaltige Lösung erfordert eine
Vollversicherung, die alle notwendigen Leistungen übernimmt. Der
Pflegevollmächtige der Bundesregierung ist bereits zu dieser
Erkenntnis gekommen - schade, dass die Senatorin noch nicht so weit
ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3270: Soziale Gerechtigkeit braucht faire Löhne und eine soziale Infrastruktur (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 20. Februar 2019

Soziale Gerechtigkeit braucht faire Löhne und eine soziale Infrastruktur



Zum heutigen Welttag der sozialen Gerechtigkeit erklärt der
sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Alle Menschen - von jung bis alt - brauchen Chancengleichheit und
Teilhabemöglichkeiten. Das ist die Richtschur sozialdemokratischer
Landespolitik seit vielen Jahren. Dazu gehören z. B. faire Löhne, gute
Bildung von Anfang an, soziale Wohnungsbaupolitik und eine gute
Familien- und Seniorenpolitik.

Mit der Einführung des Vergabemindestlohns haben wir einen wichtigen
Beitrag geschaffen, um das Lohnniveau in Mecklenburg-Vorpommern weiter
zu steigern. Die beitragsfreie Kita wird das Haushaltseinkommen von
Familien mit Kindern ab dem Jahr 2020 netto deutlich erhöhen. Das ist
die bisher stärkste Familienentlastung in der Geschichte unseres
Landes. Aber auch die gezielte Förderung von Kitas in
einkommensschwachen Regionen ist ein wichtiger Beitrag für mehr
Bildungschancen benachteiligter Kinder. Ebenso wichtig wie ein faires
Einkommen und gute Bildungsmöglichkeiten sind bezahlbare und
bedarfsgerechte Wohnungen. Wir werden daher die Wohnungsbaupolitik so
umgestalten, dass auch Menschen mit geringerem und mittlerem Einkommen
gute Wohnungen finden. So wird der sozialen Entmischung ganzer
Quartiere entgegengewirkt. Das Einkommen von Menschen darf nicht an
ihrer Adresse ablesbar sein. Soziale Gerechtigkeit braucht nicht nur
höhere Löhne, sondern auch eine sozial ausgerichtete Infrastruktur."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5066: Jahresbericht Landesrechnungshof 2019 (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.02.2018

Jahresbericht Landesrechnungshof 2019

Dr. Adolf Weiland: Trotz Steuerrekorden und niedrigen Zinsen keine
zukunftsgerichtete Politik für das Land



Trotz immer neuer Rekorde bei Steuereinnahmen und der Halbierung der
Zinslast durch die Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank
gelingt der Landesregierung keine kraftvolle Gestaltung für die
Zukunft unseres Landes. Diesen Schluss zieht der stellvertretende
Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Adolf Weiland, aus dem heute
vorgestellten Jahresbericht des Landesrechnungshofs.

"Schon wenige vom Landesrechnungshof ermittelte Kernzahlen belegen die
Gestaltungsschwäche der Landesregierung:


	Trotz dynamisch steigender Steuereinnahmen sinken die Investitionsausgaben von 965 Mio. Euro in 2008 auf 844 Mio. Euro in 2018 (vorl. Ist). Beim Anteil der Investitionen an den Haushaltsausgaben hat Rheinland-Pfalz mit 5,2 % den zweitschlechtesten Wert der Flächenländer.

	In zentralen Bereichen hat die Landesregierung ein massives Umsetzungsdefizit. Mittel für wichtige bereits veranschlagter Investitionsmaßnahmen werden nicht verausgabt: Darunter z.B. die Förderung der Breitbandversorgung mit liegen gebliebenen 61 Mio. Euro oder der soziale Wohnungsbau mit 125 Mio. Euro. So steigen die Haushaltsreste bis 2017 auf sage und schreibe 1,6 Mrd. Euro. 6,4 % der geplanten Ausgaben konnte 2017 nicht umgesetzt werden. 2008 waren es erst 3,4 %

	Falsche Prioritäten und fehlerhafte Veranschlagung von Ausgaben verhindern die Konzentration auf Zukunftsinvestitionen. So wurden in 2017 125 Mio. Euro Personalkostenmehrausgaben veranschlagt, die niemand brauchte. Und für fast 85 Mio. Euro zur Verbesserung der Wasserwirtschaft hat die Umweltministerin keine geeigneten Projekte gefunden. Diese Mittel hätten anderer Stelle gut eingesetzt werden können.



Wir haben gegenwärtig fast ideale finanzielle Rahmenbedingungen.
Deshalb müsste die Landesregierung jetzt die Chance ergreifen, massiv
in die Zukunft zu investieren, seine Wirtschaftskraft zu stärken und
sich fit für die Zukunft zu machen. Doch die Landesregierung ist
dabei, diese Chance zu verspielen. Die Sünden der Vergangenheit rächen
sich jetzt. 2016 ist der Landesregierung kein neuer Aufbruch gelungen.
Während andere längst durchstarten, hängen Rheinland-Pfalz die
Versäumnisse der SPD-geführten Landesregierungen wie Bleiklötze an den
Beinen.

Die vielen Jahre mit einer überzogenen Neuverschuldung des Landes, so
Weiland, belasten Rheinland-Pfalz trotz Zinssätzen auf Tiefstand. Mit
184 Euro Zinsen je Einwohner erreiche das Land den dritthöchsten Platz
der Flächenländer und liege damit deutlich über dem
Länderdurchschnitt.

Wenn wir solche Altlasten mit uns herumschleppen, dann müssen wir mit
mehr Sinn für das wirklich Wichtige, mit mehr Sorgfalt bei der Planung
und mit mehr Verwaltungseffizienz bei Investitionen unseren Haushalt
gestalten. Da ist in Rheinland-Pfalz noch viel Luft nach oben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5065: SPD-Fraktion setzt auf mehr Französisch-Unterricht an Schulen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.02.2019

SPD-Fraktion setzt auf mehr Französisch-Unterricht an Schulen

Angesichts der Debatte im heutigen Bildungsausschuss zum
Französisch-Unterricht erklärt die bildungspolitische Sprecherin,
Bettina Brück:



"Frankreich und Deutschland verbindet eine wechselhafte und
schicksalhafte Beziehung. Für Rheinland-Pfalz, das im Herzen Europas
liegt, gilt dies in besonderem Maße: Für uns Rheinland-Pfälzerinnen
und Rheinland-Pfälzer ist die deutsch-französische Freundschaft
zentral für die Zukunft. Ein elementarer Baustein muss daher der
Erwerb der Sprache des Nachbarn sein. Der jüngst verabschiedete
Vertrag von Aachen kann ein wichtiger Impuls sein, dass auch in
Rheinland-Pfalz wieder mehr Schülerinnen und Schüler Französisch
lernen - als 1. Fremdsprache oder als 2. Fremdsprache. Vor allem in
den Grenzregionen zu Frankreich sollte angestrebt werden, dass mehr
Jungen und Mädchen nach der 4. Klasse Französisch als 1. Fremdsprache
wählen. Unser Ziel muss sein, dass die Schulen entsprechende
attraktive Angebote machen und mehr Schülerinnen und Schüler diese
Option wählen. Französisch zu lernen, ist für die jungen
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer der Schlüssel, um Kultur,
Geschichte und Lebenswelt der französischen Nachbarn.

 * 
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AGRAR/273: Lebensmittel gehören nicht in den Müll


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Lebensmittel gehören nicht in den Müll



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Initiative von
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner, mit einer nationalen
Strategie der Lebensmittelverschwendung den Kampf anzusagen - sieht
aber Konkretisierungsbedarf.

"Lebensmittel gehören nicht in den Müll. Darüber besteht über Partei-
und Fraktionsgrenzen hinaus Einigkeit. Ob das auch von Bundeskanzlerin
Angela Merkel unterstützte Ziel, bis 2030 Lebensmittelabfälle um 50
Prozent zu reduzieren, mit der von der Ministerin vorgelegten
Strategie erreicht werden kann, steht aber in den Sternen.

Wenn wir das Problem wirklich angehen wollen, benötigen wir
verbindliche und überprüfbare Zielvorgaben. Die gesamte
Wertschöpfungskette muss einbezogen werden, angefangen von der
produzierenden Landwirtschaft, über den Logistikbereich, der
Lebensmittelindustrie, dem Handel, der Gastronomie und den
Verbrauchern. Die Grundlage für verlässliche Daten bildet eine
umfassende Dokumentationspflicht der Wirtschaft.

Auch sollte eine Verpflichtung für den Lebensmittelhandel,
Lebensmittel an die Tafeln weiterzugeben und zu spenden - ähnlich wie
in Frankreich, geprüft werden. Darüber hinaus ist eine unabhängige
Stelle erforderlich, die Aktivitäten koordiniert und regelmäßig über
erreichte Ziele informiert. Lediglich auf freiwillige Leistungen der
Wirtschaft zu hoffen, führt nicht zum Ziel. Das zeigt das Beispiel
Reduktionsstrategie ganz deutlich. Wir brauchen klare Regelungen und
konkrete Zielvorgaben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1504: HAW.International - Internationalisierung für die Fachhochschulen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

HAW.International - Internationalisierung für die Fachhochschulen



Karamba Diaby, zuständiger Berichterstatter:

Mit dem neuen Programm HAW.International des DAAD werden Hochschulen
für Angewandte Wissenschaften (HAW) und Fachhochschulen (FH) Forschung
und Lehre internationaler ausrichten können. Dafür stellt das
Bundesministerium für Bildung und Forschung bis 2022 rund 50 Millionen
Euro bereit.

"Wir unterstützen das neu konzipierte und speziell auf Fachhochschulen
und Hochschulen für angewandte Wissenschaften zugeschnittene Programm
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD).

Viele deutsche Fachhochschulen wollen sich schon länger verstärkt
international ausrichten und ihre Internationalisierungsstrategien und
Kooperationsprojekte ausbauen. Bisher fehlte es oft an entsprechenden
Kapazitäten. Daher ist der Internationalisierungsgrad der HAWs im
Vergleich zu den Universitäten in der Regel deutlich geringer. Sie
bieten aber durch praxisnahes Studium und anwendungsorientierte
Forschung die Möglichkeit, hochqualifizierte Fachkräfte auszubilden.

Wir haben uns als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten im November
2018 im Positionspapier "Gute Lehre, stake Forschung, bessere
Karrieremöglichkeiten, mehr Internationalität" für mehr
Internationalisierung der Fachhochschulen ausgesprochen. Das neue
Programm HAW.International des DAAD begrüßen wir als wichtigen
Schritt, um die Internationalisierung der Fachhochschulen mit Elan und
Intensität voranzubringen.

Fachhochschulen und HAWs stehen schon lange nicht mehr nur im
nationalen, sondern längst auch im internationalen Wettbewerb. Sie
genießen gerade wegen ihrer Praxisorientierung im Ausland einen guten
Ruf. Daher kommen erfreulicherweise immer mehr internationale 
Studierende nach Deutschland. Umgekehrt studieren immer mehr junge Menschen
an Hochschulen im Ausland. Mit HAW.International und der Förderung von
Modellprojekten sowie Stipendien für Studierende und Forschende - auch
für Praktika - werden neue Internationalisierungsstrategien
ermöglicht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/283: Mehr soziale Unterstützung für Kulturschaffende


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Mehr soziale Unterstützung für Kulturschaffende



Ulla Schmidt, zuständige Berichterstatterin:

Heute jährt sich zum zehnten Mal der Welttag der Sozialen
Gerechtigkeit. Alle Mitgliedstaaten der UNO sind aufgefordert, sich
das große Ziel einer gerechteren Gesellschaft ins Bewusstsein zu rufen
und Aktivitäten auf nationaler Ebene zu unterstützen. Es geht um
Reichtum und Armut, um Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, um gute
Arbeitsbedingungen und um Gleichstellung. Das gilt auch für die
Branchen im Bereich Kultur und Medien.

"Auch bei Film und Fernsehen, auf und hinter den Bühnen wird Geld
verdient. Einige Kulturschaffende erhalten teilweise hohe Gagen, doch
bei weitem gilt dies nicht für alle und schon gar nicht zu jeder Zeit.
Eine große Zahl von Menschen, die in der Kultur arbeiten, braucht
deshalb den Schutz des Sozialstaats, bei Krankheit, im Alter und in
Zeiten ohne Arbeit. Diesen Schutz zu bewerkstelligen, ist die Aufgabe
der SPD-Bundestagsfraktion.

So verbessern wir ab dem nächsten Jahr den Zugang zur
Arbeitslosenversicherung für Beschäftigte mit kurzen Arbeitsverträgen.
Davon profitiert besonders die Kulturwirtschaft. Denn Arbeitsverträge
sind hier meist projektbezogen und wegen der typischen kurzen
Beschäftigungszeiten schaffen die meisten es nicht, die
Voraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosengeld zu erfüllen. Und
das, obwohl Beiträge bezahlt werden, nicht selten in
überdurchschnittlicher Höhe. Das haben wir im Bundestag durch das
Qualifizierungschancengesetz geändert.

Wir wollen mehr tun für alle Kulturschaffenden, in allen
Sozialversicherungen, auch für die, die immer wieder nur ganz kurze
Arbeitsverträge haben. Es ist gerecht, wenn Menschen, die ihren
Beitrag leisten, dafür in schwierigen Zeiten und im Alter Hilfe und
Unterstützung bekommen. Die Schaffung von mehr sozialer Gerechtigkeit
ist eine ständige Aufgabe. Wir haben in Deutschland viel erreicht.
Darauf können wir stolz sein.

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass ein
selbstbestimmtes Leben in Würde und Selbstachtung in allen Lebenslagen
unter guten Rahmenbedingungen möglich ist. Der Welttag der Sozialen
Gerechtigkeit ist Aufruf zum Handeln für eine bessere Gesellschaft."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





WIRTSCHAFT/2836: Nationale Tourismusstrategie - für gute Arbeit und Nachhaltigkeit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Tourismus

Nationale Tourismusstrategie - für gute Arbeit und Nachhaltigkeit



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

In den kommenden Monaten will die Bundesregierung Eckpunkte für eine
nationale Tourismusstrategie beschließen. Die SPD-Bundestagsfraktion
hat dazu ein umfassendes Positionspapier beschlossen, das die
wesentlichen Handlungsfelder auf-zeigt und konkrete Maßnahmen enthält.
Wesentliche sozialdemokratische Ziele sind bessere Arbeits- und
Ausbildungsbedingungen in der Tourismusbranche, mehr Nachhaltigkeit
und Verbraucherschutz beim Reisen sowie eine leistungsfähige
touristische Infrastruktur.

"Wir setzen uns dafür ein, die Potentiale des Tourismus als starker
Wirtschaftsfaktor und Arbeitgeber für rund drei Millionen Beschäftigte
nachhaltig auszuschöpfen und die touristische Entwicklung zukunftsfest
zu machen. Dafür ist es notwendig, alle Kräfte zu bündeln und die
Tourismuspolitik zwischen Bund, Ländern und Kommunen sowie
ressortübergreifend besser zu koordinieren.

Auch die Branche selbst steht in der Pflicht, gute Arbeits- und
Ausbildungsbedingungen zu gewährleisten. Vor allem im Gastgewerbe ist
der Handlungsbedarf groß. Wir setzen uns dafür ein, die Tarifbindung
zu stärken, vorbildliche Ausbildung und gute Arbeitgeber besser
anzuerkennen sowie gravierende Ausbildungsverstöße konsequenter zu
ahnden. Die überbetriebliche Ausbildung und Weiterbildung wollen wir
stärken.

Wir setzen uns für mehr Nachhaltigkeit und Verbraucherschutz beim
Reisen ein. Der Tourismus muss im Sinne der Agenda 2030 ökologisch,
sozial und wirtschaftlich zukunftsorientiert gestaltet werden. Es
gilt, das natürliche und kulturelle Erbe zu schützen und nachhaltiges
Reisen verbindlich zu zertifizieren. Um die Rechte der Reisenden
besser zu schützen, setzen wir uns für eine Insolvenzabsicherung von
Airlines und eine automatisierte Vertragsentschädigung ein.

Der Tourismus ist auf eine leistungsfähige Infrastruktur angewiesen.
Wir wollen deshalb die Erreichbarkeit touristischer Ziele per Schiene,
Straße, Luft und Wasser erhalten, ausbauen und die Verkehrsträger
stärker miteinander vernetzen. Die Rahmenbedingungen für den
öffentlichen Verkehr müssen verbessert und der Umbau barrierefreier
Bahnhöfe und touristischer Angebote vorangetrieben werden. Um den
Investitionsstau im Wassertourismus aufzulösen, fordern wir einen
eigenen Haushaltstitel für Nebenwasserstraßen. Wir setzen zudem auf
den Ausbau von Radwegen und WLAN-Versorgung."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1914: Beruflicher Aufstieg mit Berufsausbildung - Männer klar im Vorteil (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 19.02.2019

Beruflicher Aufstieg mit Berufsausbildung - Männer klar im Vorteil.
Neuer BIBB REPORT erschienen



In Deutschland üben rund elf Prozent der Fachkräfte mit dualer
Berufsausbildung eine höherwertige Tätigkeit aus, für die in der Regel
auch ein höherer Abschluss erforderlich ist. Das kann zum Beispiel eine
gelernte Einzelhandelskauffrau sein, die als Filialleiterin tätig ist,
oder ein gelernter Kfz-Mechatroniker, der als Produktionsleiter
beschäftigt ist. Diese Fachkräfte sind, auch ohne über den formal
höherwertigen Abschluss zu verfügen, beruflich aufgestiegen und erzielen
demzufolge auch ein höheres Einkommen als Erwerbstätige mit dualer
Berufsausbildung, die entsprechend ihrer Qualifikation beschäftigt sind.

Dies ist ein Ergebnis einer aktuellen Analyse des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB) mit dem Titel "Beruflicher Aufstieg durch überwertige
Erwerbstätigkeit - Männer und Frauen mit dualer Ausbildung im Vergleich".

Die BIBB-Analyse zeigt, dass Männer (13 Prozent) diesen beruflichen
Aufstieg häufiger schaffen als Frauen (7 Prozent) und dass bestimmte
Ausbildungsberufe besonders hohe Aufstiegschancen bieten. Hierzu gehören
IT- und naturwissenschaftliche, aber auch kaufmännische und
unternehmensbezogene Dienstleistungsberufe - beispielsweise
Fachinformatiker, Groß- und Einzelhandelskaufleute, Industrie- und
Bankkaufleute - sowie fertigungstechnische Berufe aus den Bereichen
Mechatronik, Energie und Elektro.

Die große Mehrheit der höherwertig Erwerbstätigen fühlt sich den an sie
gestellten Anforderungen gewachsen, was nach Ansicht der BIBB-Fachleute
den Schluss nahelegt, dass diese Personen in hohem Maße über die
notwendigen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen, um die an sie
im Job gestellten Aufgaben erfüllen zu können. Die Analyse macht deutlich,
dass eine duale Berufsausbildung keine berufliche Sackgasse ist.
Höherwertige Tätigkeiten, die in der Regel durch Aufstiegsfortbildungen -
zum Beispiel Meister/-in oder Fachwirt/-in - erreicht werden, sind für
Personen mit Berufsausbildung auch ohne berufliche Höherqualifizierung
nicht gänzlich ausgeschlossen.

Für BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser wird die Arbeitswelt von morgen
aufgrund des digitalen Wandels durch die Entstehung neuer Tätigkeiten und
veränderter Kompetenzen geprägt sein. "Dieser Wandel kann die Tendenz zur
Ausübung höherwertiger Tätigkeiten verstärken, weil die auf dem
Arbeitsmarkt nachgefragten beruflichen Qualifikationen sich schneller
verändern als die Qualifikationsstruktur des Arbeitskräfteangebots. Die
Ergebnisse zeigen, dass beruflich Qualifizierte auch höherwertige
Tätigkeiten ausüben können und bereits in der Arbeitswelt von heute
anpassungsfähig sind, um diesen Anforderungen gerecht zu werden."

Der BIBB-Analyse liegen Daten der Erwerbstätigenbefragung aus dem Jahr
2018 zugrunde. Die repräsentative Stichprobe von rund 20.000 befragten
Erwerbstätigen in Deutschland wird vom BIBB und der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) durchgeführt. Betrachtet wurden
nur Erwerbstätige, die eine duale Berufsausbildung als höchste Ausbildung
abgeschlossen haben.



Weitere Informationen in der neuesten Ausgabe von BIBB REPORT, Ausgabe
1/2019, mit dem Titel "Beruflicher Aufstieg durch überwertige
Erwerbstätigkeit - Männer und Frauen mit dualer Ausbildung im Vergleich".
Die Veröffentlichung steht im Internetangebot des BIBB unter
www.bibb.de/bibbreport kostenlos als Download zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





HOCHSCHULE/2262: Mehr internationale Strahlkraft für Fachhochschulen (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 20.02.2019

Mehr internationale Strahlkraft für Fachhochschulen

Bundesbildungsministerium unterstützt über den DAAD die
Internationalisierung von Hochschulen für Angewandte Wissenschaften



Hochschulen für Angewandte Wissenschaften (HAW) und Fachhochschulen in
Deutschland sollen internationaler werden. Dabei unterstützt sie das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) über ein neues Programm
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD). Mit "HAW.International"
können sie ihre Forschung und Lehre internationaler ausrichten, ihre
Sichtbarkeit im europäischen Forschungsraum und darüber hinaus steigern und
damit ihre Studierenden besser auf die Herausforderungen einer
globalisierten Arbeitswelt vorbereiten.

HAW bilden seit 50 Jahren die Fachkräfte für den Innovationsstandort
Deutschland aus. Sie stehen für eine praxisnahe Forschung in enger
Kooperation mit der Wirtschaft sowie weiteren gesellschaftlichen Akteuren
wie z. B. sozialen Einrichtungen vor Ort. Zu den großen Stärken der HAW
zählt, dass sie ihre Studierenden anwendungsnah auf das Berufsleben
vorbereiten. Bislang sind die meisten HAW jedoch weniger international
aufgestellt als die deutschen Universitäten. Dies liegt u. a. an
strukturellen Besonderheiten, wie geringeren personellen Ressourcen, hohen
Lehrverpflichtungen oder einer geringeren Mobilitätsneigung der
Studierenden. Hier setzt das Programm HAW.International mit spezifischen
Maßnahmen für Fachhochschulen an. Bis 2022 plant das BMBF dafür 50 Mio.
Euro zur Verfügung zu stellen.

"Deutschlands Fachhochschulen sind ein Juwel unseres Wissenschafts- und
Innovationssystems. Gerade im aktuellen Jubiläumsjahr soll dieses Juwel
noch mehr internationale Strahlkraft entfalten. Deshalb unterstützen wir
die Internationalisierung der Fachhochschulen. Das haben wir uns im
Koalitionsvertrag vorgenommen. Davon profitieren die Studierenden an den
HAW, denn die meisten von ihnen werden im Beruf international arbeiten,
auch wenn ihr Arbeitsort in Deutschland liegt. Die Kunden, die Zulieferer,
die benutzte Software - Vieles ist heute alltäglich international, gerade
auch für Absolventen von Fachhochschulen, und darauf müssen wir sie gut
vorbereiten", sagt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek.

"Fachhochschulen leisten mit ihren hochqualifizierten Absolventinnen und
Absolventen einen wesentlichen Beitrag zur Innovationsstärke Deutschlands
und sind in der Welt hoch angesehen", sagt DAAD-Präsidentin Prof. Margret
Wintermantel. "Unser neues Programm HAW.International fördert
internationale Lehrpläne, fachlichen und kulturellen Austausch sowie
weltweite Hochschulkooperationen. Damit unterstützen wir die HAW darin, die
Fachkräfte von morgen noch besser auf den globalen Arbeitsmarkt
vorzubereiten, und tragen zugleich zu einer noch besseren internationalen
Sichtbarkeit dieses anwendungsorientierten Ausbildungsmodells bei."

Die Curricula sollen, u. a. durch mehr internationale Kooperation und
möglichst niederschwellige Austauschprogramme, internationaler werden.
Dafür sollen Hochschulen, Unternehmen und weitere gesellschaftliche Akteure
zusammenarbeiten. Gleichzeitig bietet das Programm für die Lehrenden die
Möglichkeit, sich in anderen Ländern mit deren Modellen der Forschungs- und
Studienprogramme, z. B. im Zusammenhang mit der Akademisierung der Pflege-
und Gesundheitsberufe vertieft auseinander zu setzen und dort Bewährtes für
die Lehre in Deutschland zu nutzen.

Programm HAW.International

Die anwendungsorientierte Forschung und die forschungsnahe Qualifizierung
des Fachkräftenachwuchses stehen bereits seit 2005 im Mittelpunkt des 
BMBF-Programms "Forschung an Fachhochschulen". Mit dem neuen Förderprogramm
HAW.International sollen die Studierenden fit für den international
geprägten Arbeitsmarkt der Zukunft gemacht und die Ausbildungs-, Forschungs-
 und Innovationskraft der HAW durch internationale Kooperationen gesteigert
werden.

Das Programm HAW.International sieht sowohl Stipendien für Studierende und
Forschende für Studien- und Forschungsaufenthalte und für Praktika im
Ausland vor, als auch die Förderung von Modellprojekten für die
Internationalisierung an deutschen Fachhochschulen. Ergänzt wird das
Programm durch ein umfassendes Informations-, Beratungs- und
Begleitangebot.

 * 
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MELDUNG/646: Bundeskabinett beschließt Nationale Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 46 vom 20.02.2019

Klöckner: "Reduzierung der Lebensmittelverschwendung ist ökonomische,
ökologische und ethische Verpflichtung"

Bundeskabinett beschließt Nationale Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, will
bis zum Jahr 2030 die Lebensmittelabfälle halbieren. Dem Bundeskabinett hat
sie ihre Nationale Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung
vorgelegt, die heute beschlossen wurde.

Julia Klöckner: "In Deutschland werfen wir jedes Jahr 11 Millionen Tonnen
Lebensmittel weg. Eine Menge, die zwei Mal den Bodensee füllen könnte - 55
Kilogramm pro Jahr und Kopf sind es allein in den Privathaushalten. Das
will ich ändern. Denn die Produktion beansprucht Boden, Wasser, Energie
oder Treibstoff, ist mit Emissionen verbunden. Und: Weltweit hungern zudem
über 800 Millionen Menschen. Ökologisch, ökonomisch wie ethisch muss es
daher Verpflichtung sein, in allen Bereichen der Versorgungskette diese
Zahl deutlich zu reduzieren. Das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe,
erfordert eine vereinte Kraftanstrengung. Mir geht es darum, die
Wertschätzung für Nahrungsmittel zu steigern. Hier setze ich mit meiner
Strategie an und zeige vier Handlungsfelder auf:

Erstens müssen wir bestehende Hürden und Barrieren bei der Weitergabe von
Lebensmitteln politisch überprüfen.

Zweitens: Die Unternehmen sind gefordert, Lebensmittelabfälle
beispielsweise während der Produktion und des Transports zu minimieren, in
ihren Verkaufsräumen Bewusstsein für das Thema zu schaffen. Bedarfsgerechte
Bestellgrößen oder häufigere Warenlieferungen und Warenumverteilungen
zwischen Filialen sind weitere denkbare Maßnahmen.

Drittens bietet die Digitalisierung neue Lösungen. Im Bereich der
intelligenten Verpackungen etwa, die anzeigen, ob Produkte noch verzehrbar
sind. Diese Forschung fördern wir mit drei Millionen Euro, auch
unterstützen wir ein Projekt, das das Abgabesystem zwischen Handel und
Tafeln optimiert. Insgesamt 14 Millionen Euro stellen wir für derartige
Vorhaben und Maßnahmen zur Verfügung.

Viertens sind wir alle gefordert. Jeder von uns muss sich bewusst sein, das
sein Verhalten Auswirkungen nicht nur für sich selbst hat. Gerade im Alltag
müssen wir wieder lernen, unseren eigenen Sinnen zu vertrauen: Schauen,
riechen, schmecken - das hilft festzustellen, ob ein Lebensmittel noch
genießbar ist. Und wir investieren in Ernährungswissen: Denn je mehr wir
über Lebensmittel wissen, desto mehr werden sie wertgeschätzt."

Umsetzung der Strategie:

Die Nationale Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung sieht
vor, dass in Dialogforen pro Sektor gemeinsam mit Lebensmittelunternehmern,
zivilgesellschaftlichen Organisationen, den zuständigen Länder- und
Bundesressorts sowie der Wissenschaft konkrete Maßnahmen zur Reduzierung
der Lebensmittelverschwendung erarbeitet werden. Besonderes Augenmerk liegt
dabei auf den Belangen der kleinen und mittleren Unternehmen. Die Umsetzung
der Strategie startet heute mit der Auftaktveranstaltung für das
'Dialogforum in der Außer-Haus-Verpflegung', an der die Bundesministerin
teilnimmt. Durchgeführt wird es zusammen mit dem World Wildlife Fund (WWF).
Bezogen auf die eingesetzten Mengen fällt in diesem Bereich mit Abstand der
größte Anteil an Lebensmittelabfällen an: Bis zu 35 Prozent der
zubereiteten Speisen landen im Müll. Weitere Dialogforen werden im Laufe
des Jahres eingerichtet, dabei werden auch konkrete Zielmarken definiert.
Bis Ende Juni wird das Thünen-Institut zudem ein Monitoringsystem
erarbeiten.

Hintergrund

Die Bundesregierung bekennt sich in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
zu den von den Vereinten Nationen im September 2015 verabschiedeten Zielen
für Nachhaltige Entwicklung (SDG). Dazu gehört auch, die
Lebensmittelverschwendung bis 2030 pro Kopf auf Einzelhandels- und
Verbraucherebene zu halbieren und entlang der Produktions- und Lieferkette
Nahrungsmittelverluste einschließlich Nachernteverlusten zu verringern (SDG
12.3). Der Koalitionsvertrag sieht vor, mit den Beteiligten der
Lebensmittelversorgungskette Zielmarken für die Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung zu vereinbaren und gemeinsam mit den Ländern eine
Strategie zu erarbeiten. Durch Lebensmittelabfälle, werden wertvolle
Ressourcen verschwendet und das Klima belastet. Bei einer Halbierung der
Lebensmittelabfälle könnten laut Gutachten der Wissenschaftlichen Beiräte
für Ernährungs-, Agrar- und Waldpolitik sechs Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente (Äq) an Treibhausgas-Emissionen (THG) in Deutschland eingespart
werden. Die durch Lebensmittelverluste verursachten Treibhausgasemissionen
entsprechen circa vier Prozent der Gesamtemissionen Deutschlands bzw. 270
Milliarden PKW-Kilometern.

Weitere Informationen zur Nationalen Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung finden Sie unter: 

www.bmel.de/StrategiegegenLebensmittelverschwendung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 46 vom 20.02.2019
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KRIEG/1732: Waffenverkäufe - kehrt marsch ... (SB)




Wenn wir in Europa keine gemeinsame Kultur der Rüstungsexporte
haben, dann ist die Entwicklung von gemeinsamen Waffensystemen
natürlich auch gefährdet.

Angela Merkel auf der Münchner Sicherheitskonferenz [1]

Die Bundeskanzlerin unterstrich in ihrer mit stehenden Ovationen
gefeierten Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz die deutschen
Ambitionen, auch in militärischer Hinsicht die erste Geige zu spielen.
Dazu gehört eine engere Zusammenarbeit mit europäischen Partnern wie
insbesondere Frankreich bei der Entwicklung von Waffensystemen, die
nicht länger durch die restriktiveren deutschen Exportbeschränkungen
wie im Falle Saudi-Arabiens behindert werden dürfe. Ins gleiche Horn
stieß Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, die erklärte,
Berlin setze sich für das Mehrheitsprinzip in der europäischen
Außenpolitik ein. Man müsse aber auch anerkennen, daß "deutsche
Maximalpositionen nicht mehrheitsfähig" seien. Bei Rüstungsexporten
sollten "wir Deutschen nicht so tun, als seien wir moralischer als
Frankreich, oder menschenrechtspolitisch weitsichtiger als
Großbritannien". Diese Steilvorlage nahm Johann Wadephul,
stellvertretender Fraktionsvorsitzender der CDU im Bundestag, im
Gespräch mit dem Deutschlandfunk auf: "Wieso maßen wir uns an, an
dieser Stelle die moralischsten und ethisch saubersten Menschen zu
sein, wir finden schlicht gar keinen Partner mehr, mit uns gemeinsam
Waffensysteme zu entwickeln, wenn am Ende des Tages der Export derart
restriktiv beschränkt ist, wie Deutsche das bisher gehandhabt haben."
[2]

Wenn alle anderen Industriestaaten Waffen exportieren, was das Zeug
hält, wir Deutschen aber in diesem einzigen Ausnahmefall und auch nur
befristet die Handbremse anziehen, leisten wir uns auf unvertretbare
Weise einen Rest an Moral, so die Bezichtigung. Damit nicht genug,
werden moralische Bedenken und ethische Einwände gegen den
hemmungslosen Verkauf von Kriegswerkzeug in alle Welt als schiere
Anmaßung diskreditiert, was man durchaus als neue Stufe ideologischer
Aufrüstung in der Konkurrenz um größtmögliche Skrupellosigkeit
charakterisieren kann. So richtete sich der umjubelte Befreiungsschlag
im Bayerischen Hof nicht zuletzt gegen Kritik an Rüstungsschmieden und
Waffengebrauch im Dienste deutschen Vormachtstrebens, der jede
Berechtigung abgesprochen wird.

Daß es aus Sicht der Bundesregierung ohnehin nicht um Moral geht,
belegt eine von Medien als "geheimer Zusatzpakt" zum Aachener Vertrag
über die deutsch-französische Zusammenarbeit kolportierte
Übereinkunft. Demnach sollen die beiden Regierungen bei
Gemeinschaftsprojekten grundsätzlich keine Einwände gegen ihre
jeweiligen Exporte erheben, außer "in Ausnahmefällen, wenn ihre
direkten Interessen oder nationale Sicherheit gefährdet sind". Nachdem
dies publik wurde, wiegelte Regierungssprecher Steffen Seibert
eilfertig mit der fadenscheinigen Erklärung ab, die beiden Länder
hätten im Januar "eine erste politische Abstimmung der
Verfahrensweisen bei Rüstungsexporten in Bezug auf
Gemeinschaftsprojekte und Zulieferungen vorgenommen". Ein
Regierungsabkommen zwischen Paris und Berlin zu Fragen des
Rüstungsexports sei vor der Unterzeichnung des Aachener Vertrages über
die deutsch-französische Zusammenarbeit aber nicht geschlossen worden.
Das dabei erarbeitete Papier solle nun in eine "förmliche
Vereinbarung" überführt werden. Wann diese unterschriftsreif sein
werde, könne er leider nicht sagen.

Deutschland und Frankreich haben 2017 die Entwicklung gemeinsamer
Kampfjets, Panzer und Artillerie beschlossen. Dafür sei es notwendig,
daß man auch eine gemeinsame Haltung über Exportfragen habe, sagte
Seibert. Daß dies nun brachial vorangetrieben wird, hängt unmittelbar
mit der engen Verschränkung von Regierungspolitik und
Konzerninteressen zusammen, da die Rüstungsschmieden eine zentrale
Rolle in der Militarisierung deutscher Geltungsmacht spielen.
Unternehmen wie Airbus und Rheinmetall hatten gefordert, daß
Deutschland seine restriktivere nationale Politik an die der
EU-Partner wie Frankreich oder Großbritannien anpassen müsse. So
deutete Airbus-Chef Tom Enders an, daß die geplante Entwicklung eines
deutsch-französischen Kampfjets nicht vorstellbar sei, sollte
Deutschland seinen Sonderweg fortsetzen. Deutschland und Frankreich
wollen zusammen das Future Air Combat System (FCAS) entwickeln, das
ein Kampfflugzeug der sechsten Generation und auch Drohnen umfassen
soll. Spanien hat sich erst kürzlich dem Projekt angeschlossen, das
für weiter Partner offen ist. Das FCAS soll im Jahr 2040 die
Eurofighter der Bundeswehr und die Rafale der französischen Luftwaffe
ablösen.

Berichte im Januar, wonach Rheinmetall in einem Brief an das
Wirtschaftsministerium mit rechtlichen Schritten gedroht habe, wies
das Unternehmen zurück. Man wolle im Gegenteil alles dafür tun, um
gemeinsam mit den zuständigen Behörden eine gute und einvernehmliche
Lösung zu finden. Daß man beim Düsseldorfer Konzern Kreide gefressen
hat, dürfte damit zusammenhängen, daß Rheinmetall offenbar über
Tochterfirmen in Italien und Südafrika das Regime in Riad weiter mit
Munition beliefert, was inzwischen weithin publik geworden ist. Die
Bundesregierung sieht indessen keinen Handlungsbedarf und will
umstrittene Exporte von ausländischen Tochterfirmen deutscher
Rüstungsunternehmen nicht weiter beschränken. Nach erneuter Prüfung
bestehe kein Novellierungsbedarf, teilte das
Bundeswirtschaftsministerium auf eine Anfrage der Linken mit. Das
Entsenden deutscher Rüstungsfachleute ins Ausland zur Entwicklung von
Kriegswaffen bedarf im Gegensatz zu den USA oder Frankreich bislang
keiner Genehmigung, was die Auslagerung von Rüstungsproduktion ins
Ausland erleichtert. Um dies zu unterbinden, müßte Paragraph 49 der
Außenwirtschaftsverordnung entsprechend ergänzt werden. [3]

Der baden-württembergische Würth-Konzern hat beim Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle Widerspruch gegen die Aussetzung einer
Ausfuhrgenehmigung eingelegt, bei der es um die Lieferung von
Schaltern für gepanzerte Polizeifahrzeuge aus französischer Produktion
geht. Das Unternehmen behält sich rechtliche Schritte vor. [4]

Streitpunkt mit den Konzernen ist vor allem der deutsche Exportstopp
für Saudi-Arabien, der nicht nur deutsche Waffenlieferungen, sondern
auch die Auslieferung von Gemeinschaftsentwicklungen mit
Großbritannien wie den Eurofighter blockiert. Die Bundesregierung
hatte im November nach der Ermordung des regierungskritischen
Journalisten Jamal Khashoggi im saudischen Generalkonsulat in Istanbul
alle Rüstungsexporte in das Königreich abgebrochen, auch die bereits
genehmigten. Dabei soll es um Geschäfte im Wert von etwa 1,5
Milliarden Euro gehen. Die Unterbrechung wurde zunächst auf zwei
Monate befristet, Ende Dezember aber bis zum 9. März verlängert. Trotz
der Lieferunterbrechung zählte Saudi-Arabien 2018 immer noch zu den
besten Kunden der deutschen Rüstungsindustrie mit Ausfuhrgenehmigungen
im Wert von 416 Millionen Euro.

Von der Unterbrechung betroffen sind auch vier Radarsysteme vom Typ
"Cobra", die von einem Konsortium aus dem französischen Konzern
Thales, Hensoldt und dem US-Unternehmen Lockheed hergestellt werden.
Angesichts dieser internationalen Verflechtungen könnte die
Bundesregierung theoretisch enormen Einfluß auf die Lieferung von
Kriegswaffen nehmen und diese in gewissem Umfang ausbremsen. Doch das
Gegenteil ist der Fall, da unter Verweis auf die transnationalen
Verpflichtungen die lästigen Hemmnisse abgebaut werden sollen.

Unterdessen läßt Saudi-Arabien nichts unversucht, um durch Verträge
mit anderen EU-Staaten die blockierten deutschen Schiffslieferungen zu
umgehen. Das staatliche saudische Unternehmen Sami schloß mit der
staatlichen spanischen Werft Navantia ein Joint Venture, um gemeinsam
Korvetten für die saudische Marine zu bauen. Zudem wurde mit der
französischen Naval Group eine Absichtserklärung für den gemeinsamen
Bau von Fregatten und U-Booten unterzeichnet. Der Konzern Sami will
sich durch massiven Ausbau bis 2030 unter die zehn größten
Rüstungsexportunternehmen der Welt katapultieren. Wie der deutsche
Sami-Chef Andreas Schwer mitteilte, habe Sami bereits 19
Gemeinschaftsproduktionen mit Firmen aus Westeuropa, den USA, Asien
und Südafrika vereinbart und wolle in den kommenden fünf Jahren
weitere 25 bis 30 Joint Ventures eingehen. [5]

Union und SPD hatten im Koalitionsvertrag vereinbart, die deutschen
Rüstungsexportrichtlinien aus dem Jahr 2000 zu "schärfen". Dies sollte
eigentlich bereits 2018 geschehen. Kanzlerin Angela Merkel hatte es
jedoch offenbar überhaupt nicht eilig und kündigte im Dezember an, die
neuen Rüstungsexportrichtlinien würden erst im ersten Halbjahr 2019
fertig sein. Von einem konkreten Termin scheint nach wie vor keine
Rede zu sein, wobei spätestens seit der Münchner Sicherheitskonferenz
klar sein dürfte, daß die angekündigte Schärfung der Richtlinien
darauf hinauslaufen soll, dem Export deutscher Kriegswaffen und
gemeinsamen Rüstungsprojektionen mit europäischen Partner die Sporen
zu geben.


Fußnoten:

[1] www.sueddeutsche.de/politik/sicherheitskonferenz-merkel-waffen-ruestungsexporte-1.4333412

[2] www.deutschlandfunk.de/streit-um-ruestungsexporte-deutschland-und-frankreich.1783.de.html

[3] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_85076742/-streit-um-ruestungsexporte-ueber-auslaendische-tochterfirmen.html

[4] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_85270080/ruestungsexporte-nach-saudi-arabien-gestoppt-unternehmen-wehren-sich.html

[5] www.tagesschau.de/inland/ruestung-exportrichtlinien-101.html
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OFFENER BRIEF/054: Venezuelas Präsident Nicolás Maduro an die Bevölkerung der USA (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Offener Brief von Venezuelas Präsident Nicolás Maduro an die
Bevölkerung der USA

Von Nicolás Maduro - veröffentlicht auf amerika21 [1] am 19. Februar 2019



amerika21 dokumentiert diesen Brief von Präsident Maduro, für den
seit dem 7. Februar unter dem Motto "Zehn Millionen Stimmen für den
Frieden" in Venezuela Unterschriften gesammelt werden und der dann an
das Weiße Haus geschickt wird.

 * 

Wenn ich etwas verstehe, sind es die Völker, denn so wie Sie bin ich
ein Mann des Volkes. Ich wurde in einem armen Viertel von Caracas
geboren und wuchs dort auf. Ich formte mich in der Hitze der Volks-
und Gewerkschaftskämpfe in einem von Ausgrenzung und Ungleichheit
gekennzeichneten Venezuela. Ich bin kein Tycoon, ich bin ein Arbeiter
der Vernunft und des Herzens. Ich habe heute das große Privileg,
Präsident des neuen Venezuela zu sein, das in einem Modell der
inklusiven Entwicklung und sozialen Gleichheit verwurzelt ist, das der
Kommandant Hugo Chavez, inspiriert vom bolivarischen Erbe, seit 1998
entwickelt hat.

Wir erleben heute einen historischen Trancezustand. Es sind Tage, an
denen sich die Zukunft unserer Länder zwischen Krieg und Frieden
entscheidet. Dem Volk der USA sage ich: Ihre nationalen Repräsentanten
in Washington möchten den gleichen Hass an ihre Grenzen bringen, den
sie in Vietnam gesät haben. Sie wollen in Venezuela einfallen und
intervenieren, im Namen der Demokratie und der Freiheit, sagen sie,
wie sie es damals gesagt haben, aber so ist es nicht. Die Geschichte
der Usurpation der Macht in Venezuela ist genauso falsch wie die
Massenvernichtungswaffen im Irak. Es ist ein gefälschter Fall, der
aber dramatische Folgen für unsere gesamte Region haben kann.

Venezuela ist ein Land, das mit seiner Verfassung von 1999 die
partizipative und protagonistische Demokratie des Volkes umfassend
ausgebaut hat und heute eines der Länder mit den meisten Wahlprozessen
in den letzten 20 Jahren ist. Ihnen können unsere Ideologie und unsere
Ansichten nicht gefallen, aber es gibt uns und wir sind Millionen.

Ich richte diese Worte, unterschrieben von Millionen Venezolanern, an
die US-amerikanische Bevölkerung, um Sie vor dem Ernst und der
Gefährlichkeit der Lage zu warnen, da einige Sektoren des Weißen
Hauses vorhaben, in Venezuela einzumarschieren, mit unvorhersehbaren
Folgen für mein Heimatland und für die gesamte amerikanische Region.

Präsident Donald Trump will außerdem ehrenhafte Initiativen des
Dialogs stören, die von Uruguay und Mexiko mit Unterstützung der
Caricom (Comunidad del Caribe, Karbische Gemeinschaft) für eine
friedliche und ausgehandelte Lösung zugunsten Venezuelas angestoßen
wurden. Wir wissen, dass wir uns zum Wohle Venezuelas zusammen
hinsetzen und reden müssen, denn den Dialog zu verweigern bedeutet,
den Weg der Gewalt zu wählen. Lassen Sie uns an die Worte von John F.
Kennedy denken: "Lasst uns nie aus Angst verhandeln, aber lasst uns
nie Angst haben zu verhandeln."

Wir fragen uns: Haben diejenigen, die nicht reden wollen, Angst vor
der Wahrheit?

Die politische Intoleranz gegenüber dem venezolanischen bolivarischen
Modell und die Gier, sich unsere immensen Ressourcen an Erdöl,
Mineralien und andere große Reichtümer anzueignen, haben eine
internationale Koalition unter Führung der imperialistischen Regierung
der USA geschaffen, um den folgenschweren Irrsinn zu begehen,
Venezuela unter dem falschen Vorwand einer nicht existenten
humanitären Krise militärisch anzugreifen.

Das Volk von Venezuela hat schmerzhafte soziale Verletzungen erlitten,
die durch eine kriminelle Handels- und Finanzblockade verursacht
wurden, welche durch die Enteignung und den Diebstahl unserer
finanziellen Ressourcen und Vermögenswerte in Ländern, die mit diesen
wahnsinnigen Angriffen in Verbindung stehen, noch verschärft wurde.

Dank eines neuen Systems sozialer Sicherheit, der direkten Fürsorge
für verwundbarste Sektoren sind wir dennoch mit Stolz weiterhin ein
Land mit einem hohen Index für die menschliche Entwicklung und einer
geringen Ungleichheit in Lateinamerika.

Das US-amerikanische Volk muss wissen, dass diese vielfache komplexe
Aggression in völliger Straflosigkeit und in eindeutiger Verletzung
der Charta der Vereinten Nationen ausgeführt wird, die unter anderen
Prinzipien und Zielen im Interesse des Friedens und der
freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Ländern explizit die
Drohung mit oder die Anwendung von Gewalt verbietet.

Wir möchten weiterhin Handelspartner des Volkes der USA sein, wie wir
es im Verlauf unserer Geschichte immer waren. Ihre Politiker in
Washington sind dagegen bereit, Ihre Söhne und Töchter in einem
absurden Krieg in den Tod zu schicken, anstatt das heilige Recht des
venezolanischen Volkes auf Selbstbestimmung und den Schutz seiner
Souveränität zu respektieren.

Wie Sie, Volk der USA, sind wir Venezolanerinnen und Venezolaner
Patrioten und wir werden, was unser ist, mit jeder Faser unseres
Herzens verteidigen.

Heute ist Venezuela in einem einzigen Aufschrei vereint: Wir fordern
das Ende der Aggression, die darauf abzielt, unsere Wirtschaft zu
zerstören und unser Volk sozial zu ersticken. Wir fordern, dass die
schwerwiegenden und gefährlichen Drohungen einer militärischen
Intervention in Venezuela aufhören.

Wir appellieren an das gute Herz der US-amerikanischen Gesellschaft,
die Opfer ihrer eigenen Regierenden ist, damit sie sich unserem Ruf
nach Frieden anschließt. Lassen Sie uns ein einziges Volk gegen die
Kriegstreiberei und den Krieg sein.

Es leben die Völker Amerikas!

Nicolás Maduro Moros

Präsident der Bolivarischen Republik Venezuela


Übersetzung: Vilma Guzmán 


Anmerkung:

[1] https://amerika21.de/dokument/222399/venezuela-usa-brief-nicolas-maduro/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ASIEN/918: Pakistan - Vor- und Nachteilsachsenstellung ... (SB)


Pakistan - Vor- und Nachteilsachsenstellung ...



Beim "großen Spiel" um Zentralasien kommt an Pakistan niemand mehr
vorbei. Ungeachtet der aktuellen Schwäche der pakistanischen
Wirtschaft spielen Islamabad und Rawalpindi die diplomatische und die
militärische Karte gekonnt aus. Die jüngsten Friedensverhandlungen für
Afghanistan unter Teilnahme der Taliban sowie die Bombenanschläge auf
zwei Militärkonvois, die am 12. Februar im östlichen Iran 27
Mitgliedern der Revolutionsgarden und zwei Tage später in Kaschmir 44
Angehörigen der indischen Streitkräfte das Leben kosteten, machen
dies deutlich. Nicht umsonst hat bei seinem zweitägigen Besuch am 17.
und 18. Februar in Pakistan Saudi-Arabiens Kronprinz und designierter
Thronnachfolger Mohammed Bin Salman (MBS) dort Investitionen in Höhe
vonmehr als 20 Milliarden Dollar getätigt.

Als der Journalist Jamal Khashoggi im vergangenen Oktober im
saudischen Konsulat in Istanbul ermordet wurde und die westliche
Welt auf Distanz zu MBS ging, konnte Pakistans frischgewählter
Premierminister, das einstige Cricket-Idol und langjähriger
Oppositionsführer Imran Khan, durch die demonstrative Teilnahme an
einer großen Wirtschaftsmesse in der saudischen Hauptstadt Riad
Punkte sammeln. Kurz zuvor hatten die Saudis Pakistan eine
Finanzspritze in Höhe von neun Milliarden Dollar zukommen gelassen, um
Islamabads Bonität zu unterstreichen.

Pakistan und Saudi-Arabien sind schon länger wichtige Verbündete. Ohne
die Hilfe von schätzungsweise 65.000 pakistanischen Soldaten wäre
Saudi-Arabien schon vor Jahren vermutlich von der Landkarte getilgt
werden. Beim Krieg der afghanischen Mudschaheddin gegen die
Sowjetarmee in den achtziger Jahren haben Islamabad und Riad eng
zusammengearbeitet. In den neunziger Jahren sollen die Saudis das
pakistanische Atomwaffenprogramm heimlich finanziert haben, weshalb
schon länger Gerüchte kursieren, der Generalstab in Rawalpindi halte
auf einem Flugplatz im südwestlichen Pakistan, nahe am Persischen
Golf, ein kleines Arsenal an Atomsprengköpfen für den Gebrauch
Saudi-Arabiens im Notfall stets abflugbereit.

2015 kam es zu einer Eintrübung der bilateralen Beziehungen, als sich
das Parlament in Islamabad gegen eine Teilnahme der pakistanischen
Armee am Feldzug der Saudis und der Vereinigten Arabischen Emirate
(VAE) gegen die schiitischen Huthi-Rebellen im Jemen entschied.
Nachdem sich der geplante Blitzsieg in ein militärisches und
humanitäres Desaster verwandelte, das heute noch anhält, hat
sich der damalige Beschluß Islamabads als Segen für Pakistan erwiesen.
Die Abneigung der Pakistaner gegenüber einer Teilnahme am
Militärabenteuer im arabischen Armenhaus Jemen hing mit den schweren
Auswirkungen des Afghanistankriegs der USA und ihren NATO-Verbündeten
zusammen. Der Krieg destabilisiert seit 2001 Pakistans Grenzregion,
forderte dort Tausende von Menschenleben und verwüstete ganze
Landstriche.

Seit Ende 2018 führen Vertreter der US-Regierung in der katarischen
Hauptstadt Doha mit den Taliban ganz offen Verhandlungen, die auf eine
Reintegrierung der einstigen Koranschüler in den politischen Prozeß
Afghanistans und auf ein Ende des Konflikts dort abzielen. Für die
Teilnahme der Taliban an den Gesprächen soll Pakistan, das der Führung
der Gruppe seit Jahren in Quetta, Hauptstadt der westpakistanischen
Provinz Belutchistan, Unterschlupf gewährt, gesorgt haben. Auch wenn
sich die Taliban bis jetzt Verhandlungen mit der aus ihrer Sicht
"Marionetten"-Regierung in Kabul verweigern, sind die Dinge am
Hindukusch in den letzten Wochen und Monaten ganz schön in Bewegung
gekommen. Dies zeigt die große zweitägige Afghanistan-Runde, die
Anfang Februar in Moskau unter der Schirmherrschaft Rußlands
stattfand. Geplant war anläßlich des Besuchs von MBS in Pakistan, daß
dieser zusammen mit Imran Khan in Islamabad Gespräche mit Vertretern
der Taliban führen sollte. Das spektakuläre Treffen wurde quasi in
letzter Minute gestrichen, nachdem zuvor Afghanistans Präsident Ashraf
Ghani bei den Vereinten Nationen in New York eine formelle Protestnote
dagegen eingereicht hatte.

In einem Beitrag für seinen Blog Indian Punchline hat am 18. Februar
der ehemalige indische Diplomat M. K. Bhadrakumar die Vermutung
geäußert, daß Pakistan die Taliban dazu nötigen wird, sich mit einer
kleinen Präsenz amerikanischer Streitkräfte - unter dem Vorwand der
"Terrorbekämpfung" bzw. der Ausbildung der afghanischen Armee -
abzufinden, um sich wieder aktiv an der regulären Politik ihres Landes
beteiligen zu können. Bhadrakumar meinte, Pakistan spiele Indien in
Sachen internationaler Politik an die Wand, habe seinen Einfluß in
Afghanistan gefestigt und sich als Vermittler im Kaschmir-Konflikt
positioniert, weswegen Neu-Delhi dringend seine Beziehungen zu Teheran
wieder ausbauen sollte.

Interessanterweise wollte MBS auf der zweiten Station seiner
Dreiländerreise, nämlich in Indien, versuchen, die Wogen zwischen
Islamabad und Neu-Delhi etwas zu glätten. Ob ihm das gelingt, wird
sich nicht sofort zeigen. Erst muß die indische Politik den eingangs
erwähnten schweren Bombenanschlag im kaschmirischen Pulwama verdauen,
für den gleich am Tag des Geschehens ohne handfeste Beweise die
hindunationalistische Regierung um Premierminister Narendra Modi die
Pakistaner verantwortlich gemacht hatte. Bezeichnend ist jedenfalls
die Tatsache, daß zu den von MBS in Pakistan angeschobenen Projekten
der Bau einer großen Ölraffinerie in Gwadar gehörte. Die Hafenstadt in
Belutschistan an der Einfahrt zum Persischen Golf nimmt eine
Schlüsselstellung im 62 Milliarden Dollar teuren Mammutprojekt von
China, Pakistan mittels Pipelines, Schnellstraßen, Bahnlinien und
Industrieparks in die neue Seidenstraße der Volksrepublik
einzubinden, ein. Offenbar soll über die Pipelines, die demnächst
Gwadar mit der ostschinesischen Autonomieregion Xinjiang verbinden
werden, irgendwann auch Öl aus Saudi-Arabien fließen.

Presseberichten zufolge will sich auch Rußland für zwei Milliarden
Dollar mit mehreren Kraftwerken am China-Pakistan-Economic Corridor
(CPEC) beteiligen. Alle diese Investitionen machen aber dann erst
Sinn, wenn sich die Lage in Belutschistan, in den pakistanischen
Stammesgebieten an der Grenze zu Afghanistan, in Afghanistan selbst
sowie in Kaschmir beruhigt hat und dort kein Aufstand gegen die
jeweilige Zentralregierung tobt. Auch der Bau der schon länger
geplanten Iran-Pakistan-Indien-Pipeline kann nur dann vollendet und
zur Energielieferung genutzt werden, wenn Indien und Pakistan
mittels geheimdienstlicher Umtriebe die Belutschen respektive die
Kaschmiris nicht mehr aufwiegeln. Auch muß ein Weg gefunden werden,
die Spannungen zwischen Saudi-Arabien und dem Iran abzubauen. Hier
kommt Imran Khan, der sich schon länger als Gegner der amerikanischen
Regimewechselbestrebungen in Teheran positioniert hat, eventuell
eine wichtige Vermittlerrolle zu. Nicht zufällig hat ein Tag vor
der Ankunft von MBS in Peking die chinesische Führung eine ranghohe
Delegation aus Teheran, darunter Außenminister Mohammed Javad Zarif,
empfangen und dabei das "strategische Vertrauen" der Volksrepublik
gegenüber dem Iran gelobt.

20. Februar 2019
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BERICHT/331: Gelbe Westen - nicht zu fassen ... (SB)


Die Besten und Schlechtesten können die gelbe Weste tragen. Aber
die Zukunft der Bewegung - und vieles andere mehr - wird auf der
Straße entschieden werden, und nicht durch den Diskurs der verwirrten
Linken.

Zacharias Zoubir (übersetzt von Sebastian Lotzer) [1]



Als die "Bewegung der gelben Westen" (mouvement des gilets jaunes) am
17. November wie aus dem Nichts hervorbrach, um zu Hunderttausenden
Straßen zu blockieren, herrschte Verwirrung. Niemand hatte dies
vorhergesehen, höchst kontroverse Einschätzungen schossen ins Kraut.
Seither sind vierzehn Wochen ins Land gezogen, ohne daß von einem Ende
der unablässig interpretierten, diskreditierten und drangsalierten
Massenbewegung die Rede sein könnte. Beim "Akt 14" am letzten Samstag
gingen landesweit rund 55.000 Menschen auf die Straße, davon etwa 5000
allein in Paris. Was die Frage des Umgangs mit diesem Phänomen
anbelangt, zeichnen sich inzwischen genügend Konturen und
Anhaltspunkte ab, die es erlauben, fundierte Folgerungen vorzunehmen.
Woran jede distanzierte Außensicht scheitern muß, dokumentieren
Berichte aus dem Innern der Bewegung, deren Stellungnahmen und
Forderungen, nicht zuletzt aber das Vorgehen auf der Straße. Es führte
jedoch in einer Schleife an den Ausgangspunkt bloßer Mutmaßungen
zurück, bräche man die forschende Auseinandersetzung ab, um sich mit
widerspruchsfreien Schlußfolgerungen zufriedenzugeben.

Die französischen Gelbwesten zeichnet als Bewegung ohne feste
Struktur, Programmatik, Führung und Sprecher eine Vitalität und
Mobilität aus, die Züge eines Aufstands erkennen läßt. Angesichts
ihrer inneren Vielfalt verbietet es sich zugleich, von den Gelbwesten
als solchen zu sprechen, da unter ihrem universellen Erkennungszeichen
die unterschiedlichsten örtlichen, regionalen und nationalen
Positionen versammelt sind. Jede Pauschalisierung greift daher
zwangsläufig zu kurz, was aber die Identifizierung von Potentialen und
überwiegenden Tendenzen keineswegs ausschließt. Auch handelt es sich
um einen Prozeß, dessen Verlauf in den konkreten Kämpfen
vorangetrieben wird, was sichere Prognosen in die Sphäre bloßer
Spekulationen verweist.

Wollte man von einer wegweisenden Positionierung der Gelbwesten
sprechen, so könnte dafür der Aufruf stehen, der am 26. und 27. Januar
2019 von der ersten "Versammlung der Versammlungen" in Commercy
formuliert wurde, an der rund hundert Delegationen aus dem ganzen Land
teilnahmen. Diese verstanden sich jedoch nicht als Repräsentanten, die
für alle Gelbwesten sprechen könnten, sondern riefen die lokalen
Gruppen dazu auf, den Aufruf zu diskutieren und eigene Vorschläge
einzubringen. Gefordert werden eine sofortige Erhöhung der Löhne, der
sozialen Mindestsicherung, der Arbeitslosenhilfe und der Renten wie
auch ein bedingungsloses Recht auf Wohnung, Gesundheit und Bildung
sowie kostenlose öffentliche Dienste für alle. Verurteilt wird die
Repression seitens der Regierung, deren "große nationale Debatte" ein
Schwindel sei. Macron beleidige die Gelbwesten als Nichtsnutze und
bezichtige sie als eine faschistoide und fremdenfeindliche Haßmenge.
Dabei sei sie ganz im Gegenteil weder rassistisch, sexistisch noch
homophob und stolz darauf, mit allen Differenzen gemeinsam zu stehen,
um eine solidarische Gesellschaft aufzubauen.

Es gehe um echte Demokratie, soziale und steuerliche Gerechtigkeit,
gute Arbeitsbedingungen, ökologische und klimatische Gerechtigkeit und
das Ende der Diskriminierungen. Zu den strategischen Themen zählten
die Beseitigung von Armut in all ihren Formen, die Veränderung der
Institutionen (Volksbegehren, verfassungsgebende Versammlung, Ende der
Privilegien der politischen Klasse), die ökologische Transition, die
gleichberechtigte Behandlung aller Menschen unabhängig von
Nationalität und Geschlecht, ein Ende der Verwahrlosung der Vorstädte,
der ländlichen Gebiete und der Überseeterritorien. Abschließend folgt
der Aufruf, die Aktionen fortzusetzen und Ausschüsse vor Ort zu
bilden, um einen unbefristeten Massenstreik vorzubereiten. Die
Bewegung bleibe demokratisch, autonom und unabhängig organisiert. [2]

Wie dieses bislang wichtigste Positionspapier der Bewegung belegt,
wurden die anfänglichen Forderungen maßgeblich erweitert und zu einem
Katalog ausgebaut, aus dessen Umsetzung eine andere Gesellschaft
resultieren würde. Darin werden Ziele ausgewiesen, die das anfängliche
Mißtrauen in Kreisen der Linken und Gewerkschaften widerlegen, es
handle sich definitiv um populistische, wenn nicht gar dezidiert
rechte Bestrebungen. Dieser Vorbehalt kreuzte sich mit dem Versuch der
französischen Regierung, Rechtsextremisten für die Unruhen
verantwortlich zu machen. Die Ereignisse am 1. Dezember, als die
Auseinandersetzungen am Arc de Triomphe und in den umliegenden
Boulevards die Bereitschaftspolizei zum Rückzug zwangen, überzeugte
indessen selbst die radikale Linke von der Entschlossenheit und
Kampfkraft dieser Bewegung.




[image: Moderatorin und ReferentInnen - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Aus aktuellem Anlaß - Podium des Jour Fixe 172 

Foto: © 2019 by Schattenblick



Weder kommen die Gelbwesten aus linken Bezügen oder Gewerkschaften,
noch greifen sie auf Symbole der Arbeiterbewegung oder der Resistance,
ja nicht einmal der Volksaufstände von 1848 oder der Pariser Kommune
zurück. Stattdessen beziehen sie sich auf die Französische Revolution
und stimmen "La Marseillaise" an, während sie ihren Kampf als den "des
Volkes" gegen den "König" definieren. Das Fehlen marxistischer und
antikapitalistischer Positionen wie auch ihr Selbstverständnis als
Durchschnittsbürger, die durch ihre gemeinsame Zugehörigkeit zur
Französischen Republik vereint sind, legt einen reformistischen
Charakter der Bewegung nahe, ohne ihn deswegen festzuschreiben. Ihr
Aufbegehren gegen "die da oben" und ihre Ablehnung der etablierten
Formen politischer Repräsentanz macht sie nicht immun gegen Okkupation
seitens der Rechten, die teils ähnliche Kritik vorbringen, jedoch
andere Lösungen anstreben.

Es haben Menschen mit sehr unterschiedlichen Klassenpositionen zusammengefunden,
da sie die Ablehnung bestimmter Steuern und der in der Person Macrons
verkörperten Eliten eint. Diese breite gesellschaftliche Bewegung könnte sich zu
einer politischen Koalition auswachsen, die sich gegen "das System"
zusammenschließt. In welchem Maße der Volkszorn in eine dauerhafte
Radikalisierung überführt wird und Organisationsstrukturen wie Ausschüsse oder
Räte gebildet werden, ob daraus eine weitere integrierte soziale Bewegung
resultiert, ob die Gelbwesten von der massiven Repression kriminalisiert und
zerschlagen werden, ob sie wieder in ihre Einzelteile zerfallen und
Gruppierungen unterschiedlichster Couleur daraus hervorgehen, wird in den
weiteren Kämpfen entschieden. [3]

Viel hängt davon ab, ob die angestrebte Konvergenz der gelben, roten
und grünen Westen, also eine Aktionseinheit mit Gewerkschaften, linken
politischen Parteien und Klimabewegung ohne Vereinnahmung der
Gelbwesten, sondern in gegenseitiger Unterstützung gelingt. Als
Bewegung ohne verfestigte Struktur und Ausrichtung sind die Gilets
Jaunes ein Abbild der Gesellschaft wie auch anfällig für äußere
Einflüsse, die sich an sie anhängen oder ihrer bedienen wollen. Es
wäre erstaunlich, wenn in einem Land, in dem 20 Prozent Marine Le Pen
im ersten Wahlgang ihre Stimme gegeben haben, nicht auch unter den
Gelbwesten Anhänger des Rassemblement National (vormals Front
National) präsent wären.

So fehlt es denn auch nicht an dokumentierten handgreiflichen
Auseinandersetzungen zwischen linken und rechten Gelbwesten, mitunter
tauchte die französischen Fahne zusammen mit keltischen Kreuzen und
anderen rechten Symbolen auf, wurden Forderungen nach einer
Umverteilung zugunsten der authentischen Mitglieder der Nation unter
Ausschluß migrantischer Bevölkerungsteile laut. Als im Dezember acht
"offizielle Sprecher", einige mit mehr oder weniger informellen
Verbindungen zur Rechten, gewählt wurden, wurde ihre Legitimität
jedoch von der breiten Mehrheit der Bewegung sofort abgelehnt. Die
acht wurden in den Palast von Premierminister Édouard Philippe
eingeladen, aber nur zwei tauchten tatsächlich auf, von denen einer
seinen Namen nicht nennen wollte. Der Aufruf zu Volksabstimmungen als
eine der wichtigsten Forderungen der Bewegung wird auch vom RN
aufgegriffen, der sich Einfluß zu verschaffen sucht. All dies legt die
Zwischenbilanz nahe, daß die Bewegung mehrheitlich eine
Instrumentalisierung durch rechtsgerichtete Fraktionen bislang in die
Schranken gewiesen hat. Die Gefahr ist indessen nicht gebannt, zumal
die Rechte versuchen wird, sich im Falle einer Abschwächung der
Gelbwesten zumindest an Teilen der Erbmasse zu bedienen.

Aus deutscher Perspektive stellt sich dieses Phänomen insofern anders
dar, als hier keine Basisbewegung von Gelbwesten existiert, die sich
eigenständig definieren und behaupten würde. Die Versuche, das
französische Vorbild zu kopieren, scheitern daher an der fehlenden
Grundvoraussetzung und laufen auf eine Instrumentalisierung oder
Okkupation hinaus. So benutzen AfD-nahe Demonstrierende gelbe Westen,
um beispielsweise in Berlin gegen die Politik der Bundesregierung und
deren Flüchtlingspolitik zu protestieren. Vor dem Kanzleramt finden
Kundgebungen unter dem Motto "Merkel muss weg" statt, Alexander
Gauland blickt wohlwollend auf diese Aktivitäten und unterstützt ihre
Positionen. Auch in einigen anderen deutschen Städten fanden rechte
Demonstrationen in gelben Westen statt.

Seit Anfang Januar organisiert der Porsche-Mitarbeiter Ioannis
Sakkaros Demonstrationen gegen Diesel-Fahrverbote in Stuttgart, die
sich eines gewissen Zulaufs erfreuen. Dies ermutigt den 26jährigen,
Kundgebungen in weiteren Städten zu planen und das Anwachsen einer
überregionalen Protestbewegung auf deutschen Straßen zu erhoffen.
Wenngleich er ins Horn der Autobauer und des Autoverkehrs zu Lasten
der städtischen Bevölkerung stößt, will auch er seinen Protest als
Bürgerbewegung verstehen, der sich nicht von Parteien vereinnahmen
lasse. Dem stehen "Gelbwesten"-Proteste etwa in München gegenüber, bei
denen es um bezahlbare Mieten ging. [4] Die virtuelle
Sammlungsbewegung "Aufstehen" um Sahra Wagenknecht wiederum sattelt
mangels eigener Basis auf die von Frankreich ausgehende
Gelbwesten-Bewegung auf, als verkörpere diese die eigenen
Vorstellungen aufs Haar. Die Co-Fraktionsvorsitzende der Linkspartei
wurde in gelber Weste im Regierungsviertel gesehen, doch der Aufruf
zum bundesweiten Aktionstag der sogenannten Buntwesten fand jüngst nur
ausgesprochen spärliche Resonanz. Das verwundert nicht, bleibt doch
der Versuch, eine Basisbewegung von oben zu induzieren, ein
Widerspruch in sich.
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Jour Fixe "Die Gelbwestenbewegung"

Der Jour Fixe 172 der Hamburger Gewerkschaftslinken am 6. Februar im
Curiohaus war dem Thema "Die Gelbwestenbewegung - Situationsbericht,
Analyse und Stimmungen aus einem Land im Aufstand" gewidmet. Auf der
gemeinsamen Veranstaltung von Jour Fixe, attac Hamburg und verdi 08
(Ortsverein) berichteten Marie-Dominique Vernhes (attac Hamburg) und
Willi Hajek aus Marseille (AK Geschichte sozialer Bewegungen Ost West)
über ihre Erfahrungen mit der Bewegung und nahmen eine Einschätzung
von deren Charakter, Zielen, Entwicklung und aktuellem Stand vor.
Vernhes, die soziale Bewegungen in Frankreich seit langem sehr
aufmerksam verfolgt, schreibt und übersetzt für "Sand im Getriebe".
Hajek hat sich in jungen Jahren längere Zeit in Frankreich
aufgehalten, wo er jetzt wieder seit einigen Jahren in der Region
Marseille lebt. In seiner Wahlheimat galt sein Interesse insbesondere
dem Aufbau einer internationalen Gewerkschaftsarbeit, in Deutschland
suchte er im Rahmen der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit vor allem
die Nähe zu oppositionellen Gruppen in den Gewerkschaften, die von den
Aktiven in den Betrieben ausgehen und eine gewisse Dynamik in
Arbeitskämpfen entwickelt haben.

Anhand eines populären Liedes der Gilets Jaunes zum Einstieg wie auch
zahlreicher Bilddokumente vermittelten die beiden Vortragenden
Eindrücke aus einer Bewegung, deren wiederkehrende Schlüsselbegriffe
"Rücktritt Macrons", "Schnauze voll" und "jetzt muß etwas getan
werden" sind. Diese Gemütslage habe dazu geführt, daß eine kleine
Reform wie die Erhöhung der Kraftstoffpreise zu einem Steppenbrand
geworden ist. "Wenn man dir sagt, wir wollen bis Ende des Monats etwas
zu essen haben - welches Wort verstehst du dabei nicht?", stand auf
einem Transparent zu lesen. Die Kluft zwischen Arm und Reich, zwischen
den Anliegen der Menschen und der Arroganz Regierung, wird immer
größer. "Es ist unerträglich, nicht mehr zu leben, sondern zu
überleben", so eine andere Parole. In Frankreich haben etwa 8,8
Millionen Menschen weniger als 1000 Euro im Monat zur Verfügung, davon
5 Millionen weniger als 850 Euro. Die Hälfte der Bevölkerung verfügt
über weniger als 1500 Euro monatlich.

Alle waren total überrascht, als die Bewegung plötzlich massenhaft die
Straßen blockierte. Dennoch kam sie keineswegs aus dem Nichts, gingen
ihr doch Bewegungen in Griechenland und Spanien wie auch in Frankreich
selbst voraus, wo es in den letzten Jahren teils heftige
Auseinandersetzungen vor allem in Krankenhäusern und Altenheimen wie
auch gegen Rentenkürzungen gegeben hatte. Die Rentenkürzung wurde als
Solidaritätsakt gegenüber den Arbeitenden verkauft, womit die
Regierung abermals deutlich zum Ausdruck brachte, wie sehr sie Teile
der Bevölkerung verachtet. "Wir haben die Leute für intelligenter
gehalten", hieß es angesichts der Proteste. "Sie streiken? Das ist
doch klar, sie können alle nicht lesen und schreiben." Macron gehört
einer Elite an, die sich von bestimmten Hochschulen her kennt. "Auf
den Bahnhofsvorplätzen gibt es zwei Typen von Menschen: Die einen
gehen zum Zug, um ans Ziel zu kommen, die anderen bleiben immer auf
dem Platz und sind nichts." Solche Aussagen des Präsidenten, die viele
Menschen als verbale Gewalt wahrnehmen, spielen eine große Rolle in
dieser Konfrontation. Zu den ökonomischen Zwangsmaßnahmen gesellt sich
die elende Arroganz der Elite. Dagegen machen die Armen ihre Würde
geltend, was die Angst der Herrschenden vor dieser Wut erklärt, die
sich unmittelbar gegen sie richtet. Wenngleich die Aktionen der
Gelbwesten überwiegend friedlich sind, fehlt es doch bei einem Teil
der Bewegung nicht an der Bereitschaft, direkt gegen Repräsentanten
der Elite vorzugehen.

Prekär Beschäftigte, Arbeitslose und Rentner standen vor allem in den
kleineren und mittleren Städten auf. Die Erhöhung der Benzinsteuer
betraf sie unmittelbar, weil sie auf das Auto angewiesen sind. Seit
Jahren werden die öffentlichen Verkehrsmittel ausgedünnt, weitere
Bahnlinien sollen eingestellt werden. Krankenhäuser, auch
Entbindungsstationen werden geschlossen, Poststationen verschwinden,
die Leute müssen mit dem Auto zur Arbeit fahren. Sie haben lange
stillgehalten, aber jetzt ist es zu viel. Bezeichnenderweise sind bei
den Gelbwesten sehr viele Frauen aktiv, da sie zumeist die Versorgung
zu leisten haben. Viele arbeiten im Pflegebereich, wo sie sehr wenig
verdienen.

Seit zwei Jahrzehnten wird die Infrastruktur in Stadtrandzonen und
ländlichen Regionen abgebaut, und dieser Prozeß ist umkämpft, da
sowohl die Beschäftigten als auch die NutzerInnen gegen die
Schließungen protestieren. 2018 gab es einen dreimonatigen
Eisenbahnerstreik gegen Privatisierung, gegen den Abbau einer relativ
gut geregelten Arbeit und gegen die Stillegung von 4000 Kilometer
Bahnstrecke. Wenngleich die Bahngewerkschaften relativ aktiv sind,
setzte sich die Regierung durch. Die gewohnten Kampfformen mit Streiks
und gelegentlichen Blockaden reichten nicht aus, zumal Macron
klarstellte, daß er nicht nur Maßnahmen ankündigt, sondern sie auch
durchzieht, so die beiden Vortragenden.
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Eine neue Qualität der Kämpfe

Daraus resultierte der Aufruf, das ganze Land zu blockieren, um den
Normalbetrieb empfindlich zu stören. Auf Erklärungen im Internet
folgte der erste Aktionstag am 17. November, bei dem vielerorts
Kreisverkehre und Mautstellen an Autobahnen blockiert wurden. Um diese
Sperrungen aufrechtzuerhalten, wurden an Kreiseln teils provisorische
Lager eingerichtet. Die Menschen kamen miteinander ins Gespräch, sie
diskutierten und berieten, was weiter zu unternehmen sei. Einen
wichtigen Impuls gab die kämpferische Bewegung in den französischen
Überseegebieten, wo die Bevölkerung noch viel stärker als in
Frankreich unter den hohen Lebenshaltungskosten leidet.

Es handelt sich um eine landesweite Bewegung, deren Zentrum nicht in
Paris liegt. In der Hauptstadt finden die Demonstrationen nicht wie
üblich im Osten, sondern im Zentrum der Macht statt. Auf dem Land
werden auch ökologische Fragen wie Pestizide thematisiert, es kommt zu
Blockaden großer Unternehmen wie Amazon oder Apple, die keine Steuern
zahlen. Unter Bezug auf die Französische Revolution werden den
Abgeordneten formelle Beschwerdehefte des Volkes überreicht, damit sie
diese Forderungen in Gesetze fassen. Schluß mit Obdachlosigkeit,
höhere Progression der Einkommenssteuer, Anhebung des Mindestlohns auf
1300 Euro netto, Unterstützung der kleinen Geschäfte in den Dörfern
und Stadtzentren, Schluß mit dem Bau von großen Gewerbezonen rund um
die Großstädte, mehr kostenlose Parkplätze in den Stadtzentren,
Masterplan für die Isolation von Wohnungen, die großen Unternehmen
sollen viel bezahlen, die kleinen eher weniger und vieles mehr. Diese
Beschwerdehefte umfassen mehrere Seiten und werden gemeinsam erstellt.

Die Delegiertenversammlung am 26./27. Januar, auf der die gemeinsamen
Ziele und das weitere Vorgehen beraten wurden, mündete in den Aufruf
zu einer tiefgreifenden sozialen und ökologischen Kehrtwende. Darin
enthalten ist auch das Prinzip, alle gewählten VertreterInnen in den
Parlamenten auf regionaler und staatlicher Ebene zur Rechenschaft zu
ziehen und jederzeit absetzen zu können. Sie genießen Privilegien wie
hohe Einkünfte, günstige Wohnungen und zugewiesenes Personal, während
sie Gesetze zu Lasten der ärmeren Bevölkerungsteile verabschieden. An
der Spitze steht ein Präsident, der 50 Euro im Monat weniger für
Geringverdiener zu einer Lappalie erklärt. Macron tritt wie ein
Sonnenkönig auf und wird auch vielfach als solcher bezeichnet.
Vergleichbare Forderungen tauchten in früheren revolutionären
Bewegungen wie der Pariser Kommune auf, die gleiche Bezahlung wie der
Durchschnittslohn und die jederzeitige Absetzbarkeit der Abgeordneten
vorsah. Diese Ideen bei den Gelbwesten entspringen indessen nicht dem
Rückbezug auf frühere Erhebungen, da ein Großteil der Beteiligten nie
zuvor an so etwas gedacht hat. Sie werden jetzt von Grund auf neu
diskutiert. Diese Diskussionen suchen nach anderen Ansätzen und
Mechanismen, um in das bestehende repräsentative System einzugreifen
und die Forderungen auch tatsächlich durchzusetzen. So werden in der
Debatte um "wahre Demokratie" diverse Ideen wie etwa ein
Volksentscheid für verschiedene Zwecke entwickelt: Für neue Gesetze,
um alte abzuschaffen, um Politiker abzusetzen, und für eine neue
Verfassung. Damit geht jedoch die Warnung einher, daß ein solcher
Volksentscheid langwierig wäre, worunter die akuten Forderungen nicht
leiden dürfen.

Parallel zu den Gelbwesten sind weitere Bewegungen aktiv wie die der
SchülerInnen, gegen Betriebsschließungen, um ökologische Fragen. "Wir
geben nicht nach!", heißt es in den Krankenhäusern. Die Bahnarbeiter
verbünden sich mit den Gelbwesten. Die Webseite "Unsichtbare Kämpfe"
dokumentiert diese verschiedenen Bewegungen und deren Aktivitäten, die
laufend aktualisiert werden. Ein Beispiel zur Veranschaulichung:
Mitarbeiter der Finanzbehörde fordern mehr Personal. Ein Dorf will die
Schließung einer Schulklasse verhindern. Protest gegen die drohende
Entlassung zweier CGT-Mitglieder wegen gewerkschaftlicher Aktivitäten.
Für mehr Personal in einem Altersheim. Gefängniswärter blockieren
Zugänge. Betriebsbesetzungen gegen Entlassungen. Das alles nur an
einem einzigen Tag.

Im französischen Arbeitsrecht hat das Gesetz Vorrang vor allen anderen
Vereinbarungen um Tarife oder in den Betrieben. Diese Hierarchie der
Norm legt eine zentrale Rolle des Staates auch in Arbeitskämpfen fest.
Demgegenüber kommt die Anpassung an das deutsche Modell einem
Kulturbruch gleich. In Deutschland kann ein Gesetz über
Betriebsvereinbarungen ausgehebelt werden, und das neue Arbeitsrecht
unter Macron stärkt die Betriebsebene, die Gesetze beispielsweise zu
Arbeitszeiten unterlaufen kann. Zudem ist dies der entscheidende Schub
für die Präkarisierung aller Lebensverhältnisse, da es keine fest
garantierten Arbeitsverträge wie bei den Eisenbahnern mehr gibt.
Dementsprechend heftig entfaltete sich der Widerstand gegen die neuen
Arbeitsgesetze, der aber nicht erfolgreich war. In diesen Kämpfen
wurden jedoch viele Erfahrungen gemacht, die in der Überzeugung
gipfelten, daß die nächsten Angriffe anders geführt werden müssen.

So führten ein Hungerstreik und die Besetzung des Daches in einem
Krankenhaus dazu, daß mehr Personal eingestellt wurde. Auf lokaler
Ebene sind solche Aktionen mitunter erfolgreich, doch gilt das nicht
gleichermaßen für die umfassende Politik. Schon der Hungerstreik
gehört nicht mehr zu den üblichen gewerkschaftlichen Kampfformen. Die
Regierung fürchtete eine Eskalation, falls jemand zu Tode käme, und
machte deshalb Zugeständnisse. Aber gewerkschaftliche Rituale reichen
nicht hin, um wirklich etwas zu erreichen. Dementsprechend melden die
Gelbwesten in der Regel keine Kundgebung und Demonstrationsroute an.
Das ist verwirrend für die Gewerkschaften, aber natürlich auch für die
Polizei, die nicht weiß, wohin sich die Leute bewegen, zumal der Weg
jederzeit geändert werden kann.

Was die vielgestaltige Bewegung eint, ist die Unzufriedenheit mit der
wachsenden Ungleichheit und dem Ausschluß von den maßgeblichen
Entscheidungsprozessen über die Zukunft. Die Gelbwesten lehnen
Repräsentation ab und haben keine Vertreter. Als fünf Leute eine Liste
für die Europawahl aufstellen wollten, wurde dies heftig kritisiert.
Es herrscht Mißtrauen gegen sich selbst ernennende Führer, da ohne
einen gemeinsamen Prozeß nur ein Abbild des alten Systems dabei
herauskommen könne. Das gilt auch für alle sogenannten Sprecher, wie
sie von den Medien ständig gesucht werden. Einige Leute sind durch
Interviews bekannter und werden deshalb immer wieder gezeigt. Aber
noch dominiert Wachsamkeit gegenüber Leuten, die mit Hilfe der
Bewegung eine politische Karriere anstreben. Wie sich das
weiterentwickelt, läßt sich indessen nicht vorhersagen, so die
ReferentInnen.

Was den Einfluß der Rechten in der Bewegung betrifft, der zweifellos
vorhanden ist, stellt sich die entscheidende Frage, wie man damit
umgeht. Die Diskussionen unter den Gelbwesten scheinen die beste
Voraussetzung dafür zu sein, daß rechtsextreme Positionen argumentativ
zurückgedrängt werden. Ob das Auswirkungen auf das künftige
Wahlverhalten haben wird, muß sich erweisen. Bislang stehen gemeinsame
politische Ziele im Vordergrund. Da sei kein Platz für Haß gegen
Migranten. Soziale Forderungen schließen die Leute anders zusammen, es
entsteht eine wirksame Solidarität, so die optimistische Einschätzung
der Vortragenden.
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Willi Hajek, Marie-Dominique Vernhes

Fotos: © 2019 by Schattenblick




Drei Auswege der Macron-Regierung

Mit drei verschiedenen Strategien sucht die Macron-Regierung nach
einem Ausweg aus dieser tiefen innenpolitischen Krise. Zum ersten ist
das 10-Milliarden-Versprechen vom Dezember zu nennen, das eine
Nebelkerze war, weil einige Ausgaben ohnehin bereits geplant waren und
diverse Kürzungen nicht oder nur zum Teil zurückgenommen wurden. Die
geforderte soziale und Steuergerechtigkeit kam in diesem Versprechen
nicht vor. Die größtenteils abgeschaffte Vermögenssteuer soll nicht
wieder eingeführt werden. Den reichsten 10 Prozent wurden 46 Prozent
der Steuererleichterung zugeschanzt. Macron machte einige
Zugeständnisse und nahm die indirekte Kürzung der Rente zurück. Die
geforderte Anpassung der Renten an die Inflationsrate wurde jedoch
nicht gewährt, so daß dies heute die Hauptforderung der
Rentnerbewegung ist. Die Gewerkschaft CGT faßte dieses durchsichtige
Zugeständnis in einem Plakat zusammen, auf dem es hieß: "Seid ihr
glücklich? Nein, wir machen weiter!"

Als zweiten möglichen Ausweg bietet Macron die große Debatte an. Das
läuft so ab: In kleinen Dörfern werden die Bürgermeister aus der
Region zusammengerufen, die vom Präfekten ausgewählt wurden. Das Dorf
wird großräumig abgesperrt, damit die Gelbwesten nicht eindringen
können, und Macron hält eine lange und inhaltsleere Rede. Der
Präsident spricht mit dem Volk - so wird es den Medien als
Kommunikationsakt verkauft.

Der dritte Ausweg ist der autoritäre Staat mit seiner polizeilichen
Repression. Mit dem gewaltsamsten Vorgehen seit dem Zweiten Weltkrieg
soll die Bewegung niedergemacht werden. Mehrere Menschen starben, es
wurden 50 Schwerverletzte mit abgerissener Hand oder Augenverletzungen
gezählt, rund 5000 Demonstrierende verhaftet. Die vorletzte
Demonstration richtete sich insbesondere gegen diese Repression, in
den ersten Reihen liefen Verletzte mit. Es werden Kriegswaffen wie
Gummigeschosse und Schockgranaten eingesetzt, wie sie in Deutschland
noch verboten sind oder nicht verwendet werden. Die Gendarmerie setzt
ihr eigenes Kriegsgerät ein, die Bereitschaftspolizei CRS kommt als
erfahrene Brigade im Umgang mit Protestbewegungen zum Einsatz, und es
gibt spezielle Zugreiftruppen, die aus den Vororten kommen, zivile
Kleidung tragen und brutal in die Demonstration hineingehen. Für
Menschen, die nicht gut auf den Beinen sind oder die Atemprobleme
haben, ist die Teilnahme an solchen Zusammenkünften praktisch nicht
mehr möglich. Das ist einer der Gründe, warum die Zahlen zurückgehen.

Die Polizeigewalt kündigt sich nicht erst durch den Knüppel an,
sondern schon vorher durch die Sprache der Medien. Die Regierung
rechtfertigt den Einsatz der neuen Waffen als absolut notwendig, indem
die Gelbwesten als mordlustig dargestellt werden. "Sie wollen töten",
so der Innenminister. Soeben werden neue Gesetze zur Kontrolle der
Demonstrierenden verabschiedet. In diversen Schnellprozessen wurden
häufig junge Leute zu Haftstrafen verurteilt, die zum ersten oder
zweiten Mal an einer Demonstration teilgenommen hatten.

Als in der Polizei der Unmut angesichts zahlreicher Einsätze gegen die
Gelbwesten wuchs und teils kontroverse Diskussionen geführt wurden,
daß man einen Krieg gegen die Bevölkerung nicht gewinnen könne,
reagierte die Regierung mit einer sofortigen Sonderzahlung vor
Weihnachten. Verschiedene Initiativen auch aus anderen Kreisen der
Gesellschaft wenden sich gegen den inneren Krieg, der typische Züge
kolonialer Gewalt und polizeilicher Repression wie in den Vororten
gegen migrantische Jugendliche aufweist. Diese Gewalt hat in der
französischen Gesellschaft seit jeher existiert, nun bekommen sie auch
weitere Kreise zu spüren. Angehörige der Schwerverletzten schreiben
direkt an Macron, über das Internet werden diese Botschaften
millionenfach verbreitet.
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Konvergenz der Bewegungen
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Konvergenz - Unterstützung ohne Vereinnahmung?

Unter Rechtsanwälten, Literaten, Akademikern und anderen bilden sich
Gruppen, die für die Gelbwesten eintreten. Der Abstand zu den
Gewerkschaften wird langsam kleiner. In Städten wie Marseille, wo es
beispielsweise auch Mieterkämpfe gibt, kommen die verschiedenen
Milieus allmählich näher zusammen. Die großen bürgerlichen Medien wie
Le Monde haben zwei Monate lang nichts geschrieben. Durch den großen
öffentlichen Druck angesichts der vielen Verletzten sind sie
inzwischen gezwungen, sich doch zu äußern. Mélenchons Bewegung
"Unbeugsames Frankreich" hat von Anfang an erklärt, daß die
Forderungen der Gelbwesten auch ihre Forderungen seien. Man wolle die
Gilets Jaunes aber nicht instrumentalisieren und strebe auch keine
gemeinsame Wahlbeteiligung an. Auch Marine Le Pen erklärt, Macron habe
jegliches Vertrauen verloren, doch schlägt sie eine neue Führung vor,
der man vertrauen könne. Dem widerstrebt jedoch die Dynamik der
Bewegung, da sie keine Führer will.

Nach wie vor sind die Blockaden an Kreiseln und Zahlstellen der
verbindende Knoten der Bewegung, an den Samstagen werden gemeinsame
Demonstrationen an regionalen Schwerpunkten durchgeführt. Auch finden
Versammlungen zu verschiedenen Themen statt, auf denen mitunter Leute
aus anderen Ländern über ihre Erfahrungen berichten. Bislang haben die
Gelbwesten jegliche Vereinnahmung zurückgewiesen, wobei es aber
inzwischen auch die Ebene der Zusammenarbeit mit Gewerkschaften und
Linken gibt. Vor dem Generalstreik wurde eine gemeinsame Erklärung von
verschiedenen Organisationen wie attac, Gewerkschaften und politischen
Parteien herausgegeben, was man als weiteres Zeichen des Versuchs
werten kann, eine Konvergenz herzustellen. So sollen Aktionstage durch
einen Aufruf an die eigenen Mitglieder unterstützt werden, wie
Marie-Dominique Vernhes berichtete. Linke könnten die Bewegung durch
Veröffentlichungen und ihre Medien unterstützen, wie das in einigen
Fällen auch geschieht. Sehr viel passiert ohnehin über die sozialen
Medien. Die Gruppe "Frankreich in Wut" und viele andere sind mediale
Plattformen der Bewegung, wobei auch die Unterschiede zwischen den
verschiedenen Gruppen deutlich werden. An den Blockaden verständigen
sich die Leute ohnehin ständig über die sozialen Medien. Wie man
festhalten könne, hätten die Herrschenden Angst bekommen. Bei der
Demonstration auf den Champs-Élysées stand sogar ein Hubschrauber
bereit, um Macron außer Landes zu fliegen, so Willi Hajek.

Wie Dieter Wegner hervorhob, sei es schon ein Erfolg, daß die Bewegung
seit drei Monaten durchgehalten hat. 1905 wurde die erste russische
Revolution niedergeschlagen, die dennoch ungeheuer wichtig für die
Arbeiterbewegung in ganz Europa war, der sie enorme Anstöße gegeben
hat. Die Gelbwesten leiten einen Paradigmenwechsel ein, da bisher die
Alternativlosigkeit des Neoliberalismus vorherrschte. Eher geht die
Welt unter, als daß der Kapitalismus abgeschafft wird. Die Gilets
Jaunes haben dieses Denken unterbrochen. Wie sich zeigt, reichen
einige hunderttausend Aktive in einem Land wie Frankreich aus, wenn
sie große Teile der Bevölkerung hinter sich haben. Dann stellen sie
eine Macht dar und können etwas verändern.
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Ausbruch aus der Isolation
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Was die Gelbwesten nicht sind

Angesichts einer quälenden, weil zumeist vergeblichen Suche der
deutschen Linken nach einer Bewegung, die diesen Namen verdient, liegt
der Widerstreit zwischen Argwohn und Begeisterung angesichts der
Gelbwesten nahe, die so vieles zu sprengen scheinen, was man jahrelang
für unabänderlich gehalten hatte. Demoskopen und Soziologen haben sich
auf sie gestürzt, um ihr Wesen auszudeuten, die politische Kaste
bricht den Stab über sie. Wie ihr Aufstand einzuschätzen ist, kann
keine Frage eines akademischen Diskurses oder einer abstrakten
Theoriebildung sein. Die Bewertung ist insbesondere nie objektiv,
sondern eng mit der eigenen Positionierung und nicht zuletzt den
eigenen Kämpfen verknüpft.

Daher läßt sich wohl am eindeutigsten sagen, was die Gilets Jaunes
nicht sind: Sie eignen sich nicht zur Projektionsfläche unerfüllter
Sehnsüchte und Hoffnungen, sie sind kein Abbild ideologisch reiner
Kategorien, ja sie passen nicht einmal in irgendein etabliertes Schema
der Klassengesellschaft. Sie sind aus Perspektive der Linken kein
feindliches Monster, doch ebensowenig ein rollender Zug, an den man
die bevorzugten Programme ankoppeln kann. Auch reicht es sicher nicht,
eine gelbe Weste überzuziehen, um damit zum Teil einer übergreifenden
emanzipatorischen Bewegung zu werden. So hat denn als allenfalls
vorläufiges Schlußwort folgende Aussage des eingangs zitierten
Zacharias Zoubir durchaus ihren Charme. Er spricht von einer
Gelegenheit, "nicht nur auf ein schemenhaftes 'System' hinzuarbeiten,
das immer nur die Reflexion unserer eigenen Machtlosigkeit ist,
sondern auch die tatsächlichen Auswirkungen bürgerlicher Politiken von
dort, wo wir stehen, zu bekämpfen und so Orientierung zu bieten, zu
einer Zeit, in der die Regierung einige Feinde hat, die noch nicht
unsere Freunde sind."


Fußnoten:

[1] non.copyriot.com/eine-weste-die-allen-passt/

[2] non.copyriot.com/aufruf-der-ersten-generalversammlung-der-gelben-westen/

[3] lowerclassmag.com/2018/12/gelbwesten_giletsjaunes/

[4] zdf.de/nachrichten/heute/europas-gelbwesten-im-vergleich-100.html
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Was heißt Frauenrechte auf Georgisch und Armenisch?

Politische Partizipation von Frauen in den Südkaukasus-Ländern
Georgien und Armenien

von Gundi Dick



Frauenrechtsaktivistinnen kämpfen in den postsowjetischen Ländern
Georgien und Armenien an mehreren Fronten. Die jungen Staaten bauen
ihr System grundlegend um und streben seit knapp drei Jahrzehnten die
Schaffung von demokratischen und marktwirtschaftlichen Strukturen an.
Trotz Annäherung an den Westen gelten Genderkonzepte und Feminismus
als importierte Fremdkörper. Tief verwurzelte patriarchale Strukturen
werden von der Mehrheit der Bevölkerung als ihre Kultur
akzeptiert.


Im Jahr 1991 erklärten sich Georgien und Armenien als
unabhängige Staaten. Zuvor waren sie 70 Jahre lang Teil der
Sowjetunion gewesen. Beide Staaten sind flächenmäßig klein, und ihre
Bevölkerung zählt 3,7 Mio. bzw. 2,9 Mio. Menschen. Mit den
Unabhängigkeitsbestrebungen mehrerer Teilrepubliken und dem
Auflösungsprozess der Sowjetunion brach die Wirtschaft zusammen, und
Georgien und Armenien haben bis heute das Niveau sowjetischer Zeiten
nicht erreicht. Mit dem Kommunismus und der Planwirtschaft wollte die
Mehrheit der Bevölkerung nichts mehr zu tun haben. Politisch standen
die Staaten vor der Herausforderung, ein demokratisches,
marktwirtschaftliches System aufzubauen.


Das Neue liegt im Westen

Georgien gab unmittelbar nach der Unabhängigkeit ein klares Bekenntnis
zum Westen ab. Russland wurde zum Feind - es unterstützte die
Unabhängigkeitsbestrebungen der georgischen Gebiete Abchasien und
Südossetien. EU und USA und ihre Institutionen standen bereit, den
Prozess der Staatsbildung und den Demokratieaufbau nach westlichen
Vorstellungen zu unterstützen. In den vergangenen 27 Jahren floss
Geld, wurden Kredite gewährt, wurde beraten und Knowhow transferiert.
Armenien hingegen war bemüht, mit dem Westen gute Beziehungen
aufzubauen und gleichzeitig die historischen Beziehungen mit Russland
aufrechtzuerhalten.


Die Zivilgesellschaft ist weiblich

Frauen waren ab der ersten Stunde politisch, sozial und ökonomisch
treibende Kraft. Sowohl in Georgien als auch in Armenien wurden nach
der Unabhängigkeit der Aufbau der Zivilgesellschaft und die
Thematisierung von Gender- und Menschenrechtsfragen in Angriff
genommen. Die Gründung von NGOs wurde von westlichen Donoren kräftig
unterstützt. Zusätzlich zur finanziellen Unterstützung waren die NGOs
auch an westlichen Modellen interessiert, hatte doch der Westen den
Ruf, die Frauenfrage weitgehend gelöst zu haben. Diese Einschätzung
hat sich zwischenzeitlich geändert, mittlerweile ist bekannt, dass
Frauen im Westen weniger als Männer verdienen, dass es Frauenhäuser
gibt und das Parlament zu drei Vierteln von Männern besetzt ist. So
wie Frauen von Anbeginn die Möglichkeit ergriffen, sich zu
organisieren, stellten sie sich rascher auf die neue ökonomische
Situation ein. Die Wirtschaft war zusammengebrochen, es mangelte
jahrelang an nötigem Strom, Wasser und Gas, die Menschen mussten lange
vor den Geschäften Schlange stehen, um Brot und andere alltägliche
Lebensmittel zu kaufen - Armut wurde plötzlich ein lebensbedrohliches
Phänomen. In dieser Zeit begannen Frauen nach Einkommensquellen zu
suchen und nahmen Arbeiten an, die Männer ablehnten. Sie fingen an,
Handel zu treiben, sich Computer- und Sprachkenntnisse anzueignen, und
sie migrierten ins Ausland, um dort Arbeit zu finden. Frauen waren
flexibler, suchten nach Lösungen und sorgten maßgeblich für das
Überleben ihrer Familien.


Politische Partizipation in postsowjetischen Gesellschaften

Unter welchen Rahmenbedingungen findet politische Partizipation von
Frauen statt? Welche spezifischen Parameter sind für Gender- und
Menschenrechtsaktivistinnen, die die Gesellschaft in Richtung
Gleichberechtigung verändern wollen, relevant? Wie hat sich die
politische Beteiligung seit der Unabhängigkeit verändert? Knüpft die
politische Arbeit von Frauen an Praxen während des sowjetischen
Regimes an? Emanzipation war in der sowjetischen Politik ein Thema,
u. a. vermittelt durch den Versuch der gleichberechtigten Beteiligung
von Frauen im Arbeitsprozess und der Vergesellschaftung von
reproduktiver Arbeit, wie Haushaltsarbeit und Kinderbetreuung. Frauen
sollten, nicht zuletzt in Abgrenzung zum Westen, einen besseren
gesellschaftlichen Status haben, es sollte aber auch schlicht ihre
Arbeitskraft genutzt werden. Die Praxis kam an die emanzipatorische
Theorie nicht heran, auch in der Sowjetunion waren Frauen mit
Doppelbelastung und Diskriminierung im Erwerbsleben konfrontiert. In
einem Konglomerat aus Emanzipation und Instrumentalisierung wurde ihre
Beteiligung an sozialen und politischen Prozessen unterschiedlich über
die Zeiten gefördert. Auch wenn die meisten georgischen Aktivistinnen
das Jahr 1991 als Tabula rasa begreifen und die 70-jährige
kommunistische Ära als eine Epoche der Besetzung betrachten - so ein
verbreitetes georgisches Narrativ - bauen sie auf Traditionen auf, in
denen Ausbildung, Beruf und Erwerbstätigkeit von Frauen "normal" war.


Zu viele Mythen, die Frauen aus der Politik ausschließen

Die starke Präsenz im zivilgesellschaftlichen Sektor und in der
ökonomischen Alltagsversorgung schlug sich nicht auf die Präsenz im
Parlament nieder. In Georgien lag 1995 der Frauenanteil im Parlament
bei 7%. Ein ähnliches Bild bot die darauffolgende Parlamentswahl im
Jahr 1999: Trotz Rosenrevolution - dem friedlichen Regimewechsel im
Jahr 2003 und in der Folge stärkeren Hinwendung zum Westen unter
Michail Saakaschwili - stieg bis 2008 der Frauenanteil auf nur 10%.
2008, nachdem die Parlamentssitze drastisch reduziert worden waren,
fiel der Frauenanteil auf 6%. 2012 verdoppelte sich der Anteil auf
knapp 12% - auf konkret 18 Frauen im Parlament. Aktuell sind 16% (23
Frauen) der georgischen Abgeordneten weiblich.

Warum sind Frauen in der Politik weniger präsent? Die georgische NGO
Sapari veröffentliche 2017 die Studie Women in the Parties:
Deconstructing Myths(1). Weibliche und männliche Mitglieder der drei
großen Parlamentsparteien wurden befragt: Frauen sollten sich nicht
mit schmutziger Politik befassen, Politikerinnen könnten ihren
Mutter- und Familienpflichten nicht nachkommen, Frauen seien nicht so
kompetent, Frauen seien nicht männlich genug etc. Die Forscher_innen
identifizierten 26 Mythen, entlarvten und entkräfteten sie. Sie
hielten entgegen: Würden Frauen in den Parteien wichtige Funktionen
einnehmen, dann würde die Inkompetenz der Männer sichtbar werden.

Viele Aktivistinnen sind überzeugt, dass es die kritische Zahl von
25% braucht, und fordern seit längerem eine Genderquote, um den
Frauenanteil in Parteien, im Parlament und in der Regierung zu heben.
Die Diskussion verläuft zwischen den Positionen "Hier würde Frauen
etwas geschenkt werden, weil sie Frauen sind" und der Meinung "Quoten
sind kein Geschenk, sondern werden erkämpft und ermöglichen den Zugang
zur Politik, den Männer freiwillig nicht aufmachen würden".
Als Meilenstein wird in Georgien die Gesetzesänderung zum
Gendergleichheitsgesetz betrachtet: Seit 2017 sind lokale Regierungen,
also Gemeinden, verpflichtet, Komitees für Gendergleichheit
einzurichten. Diese Komitees haben nach Meinung von Feministinnen das
Potential, Politik auf lokaler Ebene bzw. von unten zu verändern und
Interessen und Bedürfnisse von Frauen in die Politik des Mainstream
einzubringen. Ein Schönheitsfehler ist, dass für die
Gendergleichheitskomitees keine Finanzmittel zur Verfügung gestellt
werden und es im Fall von Nichterfüllung der Verpflichtung keine
Sanktionen gibt.


Armenien - eine Revolution der Liebe und Solidarität

Während Georgien mit den Mühen der Ebene kämpft und
Frauenrechtsaktivistinnen Veränderungen in kleinen Schritten
durchsetzen, vollzog sich in Armenien unerwartet und plötzlich eine
dramatische Veränderung. Menschen starteten am 30. März 2018 in Gyumri
den Protestmarsch "Mein Schritt" und forderten den Rücktritt des
Langzeitpräsidenten Sersch Sargsjan. Dieser hatte sich kurz davor zum
Premierminister wählen lassen und damit vorsorglich alle Macht vom
Präsidialamt zum Premierminister im Parlament übertragen lassen. Der
Protest erreichte Eriwan am 13. April, wurde stärker und stärker und
führte am 23. April zum Rücktritt Sargsjans. Der überließ dem Anführer
der Protestbewegung, Nikol Pashinjan, die Macht. Am 8. Mai wurde Nikol
Paschinjan - langjähriger Abgeordneter des Bündnisses "Ausweg" und
oppositioneller Aktivist - vom Parlament zum Premierminister gewählt.
Die Menschen hatten die Korruption, die oligarchen und mafiösen
Strukturen der führenden Republikanischen Partei, die Bereicherung der
Präsidentenfamilie und seines Umfelds, die autoritären Strukturen, die
gefälschten Wahlen, die Einschränkungen demokratischer Freiheiten, die
niedergeschlagenen Proteste der Vergangenheit, die Armut, mit der ein
Drittel der Bevölkerung kämpft, u. v. m. satt.


Protest der Zivilgesellschaft: dezentral und gewaltfrei

"Der Umsturz wäre ohne Frauen nicht möglich gewesen", sagt Nikol
Paschinjan im Parlament, nachdem er zum Premierminister gewählt wurde:
"Wir müssen gleiche Möglichkeiten schaffen, damit Frauen an
politischen Entscheidungen in diesem neuen Armenien teilhaben." Die
starke Beteiligung von Frauen an diesem Protest erfuhr öffentliche
Anerkennung. So ein Satz war nie zuvor von einem ranghohen Politiker
zu hören gewesen. Doch auf diese Wertschätzung folgten keine Taten:
Nur zwei Frauen sind im neuen Kabinett vertreten. Was hat zum Erfolg
dieser Revolution geführt? Die Feministin Anna Arutshyan von der
armenischen Organisation Society Without Violence beschreibt einige
Faktoren(2). Entscheidend war der zivile und dezentrale Ungehorsam
unterschiedlichster Menschen. Sie organisierten sich und folgten dem
Grundsatz der Gewaltfreiheit. Ihre Proteste waren kreativ und
inklusiv. Plötzlich standen Nationalist_innen und Anarchist_innen,
Lesben und Homophobe Seite an Seite und marschierten für ein
gemeinsames Ziel. Dieser Protest entstand nicht von heute auf morgen.
Dem ging ein tiefgreifender Politisierungsprozess der
Zivilgesellschaft voraus, der trotz politischer Repression in den
vergangenen 15 Jahren stattfand. Es hatten sich Gruppen und Netzwerke
zu Themen wie soziale Ungleichheit, Geschlechterfragen,
Antimilitarismus, Stadtentwicklung, Menschenrechte und Ökologie
gebildet - und damit auch eine solide Widerstandsbasis. Und obwohl
diese Menschen beschimpft wurden, sie würden mit ihren vom Westen
importierten Ideen die armenische Kultur und Familie zerstören, traten
sie über die Jahre beharrlich gegen die Regierungspropaganda auf.
Erwähnt werden müssen auch die Jungen, die Studierenden, jene
Generation, die nach der Unabhängigkeit geboren ist und an ihre Kraft
glaubt und ihre eigenen Formen des Protestes entwickelt. Plötzlich
erwachten die Menschen aus ihrer Unbeteiligtheit und wurden zu
Bürger_innen, die ihre Rechte kennen und Verantwortung für das
Gemeinsame wahrnehmen. Anna Artshyan ist überzeugt: "Wie immer die
nächste Regierung aussieht, sie wird die Macht der Bevölkerung
anerkennen, ihr Rechenschaft abliefern und den Menschen dienen müssen.
Wenn nicht, dann werden wir wieder gegen die Tyrannei rebellieren."


Anmerkungen:

(1) Giorgi Urchukhishvili / Union Sapari: Women in the Parties:
Deconstructing Myths (Tbilisi 2017)

(2) Anna Arutshyan: The winning recipe of Revolution "Love and
Solidarity": Armenian style (2018)

Lesetipps:

Maia Barkaia, Alisse Waterston: Gender in Georgia. Feminist
Perspectives on Culture, Nation, and History in the South Caucasus
(Berghahn 2018)

Nino Lejava, Thomas Rabensteiner: Armeniens samtene Revolution: Wie
geht es nun weiter? (15. Juni 2018)

https://www.boell.de/de/2018/06/15/armeniens-samtene-revolution-wie-geht-es-nun-weiter

Zur Autorin:

Gundi Dick arbeitete zwei Jahre als Beraterin für Fundraising und
Organisationsentwicklung bei Frauenorganisationen in Westgeorgien.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1783: Beschäftigte der Papierverarbeitung erhalten 5,5 Prozent mehr Geld (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. Februar 2019

Beschäftigte der Papierverarbeitung erhalten 5,5 Prozent mehr Geld -
Öffnungsklausel abgewehrt



Berlin - Die rund 100.000 Beschäftigten der Papier, Pappe und Kunststoffe
verarbeitenden Industrie erhalten künftig deutlich mehr Geld. Darauf
einigte sich die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) mit
den Arbeitgebern in der Nacht vom 19. auf den 20. Februar 2019 in der
fünften Verhandlungsrunde.

"Angesichts der Ausgangslage in der Papierverarbeitung ist dies am
Ende einer sehr langwierigen Tarifrunde ein respektables Ergebnis. Es
wurde erst möglich durch die breite Beteiligung vieler Beschäftigter
an Warnstreiks", sagte ver.di-Verhandlungsführer Frank Werneke.
Die Löhne und Gehälter steigen zum 1. März 2019 um 2,8 Prozent und
zum 1. März 2020 um weitere 2,7 Prozent. Die Ausbildungsvergütungen
werden ab dem 1. März 2019 um 90 Euro monatlich erhöht. Die
Arbeitgeber hatten gefordert, durch eine Öffnungsklausel die
Möglichkeit zu erhalten, die Tarifsteigerungen erst zu einem späteren
Zeitpunkt zu bezahlen. Diese Forderung wurde vollständig abgewehrt.
Der Tarifvertrag hat eine 27-monatige Laufzeit. Die
ver.di-Tarifkommission muss ihm noch zustimmen und trifft sich am
20./21. März 2019.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.02.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/565: lebensmittelwarnung.de wurde erweitert (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
19.02.2019

lebensmittelwarnung.de wurde erweitert

Internetportal umfasst nun auch Warnungen zu Kosmetika und
Bedarfsgegenständen



Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) hat
im Auftrag der Bundesländer das Portal http://lebensmittelwarnung.de
erweitert. Verbraucherinnen und Verbraucher können sich dort seit heute
auch über gesundheitsschädliche kosmetische Mittel und Bedarfsgegenstände
wie Spielzeug, Bekleidung, Schmuck oder Kochgeschirr informieren.

Die Behörden der Bundesländer veröffentlichen auf
www.lebensmittelwarnung.de Warnungen und Rückrufe von Unternehmen und
zuständigen Behörden. Diese betreffen bisher Lebensmittel, die
gesundheitsgefährdend, ekelerregend oder geeignet sind, die Verbraucher zu
täuschen, und die sich bereits im Handel und damit unter Umständen schon
bei den Verbrauchern befinden. Das BVL kann vor Erzeugnissen warnen, die
beispielsweise aus dem Ausland vertrieben werden (z. B. via Internet) und
für die kein Hersteller oder Vertreiber in Deutschland existiert.

Neben Lebensmitteln werden in dem Portal nun auch Warnungen zu
kosmetischen Mitteln wie Zahnpasta, Gesichtscreme oder Shampoo und
Bedarfsgegenstände wie Kochgeschirr, Spielzeug, Schmuck und Bekleidung
veröffentlicht (ausgenommen hiervon sind Warnungen nach dem
Produktsicherheitsgesetz). Grund für eine Warnung oder einen Rückruf
können beispielsweise mikrobiologische Verunreinigungen, die Verwendung
verbotener Stoffe oder die Überschreitung von Grenzwerten bei chemischen
Inhaltsstoffen sein, sofern daraus eine Gesundheitsgefahr resultiert.

Im Zuge der Erweiterung des Portals wurde auch das Design überarbeitet und
die Seite für die Nutzung mobiler Endgeräte optimiert. Auf der Startseite
des Portals können Nutzer auswählen, ob sie sich Warnungen zu
Lebensmitteln, kosmetischen Mitteln oder Bedarfsgegenständen ansehen
möchten. Es werden alle aktuellen Warnungen angezeigt. Diese können aber
auch nach betroffenen Bundesländern gefiltert werden. Verbraucher können
sich automatisch per RSS-Feed benachrichtigen lassen, wenn eine neue
Warnung veröffentlicht wird. Auch auf dem Twitter-Kanal @LMWarnung werden
automatisch Hinweise zu neuen Warnungen veröffentlicht.


Hintergrundinformationen

Die zuständigen Behörden der Bundesländer oder das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) publizieren auf
www.lebensmittelwarnung.de öffentliche Warnungen und Informationen im
Sinne des § 40 Absatz 1 und Absatz 2 des Lebensmittel-,
Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuchs (LFGB). Die Überwachung
und Kontrolle von Lebensmitteln und den im LFGB geregelten kosmetischen
Mitteln und Bedarfsgegenständen ist Aufgabe der Bundesländer. Das BVL ist
hauptsächlich für die technische Betreuung des Portals zuständig. Das BVL
kann vor Erzeugnissen warnen, die beispielsweise aus dem Ausland
vertrieben werden (z. B. via Internet) und für die kein Hersteller oder
Vertreiber in Deutschland existiert.

Das Portal wurde am 21.10.2011 in Betrieb genommen. Seither gab es 900
Warnungen zu Lebensmitteln (Stand: 18.02.2019). Die häufigsten Gründe für
Warnungen waren mikrobiologische Verunreinigungen, Fremdkörper und
Kennzeichnungsmängel. Besonders oft wurde in den vergangenen Jahren vor
Waren der Produktkategorien "Fleisch, Wild, Geflügel und Erzeugnisse
daraus", "Milch und Milchprodukte" und "Getreide und Backwaren" gewarnt.

Im Durchschnitt wird die Website etwa 250.000 Mal pro Monat besucht, von
rund 150.000 Besuchern. Via Twitter folgen derzeit rund 7.500 Follower dem
Portal.

Weiterführende Informationen

• Internetportal lebensmittelwarnung.de

- http://lebensmittelwarnung.de

• Flyer: "Alle Warnungen auf einen Blick - Das Internetportal
www.lebensmittelwarnung.de

- http://bvl.bund.de/flyer_lebensmittelwarnung

• Video lebensmittelwarnung.de

- http://bvl.bund.de/LMWarnung

• Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch
(LFGB)

- http://gesetze-im-internet.de/lfgb

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/597: Auch in Schweden stellen Überlebende eine Strafanzeige gegen Assads Geheimdienstchefs (ECCHR)


ECCHR - European Center for Constitutional and Human Rights

Pressemitteilung vom 20. Februar 2019

Nach wichtigen juristischen Schritten in Deutschland

Folter in Syrien: Auch in Schweden stellen Überlebende eine Strafanzeige
gegen Assads Geheimdienstchefs



Stockholm/Berlin - Ohne Aufarbeitung und Gerechtigkeit für die Verbrechen
aller Konfliktparteien in Syrien wird es keinen dauerhaften Frieden geben.
Deutschland und Frankreich haben mit den ersten Festnahmen und den
internationalen Haftbefehlen gegen hochrangige Verantwortliche des
Folter-Systems unter Präsident Baschar al-Assad erste wichtige Schritte
getan. Diesem Beispiel müssen weitere Länder in Europa folgen. Deswegen
haben neun Folterüberlebende aus Syrien gestern in Stockholm (Schweden)
eine Strafanzeige gegen hochrangige Geheimdienstbeamte der Assad-Regierung
eingereicht - unter anderem wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

"Die Festnahmen der beiden ehemaligen Geheimdienstfunktionäre in
Deutschland sind ein starkes Signal. Wir konzentrieren uns aber auf die
Hauptverantwortlichen für die Folter unter Assad, auf Personen wie Jamil
Hassan, Chef des syrischen Luftwaffengeheimdienstes, gegen den der
Bundesgerichtshof im Juni 2018 einen internatioaneln Haftbefehl erlassen
hat", erläutert Patrick Kroker vom European Center for Constitutional and
Human Rights (ECCHR). "Es geht um übergeordnete Verantwortung für das
Folter-System in Syrien. Deswegen hat auch die Strafanzeige in Schweden
etliche Geheimdienstchefs im Fokus."

Diese neue Strafanzeige stellten die Betroffenen gemeinsam mit dem ECCHR,
den syrischen Juristen Anwar al-Bunni (Syrian Center for Legal Research and
Studies, SCLSR) und Mazen Darwish (Syrian Center for Media and Freedom of
Expression, SCM), der Caesar Files Group sowie der schwedischen
Organisation Civil Rights Defenders (CRD). Das Ziel: Die schwedische Justiz
soll gegen 25 namentlich benannte und weitere unbekannte hochrangige
Geheimdienstbeamte ermitteln und internationale Haftbefehle erlassen. In
Deutschland trugen Zeugen aus vergleichbaren Strafanzeigen sowie Fotos und
Dokumente der Caesar Files Group entscheidend zu dem Haftbefehl gegen den
Chef des syrischen Luftwaffengeheimdienstes bei.

Weitere Informationen über die Strafanzeige in Schweden finden Sie unter
ecchr.eu/syrien-schweden.

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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MELDUNG/596: Wenn Influencer Werbung machen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 19.02.2019

Wenn Influencer Werbung machen



In den sozialen Netzwerken wird angeblich Privates munter mit bezahlter
Werbung vermischt. Müssen Minderjährige vor den Darstellungen der
sogenannten Influencer geschützt werden?

Das Video auf Youtube ist ziemlich lustig: Zwei überdrehte Jungs führen
vor, wie unterschiedlich sich Mädchen und Jungen beim Shoppen verhalten.
Mehrfach werden in dem Video das Logo eines Sportartikelherstellers und
die Namen von Modefirmen ins Bild gerückt.

Anderes Beispiel: Auf Instagram präsentiert sich eine adrett gestylte
junge Frau mit einem Laptop unterm Arm. Im Text nennt sie den Markennamen
des Rechners und lobt dessen "super Akkuleistung". Eine andere Dame gibt
Schminktipps und empfiehlt spezielle Produkte, denen sie angeblich "total"
vertraut.

Influencer genießen großes Vertrauen

Mode, Kosmetik, Essen: Solche und andere Produkte werden in den sozialen
Netzwerken heute oft von Influencern präsentiert - von jungen Leuten, die
ihr Privatleben und ihre Vorlieben öffentlich so attraktiv darstellen,
dass sich Fangemeinden aus teils mehreren Millionen Followern dafür
interessieren.

Die Influencer genießen bei ihren Fans großes Vertrauen, weil sie als
authentisch gelten. Das macht sie hoch interessant für die werbende
Wirtschaft. Entsprechend werden viele Influencer dafür bezahlt, dass sie
in ihren Videos und Foto-Posts Produkte präsentieren. Sie machen Werbung
und müssen diese kenntlich machen - diese Vorschrift gilt auch für soziale
Netzwerke.

Können Minderjährige die Werbung erkennen?

Allerdings sind viele Fans der Influencer Kinder und Jugendliche. Das
wirft rechtliche Fragen auf - schließlich sieht das Gesetz für
Minderjährige einen besonderen Schutz vor. Können sie erkennen, wenn
vermeintlich mit ihnen "befreundete" Personen Unterhaltung und bezahlte
Werbung vermischen? Müssen sie vor den Geschäftsinteressen der
Werbetreibenden in den sozialen Netzwerken besonders geschützt werden?

"Zum Thema Influencer-Werbung hat die Rechtsprechung bislang nur in
einigen Fällen Stellung genommen", sagt Inge Scherer, Professorin für
Bürgerliches Recht und Zivilprozessrecht an der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Eine vertiefte
Auseinandersetzung mit dem Thema der Influencer-Werbung gegenüber
minderjährigen Nutzern sozialer Netzwerke habe es bis jetzt weder in der
Rechtsprechung noch in der juristischen Fachliteratur gegeben.

Darum hat Scherer diese Thematik nun erstmals ausgelotet. Ihr Aufsatz ist
in der März-Ausgabe der Zeitschrift "Wettbewerb in Recht und Praxis"
veröffentlicht.

Videos und Posts müssen korrekt gekennzeichnet sein

Scherers Fazit: Das Influencer-Marketing verstößt hinsichtlich der
minderjährigen Follower weder gegen die Gesetze zum unlauteren Wettbewerb
noch gegen das Medienrecht - aber nur, wenn die Posts und Videos korrekt
gekennzeichnet sind: Bei Texten müssen die Hinweise "Werbung" oder
"Anzeige" gleich am Anfang stehen, in Videos müssen die Hinweise im Bild
mitlaufen. Englischsprachige Bezeichnungen, etwa "Ad" oder "Paid Content",
reichen nicht aus.

Nach Einschätzung der JMU-Professorin können minderjährige Nutzer
kommerzielle Kommunikation durchaus erkennen. Sie seien wie keine andere
Altersgruppe mit sozialen Netzwerken vertraut. Und sie seien in der Lage,
sich kritisch mit den Empfehlungen der Influencer auseinanderzusetzen.
"Außerdem kennen sie sich in der Regel mit den beworbenen Produkten gut
aus, und deren Preisklasse liegt im Rahmen des Taschengeldes."

Influencer-Marketing trägt Früchte

Für ihren Aufsatz hat Scherer aus verschiedenen Studien Fakten
recherchiert, die die Relevanz des Influencer-Marketings deutlich machen.
Demnach gibt von den 14- bis 17Jährigen jeder fünfte an, schon einmal ein
Produkt gekauft zu haben, das von einem Influencer empfohlen wurde. Einer
anderen Umfrage zufolge liegt dieser Anteil in der Altersgruppe der
16- bis 24Jährigen sogar bei 44 Prozent.

Eine Studie zeigt, dass Influencer als die drittverlässlichste Quelle für
Informationen über Produkte gelten - gleich nach Freunden und
Kundenbewertungen. Die interessantesten Produktkategorien sind dabei
Beauty, Essen und Mode.

Youtube ist bei Minderjährigen das beliebteste Online-Angebot, gefolgt von
WhatsApp, Instagram, Snapchat und Facebook. Auf diesen Portalen verbringen
die Jugendlichen offenbar viel Zeit: Sie sind im Schnitt täglich 3 Stunden
und 41 Minuten online. Das ergab 2017 eine Basisstudie zum Medienumgang
der 12- bis 19Jährigen in Deutschland. 97 Prozent dieser Altersgruppe
besitzen ein Smartphone, bei den 12- bis 13Jährigen sind es auch schon 92
Prozent. "Hier besteht faktisch Vollversorgung", sagt die JMU-Professorin.


Originalpublikation:

Inge Scherer:

"Rezeption kommerzieller Kommunikation in sozialen Netzwerken durch
minderjährige Nutzer",

Wettbewerb in Recht und Praxis, März 2019, S. 277 ff.

www.ruw.de/Scherer_WRP_2019_277

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 19.02.2019
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STELLUNGNAHME/073: Unzulässige Kündigung durch kirchlichen Arbeitgeber (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. Februar 2019

Unzulässige Kündigung durch kirchlichen Arbeitgeber: ver.di begrüßt
Urteil des Bundesarbeitsgerichtes - Beschäftigtenrechte weiter
gestärkt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt das
heutige Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) in Erfurt zur kirchlichen
Kündigungspraxis, das der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes (EuGH) vom 11. September 2018 folgt und den kirchlichen
Spielraum im Arbeitsrecht weiter begrenzt. "Das Urteil ist überfällig
und wegweisend. Es schafft mehr Gerechtigkeit für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in kirchlichen Betrieben. Einem Mitarbeiter zu
kündigen, weil dieser ein zweites Mal geheiratet hat, findet heute
auch in der Gesellschaft keine Akzeptanz mehr. Gut, dass das BAG
einem solchen Gebaren nun einen Riegel vorgeschoben hat", sagte
Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand.

Im konkreten Fall hatte ein Chefarzt gegen seine Kündigung durch
seinen Arbeitgeber, einen katholischen Krankenhausträger, geklagt.
Der Arbeitgeber hatte ihm gekündigt, weil der Chefarzt nach seiner
Scheidung ein weiteres Mal standesamtlich geheiratet hatte. Darin
hatte der Arbeitgeber einen schwerwiegenden Verstoß gegen die
Loyalitätspflichten aus der katholischen Grundordnung gesehen.

"Eine Kündigung wegen etwas so Persönlichem wie einer zweiten Ehe
auszusprechen, ist völlig aus der Zeit gefallen", so Bühler weiter.
Für Patientinnen und Patienten sei entscheidend, dass ein Arzt ein
guter Mediziner sei und sich Zeit für sie nehme und nicht, ob er ein
zweites Mal sein Ja-Wort gebe. "Wir fordern die Kirchen auf, die
Zeichen der Zeit zu erkennen und endlich auch in ihren Betrieben das
allgemeine Arbeitsrecht anzuwenden", so Bühler. "Die Rechte von
Beschäftigten müssen Anwendung finden; das betrifft insbesondere den
Abschluss von Tarifverträgen und die Wirksamkeit des
Betriebsverfassungsgesetzes."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.02.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06844: Slawische Dekade (SB)


Die 1930er Jahre waren die Dekade des Slawischen Damengambits. Immer
wieder treten solche Phasen auf, in denen auf den Turnieren eine
bestimmte Eröffnung von einer großen Breite der Spieler auf Herz und
Nieren geprüft wird. Zahlreiche Neuerungen werden dann erprobt, im
Schmelzofen einer Turnierpartie getestet und weiterentwickelt.
Höhepunkte dieser Auseinandersetzungen waren zweifelsohne die
Weltmeisterschaftskämpfe zwischen dem Holländer Max Euwe und dem
Russen Alexander Aljechin. Vergleichbares in dieser Strenge hatte es
zuvor noch nicht gegeben. Euwe und Aljechin griffen in einem gut Teil
der Wettkampfpartien abwechselnd zur Slawischen Verteidigung. Es war
ein Duell auf höchster Ebene. Auch zwischen den WM-Kämpfen wählten
beide Spieler diese Eröffnung, wohlwissend, daß die daraus gewonnenen
Erkenntnisse ihnen zugute kommen sollten. Im heutigen Rätsel der
Sphinx aus dem Turnier zu Nottingham, ein Jahr vor dem Rückkampf
zwischen Euwe und Aljechin, spielte der Holländer gegen Milan Vidmar
slawisch und hatte zuletzt mit 1...g7-g5! die weißen
Angriffsbemühungen zurückgedrängt. Vidmar zog nun 2.Le4xh7+, eine
Kombination indes, Wanderer, die von Euwe geschickt widerlegt werden
konnte.






[image: SCHACH-SPHINX/06844: Slawische Dekade (SB)]



Vidmar - Euwe

Nottingham 1936


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Offenbar hatte Kasparow nicht 1...Dg5-g6 gezogen, weil er den
Doppelangriff nach 2.Tf3-f5 Lh4-g5! 3.De4-e5 fürchtete. Ohne Zeitnot
hätte er sicherlich den Gewinnzug 3...Tb8-e8! gefunden. Iwantschuk
hingegen übersah in der Eile des Zeitnotgefechts, daß er nach 1...g7-
g6? mit 2.Tf3-f7+ Kh7-h6 3.De4-d4 Tb8-g8 4.g2-g3 Dg5-d8 5.Tf7-d7 bzw.
2...Kh7-g8 3.De4-e6 Kg8-h8 4.g2-g3 Dg5-h6 5.Kh2-g2! Lh4-g5 6.De6-e5+
Kh8-g8 7.De5-e6 Tb8-f8 8.Tf7-f1+! Kg8-g7 9.De6-e5+ Kg7-g8 10.De5-e6+
heil aus dem Schlamassel herausgekommen wäre.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





JUGEND/104: Fragt sie doch selbst! Kinder und Jugendliche sind Experten ihrer Lebenswelt (idw)


Bertelsmann Stiftung - 19.02.2019

Fragt sie doch selbst! Kinder und Jugendliche sind Experten ihrer
Lebenswelt



Kinderarmut zu vermeiden steht hoch auf der aktuellen politischen Agenda.
Die Bertelsmann Stiftung hat Kinder und Jugendliche gefragt, was sie aus
ihrer Sicht zum guten Aufwachsen brauchen. Die ersten Ergebnisse zeigen:
Eine bessere materielle Ausstattung allein reicht nicht.

Gütersloh, 19.02.2019. Die meisten Kinder und Jugendlichen in Deutschland
sind nach eigenem Bekunden gut versorgt. Zwar gibt mehr als die Hälfte von
ihnen an, sich gelegentlich, häufig oder immer um die finanzielle
Situation ihrer Familie zu sorgen. Doch sie zeigen sich grundsätzlich
zufrieden mit ihrer materiellen Ausstattung. Aus zahlreichen Armutsstudien
wissen wir aber, dass es etwa jedem viertem Kind kaum möglich ist, am
gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Daher schlägt die Bertelsmann
Stiftung ein Teilhabegeld vor - eine finanzielle Direktleistung, die
besonders arme Kinder und Jugendliche unterstützt.

In einer repräsentativen Befragung, die Prof. Sabine Andresen von der
Goethe-Universität Frankfurt gemeinsam mit der Bertelsmann Stiftung mit
rund 3.450 Kindern und Jugendlichen durchgeführt hat, werden allerdings
Nöte fernab der finanziellen Absicherung aufgedeckt, die sonst unter der
Oberfläche bleiben. Sicherheit, Zeit mit Eltern und Freunden, Zuwendung
sowie erwachsene Vertrauenspersonen und Beteiligungsmöglichkeiten zählen
aus Sicht der großen Mehrheit der Kinder und Jugendlichen zum guten
Aufwachsen dazu. In zusätzlichen ausführlichen Gruppendiskussionen konnte
die Studie aufzeigen, welche Belastungen relevant sind. Dazu gehören
Erfahrungen mit Ausgrenzung und dem Eindruck, keine Stimme bei politisch
weitreichenden Entscheidungen zu haben. Andresen schlussfolgert: "Kinder
und Jugendliche sind Experten. Wissenschaft und Politik sollten sie zu
ihren Rechten, Interessen und Bedarfen systematisch und regelmäßig
anhören."

Gutes Aufwachsen ist mehr als finanzielle Absicherung

Gut fünf Prozent der Achtjährigen finden nicht, dass es in ihrer Familie
jemanden gibt, der sich um sie kümmert. Bei den 14-Jährigen sind es sogar
rund zehn Prozent. Überraschenderweise beklagen gerade ältere Kinder
häufiger die fehlende Zeit ihrer Eltern. Auch mit Blick auf
Vertrauenspersonen in der Schule hat ungefähr die Hälfte der älteren
Schüler nicht den Eindruck, dass sich ihre Lehrer um sie kümmern oder
ihnen bei Problemen helfen. Für Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann
Stiftung, leitet sich daraus ab, dass die Gesellschaft insgesamt mehr für
Kinder und Jugendliche da sein muss: "Kinder und Jugendliche brauchen
erwachsene Vertrauenspersonen, sowohl in Familien als auch in den
Schulen."

Besorgt blickt er deshalb auch auf eines der Studienergebnisse, laut dem
sich rund ein Drittel der Kinder an Haupt-, Gesamt- oder Sekundarschulen
nicht sicher fühlt: "Kinder müssen sich an ihrer Schule sicher fühlen
können. Das ist eine Grundvoraussetzung für Lernen und
Chancengerechtigkeit." Zudem geben 50 bis 60 Prozent der Kinder und
Jugendlichen an, nicht oder nicht sicher über ihre Rechte Bescheid zu
wissen. Je älter die Kinder werden, desto weniger haben sie den Eindruck,
tatsächlichen Einfluss auf Entscheidungen in der Schule nehmen zu können.

Kinder und Jugendliche für Sozialberichterstattung selber befragen

Dräger ist der Auffassung, die Politik sollte ihr Ohr näher an den jungen
Menschen haben und sie konsequent beteiligen. Er fordert eine neue Art der
Sozialberichterstattung, die Kinder und Jugendliche direkt zu ihren
Bedarfen und Interessen befragt: "Wir brauchen eine solide Grundlage, um
die Höhe des Teilhabegeldes zur Bekämpfung von Kinderarmut festlegen zu
können. Mit einer konsequenten Befragung von Kindern und Jugendlichen
ließe sich die Unterstützung und Infrastruktur bedarfsgerecht ausrichten.
Zudem können durch regelmäßige Befragungen politische Maßnahmen überprüft
und besser angepasst werden."


Methodik:

Datengrundlage der Studie ist die aktuelle Welle der internationalen
Kinder- und Jugendbefragung Children's Worlds für Deutschland. Die
repräsentative Erhebung wurde im Schuljahr 2017/2018 durchgeführt. Befragt
wurden 3.448 Schülerinnen und Schüler im Alter von acht bis vierzehn
Jahren. Für Deutschland wurde Children's Worlds in Kooperation mit der
Bertelsmann Stiftung erweitert und erscheint daher unter dem Namen
Children's Worlds+. Zum einen wurde der Erhebungsbogen um einige Fragen zu
den Bedarfen von Kindern und Jugendlichen ergänzt. Zum anderen wurden
zusätzlich 24 Gruppendiskussionen mit jungen Menschen zwischen 5 und 20
Jahren durchgeführt. Die vorliegende Studie liefert erste Auswertungen der
Erhebungen. Im Sommer 2019 werden weitere Auswertungen vorliegen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/667: 1. Koblenzer Forum Soziale Arbeit macht den Wert Sozialer Arbeit sichtbar - 08.03.2019


Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences - 19.02.2019

1. Koblenzer Forum Soziale Arbeit an der Hochschule Koblenz macht den
Wert Sozialer Arbeit sichtbar



Den Wert Sozialer Arbeit sichtbar machen - das ist das Ziel des 1.
Koblenzer Forums Sozialer Arbeit, das am Freitag, 8. März 2019, von 10:00
Uhr bis 15:30 Uhr am RheinMoselCampus der Hochschule Koblenz in der
Konrad-Zuse-Straße 1 stattfindet. Veranstalter sind die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft Rheinland-Pfalz (GEW), Bezirk und Kreis
Koblenz, sowie das Institut für Forschung und Weiterbildung der Hochschule
Koblenz (IFW). Interessierte Fachkräfte können nach vorheriger Anmeldung
unter www.gew-rlp.de/veranstaltungen kostenlos teilnehmen.

In Vorträgen und Workshops thematisiert das 1. Koblenzer Forum Soziale
Arbeit den Stellenwert Sozialer Arbeit in verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen. Wer entscheidet, wie viel Soziale Arbeit kosten darf? Welchen
Wert haben Angebote für Menschen, die Soziale Arbeit erreichen soll?
Welches Gewicht hat die Stimme der betroffenen Menschen bei den
Verhandlungen um Angebote und Preise? Das sind nur einige der Fragen,
denen diese Veranstaltung nachgehen wird.

Nach der Begrüßung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer eröffnen zwei
Impulsvorträge die Tagung. Peter-Erwin Jansen M.A., Dozent für Soziologie
und Philosophie an der Hochschule Koblenz, spricht zum Thema "Anerkennung
oder Missachtung. Das gesellschaftliche Dilemma der Sozialen Arbeit". Der
Vortrag von Julia Hille M.A., Systemische Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin
von der Hochschule Nordhausen, trägt den Titel "Was wir eigentlich schon
wissen. Ein systemischer Blick auf den Wert der Sozialen Arbeit".

Im zweiten Teil des Forums werden vier Workshops angeboten, die vier
Perspektiven auf Soziale Arbeit entwickeln. Auf diese Weise soll am Ende
des Tages ein Bild entstehen, das den Wert Sozialer Arbeit sichtbar macht.
Für die graphische Umsetzung dieses Bildes konnten die Veranstalter den
bekannten Koblenzer Illustrator Tom Fiedler gewinnen, der die Ergebnisse
der Veranstaltung visuell protokollieren wird.

Die Teilnahme an der Veranstaltung, die sich an Fachkräfte im Bereich der
Sozialen Arbeit richtet, ist kostenlos. Weitere Informationen sowie das
Anmeldeportal finden sich online unter www.gew-rlp.de/veranstaltungen.


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-koblenz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences, 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/870: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen März 2019


Kampnagel Termine März 2019

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Zwei wichtige Choreografen zeigen im März neue Arbeiten in der großen
Kampnagel-Halle:

Damien Jalet ist vom 14. bis zum 16. März mit der europäischen
Erstaufführung von OMPHALOS zu Gast, einer Produktion, die in
Zusammenarbeit mit dem mexikanischen Ensemble CEPRODAC entstanden ist
und im vergangenen Herbst in Mexiko uraufgeführt wurde. Mit einer
riesigen Sattelitenschüssel als zentralem Element auf der Bühne
übersetzt Jalet indigene Mythen über den Ursprung Mexikos in seine
unverwechselbare Bewegungssprache zur Musik von Marihiko Hara und
Ryuichi Sakamoto.

William Forsythe hat ebenfalls im vergangenen Herbst am Sadler's Wells
in London mit sieben seiner engsten ehemaligen Tänzer*innen zwei neue
Stücke erarbeitet und zusammen mit zwei bereits bestehenden Arbeiten A
QUIET EVENING OF DANCE herausgebracht, der vom 28. bis 30. März auf
Kampnagel zu sehen sein wird.

Vom 7. bis zum 10. März soll im Themenfokus GENDER MAINSTREAMING der
queer-feministische Diskurs vom Nischen-Image befreit und
alltagstauglich gemacht werden. Mit der Produktion MDLSX der
italienischen Company Motus, der Britin Lucy McCormick, die in A
TRIPLE THREAD das Neue Testament und darin selbst alle Hauptrollen
performt, der Amerikanerin Adrienne Truscott, die sich in ihrer
erfolgreichen Comedy Show ASKING FOR IT an Rape Jokes wagt und einer
neuen Arbeit von Anta Helena Recke und Julia*n Meding (ANGSTPIECE).
Außerdem lädt die britische Performancekünstlerin Rosana Cade mit
ihrer Arbeit WALKING: HOLDING jeweils einzelne Zuschauer*innen zu
Stadtspaziergängen mit Unbekannten ein.

Vom 14. bis zum 16. März richtet sich der Fokus auf Syrien mit dem
Gastspiel THE FACTORY, einer Produktion des syrischen Dramatikers
Mohammad Al Attar und Regisseurs Omar Abusaada. Das auf realen Fakten
um die nordsyrische Zementfabrik des französischen Unternehmens
Lafarge basierende Stück, erzählt anhand von vier fiktionalen
Biografien die Geschichte wechselnder Machtverhältnisse und
Abhängigkeiten im Bürgerkriegsgebiet.

Rund um die Vorstellungen zum Jahrestag des Starts der syrischen
Revolution 2011 ist ein Programm aus Diskussionen und Konzerten rund
um die aktuelle Situation im Land geplant, für das Kampnagel Kurator
Anas Aboura im Exil lebende Künstler*innen und Aktivist*innen einlädt.

Das arabische Wort AZIMUT (die Wege), ein Terminus aus der Astronomie,
ist der Titel des neues Stückes der Hamburger transnationalen Gruppe
Hajusom, die die Wege der Familien der einzelnen Performer*innen
zurück verfolgt und aus deren Geschichten einen "dekolonialen
Parcours" entstehen lassen werden. Uraufführung ist am 27. März.

Am 4. März setzt der französische Philosoph Jacques Rancière die Reihe
Passagen-Gespräche mit dem österreichischen Verleger Peter Engelmann
fort, und wird auch die aktuellen Protestbewegungen in Frankreich
thematisieren.

Konzerte gibt es von Mutter (1.3.); Kruder & Dorfmeister (2.3.),
Gagarin Records (2.3.). SUNN O))) (3.3.), Laibach (6.3.) und Sarah
McCoy (27.3.) sowie am 29. und 30.3. eine neue Ausgabe des
NOISEXISTANCE Festivals.


Programm März 2019

Jacques Rancière

PASSAGEN GESPRÄCHE:

Forum für neues politisches Denken

Mo. 04.03. /20:00

Gespräch

Themenfokus

GENDER MAINSTREAMING

Do. 07.03. bis So. 10.03.

GENDER MAINSTREAMING

Rosana Cade

WALKING: HOLDING

Ein performativer Stadtspaziergang

Do. 07.03. bis So. 10.03.

GENDER MAINSTREAMING

Motus

MDLSX

Do. 07.03. bis Sa. 09.03. /19:30

Performance

GENDER MAINSTREAMING

Anta Helena Recke / Julia*n Meding

ANGSTPIECE

Do. 07.03. bis Sa. 09.03. /19:30

Performance

GENDER MAINSTREAMING

Lucy McCormick

A TRIPLE THREAD

Do. 07.03. und Fr. 08.03. /21:00

Performance

GENDER MAINSTREAMING

Adrienne Truscott

ASKING FOR IT

Sa. 10.03. /21:00

Comedy

GENDER MAINSTREAMING

QICK ASS KUEEREEOKÉ

Fuck Gender Throwback

Sa. 09.03. /23:00

Karaoke Party

Damien Jalet / CEPRODAC

OMPHALOS

Do. 14.03. und Sa. 16.03. /20:00

Tanz / Europäische Erstaufführung

Mohammad Al Attar / Omar Abusaada

THE FACTORY

Do. 14.03. bis Sa. 16.03. /19:30

Theater

Hajusom

AZIMUT DEKOLONIAL

Ein Archiv performt

Do. 27.03. bis Sa. 30.03. /20:00

Performance Installation, Uraufführung

William Forsythe

A QUIET EVENING OF DANCE

Do. 28.03. bis Sa. 30.03. /20:00

Tanz, Deutsche Erstaufführung


Musik März 2019

Kruder & Dorfmeister

25 Years Anniversary Session

Fr. 01.03. & Sa. 02.03. /20:00

In Kooperation mit Karsten Jahnke

Mutter

Fr. 01.03. /20:00

Gagarin Records 1998-2019

Songs am Rande des Nervenzusammenbruchs

Sa. 02.03. /20:00

SUNN O)))

Let there be drone (Multiple Gains Stages)

So. 03.03. /20:00

Laibach

Mi. 06.03. /20:00

Sarah McCoy

Mi. 27.03. /21:00


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1128: Der erste Storch ist zurück in Hamburg (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 19. Februar 2019

Der erste Storch ist zurück in Hamburg!

Erstes Nest in Kirchwerder besetzt / Storchenwebcam des NABU Hamburg
ist online



Die milden Temperaturen stimmen schon auf den Frühling ein. Nun ist
ein bekannter Frühlingsbote hinzugekommen. Wie Jürgen Pelch,
ehrenamtlicher Storchenbetreuer beim NABU Hamburg berichtet, ist ein
Nest auf dem Kirchwerder Hausdeich mit einem Weißstorch besetzt. Es
ist der erste der Hamburger Störche, der in diesem Jahr aus seinem
Winterquartier zurückgekehrt ist. Durch die günstige Witterung können
in den nächsten Tagen und Wochen weitere Tiere folgen.

Mit Spannung wird nun auch die Ankunft des neuen Internet-Storchs
"Fiete" und seiner Partnerin "Erna" erwartet. Das Paar trat im letzten
Sommer die Nachfolge der bekannten Störche "Rolf" und "Maria" an und
zog zwei Jungtiere groß. Unter www.NABU-Hamburg.de/storchenwebcam
können Storchenfreunde ab sofort wieder einen Blick in ihr Nest
werfen.

Die männlichen Störche erreichen als erstes ihre angestammten Nester.
Ihre Partnerinnen ziehen kurze Zeit später nach. Die Brutzeit beginnt
dann meist im April. Im vergangenen Jahr haben in Hamburg 23
Storchenpaare 59 Jungtiere großgezogen. "Ich hoffe sehr, dass die
Hamburger Störche auch in diesem Jahr wieder ein ähnlich gutes
Brutergebnis erzielen", sagt Jürgen Pelch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 16/19, 19.02.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/659: Bündnispartner präsentieren sich am Runden Tisch geschlossen (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt

Gemeinsame Pressemitteilung - 20. Februar 2019

Bündnispartner präsentieren sich am Runden Tisch geschlossen

Messlatte bleibt der Gesetzesentwurf hinter dem 1.7 Millionen Bürger
stehen



München, 20.02.2019 - Die Bündnispartner zeigten am Runden Tisch
Geschlossenheit. "Wir haben den Rückhalt von über 1,7 Millionen
Bürgerinnen und Bürgern, die mit uns das Volksbegehren als unterste
Messlatte für Veränderungen im Naturschutz gesetzt haben", sagt Agnes
Becker, Beauftragte des Volksbegehrens Artenvielfalt und
Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP Bayern. Ein Mandat für
Veränderungen an dem Gesetzentwurf aus dem Volksbegehren gibt es
nicht. Aber für Maßnahmen, die darüber hinaus gehen, sind die
Bündnispartner offen. Hinter dem Entwurf stehen nicht nur 18,4 Prozent
der bayerischen Bevölkerung, sondern auch viele verschiedene Verbände.

Das erfolgreichste Volksbegehren, das Bayern jemals gesehen hat,
zeigt, wie groß der Rückhalt in der Bevölkerung ist. Jetzt gilt es,
Lösungen für mehr Artenschutz zu finden und keine taktischen Spielchen
zu spielen. "Das Artensterben ist durch zahlreiche wissenschaftliche
Studien belegt. Am dramatischsten ist der Verlust der Artenvielfalt
auf den landwirtschaftlichen Flächen, deswegen setzt das Volksbegehren
vor allem dort an", sagt Dr. Norbert Schäffer, Vorsitzender des LBV.

Die natürlichen Lebensgrundlagen aller Bayern stehen auf dem Spiel. Es
trifft alle gleichermaßen egal ob jung oder alt, ob in der Stadt oder
auf dem Land, ob Beamtin, Arbeiter, Angestellte oder Landwirt. "1,75
Millionen Menschen haben uns den klaren Auftrag gegeben, das
Artensterben zu stoppen. Einen Interessenausgleich nach dem Motto 'wir
einigen uns in der Mitte' kann es daher nicht geben. Die Fördermittel
für ökologische Leistungen der Landwirte müssen erhöht werden", sagt
Ludwig Hartmann, Fraktionsvorsitzender der Grünen im Bayerischen
Landtag. Die Landwirte würden damit sogar doppelt profitieren:
Zusätzliche finanzielle Mittel und als Landschafts- und Naturpfleger
eine steigende Wertschätzung in der Bevölkerung.

Richard Mergner, Vorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern, weiß:
"Viele Bauern sind selbst Opfer einer Landwirtschaftspolitik, die auf
Turbo-Landwirtschaft zu Lasten der Natur setzt. Mit dem Volksbegehren
wollen wir die Rahmenbedingungen für eine naturverträgliche
Landwirtschaft verbessern." Die Mittel für das Vertragsnaturschutz-
und das Kulturlandschaftsprogramm müssen deutlich aufgestockt werden.

So vielfältig wie Naturschutz sein kann, sind auch die Unterstützer
und Bündnispartner des Volksbegehrens. Neben dem Landesverband
Bayerischer Imker zählen auch die Arbeitsgemeinschaft bäuerlicher
Landwirtschaft in Bayern (AbL) und die Landesvereinigung für den
ökologischen Landbau in Bayern (LVÖ) mit ihren Mitgliedsverbänden
Bioland, Naturland, Biokreis und Demeter zu den Bündnispartnern. Auch
Sport- und andere Naturschutzverbände wie zum Beispiel der Deutsche
Alpenverein (DAV) unterstützen den Gesetzesentwurf des Volksbegehrens.
Insgesamt haben sich über 200 Verbände, Unternehmen und Vereine dem
Bündnis angeschlossen. In ihrer Vielfalt stehen sie gemeinsam für ein
neues, besseres Naturschutzgesetz.


Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Der Bayerische Landtag kann nun den Gesetzentwurf
annehmen oder ablehnen und ein eigenes Gesetz vorlegen. In diesem Fall
kommt es zum Volksentscheid, bei dem alle stimmberechtigten Bayern
über die beiden alternativen Gesetzesvorschläge abstimmen können. Zum
Trägerkreis des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!
gehören die Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der
Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen
Bayern und der BUND Naturschutz in Bayern. Ein breites
gesellschaftliches Bündnis von rund 200 Organisationen, Unternehmen,
Verbänden und Parteien unterstützt diese direktdemokratische
Initiative für ein neues Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 20.02.2019

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Volksbegehren Artenvielfalt

c/o LBV (Landesbund für Vogelschutz in Bayern)

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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MELDUNG/488: Kongress zu Klimawandel und Energiewende - Forscher drängen zum Handeln (idw)


Technische Hochschule Rosenheim - 19.02.2019

Kongress zu Klimawandel und Energiewende an der TH Rosenheim:
Forscher drängen zum Handeln 



Die Vorboten des Klimawandels sind seit Jahren alarmierend, jetzt muss
endlich ein Ruck durch Gesellschaft und Politik gehen, um die Folgen
abzumildern. Das ist das Signal, das von den Vertretern bayerischer
und österreichischer Solarinitiativen, renommierten Klimaforschern und
anerkannten Energieexperten ausgeht, die sich am 15. und 16. Februar
an der Technischen Hochschule Rosenheim getroffen haben.

Unter dem Motto "Klimawandel stoppen - es ist höchste Zeit, legen wir
los!" kamen an den zwei Tagen über 600 Teilnehmer zur hochkarätig
besetzten 26. Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft Bayerischer und
Österreichischer Solarinitiativen (ABSI) zusammen. Das Programm des
Kongresses spannte die Brücke vom Problem Klimawandel hin zur Lösung
der Energiewende im Lokalen. Die sowohl lehrreiche als auch
unterhaltsame Veranstaltung profitierte nicht zuletzt von den
Referenten, darunter der Physiker und Fernsehmoderator Prof. Dr.
Harald Lesch, der Gletscherforscher und Ex-Leitautor des 
UN-Weltklimarats Prof. Dr. Georg Kaser, Prof. Dr. Bruno Burger vom
Freiburger Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme, Prof. Dr.
Volker Quaschning von der HTW Berlin sowie der bekannte
Extremkletterer Alexander Huber von den Huberbuam.

Anders als in den vergangen Jahren war der ABSI-Kongress 2019 heuer
deutlich mehr als ein Arbeitstreffen: Es war ein Motivationsschub für
die gemeinsame Arbeit an einer besseren Zukunft. "Wenn es schon fünf
nach zwölf wäre, würde ich hier nicht mehr stehen", mahnte Prof. Dr.
Kaser. Es müsse allerdings sofort gehandelt werden.

Deutlich pessimistischer zeigte sich Prof. Dr. Quaschning. Er
konstatierte: "Unsere Generation hat in den letzten 30 Jahren
versagt." Bereits vor Jahrzehnten haben Wissenschaftler das Phänomen
Klimawandel erkannt und genauso lange warnen sie vor dessen Folgen.
Quaschning glaubt, dass die seit einigen Wochen weltweit
demonstrierenden Schüler der Bewegung "Fridays for Future" nun "den
Hebel rumzureißen" könnten. Der ehemalige Bundestagsabgeordnete und
jetzige Präsident der Energy Watch Group Hans-Josef Fell sah im großen
Zuspruch zur Tagung "ein gutes Zeichen, dass die Klimaschutzbewegung
von unten wieder an Fahrt zunimmt".

Dass es um mehr geht, als den Ausbau der Bürger-Solarenergie in
Süddeutschland und Österreich konnte man auch am diesjährigen Motto
ablesen: Wie schon bei der Veranstaltung im Vorjahr in Erlangen ist es
vielmehr die Notwendigkeit eines Umbaus hin zu einer CO2-freien
Energiezukunft in den Regionen, die die Protagonisten antreibt.

"Wir sind uns im Organisationsteam einig, dass wir die Energiewende in
Bayern nur hinbekommen, wenn wir weiter am Ball bleiben", erklärte
Mitveranstalter Prof. Mike Zehner von der Technischen Hochschule
Rosenheim. Deshalb soll in Rosenheim an den Konferenzerfolg von 2019
im kommenden Jahr mit einem Kongress zur Energiewende angeknüpft
werden.

Neben der Solarstrom- und Solarwärmenutzung standen am Wochenende
ebenso die Elektromobilität, die Energiespeicherung und die zu
ändernden Rahmenbedingungen auf der Tagesordnung. Mehrere ausverkaufte
Exkursionen in der Stadt Rosenheim und eine Fachausstellung ergänzten
das Programm.

Dank aktueller Entwicklungen, wie etwa die Schülerbewegung "Fridays
for Future", aber auch dem erfolgreichsten Volksbegehren Bayerns, war
in Rosenheim eine Aufbruchsstimmung deutlich spürbar. In vielen
Gesprächen und Diskussionen wurde auf den Fluren der Hochschule an
einer engmaschigen Vernetzung der gemeinsamen Interessen gearbeitet.
So waren die Teilnehmenden des Kongresses durchaus optimistisch, dass
auch das geplante Volksbegehren "Klimaschutz in die bayerische
Verfassung" erfolgreich sein wird. Um dies zu verdeutlichen, wurde von
Seiten der ABSI eine Resolution verfasst, welche in den kommenden
Tagen an den Bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder überreicht
wird.

Darin fordert die Arbeitsgemeinschaft Bayerische Solar-Initiativen
Bayerns Staatsregierung auf, keinen Wechsel von Atomenergie zu
zentraler Gaskraftwerksenergie durchzuführen, da damit der CO2-Anteil
entgegen der Pariser Klimaschutzverträge in allen Energiesektoren
steigen würden. Weiter pocht ABSI darauf, die Blockaden gegen den
Ausbau erneuerbarer Energien in Bayern zu beseitigen.

Mit 363 Teilnehmern am Freitag, 296 Teilnehmern am Samstag sowie
zusätzlich etwa 250 Besuchern des Festvortrags war der Rosenheimer
Solarkongress das erfolgreichste Treffen der ABSI-Historie. Den
zweitätigen, öffentlichen Kongress zu Klimawandel und Energiewende
hatte die Technische Hochschule Rosenheim zusammen mit der Initiative
Energiezukunft Rosenheim (ezro), dem Rosenheimer Solarförderverein
(rosolar), der Deutschen Gesellschaft für Sonnenenergie (DGS) und dem
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) organisiert. Der
Kongress fand dieses Jahr erstmals in Rosenheim statt.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.th-rosenheim.de/home/infos-fuer/presse/pressemitteilungen/details/kongress-zu-klimawandel-und-energiewende-an-der-th-rosenheim-forscher-und-praktiker-draengen-zum-han/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news710749

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1556

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Rosenheim - 19.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1171: Lkws und Busse dürfen nicht mehr ungebremst CO2 ausstoßen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 19.02.2019 / Verkehr

Lkws und Busse dürfen nicht mehr ungebremst CO2 ausstoßen



Das EU-Parlament und die Verkehrsminister*innen der EU-Mitgliedstaaten
haben sich am frühen Dienstagmorgen darauf geeinigt, den CO2-Ausstoß
für neue Lkws und Busse erstmals zu regulieren.

Die Verhandlungsführer*innen verständigten sich darauf, dass ab 2025
neu zugelassene schwere Nutzfahrzeuge 15 Prozent weniger CO2 ausstoßen
im Vergleich zum Niveau von 2019. Ab 2030 sollen die CO2-Emissionen
dann 30 Prozent niedriger sein als 2019.

Ab 2025 soll für Automobilhersteller außerdem eine verbindliche
Produktionsquote von 2 Prozent emissionsfreier schwerer Nutzfahrzeuge
gelten. Die Quote soll als Anreiz für Hersteller dienen, ihre
Produktion von Verbrennungsmotoren auf alternative, klimafreundliche
Antriebssysteme umzustellen.

Im Jahr 2022 sollen die Vorschriften nochmals geprüft und
gegebenenfalls angepasst werden. In diesem Jahr soll zusätzlich die
EU-Kommission die Zielvorgaben für die Zeit nach 2030 vorschlagen.

Ob Laster und Busse die Regelungen zum CO2-Ausstoß im Fahrbetrieb
tatsächlich einhalten, soll über eine technische Einrichtung an Bord
der Fahrzeuge überprüft werden. Bei Verstößen drohen den Herstellern
Geldstrafen.

Der Verhandlungsführer für das EU-Parlament Bas Eickhout (Grüne/EFA,
Niederlande) kritisierte Deutschland und einige osteuropäische Staaten
für ihre Haltung, ehrgeizigere CO2-Ziele verhindert zu haben. Es sei
für die Mitgliedstaaten an der Zeit, "auf die Bremse für ihre
kurzsichtige Unterstützung für den Verbrennungsmotor zu treten."

Dem Umweltverband Transport & Environment (T&E) zufolge ist das
Trilogergebnis "eine exzellente Nachricht für Lkw-Fahrer und die
Umwelt", denn CO2-Ausstoß und Kraftstoffverbrauch würden aufgrund der
Grenzwerte verringert. Laut Berechnungen der EU-Kommission können
Trucker*innen zwischen 2025 und 2030 etwa 20.000 Euro an der
Tankstelle einsparen. Die jetzt festgelegten Einsparziele seien jedoch
nur ein Anfang. T&E pocht darauf, dass die EU im Review-Verfahren 2022
strengere Grenzwerte beschließt.

Hingegen zeigte sich der Verband der Europäischen Autohersteller
(ACEA) sehr besorgt. Die Reduktionsziele seien äußerst anspruchsvoll.
Die Mitgliedstaaten seien nun gefragt, die notwendige Infrastruktur
für alternative Antriebe schnell und flächendeckend auszubauen.
Andernfalls werde es schwierig, das verbindliche Verkaufsziel von 2
Prozent emissionsfreier schwerer Nutzfahrzeuge zu erfüllen.

Das EU-Parlament und der Rat der EU müssen die vorläufige Einigung
noch formal annehmen, bevor die Verordnung in Kraft treten kann. [aw]



EU-Parlament zum Trilogende

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190219IPR27353/cutting-co2-emissions-from-trucks-meps-reach-deal-with-council

Ministerrat zum Trilogende

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2019/02/19/heavy-duty-vehicles-eu-presidency-agrees-with-parliament-on-europe-s-first-ever-co2-emission-reduction-targets/

Reaktion EU-Kommission

https://ec.europa.eu/germany/news/20190219-co2-vorgaben-lkw_de

Reaktion T&E

https://www.transportenvironment.org/press/eu-target-cut-truck-co2-and-boost-zero-emission-truck-sales-must-only-be-start

Reaktion ACEA

https://www.transportenvironment.org/press/eu-target-cut-truck-co2-and-boost-zero-emission-truck-sales-must-only-be-start

 * 

Quelle:

EU-News, 19.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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FISCHEREI/194: Ab 2021 ist Pulsfischen in der EU verboten (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.02.2019 / Wasser & Meere

Ab 2021 ist Pulsfischen in der EU verboten



Das EU-Parlament, die EU-Mitgliedstaaten und die EU-Kommission haben
sich in der Nacht zu Donnerstag auf ein EU-weites Verbot der
umstrittenen Elektrofischerei verständigt.

Wie das Nachrichtenportal EurActiv am Donnerstag meldete, wollen die
drei EU-Organe neue technische Maßnahmen auf den Weg bringen, um die
europäischen Fischbestände besser zu schützen. Die neue
Rahmenverordnung soll 31 bestehende Vorschriften vereinfachen. Es wird
geregelt, wie, wo und wann gefischt werden darf, welche Fanggeräte
zulässig sind, wie sich die Fänge zusammensetzen müssen und wie mit
Beifängen umzugehen ist.

Zudem werden mit der Verordnung erstmals quantitative Indikatoren
eingeführt, um festzustellen, wie wirksam technische Maßnahmen bei der
Verringerung unerwünschter Beifänge von Jungfischen, Säugetieren (wie
Delfinen, Schweinswalen und anderen Walarten) und Seevögeln sind.

Darüber hinaus soll es Indikatoren geben, mit denen Auswirkungen auf
die Lebensräume im Meer bestimmt werden sollen. Dies ist laut
EU-Kommission ein ganz neuer Ansatz, der einen besseren Überblick über
die Ergebnisse geben und die Beteiligten stärker in die Verantwortung
nehmen soll.

Größter Knackpunkt in den informellen Verhandlungen war die Verwendung
von Fanggeräten mit Impulsstrom. Diese Fangmethode soll ab dem 1. Juli
2021 in der gesamten EU verboten werden. Die Mitgliedstaaten haben
allerdings die Möglichkeit, die Elektrofischerei in ihren
Küstengewässern mit sofortiger Wirkung zu verbieten oder zu
beschränken.

Der vorläufige Kompromiss muss noch formell von EU-Parlament und
Fischereirat gebilligt werden. [aw]



Meldung von EurActiv

https://www.euractiv.com/section/agriculture-food/news/eu-approves-ban-on-electric-pulse-fishing-from-2021/

Reaktion der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-1150_de.htm

 * 

Quelle:

EU-News, 15.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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PROTEST/134: Solidarität mit der russischen Umweltschutzorganisation Ecodefense (BBU)


Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V.

Gemeinsame Pressemitteilung - 18. Februar 2019

Solidarität mit der russischen Umweltschutzorganisation Ecodefense




(Bonn, Lüchow, 18.02.2019) Teilnehmer*innen der 14. Atommüllkonferenz
der Anti-Atomkraft-Bewegung, Anti-Atom-Initiativen und Einzelpersonen
protestieren mit einer Petition gegen sich verschärfende, repressive
Maßnahmen der Putin-Administration gegen die russische
Nichtregierungsorganisatin Ecodefense. Bereits im Juli 2014 hatte das
russische Justizministerium die Umweltorganisation Ecodefense zu
ausländischen Agenten erklärt. Nach erfolgreichen internationalen
Protesten - beispielsweise konnten Urantransporte aus dem
westfälischen Gronau in verschiedene Zwischenlager unter freiem Himmel
an russischen Standorten beendet werden und der Bau eines
Atomkraftwerkes in der Exklave Kaliningrad wurde verhindert.
Ecodefense spielte zusammen mit südafrikanischen Aktivist*innen eine
Schlüsselrolle beim Stopp des Projektes zum Bau von 8 russischen
Atomreaktoren in Südafrika.

Die Nichtregierungsorgansiation Ecodefense (NGO) darf seither stärker
überwacht und zusätzlich kontrolliert werden. Ecodefense setzt sich
stets gegen die Vorwürfe seitens des russischen Justizministeriums zur
Wehr und betont seine Unabhängigkeit. Bisher wurden mehrere
Strafbefehle gegen die NGO erlassen, denen Ecodefense nicht
nachgekommen ist. Lediglich einem persönlichen Strafbefehl gegen den
Direktor der NGO wurde Folge geleistet, um ihn persönlich nicht weiter
dem Druck der Staatsmacht auszusetzen.

Justizministerium eskaliert

In der ersten Februarwoche 2019 hat nun das Justizministerium eine
Eskalation der Lage betrieben: es wurden drei weitere persönlich
adressierte Strafbefehle zugestellt und weitere Geldstrafen in Höhe
von 2,1 Million Rubel (ca. 28.000 Euro) gegen die NGO verhängt. Zudem
wurde das Konto von Ecodefense eingefroren. Ecodefense ist Mitglied im
Climate Action Network und beteiligt sich wie die Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow - Dannenberg e.V. auch im Bündnis Don't Nuke The
Climate kritisch an den Weltklimakonferenzen. Seit 2007 kennen und
schätzen BI-Mitglieder und Vorstände die fachlich fundierte Arbeit der
unabhängigen Umweltorganisation Ecodefense, die sich für den Schutz
der russischen Bevölkerung vor Umweltschäden engagiert und zur
Umweltbildung und -information beiträgt.

Das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen hat zusammen mit
anderen regionalen Initiativen, sowie auch mit dem Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), seit etwa 2005 zahlreiche
Informationsveranstaltungen mit Ecodefense im Münsterland organisiert,
um die Atommülltransporte von Gronau nach Russland zu thematisieren,
die dann vor rund 10 Jahren eingestellt wurden. Der BBU kritisiert
scharf, dass die engagierte Arbeit von Ecodefense für eine lebenswerte
Zukunft massiv behindert wird.

Aufruf zu Solidarität

Angesichts der verschärften Repression gegen Ecodefense rufen die
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg und ihr Dachverband,
der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), international
Organisationen und Menschen zur Solidarität auf. Eine entsprechende
Petition kann und soll verbreitet werden und es wird zu eigenen
Berichten über die Geschehnisse ermuntert. Die Petition wird Mitte
März an die Bundesumweltministerin Svenja Schulze übermittelt, mit der
dringlichen Bitte, dem russischen Justizminister Alexander Konowalow
die Petition zu überbringen und sich dafür auszusprechen, dass sich
auch die russischen Behördenfür die Einhaltung der Internationalen
Menschenrechtskonventionen gegenüber russischen Umweltorganisationen
verpflichten.



Die Petition kann online auf der Internetseite der Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg unterschrieben werden:

https://www.bi-luechow-dannenberg.de

Direktlink:

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/mitmachen/aufruf-zu-solidaritaet-mit-der-russischen-umweltorganisation-ecodefense

Weitere Informationen unter 

https://bbu-online.de

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202014/20.061.14.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 18.02.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AUEN/100: Mehr Freiheit für die Elbe (WWF Magazin)


WWF Magazin, Ausgabe 1/2019

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Mehr Freiheit für die Elbe

von Heiko Schrenner, WWF



Auf mehr als 43 Flusskilometern hat der WWF seit 2001 bei Dessau einen
der größten Auenwaldkomplexe Mitteleuropas renaturiert. Ende 2018
wurde das bislang größte Projekt des WWF in Deutschland offiziell
abgeschlossen.


Die Sonne hat sich gerade durch die Morgennebel eines
vorzeitigen Frühlingstags gekämpft, als ein Seeadler seine mächtigen
Fänge in die ruhig dahinfließende Elbe eintaucht und Sekunden später
einen großen Fisch davonträgt. Er landet mit der Beute auf seinem
Horst, den er in einer riesigen alten Eiche unweit des Flusses gebaut
hat. Dort wohnt er nicht allein.

Etagen tiefer pickt sich gerade ein Mittelspecht durch die rissige
Borke, um eine Bruthöhle für den Nachwuchs zu schaffen. Ganz in der
Nähe an einem Tümpel, den ein Hochwasser hinterlassen hat, nagt ein
Biber mit seinen kräftigen Zähnen die saftige Rinde von den
Weidenästen. Die Reste stapelt er zu seiner Biberburg auf. Deren
Eingang hat er unter Wasser in das Ufer gegraben. Nahe der Biberburg
buhlen blaue Moorfrösche um die Gunst ihrer weiblichen Artgenossen.
Dabei rufen sie mit der Rotbauchunke um die Wette.

Artenvielfalt zum Sehen, Hören und Staunen: Die Auenwälder der Elbe
sind heute wieder ein Naturrefugium - auch dank der Unterstützung
vieler WWF-Förderer.

Neustart in der Aue

Über Jahrhunderte sind die meisten Auenwälder abgeholzt und
trockengelegt werden. Die fruchtbaren Flächen werden intensiv
landwirtschaftlich oder forstlich genutzt. Heute sind nur noch ein
Fünftel der ursprünglichen Auengebiete regelmäßig überflutet.

Dazu gehört auch die Mittlere Elbe bei Dessau. Dort engagiert sich der
WWF seit den 1990er-Jahren mit großen Naturschutzprojekten. Höhepunkt:
Am 2. November 2001 beauftragte der damalige Bundesumweltminister
Jürgen Trittin den WWF Deutschland mit dem größten Naturschutzvorhaben
seiner Geschichte - dem Naturschutzgroßprojekt Mittlere Elbe. Auf 9050
Hektar Fläche sollte die waldreiche naturnahe Überflutungsaue als
Lebensraum für unzählige Tiere und Pflanzen renaturiert und
langfristig gesichert werden. Die Finanzierung von rund 35 Millionen
Euro erfolgte zu drei Vierteln aus Mitteln des Bundes, zu 15 Prozent
durch das Land Sachsen-Anhalt und zu zehn Prozent durch den WWF
Deutschland.

Lebensräume geschaffen

Daraufhin hat der WWF in 17 Jahren zwischen den Mündungen der
Nebenflüsse Mulde und Saale rund 120 Projektmaßnahmen umgesetzt. So
wurden zum Beispiel 160 Hektar Auenwald neu gepflanzt oder
wiederhergestellt, ökologisch wertvolle Magerrasen und die so
typischen Brenndolden-Auenwiesen entwickelt.

Viele natürliche Flutrinnen wurden wieder geöffnet. Gerade sie sind
die Lebensadern der Auen. Die Flutrinnen sind die Ersten, die sich bei
steigendem Pegel mit Wasser füllen - oft kilometerlang. Geht das
Hochwasser zurück, bleiben sie noch lange mit Wasser gefüllt - ein
idealer Lebensraum für Rotbauchunken, Rohrdommeln und viele andere
inzwischen sehr selten gewordene Spezialisten der Aue. Flutrinnen
wurden oft zugeschüttet. Der WWF legte diese Senken an vielen Stellen
wieder frei und machte sie für das Elbehochwasser zugängig.

Gemeinsam mit Landwirten wurde außerdem eine naturnahe, großflächige
Bewirtschaftung des Auengrünlandes ohne Pestizide und Stickstoffdünger
gesichert. Dort finden nun zahlreiche seltene Käfer und Schmetterlinge
wie der Schwalbenschwanz genügend Blüten zum Bestäuben. Mit diesen und
weiteren Renaturierungsmaßnahmen entstanden entlang von mehr als 33
Flusskilometern zahlreiche neue Lebensräume für gefährdete Arten.
Zusammen mit dem Landesbetrieb für Hochwasserschutz und
Wasserwirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt wurde bei Lödderitz ein 7,3
Kilometer langer Deichabschnitt um bis zu 2,5 Kilometer zurückverlegt
- die bislang größte Deichrückverlegung Deutschlands. Seitdem kann die
Elbe dort auf einer Fläche von 600 Fußballfeldern wieder ganz
natürlich über die Ufer treten. Der Elbebiber fühlt sich hier genauso
wohl wie Kammmolch oder Schwarzstorch.

Wenn Deiche weichen

Von der Rückverlegung des Elbedeichs profitieren auch die Menschen vor
Ort. Sie wohnen nun hinter einem neuen, stabilen Deich mit einem
verbesserten Entwässerungssystem. Durch die deutlich größere
Überflutungsfläche steigt der Wasserspiegel der Elbe bei Hochwasser
zudem nicht mehr so stark an. Einst protestierten Anwohner gegen die
Deichrückverlegung. Doch nicht nur die Flutkatastrophen 2002 und 2013,
sondern auch offener Dialog und über Jahre gewachsenes Vertrauen haben
viele Menschen der Region von der Notwendigkeit eines naturnahen
Managements der Mittleren Elbe überzeugt. Der WWF zeigt damit
beispielhaft, dass sich Hochwasserschutz und Naturschutz nicht
ausschließen. Inzwischen hat der WWF rund 1500 Hektar wertvolle
Flächen erworben, um sie langfristig für den Naturschutz zu entwickeln
und zu sichern. Der Auenabschnitt, in dem der WWF das Großprojekt
durchführte, wird nun als Naturschutzgebiet ausgewiesen. Insgesamt auf
2000 Hektar Kernzonen kann sich die Natur ohne den Einfluss des
Menschen in Ruhe entwickeln.

Erfolgsprojekt

Das Team von WWF-Projektleiterin Astrid Eichhorn hat an der Elbe
insgesamt 120 Maßnahmen umgesetzt. So wurde auch die Wilde Mulde
belebt und bei Vockerode rund 800 Hektar weitere Auen renaturiert. Das
WWF-Großschutzprojekt an der Mittleren Elbe ist 2012 von den Vereinten
Nationen als "UN-Dekade-Projekt der biologischen Vielfalt"
ausgezeichnet worden.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Wasser-Akrobat

Dass Flutrinnen sich wieder mit Wasser füllen, freut insbesondere auch
die Rotbauchunke.

Schillernder Jäger

An natürlichen Flussufern finden bedrohte Arten wie der Eisvogel
wieder ein Zuhause.

Elbe und Flut

Auenwälder brauchen nasse Wurzeln. Besonders die Altarme des Flusses
voller Totholz sind der ideale Lebensraum für zahlreiche Arten.

Auf sanften Schwingen

Der Dunkle Wiesenknopf-Ameisenbläuling bevorzugt blütenreiche
Auenwiesen.

 * 

Quelle:

WWF Magazin 1/2019, Seite 20 - 22

Herausgeber:

WWF Deutschland

Reinhardtstraße 18, 10117 Berlin

Tel.: 030/311 777 700, Fax: 030/311 777 888

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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INITIATIVE/399: Tümpel für den Froschkönig (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 20. Februar 2019

Tümpel für den Froschkönig 

Baggereinsatz für den Naturschutz vom Werratal bis zum Rennsteig



Das landesweite Projekt des BUND Thüringen "Tümpel für den
Froschkönig" zur Förderung der Lebensräume von Laubfrosch und
Geburtshelferkröte geht in diesen Tagen in die letzte Runde. Nach
jahrelanger Vorbereitung durch den BUND arbeiten derzeit mehrere
Firmen an der Umsetzung dieses, von der Europäischen Union und dem
Freistaat Thüringen geförderten Projektes. Schwerpunkt ist in diesem
Jahr der Landkreis Schmalkalden-Meiningen. In Sülzfeld bei Meiningen
wird ein stark verlandeter Teich durch das Entfernen der
Schlammschicht und die Abdichtung des Dammes wieder "froschtauglich"
hergerichtet.

Da der Laubfrosch warme Gewässer bevorzugt, werden in der Gemarkung
Berkes im Süden mehrerer Gewässer die Bäume entfernt, um eine optimale
Besonnung zu gewährleisten. Zudem werden sie entschlammt und
erweitert.

Weitere Maßnahmen laufen am Hofsee bei Behrungen und in der Nähe von
Obermaßfeld. Fertiggestellt wurden in der letzten Woche bereits ein
neuer Froschtümpel in Breitungen und in der Gemarkung Reumles bei
Meiningen drei verlandete Teiche. Witterungsbedingt werden zum
Abschluss zwei kleine Gewässer an der Wanderherberge "Weidmannsruh" in
der Nähe des Rennsteiges saniert. Ein Besatz der Gewässer mit Fischen
soll unterbleiben, damit sich die Froscheier und Kaulquappen ungestört
entwickeln können.

Bereits im Dezember vergangenen Jahres war in der Nähe von Gotha die
mit 2.000 Quadratmetern größte Teichsanierung des Projektes
fertiggestellt worden.

Hintergrund: Das BUND-Projekt "Tümpel für den Froschkönig"

Ziel des Projektes ist es, die Lebensbedingungen des Laubfrosches
durch die Revitalisierung von Gewässern zu verbessern und
Quellpopulationen zur weiteren Ausbreitung in die Fläche zu stärken.
Die Wiederherstellung eines funktionierenden Kleingewässernetzwerkes
soll mittel- bis langfristig der Wiederbesiedlung einstiger
Vorkommensgebiete des Laubfrosches dienen. Damit leisten wir einen
Beitrag zur Erhaltung der biologischen Vielfalt in Thüringen.

Das Projekt wird in verschiedenen Regionen in ganz Thüringen
durchgeführt: in den Teichgebieten bei Ebeleben (KYF) und Neustadt /
Orla (SOK), im Werratal bei Meiningen (SM) und auf dem Krahnberg bei
Gotha (GTH).

Ergebnisse aus der ersten Projektphase

Von Mai 2013 bis April 2015 wurde eine erste Projektphase erfolgreich
durchgeführt. Es konnten sechs Teiche entschlammt, fünf Gewässer neu
angelegt und mit Unterstützung von Freiwilligen 20 Gewässer
freigeschnitten werden.

Die genannten Maßnahmen wurden von einer umfangreichen Öffentlichkeits-
 und Umweltbildungsarbeit begleitet. Für die Umweltbildung mit Kindern
und Jugendlichen wurde ein "Laubfrosch-Rucksack" entwickelt, von dem
20 Exemplare an Bildungseinrichtungen in den Projektgebieten verteilt
wurden.

Folgeprojekt mit Erweiterung auf weitere Amphibienarten

Die erfolgreiche Arbeit aus dem Vorgängerprojekt wurde in den Jahren
2016 bis 2019 fortgesetzt. In den beschriebenen Projektgebieten wurden
bisher 11 Gewässer saniert und 3 Teiche neu angelegt.

Besonders dringenden Handlungsbedarf sehen wir aktuell für die
Geburtshelferkröte in Thüringen. Deshalb haben wir im Folgeprojekt
auch Maßnahmen für diese Art vorgesehen. In der Nähe von Trusetal
wurde ein Gewässer neu angelegt. Dort konnten schon im zweiten Jahr
Faden- und Bergmolch, Grasfrosch und Geburtshelferkröte nachgewiesen
werden.

Dieses Projekt wird von der Europäischen Union und dem Freistaat
Thüringen über das Programm "Entwicklung von Natur und Landschaft
(ENL)" gefördert. Die Fördermittel werden von der Thüringer Aufbaubank
gewährt.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.02.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle
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AKTION/241: Keine Patente auf Pflanzen und Tiere aus herkömmlicher Züchtung - München, 27.3. (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. - Gemeinsame
Pressemitteilung, 19.02.2019

Gemeinsamer Aufruf zur Protestaktion am Europäischen Patentamt

Forderung nach sofortigem Stopp der Patentierung herkömmlicher
Züchtung



19. Februar 2019 / Über 20 Organisationen rufen zu einer gemeinsamen
Protestaktion am Europäischen Patentamt (EPA) am 27. März in München
auf. An diesem Tag trifft sich der Verwaltungsrat des EPA, in dem die
38 Vertragsstaaten vertreten sind. Auf der Agenda: Patente auf
Pflanzen und Tiere aus herkömmlicher Züchtung. Zu den Beratungen des
Verwaltungsrates ist nur die Industrie eingeladen. Die Organisationen
wollen mit ihrem Aufruf sicherstellen, dass die Interessen der
Allgemeinheit nicht außen vor bleiben.

Im Juni 2017 hatte der Verwaltungsrat nach öffentlichen Protesten und
nach Vorgaben der EU beschlossen, dass Patente auf Pflanzen und Tiere
aus herkömmlichen Züchtungsverfahren, bei denen keine Gentechnik zum
Einsatz kommt, verboten sind. Im Dezember 2018 entschied das EPA
jedoch, dass der Beschluss des Verwaltungsrates rechtlich unwirksam
sei. Somit könnten diese Patente jetzt doch erteilt werden.

"Wir fordern, dass das rechtliche Chaos am EPA beendet wird, das von
großen Konzernen wie Bayer, Syngenta und BASF missbraucht wird, um die
Grundlagen unserer Ernährung zu monopolisieren", sagt Georg Janßen,
Bundesgeschäftsführer der AbL. "Herkömmliche, konventionelle Züchtung
muss von Patentansprüchen vollständig frei bleiben!"



Der Aufruf wird unter anderem unterstützt von agu -
Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der Gliedkirchen der
Evangelischen Kirche in Deutschland, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL), BUND Naturschutz in Bayern e.V., Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND), Bundesverband Deutscher
Milchviehhalter, Campact!, Die Freien Bäcker, EDL-Evangelischer Dienst
auf dem Lande, FIAN, Gäa e.V. - Vereinigung ökologischer Landbau,
Gen-ethisches Netzwerk, Genussgemeinschaft Städter und Bauern e.V.,
Gesellschaft für ökologische Forschung, IG Nachbau - Gegen
Nachbau-Gebühren, IG Saatgut, Katholische Landvolkbewegung Deutschland
(KLB), Kein Patent auf Leben!, Keine Patente auf Saatgut!, Kultursaat
e.V., Sambucus; Verband Katholisches Landvolk (VKL), Save our Seeds!,
Slow Food München, Umweltinstitut München sowie WeMove Europe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.02.2019

Herausgeber:

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. (AbL)

Bundesgeschäftsstelle

Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm/Westf.
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KINO/5736: Lichtblick-Kino Berlin - Supa Modo, ab 23.02.2019


Supa Modo

D/Kenia 2018, 74'min,

Regie: Likarion Wainaina

mit Stycie Waweru, Marianne Nungo, Nyawara Ndambia u.a.

Ab 23. Februar exklusiv im Lichtblick-Kino!

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Supa Modo feierte auf der 68. Berlinale in der Sektion Generation seine
Weltpremiere. Nun wird der Festival-Liebling exklusiv im Lichtblick-Kino in
Berlin starten.

Der Film

Die neunjährige Jo liebt Actionfilme und träumt davon, selbst eine
Superheldin zu sein. Ihr größter Wunsch: einen Film zu drehen, in dem sie
selbst die Hauptrolle spielt. In ihrer Fantasie vergisst sie, dass sie
unheilbar krank ist. Irgendwann kann Jos Schwester nicht mehr mit ansehen,
wie das lebensfrohe Mädchen die kostbare Zeit, die ihm noch bleibt, nur im
Bett verbringt. Sie ermutigt Jo, an ihre magischen Kräfte zu glauben und
animiert das ganze Dorf, Jos Traum wahr werden zu lassen. Das berührende
Drama des kenianischen Filmemachers Likarion Wainaina, entstanden im Rahmen
einer Masterclass des deutsch-kenianischen Produktionskollektivs One Fine
Day Films/Ginger Ink, erzählt von der Kraft der Fantasie und von einem
ungewöhnlichen Weg des Abschiednehmens.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org
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